
255

fcn verhängen kann. *) Bemerkenswerth ist noch, daß (Art. 18)

die Stelle eines Advocaten mit der eines Anwalts, für unver¬

träglich erklärt wird. — Zu den Hülfs - Beamten der Gerichte

muß man endlich auch noch die Notarien rechnen. Allein es

wird an einer andern Stelle der schicklichere Ort seyn von den¬

selben zu reden.

8 - 3-

Wir wollen nun, nachdem wir von den Namen und Be¬

fugnissen der Richter, so wie der andern bei den Gerichten

mitwirkenden Personen hinreichend gehandelt, zur Erklärung

des gerichtlichen Verfahrens selbst übergehen, wobei wir zuerst

(in diesem Z.) von dem Verfahren in Civil-Sachen, und im

folgenden (§. 4) von dem in Criminal-Sachen reden werden.

— Die nähere und umständlichere Entwickelung dieses Gegen¬

standes gehört in die Rechtswissenschaft. Wir müssen uns da¬

her hier darauf beschränken, dem Leser einen allgemeinen Ueber-

blick zu geben, und werden nur bei Punkten, die entweder

wegen ihrer Eigenthümlichkeit, oder ihrer Abweichung von dem

bei andern Völkern und namentlich von dem in unserm Vater¬

land üblichen Verfahren ein besonderes Interesse darbieten, hin

und wieder in ein näheres Detail eingehen. Da die Form,

welche die Gerichts - Verfassung in den neuesten Zeiten erhalten

hat, ohne Widerrede die vollkommenste ist, welche wenigstens in

Frankreich je bestanden, so wollen wir besonders für das Ver¬

fahren in Civil-Sachen, wo die neuere Form ganz der altern

*) Auch für die Anwälte war, und zwar schon viel früher
durch das Arrets der Consuln vom 13. Frimaire I. 9
(4. Dezember 1800) ein ähnlicher Disciplinar-Rath unter
dem Titel: Kammer der Anwälte (ollsindre äes »von«»)

angeordnet. (Desenno tom. IV. p. 276, 378), womit man

zur näheren Erläuterung das Arrets der Consuln vom 2.
Thermik. 2- 10 vergleichen muß tom. IV. i>- 332.

18
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nachgebildet,nnd fast nur als eine verbesserte Ausgabe dersel¬
ben anzusehen ist, auch bei unserer Erklärung das neuere Verfah¬
ren zum Grunde legen. Um die Verdienste dieser neuern (seit
der Revolution entstandenen) Gesetzgebung gehörig zu würdi¬
gen, ist es vor Allem nöthig zu wissen, in welchem Zustand sie
die Verfassung der Gerichte vorfand. Wir werden daher, wenn
wir das altere Verfahren erklären, vorzüglich dasjenige berück¬
sichtigen, welches durch die oräon. civ. st. 1667 eingeführt
ward, und mit wenigen Veränderungen bis zur Revolution
bestand. *) Der Zustand desselben in noch frühern Zeiten, soll,
um den Faden des Ganzen nicht zu unterbrechen, meistens in
besondern Anmerkungen nachgetragen werden. Uebrigens war
der Geist des Verfahrens in Civil-Sachen schon seit viel frü¬
hern Zeiten als derjenigen der Verfassung der oräon. civ. ä.
1667 (eigentlich schon seit der festen Einrichtung des Parla¬
ments von Paris) im Ganzen derselbe, wie unmittelbar vor
der Revolution und auch noch jetzt; wovon man sich leicht
überzeugenwird, wenn man die oräon. civ. (ä. 1667) mit den
ältern Bestimmungen, insbesonderemit der von Villers - Cotte-
rets (unter Franz dem Ersten im I. 1539), der von Orleans,
von Roussillon und von Moulins, (alle drei von Carl dem
Nennten in den I. 1560, 1563, 1566), der von Blois (von
Heinrich dem Dritten im I. 1579) und eben so mit den noch
altern, die sich unter den oräonnsnceg än Imnvro befinden,
so wie auch mit den Schriften der ältern praktischen Juristen,
z. B. der Von BvUtillier, dem Stylus ksrlgmcnti, Imkert
krstigue juäicisiro, und andern vergleicht. Allerdings war
das ältere Verfahren (vor der oräon. civ. ä. 1667) mit einer
unendlichen Menge von Formalitäten überladen. **) Der

*)Um allen möglichen Mißverständnissen zuvorzukommen, be¬
merken wir hier ein für allemal, daß wenn in der Folge
von dem ältern Verfahren geredet wird, darunter allezeit
das hier genannte (durch die oräon. civ. ä. 1667 einge¬
führte, und bis zur Revolution bestehende) verstanden wird.
Wenn von dem Zustand desselben in noch frühern Zeiten
die Rede ist, wird es ausdrücklich erinnert werden.

**)Die meisten historisch wichtigen werden in der Folge'ange¬
führt werden.
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große Einfluß, den die Geistlichkeit im Mittelalter ausübte,
hatte *)*dic weitläufigen, von dem kanonischen Recht vorge¬
schriebenen Formen auch in die weltlichen Gerichte eingeführt.
Die Würde und Wcißheit der Parlamente hielt indessen die
Macht der Geistlichkeit in Frankreich mit größerm Erfolg, als
in irgend einem andern Lande, nieder. Besonders ward durch
dieselben in Civil - Sachen die Oeffentlichkeit und Mündlichkcit
des Verfahrens bei den höchsten und untersten Gerichten erhal¬
ten. — Doch gehen wir zu der Erklärung dieses Verfahrens
selbst über.

Bei Anhebung einer Klage kommt es vor Allem darauf
an, bei welchem Gericht und an welchem Ort sie angebracht
werden muß. Wir handeln indessen hier nur von dem letzter»
Umstand; indem von den übrigen, zur Compctenz eines Gerichts
nöthigen Erfordernissen theils schon geredet worden, theils an
einem andern schicklichern Ort geredet werden soll. In Bezie¬
hung auf den Ort, stimmt das neue Verfahren mit dem
ältern, und, wir mögten sagen, mit dem durch die natürliche
Billigkeit vorgeschriebenen, fast gänzlich übereilt. Die allge¬
meine Regel ist: der Kläger muß dem Verklagten folgen (aetor-
se^uitur torui» rei). Persönliche Klagen gehören daher vor
das Gericht des Orts, wo der Verklagte wohnt, oder wenn er
keine bestimmte Wohnung hat, wo er sich aufhält. Dingliche
Klagen müssen bei dem Gericht, in dessen Bezirk der streitige
Gegenstand liegt- gemischte, nach Gutdünken des Klägers, bei
dem Gericht, wo der Verklagte wohnt, oder die Sache gelegen
ist,**) angebracht werden, (aast. 6 . xrocc-'ä. »rt. 59). Ueber-

*)Man findet in dem ersten Confcrenz - Protocoll über die
oräon. civ. die Klagen des damaligen ersten PräsidentLamoignon über diesen Punkt.

**) Auf die Competenz in Hinsicht des Orts, hat noch eine
große Menge von Umständen Einfluß, die hier nicht näher
durchgegangen werden können. Man sehe Art. (59 — 74)
des voll. ck. prooöcl. und liv. I. tit. 3 des voll. civ. nebst
den Commentatoren, z. B. Lerrisr - Ssint - ?i-lx x. 119 .
Wir bemerken nur noch, daß sowohl nach der neuen als
alten Gesetzgebung Klagen wegen Gewährleistung (äemsn-
äe« en garsnüs) bei dem Gericht, wo die Klage über
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dem kann rmd muß man sogar zuweilen bei Mschlicßnng von
Contracten u. d. g. einen gewissen Ort bestimmen, dkssen Ge¬
richten man sich in Beziehung auf die Erfüllung des Contracts
unterwirft, so daß zugleich alle gerichtlichen Mittheilungen,
Vorladungen u. s. f. an diesem Ort und in der Wohnung eines
ebenfalls genannten Anwalts oder Bevollmächtigten, geschehen
können, (voll. oiv. »rt. 111). Man nennt dieses einen selbst-

gcwählten Wohnort (stomieils ölu). Auch das alte Gesetz
kannte denselben, (IHrlere Dior. äo Oroit» ^rt. Dornioils
eonventiounel). — In Frankreich ward von jeher ein Rechts¬
streit damit angefangen, daß man dem Gegner durch einen
Gerichts - Diener (Huissier) den Gegenstand der Klage bekannt
machen und ihn zugleich auf einen bestimmten Tag vor das
Gericht laden(sjourner)* *) ließ, um das Urtheil aussprechen zu

die Hauptsache anhängig ist, angebracht werden müssen
(voll. st. xroeöst. sr t. 59, oi-ston. 6. 1667 tit. Vlll. si t. ,8).
.— Es gab in der alten Gesetzgebung noch eine Menge
Privilegien in Beziehung auf die Competenz, und zwar
auch auf den Ort, wo die Klage angestellt werden mußte.
So brauchten die Bürger von Paris als Verklagte (auch
bei dinglichen- und sogar bei Criminal - Klagen) sich nir¬
gends als vor dem Gericht von Paris einzulassen. I^oi--
rier Oiot. st. Oroit. srt. Oom^sloacs und Lonrgeols stö
ksris.

*) Zu den Zeiten der Carolinger und noch früher war, wie
schon S. 16 erinnert worden, msnniro, gstmsllsr« oder
sst ivsllum vovsro dafür üblich. Doch findet sich Lsplm-
Isr. lit». 5- csp. Z03 auch sstjornsre. Dieses letztere Wort,
kommt von stios, stiurnu» her, woraus das Lat. des Mit¬
telalters „sstjornsro" und endlich das französ. gstjorner,
sjaiirnor, sjournemolit gebildet worden. In den ötghlis-
sem. st. 8r. l.ouis ist sjorner, sjornoment der gewöhn¬
liche Ausdruck für Vorladen; doch wechselt es zuweilen mit
„»tornioi'." Seit dieser Zeit ist „sjourner" das ganze
Mittelalter hindurch bis zu den neuesten Zeiten das ge¬
wöhnliche Wort für Vorladen geblieben, welches in den
Verordnungen der Könige und sonstigen Schriften unzäh¬
ligmal vorkommt. (Man sehe z. B. die Note von S. 9l).
In einigen Fallen wird Vorladung durch „oirsrian" gege¬
ben. Nach der alten Gesetzgebung ward die Vorladung
vor die geistlichen Gerichte so genannt. Da diese nur in



hören. Schon zur Zeit der Salischen Gesetze (l!t. I. 3) waren

diese Vorladungen (jedoch durch Zeugen) bekannt. Allein auch

in den Verordnungen der Könige des Dritten Geschlechts, fin¬

det man sehr früh Bestimmungen darüber. Insbesondere stan¬

den sehr harte Strafen darauf, wenn Jemand es wagte, die

Hnissiers an der Ausübung ihrer Dienst-Verrichtungen zu hin¬

dern, oder sich ihnen zu widersetzen. Im I. 1367 ward der

Prinz von Wallis, der einen Huisster, der ihn vorladen sollte,

daran gehindert hatte, von dem Parlament für einen Rebellen,

und aller seiner Besitzungen in Guyenne für verlustig erklärt.

Nach art. 31 der oräon. von Moulins (vom I. 1566) sollten

die Hnissiers bei ihren Amts-Verrichtungen einen Stab (uns

vei-go) in den Handen tragen, und jeder, den sie damit berühr¬

ten,* *) sollte bei Strafe sein Recht zu verlieren, oder des ihm

angeschuldigten Vergehens als überführt angesehen zu werden,

verbunden seyn, ihnen zu folgen. Nach Art. 34 derselben Ver-

bestimmten Fallen eine Gerichtsbarkeit über die Weltlichen
hatten, so mußte, nach einer Verordnung Ludwigs des
Zwölften vom I. 1512 Art. 46, in jeder Vorladung vor

die geistlichen Gerichte der Grund, worauf sie geschah, an¬

gegeben seyn. Ein Huissier durfte also nur auf ausdrück¬
lichen Befehl des Richters eine solche Vorladung machen.
(Illorrioro vier. ä. vrolt. »kN. citstio»). Es kommt

höchst wahrscheinlich aus einem ähnlichen Grund, (man

sehe das Folgende), daß auch jetzt die Vorladungen vor

die Friedens-Gerichte nicht „sjournemens" sondern „oi-
rmions" heißen. Schon in dem Decret der Constituiren-
dcn vom 14. und 18. Oktober 1790 über das Verfahren

bei den Friedens - Gerichten werden sie so genrnut. (vs-
86NU6 roin. III. 258, 229).

*) Dieses war in den letzten Zeiten vor der Revolution und
ist auch jetzt nicht mehr gebräuchlich. Die constituircnde

Versammlung hatte indessen durch ihr Decret vom 28. Fe¬
bruar 1791 (vesonno rvln. in, p. 283) diesen Gebrauch

Wieder hergestellt. siN. 8. „Vos ofüeiors ruivistöriels
vbsrgös äv llexsmnion äes jugemens, insväsmons. . . .
vontr« na viro^oa Ini presenteroat uao baglistte blsnobe
vn 1e 80 Mmallt cl'obeir. ^.U88itüt sprs8 1'agysritioo tle
ee 8IHN6 <ls ls pui88anoo xnbliiuo taut« rssislancs 8eru
röputoe rsbolliov."
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ordmmg sollen Beschimpfungen und Mißhandlungen der Huis-
siers in ihren Amts - Verrichtungen mit dem Tod bestraft wer¬
den, und begibt sich der König für diese Fälle ausdrücklich des
Bcgnadigungs-Rechts. *) — Das wichtigste, wodurch sich diese
Art, einen Prozeß anzufangen von der bei uns üblichen unter¬
scheidet, ist, daß eine solche Vorladung, ohne alle Mitwirkung
des Richters, auf das einfache Gesuch einer Parthei geschieht.
Dieses hat für den Kläger, besonders bei einfachen und liqui¬
den Forderungen, (die der Verklagte oft auf die blose Vorla,
düng abzumachen eilt) große Bequemlichkeit. Darum hat die
neuere Gesetzgebung sie auch, mit wenigen Ausnahmen, (wovon
unten ein Näheres) nicht allein zugelassen, sondern als uner¬
läßlich vorgeschrieben. Nach der ältern und ältesten **) Ge¬
setzgebung war, wie fast bei den meisten Gegenständen, auch
bei diesem Alles schwankend, unbestimmt, und nach Verschieden¬
heit der Personen und Gegenden verschieden. Nach der oräon.
civ. 6. 1667- rit. ll. srt. 10 konnte man zwar in der Regel
den Gegner ohne Auftrag oder Befehl des Richters vorladen
lassen. ***) Allein es fanden erstens viele Ausnahmen davon

Oräon. ä. kloulins. srt. 34. „Ookonäons snr peins äs
ls vlo ä tous nos subjoots, äs gnolgno gnslitv gu'ils
so^ont, vutrsger ou oxooäor snoun äs nos ollloiers,
linisslers on sorgen» (sissns on exploitsns soto äo jus-
tioo, äont n'ontonäons vstro ex^oäieos lottros äs grsos
on äo roinission. lCt si psr iin^ortunitö snonno estoit
xsr nons scooräoe, ns vouloos nos jugos ^ svoir sn¬
oun esgsrä."

**)Die älteste wird indessen hier erst von den Zeiten Ludwigs
des H., oder noch bestimmter von derjenigen, wo das Par¬
lament seinen festen Sitz zu Paris erhielt (vom 2. 1302),
angerechnet.

^*)„Iws sjournornens /-omro-rk otro lsits äevsnt tous jugo,
sn csuso ^rinoipslo st äszipol ssns suoune vontmission
ni lnanäornont enoors gue los sjournos eussent leur
äomioilo lrors lo rossort äos jugos psr äovsnt iesguols
ils soront sssignös." In der ersten über die oräon. sie.
gehaltenen Conferenz (M. s. S. 149) bemerkte der Präsi¬
dent Lamoignon, daß nach den Gcwohnhcits - Rechten eini¬
ger Provinzen, die Vorladungen in Rctractsachcn nicht



Statt. Vor die Parlamente z. B. durften (tft. HI. art. 12)

nur diejenigen ihren Gegner auf diese Weise (d. h. s»n8 arrvt

vi eowmiLsion) vorladen lassen, welchen das Vorrecht zustand.

anders als mit Erlaubniß des Richters geschehen könnten.

Er setzte hinzu, daß der Gebrauch, eine solche Erlaubniß
nachzusuchen, so wie eine Menge Formalitäten nur durch

Nachahmung des kanonischen Rechts in das französ. Ge¬
richts- Verfahren eingeführt worden. Wirklich ward auch

unter den beiden ersten Königs-Gcschlechtern der Verklagte

in bürgerlichen Sachen „ siguls äs matu 8uo iä S8t äsliliertsts vsl Iiaersäitate soin^sllanäu8 est (M. s. S. 16),
ohne Befehl oder Auftrag des Richters, durch die Parthei

selbst vorgeladen. Allein unter dem Dritten Königs-Ge¬
schlecht ward schon früh d»s Gegentheil gesetzlich vorge¬
schrieben- In der großen Verordnung Philips des Schö¬
nen vom 23. März 1302, wodurch das Parlament seinen
festen Sitz zu Paris erhielt, heißt es art. 28 „Inllikomus,us 86rvlentS8 lasiant säjorusiusnta, 8Su sitationv8 sins
prascopto 8enS8s1iaIIi, Laillivi, I'rsp 08 lti, Visarii, Vi-
seeomltis gut julliols." Zlllcin diese Verordnung ward,
wie es scheint, bei weitem nicht allgemein befolgt. Zu den
Zeiten Boutillicrs (im I. 1402) war in Beziehung auf
diesen Punkt in den verschiedenen Provinzen auch ein ver¬

schiedenes Verfahren üblich. Derselbe theilt nämlich meh¬

rere Formulare von Vorladungen mit, so wie sie in denoü I'on U8S äs sommi88iou^ gebräuchlich waren.
Eines derselben (8om. Hur. liv. I. tit. 32) enthält, nach

einer kurzen Auseinandersetzung der Forderung des Klä¬
gers, folgenden Befehl au den Huissicr ftsrgsut). „Lr
xour cs S8t-il guv nou8 voua sommanäon8 st sommet-
ton8 gus V0U8 aäjorus^ 168 ält8 IlsIiAisux (diese waren
die Verklagten) ä eornparoir par äsvaut N 0 U8 8ur Isslisux soutentisux: lLt s'il vou8 appsrt äss cbo8S8 äss-
su8äiots8 psr souks88ion äs partie ou uutrsmsnt, äus-
inent, eontraignsr! Ie8äist8 Ksligisux ä S688er st cls8i8tsr
äu troubls st srnp68sbemont xar eux 4ait ou nii8 su
la sbo8v Iitigisu8s st ä äelai88er la 8Sl8lns gu'Ü8 äisnt
svoir.st 8i Is8clists Ilsligisux. 8S

vppo8eut au coutrairs ou 80 ^sut äslsvsna ou rek'u8an8,

vou8 Is8 säjorns!» a esrtain st compstsot jour paräs-
vant nou8 ou no8trs I,isutsnant au 8iego Illoyal ü 8t.
(luintin ets." — Der Verklagte konnte nun die schrift¬

liche Mittheilung der Klage nebst den Gründen (gar ssrit

sr libsils) verlangen. War Einer im Besitz gestört wor-
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in ihren Rechtsstreitigkeiten *) schon gleich in erster Instanz
die große Kammer des Parlaments zum Richter zu haben,
(wie das allgemeine Krankenhaus von Paris, die Pairs in
Sachen, die ihre Personen und Pairien betrafen u. s. f.) Alle
übrigen bedurften, wenn sie Jemand, sowohl in der ersten In,
stanz als bei der Appellation, vor die Parlamente oder über,
Haupt vor die Gerichte letzter Instanz (vor die Gerichtshöfe,

oorirs) laden wollten, einer eigenen Erlaubniß, entweder einer
von der Kanzlei darüber ausgefertigten Urkunde **), oder eines
richterlichen Beschlusses (oräon. ä. 1667. lir. II. srt. 12).
Uebcrdem durfte man in dem ehemaligen Frankreich, obschon
die meisten Prozesse ohne Dazwischenkunft des Richters, mit

den (on oomxlsinote äs nouvolletö), so waren (liv. I.
rir. 3) zwei Vorladungen nöthig. Der Störende ward
nämlich zuerst aufgefordert an dem Ort, wo er die Stö,
rung gemacht hatte, zu erscheinen „xour voir onteriner

la vomplaiaote." Der Herausgeber von Boutil., Cha-rondas bemerkt, daß zu seiner Zeit (i. J.1603), es der Vor¬
ladung „sur lo Uou^ oontontieux" nicht mehr bedurft habe.
In der im I. 1615 von GuenoiS besorgten Ausgabe der

„kratiguo juäioiaire par Imkert" wird Uv. I. eksp. 1.
x. 5. bemerkt, daß die Vorladungen bald auf Befehl des
Richters, bald blos durch den Dienst der Huissiers geschä,
hcn, und daß man sich in dieser Hinsicht nach dem Ge¬
richtsgebrauch des Hofs, wobei der Prozeß anhängig wä-
re, richten müßte. Es gab sogar, wie ebenfalls dort be¬
merkt wird, bei einigen Gerichten bestimmte Huissiers (ser-
L6ns), welche vorzugsweise vor den andern das Recht
hatten, die Vorladungen ohne Befehl oder Erlaubniß des
Gerichts zu machen. Man konnte, statt bei dem Richter
einen Vorladungs-Befehl nachzusuchen, denselben auch wohl

(idiä ellilp. 2) auf dem Secretariat erhalten, wo denn
der Gerichts-Sccretair ihn ausfertigte „ot los stoi>v-

sokent los grelliors saus lo jngo : paroo (los aäjour-
. nomens) no oontleonoot goiok suoun."

*) Dieses bestand schon zu den Zeiten Boutilliers (5ow. klar.
tiv. I. tir. 3) und wahrscheinlich noch viel früher.

**) Eine solche Urkunde, wovon wir unten ein Muster mitthei¬
len werden, enthielt einen königl. Befehl oder Auftrag

(oommission) an jeden Huissicr (su promior nostre liuis-

sier snr eo re«juis) die Gegen-Parthei vorzuladen.



263

einer Vorladung durch den Huisskcr, eingeleitet wurden, diesel¬
ben doch auch mit einer Bittschrift an den Richter (rechte,
regnete introcluctive) anfangen. *) Auf diese Bittschrift,
worin man sein Gesuch, die Thatsachen und die Gründe vor¬
trug, gab der Richter eine Verfügung (oräonnsnes) , vermöge
welcher man den Gegner vorladen ließ. **) Im Lauf der
Revolution, (durch das Decret des National - Convents vom
3. Brumaire I. 2, 24. Oktober 1793, vesenne tom. III.
x. 507) ward indessen diese Art, die Prozesse anzufangen,
gänzlich abgeschafft, und verordnet, daß es nur vermittelst der
Vorladungen durch die Huissiers (xsr exploit) geschehen soll¬
te. ***) Ein Beschluß (grrete) der Consuln vom 18. Fructid.
2- 8 (5. September 1800) (vesenne tom. IV. p. 274) erklärte
zwar, daß dieses Decret des Convents durch das Gesetz vom
27. Ventose I. 8 stillschweigend abgeschafft sey. Allein das
Gesetzbuch Napoleons über den Civil-Prozeß (coä. ä. proeeä.

*)Bel den Parlamentenwar es Sitte, alle Klagen in sum¬
marischen Sachen durch eine Bittschrift einzuleiten, unter
welche einer der Richter oder der Gerichts-Secretair
schrieb „viennent les psrties" oder „soitpsrtie sppellee"
wenn nämlich kein Anwalt bestellt war, wie denn in sum¬
marischen Sachen bei den Untergerichten, nach (srt. 6 rit.
XVII. orclon. <Z. 1667) die Partheien sich ohne Anwalt
vertheidigen durften. Man s. kerriere vier. <l. vroit.
srt. csuse sommsire.

Was die Form einer solchen Bittschrift betrifft, so fieng
sie mit dem Titel und Namen des Richters an. Dann
folgte: supplie Iiumblement un tel. Nun kam die Aus¬
einandersetzung der Sache und der Gründe, endlich das
Gesuch selbst: ce consiclerö il vous plaise etc. Ganz
am Ende hieß es: et vous leres dien oder et vous le¬
res justiee.

***)srt. 2. „V'ussge äes reguete» est supprimö äsn» toutes
les sllsires et äsns tous les trilrunsux, meme su tridu-

nsl cle csssstion, et il ^ sers supple'e psr un simple
memoire." — srt. 1. „les eitstions <lsns les tritzunsux

äe äistriot seront lsites psr un simple exploit, gui
enonoers /aconr^ueMe»^ l'odjet, sinsi gue les motils tlo

Is llemsnäe, et äesigners lo trilrunsl, le sour et l'üeure
äe Is oompsrutiou."
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mv-1, setzte (kirt. 59, 60, 61, 415, 456, 10411 die Bestimmun¬
gen des Decrets vom 3. Brmn. I. 2 wieder in Kraft, und er¬
laubte nur für wenige außerordentliche Fälle, wo eine beson¬
dere Schnelligkeit erforderlich ist, wo einer Gefahr vorgebeugt
werden muß u. d. g., kurz wo der Richter schon vor Anhörung
der Gegenparthei eine Anordnung treffen muß, die Einleitung
des Prozesses durch eine Bittschrift. *) Nach den Bestimmun¬
gen dieses Gesetzbuchs muß in den meisten Fällen, welche nicht
zu der Competenz des Friedensrichters gehören, ein Sühne-
Versuch vor diesem letztem der Vorladung vor das Tribunal
vorhergehen (cocl. 0. prooöä. olv. »m. 48 — 581. Erst, wenn
dieser mißlungen, oder die Gegen-Parthci nicht erschienen ist,
kann man die letztere vor das Tribunal laden lassen. Der
Vorladung muß sogar eine Abschrift des Protocolls über das
Nichtgelingen des Sühne-Versuchs oder das Nichterscheinen der
Gegen-Parthei beigefügt seyn. (o. 6. g. »ii. 651.

Was nun die Art dieser Vorladung und die dabei nöthi¬
gen Formalitäten betrifft, so geschah dieselbe in den ältesten
Zeiten mündlich. Eben darum mußten Zeugen **) (i-eoorüs)
dabei seyn. Erst Ludwig der Zwölfte setzte durch seine Ver-

*) Das Dccret der Constituircndcn (vom 14. Octobcr 1790.

Oesonne tom. lll. z>. 2571 über das Verfahren vor den
Friedens-Gcrichtcn bestimmte (tir. I. ari. 11, daß die Vor¬
ladungen vor den Friedensrichter durch einen schriftlichen
Act (osllulol desselben, der auf Begehren der einen Par-
thci ausgefertigt ward, und kurz den Gegenstand der Klage
enthielt, geschehen sollte. Durch rir. X. grt. 5 desselben
Decrets wurden jedoch die Friedens-Gcrichte in den Städ¬
ten hiervon ausgenommen, indem bei diesen die Vorladun¬
gen, wie gewöhnlich, durch einen Huissier geschehen sollten.
Die Bestimmung von 1. 6t. I. dieses Decrets bezog
sich übcrdcm nur auf solche Fälle, worin die Friedensrich¬
ter wirklich urtheilten. Das unter dem Direktorium erlas¬
sene Gesetz vom 26. Vcntose I. 4 (16 März 17961 dehnte
sie auch auf die Vorladungen zum Sühne-Versuch aus.

(vesenno tom. IV. zi. 1381- Allein der ooll. Z. procöä.

srt. 1, 4, 52 stellte die gewöhnlichen Vorladungen durch
einen Huissicr wieder her. Man sehe jedoch art. 6.

'*1 Dieses schrieb schon das Salische Gesetz (tit. I. 31 vor. —



265

^ ordnnng vom März 1498 fest, daß alle Vorladungen schriftlich
? abgefaßt*) werden, und den Inhalt der Klage nebst den Grün-
^ den enthalten sollten (äonnss psr ssrir st liKeUls). Dennoch

blieb auch bei diesen schriftlichen Vorladungen die Zuziehung
"4 von Zeugen nöthig, wie auch die Verordnung von Villcrs-
"g ^ Cotterets (erlassen im I. 1539) Art. 9 wiederholt vorschreibt:

„gue suirsnt nos gnoisnnss oräonnsnsss tous aäsornsmsns
>l seront (sists a persoune ou äomioüs vu prsssnss äs recoräs

st äs tesmoins hui ssront inssrips au rapport st exploist
I äs l'kuissisr ou Sergent sur peine cle äix livres karisis
I ä'smsnäs sontre ceux ^ui ssront trouvvs en laute." Diese
h Verordnung, eine der wichtigsten für die Gerichts - Verfassung
k setzte Art. 22 noch hinzu, daß dem Verklagten eine Abschrift
»j der Vorladung übergeben, oder an seinem Haus zurückgelassen
>kl werden müsse. ,,^us äs toutss eoiumissions st aäsournsnisns

seront tenus Iss sergsns laisser la sopis sves I'sxploist
H aux aäsournss, ou ä leurs gsns st servitsurs, ou Iss at-
» tssker ü la ports äs Isurs äomisillss, snvores ^u'ils ns
^ lusssnt Point äsmanäss, st sn (siro insntiou par l'exploist,
< st es aux ässpen» äss äemaaäeurs st poursuivsns, st ssuk

ä Iss rssouvrsr sn kn äs sause." Hierdurch ward eine
Menge der frühern Uebelstande gehoben (wovon noch spater

^ die Rede seyn wird), und das Verfahren bei den Vorladungen
dem neuesten fast gleich. (M. s. noch Imkert krar. juäis. liv. I.

*) Zu der Zeit, wo die Vorladungen mündlich geschahen,
pflegte, um allen Zweifeln zuvorzukommen, der Huisstcr
dem Amtmann Anzeige (relativ, rspport) davon zu ma¬
chen, wenn er Jemand vorgeladen hatte. Die Formel da¬
zu war: vous ülonssignsur ls Lailli.
ruon trss-äouts (ou rsäouts) ssignsur. ülonssignsur,
plaiss vous ssavoir, gus ls.s'ai intime uu tsl
pour comparoitrs ets. " Daß der Gebrauch der schrift¬
lichen Vorladungen in Frankreich erst so spat aufkam,
rührte gewiß von dem Mangel an Leuten, die Lesen und
Schreiben konnten, her. Wie es in dieser Hinsicht in frü¬
hern Zeiten aussah, laßt sich daraus schließen, daß noch
in der oräon. ä. 1667 tit. II. art. 14 allen Huissicrs, die
nicht schreiben können, befohlen wird, in Zeit von drei
Monaten ihre Stelle» niederzulegen.
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cd->p. 1,2). Nach den Bestimmungender neuesten Gesetzgebung
enthält *) die Ausfertigung (l'exxloir) der Vorladung (und
zwar unter Strafe der Nichtigkeit) das Jahr, den Monat und
den Tag, wo die Vorladung geschehen, den Namen und Wohn¬
ort des Verklagten (äälonävur), und des Huissier, welcher die
Vorladung gemacht, nebst Erwähnung der Immatrikulation des
letztem, so wie auch der Person, welcher die Urkunde überge¬
ben worden; ferner das Gewerbe (proldssion), den Namen
und Wohnort des Klägers (äomsnäeur) , die Bestellung des
Anwalts, der für ihn auftritt, dessen Wohnsitz von Rechtswegen

*) Die Formalitäten der Vorladungensind nach der oräon.
ä. 1667 tir. II. fast dieselben, wie die durch den ooä. ä.

xi-oot-ä. vorgeschriebenen. Nach (tit. ll. srt. 2) der erstemmußten die Gcrichts-Diener sich bei den Vorladungen noch
von zwei Zeugen (räooräs) begleiten lassen. Allein durch
das Edict vorn Aug. d. I. 1699 ward dieses wieder ab¬
geschafft, und dafür verordnet, daß die Vorladung inner¬
halb drei Tagen controlirt (jetzt einregistrirt) werden sollte.
Auch nach dem ooä. ä. procoä. bedarf es keiner Zeugen
bei einer Vorladung. Dieselbe mußte, nach der oräon. 6.
1667 aber, so wie jetzt, dem Vorgeladenen entweder inPerson oder an seiner Wohnung einem seiner Hausgenos¬
sen oder Diener übergeben werden. Traf der Huissier
keine dieser Personen zu Haus, so schlug er nach der or¬
äon. ä. 1667 die von einem Nachbar, oder wenn es kei¬
nen Nachbar gab, von dem Orts-Richter unterzeichnete
Vorladung an die Thüre des Hauses an. Jetzt übergibt
er sie diesem Nachbar oder nöthigenfalls dem Maire des
Orts (o. ä. x. srt. 68). Fremde wurden in frühern Zei¬
ten (vor der oräon. ä. 1667), nach eingeholter Erlaubniß
des Gerichts, an der Gränze unter Trompetenschall von
einem Gerichts-Diener vorgeladen, welche Form auch noch
in einigen andern Fällen angeordnet ward. (I-nbert kis-
tigno juäioisire. liv. I. obsp. 6). Die oräon. ä. 1667
rit. II. srt. 7 änderte dieses dahin ab, daß Fremde in derWohnung (äs botol8) des General-Prokurators des Par¬
laments, worunter das Gericht, das über die Sache zu
entscheiden hatte, stand, vorgeladen werden sollten. Der
ooä. ä. prooeä. srt. 69 setzte dafür den Wohnort (äorni-

eilo) des Staats - Prokurators des gcnanuten Gerichts,welcher die Vorladung visirt, und dem Minister der aus¬
wärtigen Angelegenheiteneine Cvpie davon mittheilt.
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für den voni Kläger gewählten angesehen wird; den Gegen¬
stand der Forderung, nebst einer kurzen Auseinandersetzung der
Gründe u. s. f. (o. 6 . g. srt. 61, 64. Man vergleiche orcl. 6.
1667 tit. II. srt. 16 und srt. 1). Stützt sich dieselbe auf be¬
sondere schriftliche Beweise, Urkunden u. d. g., so muß eine
Abschrift oder ein Auszug aus denselben der *) Vorladung bei¬
gefügt werden; ohne daß jedoch die Versäumniß des letztem
Punktes die Strafe der Nichtigkeit nach sich zöge (o. 3. x. o.
srt. 65, orä. 3. 1667 tit. II. srt. 6). Die Vorladung enthält
Überbein (und zwar ebenfalls unter Strafe der Nichtigkeit) die
Aufforderung an den Verklagten innerhalb einer bestimmten
Frist vor einem ebenfalls ausdrücklich genannten Tribunal zu
erscheinen. Diese Frist ist nach der jetzigen Gesetzgebung in
der Regel für alle, die in Frankreich wohnen, 8 Tage. Für
die Ausländer ändert sie sich aber nach Verschiedenheit der Ent¬
fernung ihres Wohnorts. Doch hat der Präsident überhaupt
das Recht, sie in dringenden Fällen auf das Gesuch (sur In
roguute) einer Parthei abzukürzen (c. 3. p. srt. 72, 73). **)
In ganz alten Zeiten war der Vorgeladene verpflichtet ***)

*) Jede Parthei kann die Mittheilung oder Einsicht der gegen
sie gebrauchten Actenstücke im Original oder in einer amt¬
lichen Ausfertigung (grosse) derselben verlangen (e. 6. g.
srt. 188). Das Gesetz (srr. 188 —192) hat für diese
Mittheilungen solche Vorschriften gegeben, daß eine Ent¬
wendung oder Vorenthaltung nicht zu fürchten ist.

**)Nach der or3on. 3. 1667 waren die Fristen anders be¬
stimmt. Man sehe tit. III. und Xl. derselben. Nach bei¬
den Gesetzgebungen (o. 3. p. srt. 1033, orllon. rl. 1667.
tit. III. srt. 6) wird der Tag der Vorladung und der
Verfalltag in der gesetzlich bestimmten Frist nicht mitgerech¬
net, so däß nach der jetzigen Gesetzgebung der Verklagte
zwischen dem Tag der Vorladung und dem Verfalltag acht
freie Tage hat.

***)8oiu. Hur. lir. I. tit. 6- „ kresentstion est so^ eomsta-
roir en ^ersönne ou psr proeureur en Is Oour, ou
sueun gui ost s3journe, su jour sssigne ä I'lleure 3eue,
lo jugo sesnt en tribunsl et Oour svestie 3'bommes,
si e'est 6» Oour jugesnt par Oonjüro 3u 8eigneur.
Lt si e'est on Oour clo 8ouvorsin il sullist so^ ^re¬
zenter su gretlier ^ui connnis ^ est."
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nach Ablauf dieser Frist vor dem Gericht zu erscheinen, oder
wenigstens sich bei dem Gerichts - Sccretair zu melden. Mein,
da die Partheien auf diese Weise (besonders bei Vorladungen
ohne Befehl des Richters) ganz unvorbereitet ankamen, so
war es schon sehr lange zur Sitte geworden, daß ein anderer
Act von Seiten des Verklagten, sein persönliches Erschei¬
nen vor Gericht ersetzte. Nach der alten und neuen Gesetzge¬
bung *) besteht dieser darin, daß der Verklagte einen Anwalt
bestellt, und dieses, so wie den Namen desselben, dem Kläger
mittheilt. Innerhalb 14 Tagen (äans In luiurmiiie) **) nach

*) Gemäß der neuen, innerhalb der Vorladungs-Frist (o. ä.
p. srt. 75), gemäß der alten, innerhalb der ersten 8 Tage
nach dieser Frist (oräon. ä. 1667. tit. III. art. 5). In
dem durch die or-äon. c>. 1667 eingeführten Verfahren fin¬
det man indessen doch noch eine Spur der alten Regel
(daß jeder nach Verlauf der Vorladungs-Frist sich persön¬
lich stellen mußte), indem (tit. IV. srt. 1) vorgeschrieben
wird, daß bei allen Gerichten, wo ein Gerichts-Sccretair
für die Anmeldungen (Arel'lisr äos prvsentations) ange¬
stellt war, der Verklagte so wie auch derjenige, der zur
Fortsetzung einer Appellation aufgefordert war (l'sntioipo),
sich innerhalb einer bestimmten Zeit (von 8 oder 14 Tagen,
nach Ablauf der Vorladungs - Frist), auf dem Secretariat
melden und den Namen seines Anwalts dort eintragen
lassen mußte. Der Kläger, Appellant und Anticipant wur¬
den durch Art. 2 von der Beobachtungdieser Formalität
entbunden, indem der Name ihres Anwalts durch die Aus-
fertigung (i'exploit) der Vorladung bekannt war. Allein
das Edict vom April 1695 Art. 6, und die dazu gehörige
Erklärung vom 12. Juli desselben Jahrs, stellten auch in
Beziehung auf die letztem (den Kläger u. s. f.) die alte
Regel wieder her. Bei dem Parlament von Paris besorg¬
ten die Anwälte selbst die Anmeldungen statt ihrer Par¬
theien. (kerriors Diot. cl. Oroit. srt. Präsentation).
Nach der neuern Gesetzgebung ist diese Formalität sowohl
für den Verklagten als den Kläger ahgeschafft.

**) Die Franzosen drücken bekanntlich die Zeit, die wir vier¬
zehn Tage nennen, durch guinsaine, guinse jours aus.
Die Verschiedenheit entsteht daher, daß sie sowohl den
torrninus a cpio als den all guern mitzählen, und wir
nur einen derselben (den letztem) in Rechnung bringen.
Wer z. B. an einem Sonntag Etwas nach 14 Tagen zu
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dieser Bestellung eines Anwalts theilt gemäß der neuen Gcsetz-
gcbnng der Verklagte dem Anwalt des Klägers seine Vertheil
digungs-Gründe (lldlenses) schriftlich nüt. Er erbietet sich zu¬
gleich, ihm die Beweisstücke (les pisces ä I'sppni) entweder
freundschaftlich von Anwalt zu Anwalt, oder durch das Sekre¬
tariat zukommen zu lassen. Innerhalb der nächsten acht Tage
läßt der Kläger seine Beantwortung dieser Gründe dem Ver¬
klagten ebenfalls instnuircn. Hiermit ist das Verfahren unter
den Anwälten der Parthcicn (nach der neuen Gesetzgebung)
geschlossen (o. ck. p. »it. 80, 8l). Die alte war sogar noch
strenger hierin. Der Verklagte mußte (oi-llon. ll. 1667 tit. V.
«rt. 1) innerhalb der gesetzlichen Frist nicht allein seine Grün¬
de, sondern auch eine Abschrift seiner Beweisstücke instnnircu
lassen. Der Kläger (tit. XIV. srt. 1, 2) hatte nur drei Tage
Zeit darauf zu antworten. Jeder fernere Schrift-Wechsel unter
den Anwälten war verboten* *); welches indessen bis zu den
letzten Zeiten (vor der Revolution), nach der Klage aller
Schriftsteller, nur sehr schlecht beobachtet ward (Vor Nero Diot.
6. Droit art. vupligues). Man brachte die Schriften zwar
nicht unter dem alten Namen (llupligues, tripligues u. s. f.),
sondern unter dem Titel: «lires, oder Gesuche (regußtes) vor,
mit der Entschuldigung,in den ersten Schriften sey Etwas

thun verspricht, versteht darunter, daß er an dem zweiten
Sonntag, der nach dem des Versprechens folgt, dasselbe
erfüllen werde. Dieser zweite Sonntag ist aber der 15te
oder I4te Tag, nachdem man den Tag des Versprechens
mitzählt oder nicht. Die französ. Sprache ist indessen
hierin konsequenter als die deutsche. Denn, wenn wir
„über acht Tage" sagen, so zählen wir den torminus a
guo allerdings mit.

*) Orllon. ll. 1667 tit. XIV. srt. 3. „slrro^eons I'ussge
lies clupligues, tripligues, adclitions peemieies et seeon-
ckes et sutres eeritures semblsbles: tlekenclons ä tous
suges cl ^ avoir egsrcl et cle les passer er, tsxe." Mail
muß indessen diese Schriften (dupligues u. s. f.), die, ehe
die Sache vor das Gericht kommt , die Anwälte sich hin
und her mittheilten, nicht mit deiyenigen verwechseln, die,
wenn das Gericht die Einleitung des schriftlichen Verfah¬
rens verordnet, abgefaßt werden, wovon sogleich ein Nä¬
heres.



270 *

Übergängen oder vergessen, oder es sey ein neuer Beweis, auf¬
gefunden u. s. f. Es scheint fast, die Gerichts-Verfassung habe
nothwendig durch das wilde Gesetz des National-Convents
vom 3. Brnm. I. 2 (24. Oktober 1793; vssenne rom. IH.
x. 507) durchgehen müssen, um diese eingewurzelten Fehler und
Mißbrauche abzustreifen. — Erst nachdem die eben genannten
Schriften unter den Anwälten und Advocaten gewechselt, und
dieselben mit den Gründen und Gegen - Gründen bekannt sind,
kommt (sowohl nach der alten als neuen Gesetzgebung) die
Sache eigentlich vor das Gericht. Ist Eine der Partheien
saumselig, und läßt die gesetzlichen Fristen vorbeigehen, so steht
es der andern frei, die Sache früher bei Gericht anhängig zu
machen. Die Art, wie dieses geschieht, und der fernere Fort¬
gang des Verfahrens ist nach der neuen Gesetzgebung (womit
die alte fast übereinstimmt), wie folgt: die Sache wird von
dem Anwalt einer Parthei auf dem Secretariat des Gerichts
angemeldet, und dort nach dem Datum der Anmeldung, in eine
für alle angemeldeten Sachen bestimmte Liste (rols) eingetra¬
gen. Der Präsident vertheilt nun auf dieser Liste alle ange¬
meldeten Sachen in der Ordnung, wie sie vor Gericht vorkom¬
men sollen. Bei Eröffnung der Sitzung derjenigen Kammer,
welcher der erste Präsident *) vorsteht, liest der Gerichts-Die¬
ner diese Liste oder Rolle ab. Hat eine Parthei versäumt,
einen Anwalt zu bestellen u. s. f., so wird dann schon gleich
das Contumacial-Urtheil auf das Gesuch der andern Parthei
ausgesprochen. Die andern Sachen werden, mit einigen Aus¬
nahmen, von dem ersten Präsident unter die verschiedenen Kam¬
mern vertheilt. Für jede Kammer wird eine besondere Liste
angefertigt. **) Eine gewisse Menge der darauf getragenen

*) Die Appelhöfe sowohl als Tribunale erster Instanz sind
nach Erforderniß der Geschäfte in mehrere Abtheilungen
(Kammern) getheilt. Der Erste und Vorsteher des ganzen
Gerichts wird bei einem Appelhof erster Präsident - bei
einem Tribunal der ersten Instanz nur Präsident genannt.
Bei den Appelhöfen heißen nämlich die Vorsitzenden in den
einzelnen Kammern Präsidenten, bei den Tribunalen erster
Instanz aber Vice-Präsidentcn.

**) Der Gebrauch dieser Rollen ist in Frankreich uralt. In
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Sachen wird acht Tage, ehe sie vor Gericht vorkommen, in

dem Gcrichtssaal der Kammer ausgehängt. Am ersten Gerichts¬

tage der auf die Aushängung folgenden Woche, werden meh¬

rere Sachen von dem Huissier nach der Ordnung, wie sie in

der Liste der Kammer aufgeführt sind, aufgerufen. Die beider¬

seitigen Anwälte machen nun ihre Antrage, d. h. sie tragen ibr

Gesuch dem Gericht kurz vor. Diese Antrage müssen indessen

der Gegen-Parthei drei Tage vorher insinuirt, und schriftlich

abgefaßt, so wie von den Anwälten unterzeichnet, dem Gerichts-

Sccretair in der Sitzung übergeben werden. (Heer-, imxor. 6.

30- lilsos 1808. srt. 33, 70, 71, 72. Dosen. ton,. IV. 11. 445).

Nachdem nun die Anwälte diese Anträge (oouolurious) gemacht* *),

dem folgenden Abschnitt wird noch näher davon geredet
werden. Nach dem jetzt bestehenden Verfahren werden

indessen nicht alle Sachen in die Rolle eingetragen, son¬
dern solche, welche eine schleunige Entscheidung erfor¬
dern, werden, auf bloss Denkschriften, vor den in die

Rolle eingetragenen Sachen abgemacht. In Hinsicht des
nähern Details sehe man vorzüglich das kaiserl. Dccret
vom 30. März 1808 über die Polizei der Tribunale, das
Gesetz vom 20. April über die Justiz - Organisation, und
die sich darauf beziehenden kaiserl. Decrete vom 6. Juli
und vom 18. August 1810 (Dosen. ooä. gonor. torn. IV.

x. 438.', 466 , 474, 490).

*)Boutillier (8om. Dur. liv. I. tit. 21) sagt, Die Klage
müsse ein Syllogismus seyn, der seinen rnsjor und minor
babe, und worin das eigentliche Gesuch des Klägers den
Schlußsatz bilde. Daher das Wort „conoluslon" für

Gesuch oder Antrag. Am Ende mußte man (nach Bou-
tillier) noch hinzufügen, daß man die Erstattung der Ko¬
sten verlange, oder nach Umständen, daß der Verklagte in
eine Geldbuße (smonäe), oder zum Schadens - Ersatz vcr-

urtheilt werde. Den Betrag gab man zwar an, setzte in¬
dessen hinzu: „ou tolles gmeustes et punitions guv 6s
la 6isorotion 6o Is 6our vorrs ostre ä ksiro, et vo gus

6o rsison et justioe sppsrtionstrs. " Ohne diesen Zusatz
lief man nämlich Gefahr, wenn man zuviel gefordert hatte.

Nichts zu erhalten. Am Schluß verwahrte man sich noch

in einer andern Hinsicht, indem man hinzufügte: „Olli-snr
s prouver 6o mes lsits, neAstions, oontr-estits, ou 6o-

liats, gui äosiront xreuve, taut <zuo suküro 6ovrs a ma

19



seht der Präsident einen Tag fest, wo die Sache in der öffent¬
lichen Sitzung verhandelt werden soll. Beiderseitige Advoca-
tcn *) tragen alsdann ihre Gründe und Gegen-Gründe dem

conclusion atteinstro oa taut gue groavor en poarra^."
— Die letzten Worte waren nöthig: denn, wer sich anbot.
Alles zu erweisen, der lief, wenn er dieses nicht genau
ausführte, Gefahr, abgewiesen oder gar gestraft zu wer¬
den. Auch noch jetzt ist die größte Vorsicht bei Abfassung
dieser Anträge erforderlich. Man kann dieselben zwar im
Lauf des Prozesses andern, wenn die Umstände es erfor¬
dern. Uebcrhaupt wird angenommen, daß die in der Si¬
tzung übergebcncn das eigentliche Gesuch der Parthei ent¬
halten, worüber der Richter zu sprechen hat. Sind diesel¬
ben von den in der ersten Flugschrift enthaltenen verschie¬
den, so wird angenommen, der Kläger habe auf sein erstes
Gesuch Verzicht geleistet. Die neuen Antrage, wenn sie
zulässig seyn sollen, müssen indessen in einem bestimmten
Zusammenhang mit den crstcrn stehen, und nur eine Modi¬
fikation oder eine Folge derselben seyn. (Uerriat - Laint-

oours <!e proov'Ü. tom. I. g. 237). Allein was das
wichtigste ist, der Richter spricht nur über diese Anträge,
und kann einer Parthei Etwas, was sie in ihren Anträ¬
gen nicht gefordert hat, nicht zuerkennen, wie großes Recht
sie auch immer darauf hat. (Merlin. Rexert. art. conela-
sioa).

"JNach 3lt. 85 d. eoä. 6. xrooöcl. können die Parthcien,
jedoch nur unter dem Beistand ihrer Anwälte, sich auch
selbst vertheidigen. Doch hat das Gericht die Besugniß,
ihnen den Gebrauch dieses Rechts zu untersagen, wenn es
sieht, daß sie aus Leidenschaftlichkeit oder Unkundc nicht
im Stande sind, die Sache mit der gehörigen Schicklich-
keit, oder mit der zur Belehrung der Richter nöthigen
Deutlichkeit vorzutragen. Die Gerichte können überdem
(art. 87) in Fällen, nw durch die öffentliche Verhandlung
große Uebelstände oder öffentliches Aergerniß entstehen könn¬
ten, verordnen, daß die Sache bei verschlossenen Thüren
(ä buis clos) d. h. mit Ausschliessung des Publikums,
verhandelt werden soll. Allein das Gericht muß darüber,
nach vorhergegangener Berathung, förmlich abstimmen, und
es noch nberdcm der Behörde (die Tribunale erster Jn-

»stanz dem Gcneral-Procuratordes Appelhofs, und die Ap-
pelhöfe dem Justiz-Minister) nebst den Gründen anzeigen.
Zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung in den öffentlichen



gestimmten Gericht mündlich und öffentlich vor, worauf das

Urtheil erfolgt; nachdem in den Sachen, wo das Gesetz es

vorschreibt (voll. 6. proc. art. 83 — 84), oder wo der Staats-

Procurator es verlangt, vorher der Antrag desselben ver¬

nommen worden. Die Abstimmung bei Abfassung dieses Ur¬

theils geschieht im Geheimen, d. h. so, daß das Publikum die

Meinung der einzelnen Richter nicht erfahrt. Allein es wird

öffentlichausgesprochen.* *) —Dieses ist der gewöhnliche und

regelmäßige Gang eines Prozesses. Es ist offenbar, daß das

Verfahren dabei eben so schnell als zweckmäßig ist. Dadurch,

daß die Anwälte, ehe die Sache vor das Gericht kommt, einige

Schriften untereinander wechseln, lernen sie die Gründe und

Gegen-Gründe, die Stärke und Schwäche der Parthcien ken¬

nen , und demgemäß richten sie ihr definitives Gesuch ein.

Sitzungen enthalten die Gesetzbücher über das gerichtliche

Verfahren in Civil- und Criminal- Sachen die strengsten
Vorschriften (voll. cl. prooöä. si-r. 10 —12, 89—92 ; oocl.
ä'instruct. crim. sri. 504— 508). Die Ruhestörer, die
auf die Aufforderung der Huissiers nicht sogleich zur Ord¬
nung zurückkehren, werden auf der Stelle ergriffen, und
wenigstens 24 Stunden festgesetzt. Bei Beleidigung des
Gerichts erkennt es selbst über die Bestrafung des Beleidi¬

gers (e. ll.p. srt.91). Schon das Dccret der Conftituircnden
vom 6. März 1791 (vesen. wrn. IV. x. 283) enthielt
srt. (2 — 5) nahe dieselben Bestimmungen.

*)Nach der jetzigen Gesetzgebung selbst dann, wenn das Ge¬
richt die schriftliche Verhandlung des Prozesses (wovon so¬

gleich) angeordnet hat. Doch gibt es drei Fälle, welche

hiervon ausgenommen sind. (UerrikN-Ssillt-I'l'ix cours si.xrocöcl. tom. I. p. 28- not. 43). Der wichtigste ist, wenn
über Fehler der sogenannten ministeriellen Beamten, welche
weder in der öffentlichen Sitzung begangen, noch entdeckt

worden sind, ein Urtheil erlassen wird. Die ganze Ver¬

handlung geschieht alsdann nach Bestimmung von Art. 103
des kaiserl. Decrets vom 30. Mai 1808. (vesen. tom. IV.
x. 438) in der Rathskammer (wo das Publikum nie Zu¬
tritt hat). Da wird auch das Urtheil ausgesprochen, wo¬
gegen, selbst wenn es von einem Tribunal der ersten In¬
stanz erlassen wird, weder Appel noch Caffation Statt fin¬

det; es sey denn, daß es die Suspension eines Beamten
verordnete.
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Eben darum sprechen die Richter, wie in der Note von S. 272

bemerkt ist, nicht über die Anträge, welche in der ersten Klage

(der Vorladungs-Urkunde) enthalten sind, sondern über diejeni¬

gen, welche die Anwälte in der öffentlichen Sitzung vorbringen

und schriftlich abgefaßt überreichen. Der einzige Vorwurf, der

sich gegen dieses Verfahren vielleicht machen liesse, ist, daß da¬

durch die Sachen zuweilen, ohne gehörig instruirt zu seyn, vor

die Gerichte gebracht werden könnten. Allein durch die Ocf-

fentlichkeit der Gerichte wird der Ehrgeiz der Advocaten be¬

ständig angereizt, so daß sie sich wohl hüten, sich den Vorwurf

von Nachlässigkeit oder Unordnung von Seiten der Richter

zuzuziehen. Auch kann der Richter, wenn er es für nöthig hält,

von Amtswcgen eine nähere Jnstruction *) verordnen, (v. 3.

x. srt. 34, 38, 252, 295. Ueberhaupt, wenn die Partheien in

den Thatsachen nicht einig sind; wenn die Echtheit einer Ur¬

kunde zu ermitteln, *) das Gutachten von Sachverständigen

einzuholen, **) an Ort und Stelle Etwas zu besichtigen ***1

ist, oder Zeugen zu vernehmen ****) sind, so geschieht dieses

Alles auf Befehl, und unter Leitung des Gerichts und zum

Theil durch die Person eines Mitglieds desselben. Auch die

Partheien können auf die Anstellung einer solchen Untersuchung

antragen. Von einigen dieser Beweismittel, deren Einleitung

meistens durch ein vorbereitendes oder intcrlocutorisches Urtbeil

angeordnet wird,, soll gleich unten noch näher geredet werden.

In Fällen der Art, die wir so eben genannt haben, und

in andern ähnlichen, kann es den Richtern oft bedenklich schei¬

nen, auf den blosen mündlichen Vortrag der Partheien,, ohne

nähere Untersuchung ihrer Aktenstücke, zu entscheiden. Die

Richter können alsdann verordnen", daß eine nähere Berathung

(llölibore) über die Sache Statt finde, oder daß die Entschei¬

dung an einem andern bestimmten *****) Tag, nachdem das

*) e. 3. x. iöre xsrt. liv. Ik. tit. 9, 10. srt. (193 — 251).

»*)ikiä. tit. 14. srt. (302 — 323).

***)ibi3. tit. 13. srt. (295 — 301).

**»*)it,i3. tit. 13, 15. srt. (252 -294) und srt. (324—336).

*****) Das Urtheil ist indessen nicht nichtig, wenn es auch an



Gericht die Beweisstücke eingesehn so wie die Gründe und Gegen-
Gründc näher erwogen, erfolgen soll. Diese Anordnung einer
nähern Berathung geschieht entweder ohne- oder mit Ernennung
eines Bericht-Erstatters. In dem letzter» Fall werden beiderseitige
Anwälte durch dieses Urtheil zugleich angewiesen, ihre Akten¬
stücke auf dem Büreau des Gerichts niederzulegen, welches auch
zuweilen im erstem Fall, wenn kein Bericht-Erstattcr ernannt
wird, geschieht (o. ä. x. srt. 93 , lllerlin Uöpert. srt. Oöli-
lxz'ro).* *) Die Aktenstücke müssen indessen, so wie sie sind, d. h.
ohne sie zu ändern oder neue hinzuzufügen, dem Gericht über¬
geben werden; daher man auch sagt: „l os äulibol-os so ju^one
6N l'otst go'ils so rrouvont. " Weigert eine Parthci sich ihre

Actcnstücke zu übergeben, so wird der Bericht auf die der an¬
dern abgestattet. Ueber die Art diesen Bericht abzustatten
wird sogleich näher geredet werden.

Findet endlich das Gericht eine Sache sehr verwickelt, so
kann es so. ll. x. c. art. 95) die Einleitung des schriftlichen
Verfahrens verordnen. Dieses darf indessen nur nach Anbö-
rung der Partheien durch ein förmliches, nach Stimmenmehr¬
heit erlassenes Urtheil geschehen, wodurch zugleich der Bericht-
Erstatter ernannt wird (srt. 95). Selbst wenn für einen Pro¬
zeß in der ersten Instanz das schriftliche Verfahren Statt ge¬
funden hat, muß er in der Appellations - Instanz zuerst münd¬
lich verhandelt (o. ä. x. srt. 461), und die schriftliche Ver¬
handlung kann uur eben so, wie in der ersten Instanz, durch
ein darauf crfolgtes förmliches Urtheil erkannt werden; worin
die neuere Gesetzgebung von der ältern (vor der Revolution)
abweicht. In der Regel darf jede Parthei nur Eine Schrift
einreichen, der Kläger zuerst und dann der Verklagte (o. ä. x.

einem andern als dem bestimmten Tag erlassen und aus¬
gesprochen wird.

*)Dcr ooä. cl. xrooöä. spricht gerade nicht unmittelbar von
llülibörös o hn e Erncnnung eines Bcr i cht-Erstat-
ters (sit. 93—94). Allein die Sache selbst ist (srt. 116)
allerdings darin begründet. Auch ist es dem alten und
neuen Sprachgebrauch der Gerichte gemäß clolido'res svoo
nominstion er «Zoliborvs ssas »owination ä un
lour zu unterscheiden.
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o. srl. 95 — 100.) Jede Schrift muß man der Gegen-Par-
thci nebst einem Verzeichniß der Beweisstücke, Urkunden u.
s. f. insinuircn lassen. Die letztem selbst werden ihr nicht
unmittelbar mitgetheilt, sondern 24 Stunden nach der In¬
sinuation der Schrift muß derjenige, der sie insinuircn läßt,
seine Aktenstücke auf dem Secretariat niederlegen.Dieses heißt
in der gerichtlichen Kunstsprache das offen legen oder die Vor¬
legung der Aktenstücke (xroäuire, xrocluotion). Die Anzeige,
daß dieses geschehen sey, muß ebenfalls und zwar gehörig be¬
scheinigt, innerhalb 24 Stunden nach Insinuation der Schrift,
welche die Gründe enthält, der Gegen-Parthei insinuirt werden.
Die Einsicht und Mittheilung der Beweisstücke erhalt die letztere
auf dem Secretariat. *) Die Antwort des Verklagten geschieht
auf die nämliche Weise. Wenn er seine Beweisstücke auf dem
Secretariat niederlegt, muß er zugleich, wenn es nicht schon
geschehen, die seines Gegners dem Secretariat wieder zustellen.
Will eine Parthei neue Beweisstücke vorbringen, so steht ihr
dieses, (unter der Verpflichtung sie der Gegen-Parthei auf die
Art, wie eben gesagt, mitzutheilen) zwar frei; allein sie muß
es ohne Hinzufügung neuer schriftlicher Aufsätze thun. **)
Die Gegen-Partheihat acht Tage Zeit, um die neuen Beweis¬
stücke und Gründe zu beantworten (am. 102, 103). Versäumt
eine der Partheien ihre Gründe oder Beweisstücke innerhalb
der gesetzten Fristen vorzubringen,so wird der Bericht auf die
wirklich (wenn auch nur von einer Parthei) eingereichten Ak¬
tenstücke erstattet. Nämlich nach Ablauf der Fristen, oder so¬
bald beide Partheicn ihre Aktenstücke beigebracht haben, werden
diese sämmtlich von dem Secretariat dem durch das Urtheil
bestimmtenReferent (rsxxorteur) mitgetheilt, welcher die wich¬
tigsten Thatsachen und Gründe in einem schriftlichenBericht

*) Doch dürfen Aktenstücke, wovon keine Urschrift vorhanden
ist, (-»rr. 189) ohne Einwilligung der Parthei, welche sie
niedergelegt hat, nicht von dem Secretariat weggebracht
werden.

**) Eigentlich verboten ist dieses nicht. Allein es dürfen keine
Gebühren dafür gerechnet werden, (e. ä. x. c. art.
102 ).



zusammenstellt. Dieser muß selbst, wen» nur eine nähere Be¬
rathung verordnet ist (nn rspxort suo üölibörö) nach der
neuern Gesetzgebung in der öffentlichen Sitzung abgestattet wer¬
den (o. 6. x. L. srt. 111). Der Richter, welcher damit beauf¬
tragt ist, tragt indessen nur die Thatsachen und Gründe der
Partheien vor, ohne seine Meinung auszusprechcn. Die Ver¬
theidiger dürfen zwar auf keinen Fall dagegen das Wort neh¬
men. Allein sie haben das Recht, dem Präsident auf der
Stelle schriftliche Bemerkungen über die Thatsachen i einzureichen,
die nach ihrer Ansicht in dem Berichte entweder unvollständig
oder nicht richtig angeführt sind. Hierauf zieht sich das Ge¬
richt in die Rathskammer zurück um das Urtheil zu erlassen,
welches aber öffentlich ausgesprochen werden muß. Dieses letz¬
tere ist durchaus nöthig, so daß ein Urtheil als nicht cristircnd
angesehen wird, und abgeändert werden kann, bevor es öffent¬
lich ausgesprochen ist. Derselben Ansicht gemäß, dürfen bei
der Verkündigung eines Urtheils nur diejenigen Richter anwe¬
send seyn, welche dein Vertrag der Advocaten u. s. f. ebenfalls
beigewohnt haben. Durch die Anwesenheit noch anderer Rich¬
ter wird, nach der Jurisprudenz des Cassationshofs,das Ur¬
theil nichtig. (Merlin. Uepert. srt. Zement). Jetzt (und
überhaupt seit der Revolution) wird von der schriftlichen Ver¬
handlung der Prozesse nur ein sehr sparsamer Gebrauch ge¬
macht. Desto häufiger geschah dieses aber früherhin. Zwar
waren die Gesetze dieser Art des Verfahrens,wodurch offenbar
einem Einzelnen (dem Bericht-Erstatter)ein zu großer Einfluß
auf die Entscheidung eingeräumt wird, nie günstig. *) Die
vräon. ä. 1667 enthält (tit. XI. art. 9) die ausdrückliche Be¬
stimmung, **) daß das schriftliche Verfahren und selbst die

*)Man konnte daher auch ein Mitglied des Gerichts als
Bericht-Erstatteraus Gründen verbitten Oöonser) , die
nicht hinreichend waren, es als Richter überhaupt zu ver¬
bitten. (M. s. l8orriLt-8aint-1?j?ix 6ours ä. tom. I,
p. 243 not. 8 vt 9, und die dort angeführten ältern
Schriftsteller).

^*)„^uouno osuse no pourra ötro gppointv'o »n cousvil,
«n clroit, on a rnettr«, si o« n'ost vn I suäienco ä Is

zfluralitö «los voix ä poino üo nullito, el soront tonns
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Nicdcrlegung der Aktenstücke nur durch ein förmliches, in
der öffentlichenSitzung nach Stimmenmehrheit erlassenes Ur¬
theil verordnet werden könne. Allein da die Bericht-Erstat-
ter für jede ihrer Arbeiten bezahlt wurden (Sporteln lepioes)
erhielten), so hegten die Gerichte eine große Vorliebe für
das schriftliche Verfahren. Auch gab es gewisse Gegen¬
stände, wofür es von Rechtswegen Statt fand. Zu dieser
Zahl gehörten Rechnungs- und Liquidations-Sachen,* *) und
besonders alle diejenigen Prozesse ohne Ausnahme, die schon in
erster Instanz schriftlich verhandelt worden. Das Urtheil, wo¬
durch für einen Prozeß das schriftliche Verfahren angeordnet
ward, hieß „sppointeinent." **) Dasselbe bestimmte zugleich
die Punkte, worüber die Partheien das Gericht näher aufklä¬
ren sollten. ***) Es gab mehrere Arten dieser Urtheile. Die
wichtigsten waren sppointornentä inettrs und sppointement
en äroit ä öeriro et proänirv. Durch ein Urtheil der ersten
Art, welches in minder verwickelten Sachen zu erfolgen pflegte,
(oräon. ä. 1667 rir. XIV. »rt. 7) wurden die Partheicn ange¬
wiesen, ihre Gründe und Beweisstücke innerhalb einer Frist
von drei Tagen dem Gericht zu übergeben, damit auf den
Bericht eines damit beauftragten Richters Jeder ihr Recht zu¬
erkannt würde. Mous, xour otro Isit äroit sux psrtios, los

les jug68 äo äälibörsr preslsbleinent, 8» ls 0SN80 sers
sppointos ou jugöe, svsnt Hue ä'ouvrir lenrs opinions
snr lo lonäs: oo c^oi sors obsorvö äans tontes nos

vours, jurisäictions ot justioos^ rnöme vello äes 8oi^-
nours."

*) Wenigstens, wenn die Partheien es verlangten. Oräon. 6.
1667. tit. XI. srt. 10. tit. XXIX. srt. 13-

**)lat. sppnnotnstio, (sppnnotusre, sivo sppunotsre, sp-
xointer); welche Ausdrücke in der gerichtlichen Spracheder Franzosen uralt find. M. s. Vn-Osn^o 8^sar. sä
voo. sppunotsre.

***)„6'e8t xsroe gne lo jn^o 6xe et äösi^no psr oo jugo-

rnont los points äo I'stlsiro ^n'il läut öclsiroir, gn^il
s ötö sppollo sppointelnont, ä'sutsnt in'sppointer sig-
nitio lixer ot reäniro guolcjuo cliose s un point." Vor-

rioro Oiot. ä. Oroit. srt. apppointernent.



svons gppoint^68 ä mottre cksn8 troi8 jour8 Ieur8 piooe8 et
äo«8ier8 ot inventairo äo zirolluetior» entre l«8 msin8 äs
Ur. Iv 6on5eülor ....). Nach diesem Urtheil Übergaben
die Partheien aber nicht, (wie jetzt bei Anordnung einer nähern
Berathung, äelikörö) ihre Papiere, so wie sie waren, dem
Gericht; sondern dieses Urtheil mußte von einer Parthei (Is
xlu8 äiliZento) ausgelöst und nebst einer Bescheinigung, daß
dieselbe ihre Beweisstücke auf dem Sccretariat niedergelegt ha¬
be, der Gegen--Parthei insinuirt werden. Erst von dem Tag
dieser Insinuation an lief die Frist von drei Tagen, innerhalb
welcher die Gegen-Parthei verpflichtet war, ihre Aktenstücke
ebenfalls dem Gericht zu überreichen. Allein Chicane und Ge¬
winnsucht hatten in dieses Verfahren allerlei Weitläufigkeiten
eingeführt. Oft wurden mehrere Schriften hin und her ge¬
wechselt. Der Mißbrauch ward so arg, daß schon im I. 1689
das Parlament sich genöthigt sah ins Mittel zu treten. Das¬
selbe erließ den 25. November d. I. eine Verordnung (sri-ör
klö reßlement), wodurch in Fällen, wo es durchaus nöthig
war, bei Jncidentpuncten u. d. g. zwar erlaubt ward, noch
eine Schrift zu überreichen, doch so, daß dieselbe auf eine blose
Verordnung des Richters dem Gegner mitgetheilt, und höchstens
in drei Tagen beantwortet werden müßte. Aus dem bis hier¬
hin Gesagten sieht man, daß das sxpoilltement ä ivettre von
dem jetzt gebräuchlichen Befehl die Acten auf dem Büreau des
Gerichts niederzulegen,verschieden war. Im ehemaligen Frank¬
reich kannte man indessen auch das jetzige Verfahren. Dasselbe
ward damals wie jetzt äslibsrö genannt, und konnte sowohl
mit- als ohne Ernennung eines Bericht-Erstatters angeordnet
werden. *)

^xpointemsnt en äroit s eorirs ot proäuiro war ein
Urtheil, wodurch die Einleitung des eigentlichen schriftlichen
Verfahrens angeordnet ward. Dieses letztere war vorzüglich
vor der oräov. ä. 1667 mit unendlichen Weitläufigkeiten **)

*) Ickorlin Hoport. und vorzüglich k'orrioro Oiot. ck. Oroit
irrt. Oolilrorv und sppointomont ü iriottro.

**) Besonders war dieses der Fall wenn es nicht ganz fest¬
stand, über welche Thatsachen die Partheien uneinig wa-
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und Mißbräuchen aller Art verbunden. Es war überhaupt

Characteristisch bei dem ältesten Verfahren (vor der oräon. 6.

1667), daß fast zu jedem Schritt, um den der Prozeß fort,

rückte, ein besonderes Urtheil erfordert ward. War z. B. der

Kläger durch ein Urtheil angewiesen, seine Gründe schriftlich

auszuführen, so bedurfte es noch eines andern Urtheils, um

dem Verklagten die nämliche Verpflichtung aufzulegen. Die

ren. Sie wurden dann durch ein Urtheil angewiesen, die¬
ses durch Schriften (psr seertisselnsns), wovon die erste

innerhalb acht Tagen mitgetheilt, und nach nochmals acht

Tagen beantwortet werden mußte, aufzuklären. Nach
Auswechselung dieser Schriften vereinigten die Partheien
sich auf dem Secrctariat, und stellten mit wechselseitiger

Bewilligung die Thatsachen zusammen, die sie zu bewei¬
sen gedachten. Dieser schriftlich verfaßte Auszug ward

einem dazu ernannten Richter versiegelt zugestellt. Fand
aber über die Thatsachen, welche die eine und andere Par-
thci zu beweisen gedachte, kein Zweifel Statt, oder waren
die Behauptungen der Partheicn einander gerade entgegen¬

gesetzt, so wurden sie vermöge eines Urtheils angewiesen
(spxoinlöes) durch intsnält» zn schreiben. Dieses, seit
der oräon. 166-7 in der gerichtlichen Sprache veraltete

Wort, bezeichnete die Absicht der Partheien in Beziehung
auf die Beweise, oder dasjenige, was sie eigentlich zu be¬
weisen beabsichtigten. In Folge des eben genannten Ur¬
theils mußten sie Artikelweise die Thatsachen, die sie be¬
weisen wollten, schriftlich aufsetzen, und dem Gericht ein¬

reichen. Hierauf erfolgte nun ein neues Urtheil, wodurch
die intsaäits für zugestanden erklärt (un seeonä klppoin-
tswtznt, psr Isgnel los intenälts stoient ässlsrss pour
sssoräös) und die Partheicn angewiesen wurden, die vor¬

gebrachten Thatsachen innerhalb der Frist eines Monats
vor einem dazu ernannten Richter zu beweisen, welcher

dann zu der Untersuchung, der Abhörung der Zeugen u.s.f.
schritt. Dieses Verfahren war in Frankreich uralt. Sehr
bestimm t wird dasselbe in einer Verordnung des Königs

Johan Nes Zweiten, gegeben zu Hesdin Oj-uä Hisäinum)

im Deze mber 1363. (Oräon. äu d.onvr. tom. III. p. 649)

erwähnt- In derselben heißt es srt. 13. „Volumns in-
supsr, g noä äilatio äs trsäenäis grtieulis inkra tres
äiss sl, s.ntigno consessa sirinitor ol-ssrvstur, nisi enria
longiorsnr äilrNionem consossorit st ex csusa.^ srt. 14.
„^rtieulis igitur traäitis äsntur per Luriain Oomlnissa-
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oräon. ä. 1667 bestimmt daher rir. Xk. srr. 12. „I/gp^ointe-

ment en äroir ä eerire er proäuire «ers äe bnitsine, er

einporters sussi re'glvment ü eontreäire äsns xsreil äels^,

envore gue eels ne soir exprime äsn« I'spxoinrement."

Eben so war, wenn Eine der Partheien die Frist, innerhalb

welcher sie ihre Gründe und Beweisstücke einliefern mußte, nicht

beobachtete, noch ein besonderes Urtheil erforderlich, welches

rii sä coneoräsnäos srrioulo« «ine sumptu, tenesninr

in8uper psrles ip«e inkrs czninäensln sriienlos eonoor-

äsre, nee poternnr ästnin reeminum prorelsre. " Zur

Aufklärung dieses dunkeln Gegenstands wollen wir noch
anführen, was Boutillicr über das schriftliche Verfahren
seiner Zeit sagt. Derselbe unterscheidet (liv. I. rir. 221
die Schriften, die gewechselt wurden, in e«erir» psr me-
rnoirs, psr intenäit und psr knit« vonirsire«. Das Ge¬

richt bestimmte, welche Form angewendet werden sollte.
In den eserirs psr inernoirs dursten blos Rechtsgründe

ausgeführt werden. Am Schluß verwahrte man sich da¬
her, daß, wenn man Etwas faktisches ausgeführt habe,
dieses blos zur nähern Aufklärung des Rechts geschehen

sey, und daher ohne Nachtheil für die Sache bleiben möge.
Das Verfahren durch e«orirs psr intenäir ward nach

Boutil. erkannt, wenn eine Parthei alle von der andern

angeführten Thatsachen läugnete. Wenn endlich jede Par¬
thei sich auf Thatsachen berief, welche die andere nicht

zugeben wollte, so wurden die hin und her gewechselten
Schriften „««ernt« psr tsit8 eontrsires" genannt. Man

findet bei Boutil. an der angeführten Stelle ein Formular
für jede dieser Arten von Schriften. Ein wesentliches Er-
forderniß bei derselben war, daß der Antrag (eonelusioni

der Parthei gleich im Anfang aufgeführt werden mußte.

Ueber die Art, wie man die verschiedenen Artikel der Ge-
gen-Parthei beantworten mußte, spricht Boutil. liv. I. rir.
XXX. umständlich. „Lneores peux er äois sesvoir gn'il
eonvienr skkermer er responäre snx srrieles, rsnr ä'nne

xsrtis eonnne ä'slltos psr Is insniere gni sensuit.

6'esr ä «esvoir <^ue tont srriele ober en äroit, ou en
Isir on er» 8 Up^> 08 ition, on es eonäirion, ne plu« ne
cbet äe k'ormes ä'artiele«: äont si l'srtiele ekel en

äroit, il n'^ cbot surre regponev, c^ne ls voie äe äroir.
lilt si I'srrielo e«t äe ksit eonirsire, 11 ^ ober responäi e,

je ne !e erois pss. klt si I'srtiole 08 t 8uppo«irik', er

psr ee non rvspon«s1>1o, si (sns«i1 no le croir il ^ss.
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sie ihres Rechts ferner Beweise beizubringen verlustigerklärte.* *)
Die oräoi,. oiv. bestimmte dagegen (tit. XIV. Sl-t. 8), daß
diese Ausschließung (korelusioii, gussi s loro exolusio) des
saumseligenTheils schon von selbst oder von Rechtswegen (äs
xlein cli-oit) eintreten sollte. Das Verfahren bei schriftlich ver¬
handelten Prozessen war, wie man sich aus tit. XI. und tit.
XIV. der oräon. ä. 1667 überzeugen kann, selbst was die Fri¬
sten betrifft, dem jetzt üblichen sehr nahe gleich. Doch fanden
folgende Verschiedenheiten Statt: 1) Die Partheien erhielten
die von der Gegen- Parthei eingereichten Aktenstücke nicht von

üt sirisi peux er üois resgonärs ü« conäitionvel so-
riele: et su nogstik n'sppsrtielkt surre responve gue
I'artiele est neAsrik, et psr ve esellet skürmstion
ne negstion cle ras gsrtio: et si ksit ^ svoit preiucliei-
sble su mien je n'^ eroi« ps8 ete. " Die oruon. ä.
ViI!er8-6otterets 6e l'sn 1539 schaffte dieses ab. (srt. 36-
„ gn'il n'^ surs plu, <1e re8ponoe psr oreclits ne eontre-
<ürs contra lesäits temoin»;" sie erlaubte dagegen den
Partheien (srt. 37) wahrend des Prozesses und ohne den¬
selben aufzuhalten, sich untereinander vor dem Richter be¬
fragen zu lassen. Alan sehe noch srt. 38- — Zu den
Zeiten des Herausgebers von Boutil. (Charondas 1603)
waren die Namen esorit gsr rnomoiro u. s. f. bei den
meisten Gerichten verschwunden. Die Sache selbst bestand
indessen größtcntheils auch noch damals. Die orllon. cl.
Villers-Lotterers ä. 1539 verbietet insbesondere (srt. 42)
in Schriften über Gegenstände,wofür das Gericht blos
eine Untersuchung über die Thatsachen angeordnet; (xsr
leur» esoritures, sääitions et responsils kournis es ins-
tiöros reiAlees en preuves et en^uestes) Rcchtsgründe
anzuführen. Erst die oräon. oir. ä. 1667 schasste dieses
ganz ab, wie aus srt. 1. tit. XXII. und noch deutlicher
aus dem 9tcn Confercnz-Protocollüber tit. XXI. erhellt.

*) Dieses Urtheil erfolgte nur auf das Gesuch der andern
Parthei. Gewöhnlich ward dem saumseligen Theil dadurch
noch nicht sogleich das Recht, Beweise beizubringen abge¬
sprochen, sondern es ward ihm nur eine bestimmte Frist
gesetzt, dieselben einzuliefern.Kraft dieses Urtheils ward
derselbe förmlich vorgeladen (säjournö), um den Befehl
zu erfüllen. Zuweilen wurden ihm noch nachträglicheFru¬
sten bewilligt, ehe er bestimmt ausgeschlossen ward. M> s.
lindert krstiius juäieisire Uv. 1. cdszk. 14.



283

dem Secretariat, sondern aus den Händen des Bericht-Erstat-
ters (tir. XIV. grt. 10 ). Vor der oräon. cl. 1667 geschah die¬
ses, wie jetzt, durch das Secretariat; allein es scheinen Miß¬
brauche dabei Statt gefunden zu haben. (> 3 . tir. srt. 11 ).
2) Bei der Uebergabe der Aktenstücke an das Secretariat,
mußte die Parthei zugleich ein Inventarium darüber einreichen.
Dieses war indessen kein bloses Verzeichniß (wie das was man
jetzt «tat nennt v. 3 . x». srt. 96 ), sondern es mußte motivirt-
d. h. es mußte bemerkt seyn, was man aus jedem Stück fol¬
gern oder welchen Gebrauch man davon machen wollte. Vor
der oräon. 3 . 1667 pflegten einige Anwälte dieses Inventarium
in dlsnoo (en blsno) zu übergeben, worauf sie dann spater
noch eine nähere Frist nachsuchten, um es ausfüllen zu dürfen.
Die oräon. civ. (tit. XI. srt. 33) schaffte dieses ab. 3) Keine
Parthei konnte von den Aktenstücken der andern Einsicht neh¬
men, wenn sie nicht die ihrigen ebenfalls auf dem Secretariat
niedergelegt, oder auf das Recht Beweisstücke vorzulegen, ver¬
zichtet hatte, (oräon. 3 . 1667 tit. XIV. srt. 9 ). Da der Klä¬
ger seine Aktenstücke zuerst übergeben mußte, so hatte er auch
das Recht, die Mittheilung der Beweisstücke des Verklagten
eher einzusehen, als letzterer die des Klägers zur Einsicht erhielt.
4) Die Partheien wechselten, wenn sie es für nöthig fanden,
mehrere Schriften hin und her. *) Diese hießen der Ordnung
nach, wie sie übergeben wurden, sv6rti886M6nt**) , cootroäits

*) Der Ausspruch bei einem sppoi»t6M6nt 6N 3roit 3 ecriro
6t proäuire lautete: klntr-L L. äeinsnäeur sux lins 36
Is re^uöto psr lui pr686nts6 s Is oour le.tenllanto
ä os Hub.3'un6 psrt, 6t 6.3öf6n36nr 3'sutr6;
spr68 gu6 iVI. pour 16 36msn3sur, 6t D. pour 16 3ö(sn-
3our ont 6t6 oui8; Is oour 5ur Iss äomsnllss 6t 3ö-
^66868, Sppoint6 168 ^>srti68 en 3roit s öeril'6 6t pro-
3uirs tost 66 g>i6 don leur rsmblers, bsillor oontrollits
6t 8slvstion8 3sns 16 t6MP8 36 I 6r3ov6sno6."

**) Nämlich in der ersten Instanz. In den Hähern Instanzen
ward die erste von dem Appellant übergebcne Schrift mei¬
stens ,,6SU868 6t M6)-'6N8 cl'gppol " und die des Appellan¬
ten „ K6PVN868 s 6SU868 3'sp^6l" genannt. Die Form
eines sv6i-ti886m6nt war, wie folgt: ^v6rti886M6nt ^»6
W6t 6t prväuit Ü6vsot vous, A. 16 provüt 36 ksri»,
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und sslvstions. *) Mit diesen drei Schriften sollte eigentlich

A. lo I,ieutensnt civil, ot Alessiovrs les gong, tensnt
lo Liege suäit liea (äevsnt vous Nossoigneurs äo ?gr-
lement, hieß es bei den Parlamenten) ?. äomgnäeur gux
lins äo soll exploit ä.oontro N. äokonäeur . . . .

suivsnt ot pour sstisksiro s Is sentonco (s I'srrot) äu

.... gui gppointo los Parties en <1roit s eorirv ot pro-
äuire, mömo controäiro, s'il ^ ocliot, äsns lo temps
äo I'oräonnsnco so rspport äo N.Lonsoillor.

^ co gu'il plsiso s Is cour psr Is sentonco gui in-
torvienärs, oräonnor, gue etc. Hier folgten nun die An¬

trage (conclusions, d. h. das petitum).
lpour l'ötsblissomont äos conclusions ci-äessus il (sut

odsorvor czuo etc. Hier trug man nun die Thatsache undBeweise vor, und schloß endlich so: I^sr eos mo^ens ot
sutros gu'il plsirs a Is oour supploer äo clroit psr

son o'guitv oräinsire, lo äomsnäour soutient ^uo ses
conclusions lui äoivont ötro säjugöes sveo äöpens.
Das gvortissoinent des Verklagten war fast genau in der¬

selben Form verfaßt. Doch betitelte man es: svortisso-
rnent sorvsnt äo controäits <lo proäuction, guo (ormo
äevsnt vous etc. Der Antrag war meistens: s co guo
lo äomsnäour soit äobouto äo ses roguostes ot con-

äsmno sux äo'xons. Das Inventarium der vorgebrachten
Beweisstücke ward abgefaßt wie folgt. Die Aufschrift

war: Inventsire gue inet ot kournit äevsnt vous N. lo
krovöt äo Vsris etc. ?. äomsnäour contre N. clobon-

äour.... suivsnt ot pour sstisksiro s Is sentonco äu

. . . . ü co gu'il plsiso s ls vour psr Is sentonco «kog¬
nitive eto. (Hier wiederholte man die in dem svortisse-

inonr enthaltenen Antrage). Lt pour justikier guo (hier

trug man die Punkte vor, die durch die beigebrachten Ac-tenjft'lcke bewiesen werden sollten) proäuit.xieces.
promioro äu .... ost un contrst äo . . . . Ls se-

concke clu ... . ost uno trsnssction. Lt sout lesclitos

pioces cottöos Item pour justilier äo Is procöäuro
tenuo entro los psrties procluit.... pioces. Ls promioro

ost I'sssignstion clu .... , Is seconäo I'scto clo con-
stitution äo lll. procurour eto. cottoos v. Item pro-

äuit lo prösent inventsire äo proäuetion pour la con-

servstion äos pioces contonues. Lotto 0. Item prci-

äuit I'scto psr leguol loäit k. s äcclsrö «pu'il svoit

proäuit su greLke. Lotto D.

*) lat. sslvstiones. (M. s. Du-LanZs glossar sä voc.) „vox
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die Jnstructiorr eines jeden Prozesses geschlossen seyn.* *) Allein
die Anwälte wußten unter dem Verwand-, daß sich neue Be¬
weise vorgefunden oder besondere Jncident-Punkte ergeben hat¬
ten, von dem Gericht oder vielmehr von dem Referent die Er¬
laubniß zu erwirken, eine Menge dieser Schriften nachträglich
einzureichen; wodurch die Prozesse unendlich in die Länge gezo¬
gen wurden. Um diesen schreienden Mißbräuchen ein Ende zu
machen, beschränkte die constituircnde Versammlung durch ihr
Decret vom 6. März 1791 (Art. 34) in allen schriftlich ver¬
handelten Prozessen (äsn8 les silsires gxxointäes) die Zahl
der zu übergebenden Schriften für jede IParthei auf zwei **)
wovon durch den voll. ck. proeöä. noch eine abgeschnitten ward«
Auch wird, da durch die zwischen den Parthcien schon früher
(ehe die Sache bei dem Gericht angebracht wird) hin und her
gewechselten Schriften die beiderseitigen Anwälte mit der Lage
der Sache schon völlig vertraut sind. Eine Schrift in der Re¬
gel hinreichen, um dieselbe völlig aufzuklären. Waren endlich
— um zu unserm Gegenstand zurückzukehren —> alle Aktenstücke
eingereicht, so fertigte der zum Referent ernannte Richter aus
denselben einen schriftlichen Bericht an, welchen er in der Raths¬
kammer, d. h. in einer geschlossenen Versammlung des Gerichts
vor diesem letztem abstattete. Zur Sicherung gegen alle Jrr-

koronsis, sllrer8»e iniirmstionis rekntstio." —^rre8turn
ksrlsrnent. snn. 1484 sx. Lslusi. toin. 2. nist. ^rvern.
si. 236- „Ditulis et rnuniknenti8 psrtinrn zirsellietgrum,
ec>ntr»äietionil»n8 littersrnrn et 8»Iv»tionibu8 esrnnstern. "
— Ll-rest. snn. 153l inter krivileA. Orcl. 8. 4c>-
bsn. Hiero8ol. psZ. 252. „Hine inäe contrsäiotis etiarn
et sslvgtionibus re8peotioni8 tr»cliti8 et xrollnoti8, so
tanckern in jnre inixunetstis."

*) Dieses bestimmte schon die orclon. ä. Vill6r8-6orteret8 cle
I'»n 1539 art. 48. „Lt suront (168 xsrti68) eominnni-
estion äs Isnr8 procluetion8 cleclsn8 troi8 jour8 et cle
bnictsine en Iiuietsine sxre8 ponrront lrsiller eontre-
äit8 et 8slrations, sntrement n8eront xln8 reo6N8,
sineoi8 8er» le ^rooeL juge en e8tst 8»n8 »ntre koreln-
sion ne 8iAnilie»tion cle rec^ns8te, et 8»n8 e8^>ersnes
«l'sutre äeis^ x»r 1ettre8 cle relievement »1 »ntreinent.

**) De8enns tom. III. x. 285.
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thümer des Referenten und überhaupt zur Controle desselben,
setzten sich zwei Richter neben ihn, wovon Einer das Inventa¬
rium und der andere die Aktenstücke vor sich hatte. Diese bei¬
den Richter, welche für die verschiedenen Sachen abwechselnd
aus den Mitgliedern des Gerichts genommen wurden, hießen
evgngeliste«. *) Nachdem der Bericht abgestattet war, las
jeder derselben aus den ihm übergebenen Aktenstücken das, was
zur Aufklärung der Sache nöthig war, vor. Darauf ward
abgestimmt und das Urtheil gesprochen. Dasselbe ward nicht,
wie jetzt in der öffentlichen Sitzung ausgesprochen, sondern
schriftlich abgefaßt auf das Secretariat geschickt, wo es dann
auf die Art, die unten naher erklärt werden wird, zur Kennt¬
niß der Partheken kam.

So wie nun für Gegenstände, die eine reifere Untersuchung
erfordern, das schriftliche Verfahren angeordnet wird, so gibt
es für Sachen, wo Gefahr auf dem Verzug haftet, sowohl
nach der alten als neuen Gesetzgebung, ein noch schleunigeres
als das gewöhnliche. Fälle der Art sind vorzüglich diejenigen,
wo der Vollstreckung eines Urtheils oder erccutorischen Acts,
oder auch der Ausführung einer von den Gesetzen anbefohlenen
Vorsichtsmaßregel Hindernisse in den Weg gelegt werden, oder
auch eine Parthei nachsucht, sich durch Anwendung einer sol¬
chen Vorsichtsmaßregel gegen Schaden sichern zu dürfen; wenn
z. B. Jemand sich der Anlegung der Siegel oder einer Be¬
schlagnahme widersetzt u. s. f. Das Edikt Ludwigs des Vier¬
zehnten vom Januar 1685 über die Gerichtsbarkeit des Cha-
telet erlaubt (srt. 6) dem Richter in solchen Fällen, deren es

eine Menge herzählt, die Partheien in seine Wohnung zu ver-
bescheiden, und dort vorläufig auf der Stelle die nöthigen Ver¬
ordnungen zu erlassen. Eine Parthei konnte auch die andere
vorladen lassen, sich in der Wohnung des Richters zu stellen,
um dort den Ausspruch desselben zu hören. Dieses nannte man
sssiZner ea rötere. **) Unter rötere versteht man eigentlich

*) M. s. k'erriere Dior. st. Oroir srt. övanZeliste.

**) Dieses Verfahren war ehemals nur in Paris üblich. Ler-
risi - 8sini-krix eours ste zirooest. rom. I. p. 377. —
Ucbrigens fand und findet noch bei allen minder bedeuten-



den Bericht, der dem Richter über das Factum, welches ein
beschleunigtes Verfahren erfordert, von der Parthei, die das¬
selbe nachsucht, erstattet wird. *) Zuweilen indessen wird darun¬
ter dieses Verfahren selbst verstanden; wie (eoä. 4. p. iörs
psrtio, liv. V. tit. 16), welcher Titel „Des röteres" über¬
schrieben ist, und das man übersetzt hat: „Von dem Verfahren
bei schleunigen Präsidial-Untersuchungen." Nach diesem Titel
ist die vorläufige Entscheidung in allen solchen Fällen dem Prä¬
sident des Tribunals der ersten Instanz oder dessen Stellvertre¬
ter übertragen. Ort. 806, 807). In der Regel bestimmt das
Tribunal den Tag und die Stunde, wo alle Klagen der Art
vor den Präs.dent und zwar in dem Sitzungssaaldes Gerichts
gebracht werden sollen (srt. 807) ; in dringenden Fällen kann
derselbe aber auch aus eigener Macht erlauben, daß eine Par¬
thei vorgeladen werde, entweder in dem Gerichtssaal oder auch
in seiner (des Präsident) Wohnung zu erscheinen. Die Vorla¬
dung muß indessen in diesem Fall auf Befehl desselben, mit des¬
sen Vollstreckung er einen Huissier beauftragt, geschehen (srt.
808). Die bei diesem Verfahren erlassenen Verordnungen sind

den oder leicht zu entscheidenden, kurz bei denjenigen Sa¬
chen, die man summarischenennt (e. ä. p. srt. 404, or-
äon. 6. 1667, tit. XVU. srt. 1—5) ein schleunigeres Ver¬fahren als das gewöhnliche Statt. Dieselben werden nach
beiden Gesetzgebungen gleich nach Ablauf der Vorladungs¬
Frist ohne weitem Schriftwechsel vor die Gerichte gebracht,
welche der Entscheidung dieser Gegenstände eine besondere
Zeit widmen müssen. Die alte Gesetzgebung erlaubte den
Partheien in diesen Fällen bei den Untergerichtensich selbst
und ohne Zustand eines Anwalts u. s. f. zu vertheidigen.
Wegen des Näheren sehe man die Gesetzbücher selbst, und
die Commentatoren. Auch die vor der oräo». ä. 1667
bestehenden Gesetze, insbesonderedie oräo». ä'Orlesns 6.
1560 srt. 57, 58, die oräo». llo Divis 6. 1579 srt. 15Zenthalten ähnliche Bestimmungen über diesen Gegenstand.
M. s. N. Imkert I?rst. jurlio. liv. I. cksp. 1.

*) ülerlin De'pert. srt. relerö. „O'est le rspport (all sir

mgAistrst ck'un ksit, c^ui exi^e une prompte cleeision et
s»r le^ue! lo su^e peut prononeer provisoirement e»
80 » llotel. " Mit dieser Erklärung stimmen auch die äl¬
tern französ. Juristen übcrein.

20
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provisorisch vollstreckbar, und es kann keine Einsprache (Oppo¬
sition) dagegen eingelegt werden; sie haben aber auf die end¬
liche Entscheidung keinen Einfluß Ort. 809). Der angeführte
Titel enthält keine umständliche Aufzählung der Fälle *) worin
dieses beschleunigte Verfahren zulässig ist, sondern er sagt im
Allgemeinen Ort. 806). ,, Oaos tons los css ä'urgenos, ou
lorsgir'il s'sgirs äo ststuer provisoirernent sur les clillloul-
tös rolstives ä I'exöoution ä'un titre exöootoire ou ll'un jo-
Kement, il sers prooöäö siosi gn'il vs otrs rvglö oi-spros."
Die Anwendung ist also ganz dem Ermessen des Richters über¬
lassen, wie es hier die Nothwendigkeit durchaus gebietet, und
wovon kaum ein Mißbrauch zu befürchten ist. Endlich kann
auch noch in einigen bestimmten Fällen, wo ebenfalls entweder
Gefahr auf dem Verzug haftet, oder wo das Recht des einen
Theils klar ist, >der Richter auf ein bloscs Gesuch (regoöto)
der einen Parthei, ohne die andere zu hören, eine vorläufige
Maßregel anordnen, um die Parthei in ihren Rechten zu erhal¬
ten O- <l. p. srt. 819, 822). —

Was die Beweise betrifft, deren man sich bedient, um die Wahr¬
heit der vorgebrachten Thatsachen zu begründen, so sind diese ih¬
rem Wesen nach bei jeder Art von gerichtlichem Verfahren noth¬
wendig dieselben. In der Anwendung findet jedoch eine Verschie¬
denheit Statt. Zuerst bemerke man, daß der Beweis durch Zeugen
zwar gewöhnlich auf das Gesuch einer Parthei Statt findet, aber
auch von dem Gericht von Amtswegen angeordnet werden kann.
Diejenige Parthei, welche in Sachen, die nicht summarisch sind,
über gewisse Thatsachen den Beweis führen will, **) muß die¬
selben kurz, in Artikel gefaßt, der Gegen-Parthei mittheilen
(c. p. srt. 252, oräon. cl. 1667, tit. XX. srt. 1). Diese
muß (nach dem neuen Recht innerhalb drei Tagen) darauf ant¬
worten, sonst kann das Gericht die Thatsachen für erwiesen
oder eingestanden ansehen (o. 6. p. srt. 252). Hierauf erfolgt
nun ein Urtheil, welches, indem es die Vernehmung der Zeu¬
gen verordnet, zugleich die Thatsachen***), worüber sie ver-

*) Man sehe jedoch srt. 843, und mehrere andere.
**) In Civilsachen heißt die Vernehmung der Zeugen enguöte.

***) Auch nach dem alten Verfahren tit. XXII. srt. 1.



nominell werden sollen, und den Richter bestimmt, der sie ver¬
nehmen soll (o. 4. p. srt. 252). In sunlinarischenSachen ist
es jedoch nicht nöthig, die zu erweisenden Thatsachen vorher in
Artikel abzufassen, sondern das Urtheil, welches den Zeugen-
Beweis anordnet, bestimmt (c. 4. p. arl. 405) ohne Weiteres
die Thatsachen, welche ermittelt werden sollen. Auch die Er¬
nennung eines Untersuchungs-Kommissars fällt weg. In sum¬
marischen Sachen *) werden nämlich die Zeugen sowohl nach
dem alten als neuen Verfahren in der öffentlichenSitzung ver¬
nommen. **) Ist der Gegenstand zur Appellation geeignet, so
wird (c. 4. p. si-t. 411) über die Vernehmung derselben ein
förmliches Protocoll aufgenommen, sonst wird (am. 410) nur
das Resultat ihrer Aussagen im Urtheil erwähnt. Was die
Vernehmung der Zeugen (in gewöhnlichen Sachen) vor einem
einzelnen dazu beauftragten Richter betrifft, so wird sowohl
nach dem frühern als neuern Verfahren jeder Zeuge, abgeson¬
dert von den andern, vernommen (c. 4. p. c. srt, 262, or4.
ä. 1667, tlt. XXII. srl. 15). Die Parthcien dürfen jedoch nach
dem ältern Gesetz nur dann dabei gegenwärtig seyn, wenn die
Zeugen in der öffentlichen Sitzung vernommen werden (in sum¬
marischen Sachen), (or4. 4. 1667- tir. XXII. urn. 15). Nach
dem neuern ist Ihnen dieses in allen Fällen gestattet, (c. 4. x.
srl. 261. 276). Die Parthei, wogegen die Zeugen aufgeführt
werden, muß sogar (»m. 261) drei Tage vor Vernehmung der¬
selben aufgefordert werden, dabei zu erscheinen, so wie ihr auch
die Namen der Zeugen u. s. f. mitgetheilt werden müssen.
Eine Parthei kann über die nämliche Thatsache nach dem
alten Gesetz ***) nicht mehr als Zehn- und nach den neu-

*)Der Begriff der summarischen Sachen ist nach der neuen
Gesetzgebung Etwas anders bestimmt als nach der alten,
(c. 4. p. SIN. 404, or4on. civ. 6t. XVII- srt. 1—5).

**)6o4. 4. procc4. srt. 407, or4. civ. 6t. XVII. ard. A.
***)or4on. civ. lil. XXII. srt. 21. Diese Regel (nicht mehr

als 10 Zeugen über das nämliche Vscwm vernehmen zu
dürfen) war in Frankreich'sehr alt, und insbesondere schon
durch eine Verordnung Carls des Siebenten vom I. 1446
Art. 32 anbefohlen. Auch Ounwnlin in «61. psi-Ism. csp.
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eu* *) nicht mehr als fünf Zeugen vernehmen lassen. Verlangt
sie die Vernehmung von noch Mehr Zeugen, so fallen die da¬
durch verursachten Kosten ihr auf jeden Fall zur Last, selbst wenn
sie den Prozeß mit allen Kosten gewinnt. Die Aussagen der
Zeugen werden (sowohl nach dem neuern als ältern und älte¬
sten Verfahren) von dem Gerichts - Secretair schriftlich aufge¬
zeichnet, und von dem Richter, dem Gerichts - Secretair und
dem Zeugen selbst unterschrieben. Nach geschlossenem Zeugen-

' Verhör kommt in der Regel die Sache wieder zur öffentlichen
Sitzung, wo die Aussagen derselben verlesen werden. **) —
Die ältere sowohl als neuere Gesetzgebung enthält noch eine
Menge Vorschriften über diesen Gegenstand, (z. B. über die
Einwendungen lreproekesl die man gegen die Personen der
Zeugen machen kann, wann und wie dieselben vorzubringen
sind u. d. g.) die hier einzeln anzuführen, zu weitläufig wäre.
Wir wollen daher, lieber Einiges historisch merkwürdige aus
der ältesten Gesetzgebung beifügen. Eine Frage indessen wol¬
len wir noch kurz berühren. Nach beiden Gesetzgebungen sind
mehrere Formalitäten unter Strafe der Nichtigkeit
(s peine lle nullite) vorgeschrieben. Was ist die Folge dieser
Nichtigkeit? Man muß unterscheiden. Wenn dieselbe von dem
Anwalt der Parthei oder von dem Huissier veranlaßt worden,
so ist die Vernehmung des Zeugen ganz aufgehoben, und darf
nicht wiederholt werden. Der Parthei, welche dadurch leidet,
bleibt alsdann Nichts als der Regreß gegen die Urheber der

27 äs Oommisssr. et eorum potestst. H. 23 sagt: „su¬
per uno ljuogue srtivulo zotest lleeem testes prollu-
vere, et non plures: et si super Omnibus solum clecem
testes prolluceret, plures prolluvere non poterit super
eis, unlle prsevsvere llebet huoll super unoguogue sr-
tivulo lleeem testes prolluvst, si polest." Allein diese
Vorschrift ward vor der orllon. ll. 1067 schlecht beobach¬
tet. M. s. lmbert krst. julliv. Irr. I. vbgp. 43-

*) voll. ll. provell. civ. srt. 231.

**) Ueber die Zeugenverhöre vor den Friedensgerichten, in sum¬
marischen und in Eheschcidungssachen gibt es besondere
Vorschriften, voll. ll. proe. srt. 34 — 40; 406 — 413;

voll. dlspol. srt. 242 — 250).
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Nichtigkeit übrig. Liegt aber die Schuld an dem Richter, der
die Untersuchung geleitet, so werden die Zeugen auf seine Ko¬
sten nochmals vernommen. Die neuere Gesetzgebung bestimmt
dieses ausdrücklich (o. cl. p. srr. 292, 293), und auch nach
der ältern ward es, wie Jousse in seinen Anmerkungen zu
oiclon. civ. tit. XXII. Alt. 20 anführt, eben so gehalten. Die
Härte dieses wirklich sonderbaren Gesetzes wird einigermaßen
dadurch gemildert, daß (o. 6. p. srt. 294) die Nichtigkeit einer
oder auch mehrerer Zeugen-Aussagen die Nichtigkeit der Ver¬
nehmung der übrigen nicht nach sich zieht. — Mit welchen un¬
endlichen Weitläufigkeiten das ältere Verfahren vor der orckon.
ck. 1667 verbunden war, welche Masse von Formalitäten vor¬
hergehen mußte, um nur die Thatsachen zu bestimmen, worüber
die Zeugen vernommen werden sollten, ist schon oben erwähnt
worden. Die Abhörung derselben geschah meistens nicht durch
einen eigentlichen Richter, sondern durch sogenannte Untersu-
chungs-Commissarien(oommibsittros-enguLteu^),deren es auch
bis zur Revolution fast bei allen Gerichten gab. Jedem dieser
Commissarien ward früher noch ein eigener Beigeordneter (scl-
joini), worüber die Partheien übereinkamen, beigefügt, der
ebenfalls bei dem Zeugenverhör gegenwärtig seyn mußte. *)
Die Commissarien selbst erhielten ihren Auftrag, die Zeugen zu
vernehmen, durch ein förmliches Urtheil, welches ihnen die
Gränzen ihrer Befugnisse, z. B. die Dauer der Untersuchung,
ob sie auch noch andere Zeugen, als die Anfangs vorgeschlage¬
nen vernehmen dürsten u. s. f., genau vorschrieb. Die Artikel,
worüber sie die Zeugen zu befragen hatten, wurden Ihnen ver¬
siegelt zugestellt, und sie mußten sich genau auf dieselben be¬
schränken. Die Partheien durften bei dem Zeugenverhör gegen¬
wärtig seyn. Man fragte dieselben ob sie zugeben wollten, daß
die Zeugen sowohl in ihrer Abwesenheit als Gegenwart ver¬
nommen würden. Bewilligten sie dieses, so konnten sie die
Einwendungen gegen die Personen der Zeugen auch nach ge¬
schlossenem Zeugenverhör vorbringen, welches sonst vorher ge¬
schehen mußte. War das Zeugenverhörgeschlossen, so ward
darüber ein besonderes Protocoll aufgenommen, welches indes-

*) Die oräoii. civ. tlt. XXII. art. 12 schasste diese aäjoiats ab.



serr nur das Verfahren überhaupt, *) (daß nämlich von diesem
oder jenem Commissär an diesen oder jenen Tagen, in dieser
und jener Sache diese und jene Zeugen vernommen worden
waren) aber nicht die Aussagen derselben enthielt. Die Par¬
theien wurden nun beide vorgeladen um bei dem Schluß des
ganzen Geschäfts gegenwärtig zu seyn (pour la closturo än
«so). Jeder derselben ward ein Eremplar des Protocolls mit¬
getheilt; ein anderes nebst den schriftlich aufgenommenen Zeu-
gen-Aussagen in einen verschlossenen und versiegelten Beutel
(säe) gebracht, und dieser dem Gericht zugeschickt. Zugleich
wurden die Partheien auf einen bestimmten Tag vor das Ge¬
richt geladen. Von den Aussagen der Zeugen erhielten sie in¬
dessen keine Mittheilung. Ueberhaupt erhielt damals — wir
reden von den Zeiten Boutilliers — in den Provinzen der Gc-
wohnheits - Rechte (ps^s oontnmiors) eine Parthei keine Ab¬
schrift von den Urkunden, deren die andere, sich gegen sie be¬
dienen wollte, sondern sie durfte nur Einsicht davon nehmen. **)
Späterhin (auch schon vor der orclon. ä. 1667) hatte sich die¬
ses aber durchaus geändert. Charondas, der Herausgeber von
Boutillier, bemerkt zu (8om. Uur. liv. I. tit. 101), daß zu
seiner Zeit (im I. 1603) jede Parthei ohne Schwierigkeit die
Mittheilungder Zeugen-Aussagen und der gegen sie vorgebrach-

*) Auch nach der oräon. viv. tit. XXH. art. 22, ward ein
solches summarisches Protocoll aufgenommen.

**) Hont. 8om. Dur. liv. I, eil. 101. „Da raison pourguo/
copio n'on äoit avoir est pour oe gn'on oour la^o on
no k'aiot no n'ost tonn äo (aire Publication äes tomoins,
et aussi no cloit on (airo äes lottros. 8'ainsi n'ostoit

c^no oo (ussont lottros publignos, si oommo lottros
äonnoos on oour snr oauso clont guestion on contencl
seroit .... lllais on oonr on on nso clo äroiot esorit,

si oommo on oour spirituelle svaobos ^uo lä clo tous
temoins et clo lonr cloposition et clo tontos los lottros
rnises on (ormo äo prouvo Publication ost clouo ü Par¬

tie aclverso. " Eine lateinische Randglosse zu dieser Stellesagt: „Oo ista publioationo tostium nota cjnoä in pa-
tria oonsnetnäinaria non lit alioujus ingnostao publioa-

tio, oxcopto inocl Oarisüs in Dastollotto (an okatolet)
üt in oivilibus tantum eansis."
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ten Urkunden erhalten könne. Aus dem zehnten Conferenz-
Protocoll über die oräon. clv. *) erhellt, daß unmittelbar vor
Einführung derselben die Gewohnheit noch bestand, die Zeugen-
Aussagen verschlossen und versiegelt auf das Secretariat zu
senden. Hier blieben sie, ohne zu der Kenntniß der Partheieu
zu kommen, verschlossen liegen, bis die Partheien ihre Einwen¬
dungen gegen die Personen der Zeugen vorgebracht hatten.
Nachdem dieses geschehen, konnten sie verlangen, daß die Zeu-
gen-Aussagen in der öffentlichen Sitzung vorgebracht würden
(Is reoeption ä I'suäisnss). Dieses nannte man ,, die Zeu¬
gen-Aussagen bekannt machen" (puklior I'sngnsrs). Darauf
wurden dieselben als Aktenstücke des Prozesses angesehen, wo¬
von jede Parthci eine Mittheilung erhalten konnte. Was diese
Formalitäten besonders lästig machte, war, daß auch hier der
Prozeß nur durch ein besonderes Urtheil um einen Schritt fort¬
rückte, wie theils aus Boutillicr, (an den oben angeführten
Stellen) theils aus srr. 26 nr. XXII. der oräon. eiv., **)
wodurch dieses abgeschafft ward, deutlich erhellt. Den Bestim¬
mungen der letztem gemäß, wurden den Partheien die Zengen-
Aussagen, jedoch nach Erfüllung gewisser Bedingungen, noch
ehe sie bei dem Tribunal vorgebracht wurden, mitgetheilt. We¬
gen des nähern verweisen wir auf den Tert der Verordnung
selbst. — Einen sonderbaren Contrast mit den unendlichen Weit¬
läufigkeiten des in den frühern Zeiten (vor der oräon. eiv.)
üblichen Verfahrens, bildete das von dem National-Convent

*)Der damalige erste Präsident des Parlaments Lamoignon
erklärte sich daselbst sehr umständlich hierüber.

**)„^l>rogeon8 l'ussgs ä'envo^er Is8 sx^säitioa8 ä'engustes
äans un 8so clo8 st soells, rnsms äs selles gui guronv
sto Csit68 en na sutro juri8äisNon, st gnreillemenr
tout68 xubliostion8, rssextions ä'sngustS8, st tou8 ju-
A6M6N8, gppoiniemen8, 8snrsnss8 er srrst8, fortan»
gne Is psrtie äonnsrn rno^en äe nnllits er äs reziroslio.^
Eben um diese vielen Urtheile zu vermeiden, findet man
an vielen Stellen der oräon. civ. und auch des coä. ä.
xroceä. , daß dieses oder jenes sich von Rechtswegen oder
von selbst verstehe. Z. B. srt. 256 xrsnvs con-
trsiro 8sr» äs äroit" welche Beobachtung man an sehr
vielen Stellen machen kann.



eingeführte. Durch das Decret desselben vom 3. Brum. I. 2
(24. Oktober 1793) *) wurden fast alle frühern Formalitäten
bei dem gerichtlichen Verfahren abgeschafft. Art. 4 und 5 des¬
selben, die sich auf die Vernehmung der Zeugen beziehen, hat¬
ten indessen über diesen Punkt einige Zweifel, insbesondere da¬
rüber übrig gelassen, ob die Zeugen in allen auch nicht summa¬
rischen Sachen, in der öffentlichen Sitzung und in Gegenwart
der Partheien vernommen werden dürften, oder ob dieses nach
den Bestimmungen der oräon. eiv. ä. 1667 von einem dazu
beauftragten Richter, in Abwesenheit der Partheien geschehen
müsse, wodurch mehrere Cassations - Gesuche veranlaßt wurden.
Das Gesetz vom 3. Fructidor I. 3 (24. August 1795) hob
diese Zweifel auf, und verordnete die Zeugen in der öffentlichen
Sitzung und in Gegenwart der Partheien zu vernehmen. **)

*) Dosen. lom. m. x>. 507. — Das Decret der Constituiren-
den über die Justitz - Organisation (vom 16- August 1796
Dosen. rom. III. x. 188), wovon in der Folge noch um¬ständlicher geredet werden soll, hatte rir. H. sm. 20 nur
im Allgemeinen verordnet, daß das gerichtliche Verfahren
baldigst verbessert und vereinfacht werden sollte. Allein es
hatte nur in wenigen einzelnen Punkten eine solche Verbes¬
serung eingeführt, so daß vor dem Decret vom 3. Brum.
I. 2 das durch die oräon. eiv. eingeführte Verfahren
noch zum größten Theil beobachtet ward, welches auch
durch Art. 34 des Gesetzes vom 6. März 1791 (Dosen,
tom. III. x. 285) bestimmt verordnet war.

**) Dosen. tow. lll. x. 607 art. 1 „ ^ I'svenir, en toutes
rnstieres civiles clont Is eonnoisssnvo sxpsrtiont sux
tribunsnx cle äistriet, et ssns suenne clistinetion, les

ternoins seront entenäns s I'snäieneo publi^uo, on pre-
senoe <les xsrties intoressees, on eile» llüineat sppelees."

^rt. 2- „ De frottier tienclra notv cle leurs noms,

ä^e, ^uslite er «lerneuro sinsi ^ue äe leurs äegositions,
et äes reproebes c^ui suront ete lournis eontro eux;
il lern pgreilleinent niention äu sormont r^ue lo tribu-

nsl sura ksit preter svsnt c^uo 6o reoevoir leurs 6epo-
sitions.

^rt. 3. D'sK'siro sora jugee immeäistement spres

i^uils suront ete entenäus, si (sire se ^>eut, sinon ä
Isullionee suivsnto, ssns gu'il soit bosoin cl'un sutro
svto ni proveäure."



2S5

*

Aus einem spätern Gesetz vom 23. Vendem. I. 4 (25. Oktober
1795) Art. 3 hatte man indessen geschlossen, daß es den Ge¬
richten frei stehe, einen Commissar mit der Vernehmung der
Zeugen zu beauftragen.* *) Endlich erklärte der Beschluß
(gi-retö) der Consuln vom 18. Fructid. I. 8 (5. September
1800), **) daß durch das Gesetz vorn 27. Ventose I. 8 (18.
März 1800), ***) wodurch die Anwälte wieder eingeführt wur¬
den, diejenigen Gesetze, welche diese letzter« eben so wie das
gerichtliche Verfahren abgeschafft hatten, stillschweigend wider¬
rufen seyn. Demgemäß sollte bis auf Weiteres das durch die

oräon- viv. 0. 1667 vorgeschriebene Verfahren bei allen Tri¬
bunalen wieder befolgt werden.

Als eine Eigenthümlichkeit der franz. Gesetzgebung, sowohl der
ältern als neuern, verdient noch hervorgehoben zu werden, daß sie
über Sachen von einem beträchtlichern Werth meistens keinen Zeu-
gen-Beweis zulaßt, wenn nicht ein schriftlicher Beweis oder wenig¬
stens der Anfang eines solchen Beweises vorliegt. Diese Regel ist
in Frankreich sehr alt. Schon die oräon. ä. Lloulins <l. 1566

grt. 54 schrieb dieses vor, und die orllon. oiv. ä. 1667 tir. XX

si-t. 2, 3. 4, 5 bestätigte es. Die Bestimmungen der letzter«
sind sehr allgemein und cathegorisch, so daß sie nur wenige
Ausnahmen, nämlich bei einem nothwendigen Depositum, bei
Gegenständen, die dem Eigenthümer eines Gasthofs von einem
seiner Gaste anvertraut werden, und in Handelssachen zuläßt.
Allein in der Ausübung hatte sich dieses sehr gemildert. Man
beschränkte die Regel vorzüglich auf Forderungen, die sich auf
Contracte u. d. g. gründeten, ****) wo man es fast als eine

Vrt. 4. „II 68t steroZo psr lo tzrosent stöoret ü wntos
lois oontrsires. "

*) Dosen. wm. IV. ?. 5. Man sehe auch Llorlia Ködert,

art. en^uoto H. III. no. 5.

**) Dosen. torn. IV- si- 250-

p. 274.

****) Dieses scheint auch der eigentliche Zweck der orllon. ä.

Llonlins gewesen zu seyn. 54 heißt es: „kour ob-

vier s rnultipliosrion sie (sits, «^no I on a von o^ 3o-

vsnl eslro rnis en avant on jugeniont, subjovts ä xrouve
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Nachlässigkeit der Parthei ansehen konnte, wenn sie sich keinen

schriftlichen Beweis verschafft hatte. — Auch die Gesetzgebung

Napoleons, vbschon sie im Ganzen den Grundsatz der or3on.
civ. beibehielt, hat, durch die Erfahrung belehrt, die Strenge

der erstem merklich gemäßigt, (oo3. civ. srt. 1341 — 1348).

Sie erlaubt (srt. 1348) den Zeugen-Beweis über alle Forde¬

rungen, wofür es nicht wohl möglich ist, sich einen schriftlichen

Beweis zu verschaffen, namentlich über solche, die aus soge¬

nannten gussi - Contracten und quasi-Verbrechen entstehen, so

wie es schon in den letzten Zeiten (vor der Revolution) fast

allenthalben durch den Gerichtsgebrauch eingeführt war.

Ein besonderes Beweismittel nach dem franz. Verfahren ist

noch dasjenige, was man Abfragen über Thatsachen und Artikel
(interrogstoire sur lsits st srticles) nennt, (oo3. 3. xroos3.
civ. srt. 324—336, or3on. civ. tit. X). Jede Parthei kann

nämlich, in Ermangelung anderer Beweismittel, bei dem Ge¬

richt nachsuchen, daß die andere über bestimmte, die Streitfrage

betreffende Thatsachen befragt werde. Dieses geschieht — und

zwar auch nur auf ein förmliches Erkenntniß des Gerichts -—

entweder von dem Präsident oder von einem andern dazu be¬

auftragten Richter. Das Verfahren dabei ist demjenigen bei

der Vernehmung der Zeugen sehr ähnlich; nur darf die Par¬

thei, welche die Vernehmung nachgesucht hat, nicht gegenwärtig

seyn, wenn die andere befragt wird (v. 3. p. srt. 333). Die

Parthei muß persönlich erscheinen und eben so d. h. mündlich

3e tssmoins, st reprocliss 3'icsux, 3ont s3visnnent
plusieurs inconvsnisnts st Involution» 3s proces, svons
c>r3onnv st or3onnons qus 3oresnsvsnt 3s toutes
clioses excväsnt Is sornrns ou vslsur 3s ceut livres
pour uns (ois ps^sr ssront psssen vontrscts psr 3e-
vsnt Rotsirss st tssmoin», psr lesquels contrscts »euls-
ruent ssrs (sicts st rsceus touts preuvs es3itss ins-
tisrss, ssns rscsvoir susuns preuve, psr tesmoios
outrs Is contenu su3it sontrsot, ne sur se qui servil
sllsgus svoir ests 3iot ou contenu svsnt ioelu^ lors
st 3spuis. Hn quo^ n'snton3ons exclurrs Iss preuvss
3ss convsntions psrticulieres, st sutres qui seront
ksietes psr Is» psrticuliers soubs leurs sei^us, sesuL
st esoritures privöos."
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ohne Beistand eines Rathgebers oder ihres Anwalts, nnd ohne
Etwas schriftliches abzulesen, antworten. Doch müssen ihr die
Thatsachen, worüber sie befragt werden soll, vorher mitgetheilt
werden. Die Corporationen müssen einen besondern Beauftrag¬
ten wählen, dem die Fragen ebenfalls vorher mitgetheilt wer¬
den, und dessen Antworten sie in einer besondern Urkunde für
wahr erklären. Der Bevollmächtigte kann überdem auch noch
über das befragt werden, was er persönlich über die Sache
weiß. *) Erscheint die Parthei nicht, oder weigert sie sich zn
antworten, so werden nach der alten Gesetzgebung die Thatsa¬
chen für eingestanden angesehen. Nach der neuern hat aber
der Richter nur die Befugniß, dieses anzunehmen.—Wenn end¬
lich die Umstände es durchaus erfordern, so wird auch wohl
ein Richter beauftragt sich an Ort und Stelle zu begeben, um
durch den Augenschein sich von dem Bestand der Sache zu
überzeugen. Allein das ältere sowohl als das neuere französ.
Recht wendet dieses Mittel nur ungern an. **) Auch wird
wirklich bei den jetzigen Gerichten davon nur ein äußerst spar¬
samer Gebrauch gemacht. Durch das öffentliche Verfahren ge¬
wöhnen sich die Gerichte daran, daß alle Mitglieder derselben
Alles gemeinschaftlich sehen und untersuchen. Sie werden da¬
durch von selbst solchen Aufträgen, wodurch ein Einzelner ***)

*)srt. 336 des voll. ä. xr-oseä. , der sich auf diese Bevoll¬
mächtigten bezieht, ist fast nur eine wörtliche Copie von
art. 9 lit. X der oräoun. äe 1667.

**)Man nennt dieses: äesoents sur l68 lieux. Die Vor¬
schriften darüber finden sich voll. äs xroeeä. srt. (295

— 301), oräoun. äs 1667- til. XXl.

***)Nach dem alten französ. Recht, so wie es zu Zeiten Bou-
tilliers und bis zur oräon. ä. 1667 bestand, konnte fast
bei jedem Prozeß über ein liegendes Grundstück eine solche
äeseente sur- lss lieux Statt finden, (obschon sie eigent¬
lich nur eine Formalität war, und nicht den Zweck der
jetzigen äessento sur- les lieux hatte). Die französ. Ge¬
richts - Verfassung hatte sich hierin nach der ältern Römi¬
schen gebildet. So wie, gemäß der letztem, der Prätor
sich mit den streitenden Partheicn auf das Grundstück be¬
gab, worüber sie stritten, (Heines ^nü<^. Kom. sä Insrir.
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einen zu großen Einfluß auf die Entscheidung der Sache erhält,
abgeneigt.

Wir haben schon ?. 1 dieses Abschnitts,S. 128 bemerkt,
daß, ehe die verschiedenenGewohnheiten schriftlich aufgezeich¬
net waren, man das Bestehen derselben in den einzelnen Fäl¬
len durch Abhörung sogenannter Zeugen-Haufcn (en^uestes psr
turbes) zu ermitteln pflegte, so wie daß diese Art von Unter¬
suchungen durch die oräon. eiv. tit. XIII. srt. 1 abgeschafft

lik. IV. tit. 6) so konnte auch nach dem französ. Recht
der Verklagte verlangen, daß der Kläger sich in Gegen¬
wart des Gerichts an Ort und Stelle Anfinde, und dort
die Gränze desjenigen, was er forderte, bestimmt bezeichne.
Dieser Act hieß später meistens volles er montreos. Bou-
tillicr (8omme Rur. liv. I. rit. 32) nennt ihn „volle et
vsrvnrsrion cle lieu." Er beschreibt an der angeführten
Stelle umständlich das Verfahren dabei. „(.sguelle ellose
le clomsncleur est tenu rle Isire ^sr lo^ en clellsns jour
lle plsiä, et non pss ä jour cle plsill. Lt Is lloit svoir
Leigneur et Irommes tsnt ^u'il suklise s lo^ clire si
mestier estoit, le clemsnäour et le äelenäour presens.
Dt ceux venus sur le lieu su jour et lleuro clenom-
M 62 , le clemsnlleur «loit llire et Isire ss volle et clo-
monstrsnee en ceste msniere: Lire Lsillik, et vous
messeigneurs les llommes je äis er (sis volle lle eeste
Irerits^e sur <^uo/ nous sommes venus, et c^ui s mo^
sppsrtient cle jusgues s ls (von hier bis dorthin),
et lle Is jusgues s e^, et sller sur svbsoun sons llu
lieu er tout evlnmo si eest Iioritsgo si comprent llu
long du les et äu inilieu: et en Isis s Is xsrtie c^ui
clomsnclo Is vostre prosenoe et Is sionne, volle et os-
tentstion jusgues s vostre äit et sssens, et (je äis)
czuo s rnon ciroit et s mo^ s^xsrtient sur tout cost
Iieritsgo Is ssisine cle lever et esploilter sur ieelu^
tout proklits et emolumens et sppsrtensnees vensns et
eroisssos sur eest beritsgo touteslois et ^usnteslois
c^u il sp^>srtiont et ssison en est ete." ,,^t si e'ostoit
sur msison g^ue Is velle se 6st on lloit «lellsns entrer,
et sller bss et Iisut et clire eomme clessus est 6it, si
cloit-on toueber s I'bu^s (die Thüre) : et le son renllre
xsr Iv cliebet (die Klingel ziehen), et toueber sux P 08 -
tesux, et sller tout su tour, su mieux czu'on peut, et
clire eomme llessus est touelie." Es scheint indeffen,
daß nur bei den Gerichten, wo die Lehnsvasallenals Nich-
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worden sey. Zur Ergänzung desjenigen, was wir a. a. O. über
diesen alterthümlichen, jetzt ganz vergessenen Gegenstand gesagt
haben, diene noch Folgendes. Die enguestes par turkos sollen nach
okopin lik. do oommun. Oall. Oonsuetud. okap. 3ot 4 durch
einen Parlaments - Beschluß vom I. 1312, der sich in den Re¬
gistern Olim (wovon im folgenden Abschnitt) kol. 29 befindet,
zuerst eingeführt *) worden seyn. Zu den Zeiten Jmbert's, der

ter saßen, Alles so umständlich geschehen mußte. Denn
das aus Boutillier (p. 208) angeführte, bezieht sich auf
eine volle et ostontation, die von einem königl. Gericht
„Oour du ko^ nostro 8iro on 'lournosis, ou il ^ svoit
vingt kommes do lieb tros-notaklos" angeordnet worden.
Boutillier bemerkt im vorhergehenden Artikel, daß, wenn
eine Sache vor einem königl. Amtmann, der selbst Recht
spräche (gu'il seit jugo do lu^ mosmos) verhandelt würde,
der Act der volle ot ostontation vor zwei von ihm beauf¬
tragten Commiffarien und dem Gcrichtsdiener vollzogen
und an den Amtmann Bericht erstattet würde. Den Par¬
lamenten ward (nach dem folgenden Artikel) ebenfalls nur
ein schriftlicher Bericht, nebst einem Plan (oxemplo llgurö
et ponrtrait aprös la Situation <1o I'keritage) eingesendet.
Die velle8 ot montro'os (visus, visio , ostensio) waren
übrigens nur eine Einrede, die der Verklagte und zwar
nicht einmal immer machen konnte. Man sehe Imkert
krst. judic. llv. I. okap. 19- Die ordon. d. 16ß7 tit.
IX. art. 4, 5, schaffte sie gänzlich ab.

*)Okop. I. c. „Vooakuntur sapiontos pstriao pluro», os-
rentos suspioiono: ipsa (ipsis) voostis proponotur ois
eonsuetudo in soriptis. I^ua proposita jurskunt guod
stdoliter ro^oront id guod soient, ot orodent et vido-
rint usitari super illa oonsuotudino. t^uo juramonto
praestito, trskont so sd Partes, ot doolarskunt ot ro-
koront doolsrationem illsm, in guo essn ot guo loco
(uit jlldioatuni, et do oireumstantiis et in communi rod-
dont oausam dioti sui, ot omnia rodigentur in soriptis,
ot mittentur sd ouriam suk sigillo inguisitorum clansa."
Hiermit stimmt auch kapon (Oolloot. ^rrestor. lik. IX.
tit. 1. no. 20) überein. „Ouria raro kujusmodi turkas
ot turmarias prokationos adprokare solot, eo guod ea
res mali oxempli sit: via enim alioguin judioikus mu-
niretur ad sdmittendsm sukindo novam consuotudinem
ot votores omondandas, admissis vidolieet prokationi-
kus turmarüs, Id guod ad Ouriam tantum speotat, ot



in der ersten Hälfte des sechszchnten Jahrhunderts lebte, durste
ein solcher Beweis nur dann in Vorschlag gebracht werden,
wenn der Zweifel sich auf Gewohnheiten bezog, die man noch
nicht mit den gehörigen Förmlichkeiten schriftlich aufgezeichnet
hatte. Waren diese gehörig erfüllt, so wurden die schriftlich
aufgezeichnetenGewohnheiten als bestehend angenommen, und
es war keine weitere Untersuchung darüber durch Abfragen
von Zeugcn-Haufen verstattet. Auch durften überhaupt nur
die obersten Gerichtshöfe die Einleitung dieses Beweises anord¬
nen, und den Präsidial-Gerichten, selbst wenn sie in letzter In¬
stanz urtheilten, stand dieses nicht zu.**) **) Das Verfahren da¬
bei bestand darin, daß, nachdem die Untersuchungs - Commissa-
rien die Zeugen ***) schwören lassen die Wahrheit zu sagen,
letztere sich an einen besondern Ort zurückzogen, und dort ge¬
meinschaftlich berathschlagten. Nach gehörig gepflogener Bera¬
thung begab sich Einer der Zeugen, der Bericht - Erstatter des
Haufens (le lisxjrorteur äs Is turks) zu den Commissarien,
und überbrachte diesen, in Abwesenheit der Partheien, den Be¬
schluß der Zeugen, welche durchaus einig seyn mußten. ****)
Nachher ward noch jeder Zeuge einzeln um die Fälle befragt,
wo nach seinem Wissen die Gewohnheit beobachtet worden.

von etism sä juälces sukvltsrnos: gWä I»oä kujusce-
rnoäi zrrokstio est prsstios seu osutels Post sorislituti-
onem invsnts, st sä esm cirsumvsaieoäsm, oe^us lex
ulls vel sspitulum äs es s^it."

*) Imkert krst. juäie. liv. I. cksp. 43.
**) Dieses bemerkt der Commcntator von Jmbert, der im An¬

fang des siebzehnten Jahrhunderts schrieb.
***) Zu Zeugen nabm man, wie schon S. 128 gesagt worden,

meistens praktische Rechtsgelehrte.Zu einem Haufen wur¬
den wenigstens Zehn Zeugen erfordert. Man nahm aber
nach (Imkert >. e.) meistens dreizehn oder vierzehn; damit,
wenn gegen Einige Einwendungen (rsprockes) gemacht
wurden, doch noch Zehn unverwerflichc übrig blieben.

****) „kwsguols ii lsut estre concoräsn« en uri mesms äire"
sagt Jmbert a. d. a. O. Es wird sich indessen mit dieser
allgemeinen sonsoräsnss wohl eben so verhalten haben,
wie mit der Einstimmigkeitder Geschwornen in England.



Zu den Zeiten des Commcntators von Jmbcrt, hatte sich die¬
ses aber geändert. Die Commissaricn ließen sich nicht mehr
von einem Zeugen über die Aussagen und Meinungen der An¬
dern Bericht erstatten, sondern jeder Zeuge ward einzeln ver¬
nommen und seine Aussage schriftlich aufgezeichnet. Das Par¬
lament von Bordeaur hatte durch ein Urtheil vom 6. Juni
1606 ein Zeugenverhör, wobei man nach der alten Art (oon-
1u5is lesUKus) verfahren war, für nichtig erklärt.

Nachdem die enguesres psr turko durch die orä. 0.1667 ab¬
geschafft waren, kam statt derselben später ein anderes Beweismit¬
tel, die sogenannten Notorietäts-Acte (gote8 0e nowrietö) ,'n Auf¬
nahme. Man verstand darunter ein von einem Gericht ausge¬
stelltes Zeugniß, daß in dem Bezirk desselben ein gewisser Ge-
richtsgebranch bestehe, ein Gesetz auf diese oder jene Art aus¬
gelegt oder angewendet werde u. s. f. Sollte ein solcher Act
bei der Entscheidung eines Prozesses von Gewicht seyn, so
mußte er in Folge des Urtheils eines Hähern Richters von
dem ganzen Gericht *) nach Vorladung aller interessirten Par¬
theien, nach Anhörung der Advocatcn und des Staats-Procura-
tors ausgestellt worden seyn. Diese Art von Notorietäts - Ac¬
ten ist jetzt nicht mehr im Gebrauch. Doch gibt es jetzt andere
von den Notarien oder Friedensrichtern oocl. clv. srt. 70, 71,
155 ausgestellte Acten dieses Namens, die nur die Gewißheit
einer Thatsache bewähren, und auf das gerichtliche Verfahren
unmittelbar keine Beziehung haben. (Man sehe k'orriere viot.
0. Droit und Berlin Uöpert. srl. Notoriötö).

Was noch die Beweise im Allgemeinen, und insbesondere
das Gewicht, welches denselben gesetzlich beigelegt werden muß,
betrifft, so ist hierbei nach der neuern Gesetzgebung fast Alles
dem Ermessen der Richter anheimgestellt, welches ganz insbe¬
sondere für den Zeugen-Bewcis gilt. **) Nach der ältern Ge¬
setzgebung stand es als Regel fest, daß, um eine Thatsache zu
erweisen, die Aussage von wenigstens zwei Zeugen erforderlich
sey. Doch begnügte man sich, vorzüglich bei minder wichtigen

*)Kein Advocat, auch selbst das Corps der Advocatcn nicht,
konnte einen solchen Notorietäts-Act ausstellen.

**)ooä. civ. srt. 1349, 1353-



Sachen, auch oft mit Aussage Eines Zeugen, besonders wenn
dieselbe durch die Umstände bestätigt ward. Der Richter gab
alsdann, um diesen unvollständigen Beweis zu ergänzen, mei¬
stens der Parthei, welche ihn geliefert, auf, die Richtigkeit ihres
Gesuchs zu beschwören. Indessen find auch nach der neuesten
Gesetzgebung in vielen Fällen gewisse Bedingungen vorgeschrie¬
ben, nach deren Erfüllung die Richter die Thatsachen, für wel¬
che sie erfüllt worden, durchaus als wahr annehmen müssen.
So haben alle authentischen, mit den gehörigen Förmlichkeiten
versehenen Acte vollen Glauben, und es ist durchaus kein Zcu-
gen-Beweis gegen den Inhalt derselben zulässig, es sey denn,
daß man sie wegen Verfälschung angreift.*) **) Auch nach der
ältern Gesetzgebung (M.s. S.295) galt seit der Verordnung von
Mvulins, gegeben i. I. 1566 (Art. 54) dieselbe Regel. Allein
in den frühesten Zeiten stand der entgegengesetzte Grundsatz fest,
so daß Boutillier tit. 106 die Maxime aufstellt: ll'cinoins par
vive voix lletruisent lettres, ***) Außer den so eben genann¬
ten Fällen ist die Ueberzeugungdes Richters auch, sowohl nach
der ältern als neuern Gesetzgebung, gebunden, wenn Eine Par¬
thei der andern den Eid anträgt. Man sieht dieses als einen
Vertrag an, wodurch die Parthei, welche den Eid anträgt, sich
verpflichtet dasjenige für wahr zu halten, was die andere aus¬
sagt. Die erstere darf sogar keinen weitem Beweis dagegen

*)k°erriere Diet. 6. O. ^trt. preuve testiuioniale und

seiui-preuve. Auch kspou Oolleet. arrest. lib. IX. tät.
I. und tit. Vl.

**)coll. oiv- art. (1317—1320).

***)I>spon. Oolleet. irrest. Iil>. IX. tit. I. no. 15- ,, 8i all
inquisitionern gut eontraetuni queullam testes llieant,
so ita non lleposuisse, vel etiam eontraetuni aliter
Luisse, et Notarius vel Inquisitor allserat eontrsrium;
eui Stare oportest, MKA-rrrm est, quoll ex existi-
rnatione l^otarii sut inquisitione resolvitur: ea quippe
8i bona sit se lsullabilis, ei Statur: si vero eallein
suspeeta sit, testiuin llepositioni inllaerenlluiu est. . . -
Lt ita Arreste Oratiauopolitano ao. 1460 jullieatum
luit."



vorbringen, *) und der Richter muß bei seiner Entscheidung
ebenfalls die Aussage als wahr zum Grunde legen. Daher
nennt man einen solchen Eid auch sermont ststoisoiro. Auch
der Richter kann (und zwar ebenfalls nach der ältesten, alten
und neuen Gesetzgebung) von Amtswegen einer Parthei den
Eid auftragen. **) ?n beiden Fallen wird der Eid von der
einen Parthei m Person, nach der neuen Gesetzgebung in Ge¬
genwart - nach der altern in Abwesenheit der andern Parthei
ausgcschworcn (o. cl. x. sm. 121, Imkert krat. liv. I. cllsx. 49).

Nach dieser allgemeinen Uebersicht, wie ein Rechtsstreit bei
einem Gericht angehoben und fortgeführt wird, wollen wir
noch über die verschiedenen Arten, wie die Entscheidung einer
Sache von einem Gericht an ein anderes gebracht wird, ins¬
besondere über die Appellation an ein höheres Gericht Einiges
sagen. Als eine Berufung an ein höheres Gericht kann man
gewisser Maßen schon den sogenannten Privilegirtcn Gerichts¬
stand ansehen. Die neuere Gesetzgebung kennt denselben in
Civil-Sachen gar nicht. Zwar sind für gewisse Gegenstände
besondere Tribunale bestellt (wie die Handels- und Handwerks-
Gerichte). Allein sie sind weder zum Vortheil noch aus größe¬
rer Achtung gewisser Personen oder Stände, sondern nur aus
Rücksicht auf die Gerechtigkeit und die Sache selbst, angeord-

*) cost'. civ. srt. 1363. Auch nach dem ältern Recht, Ver¬
liere Dior. srl. serment steoisoire. Ja die eine Parthei
konnte die, welche den Eid ausgeschworen, nicht einmal
wegen Meineids belangen, kspon. Oolloot. Vrrestor.
Iil>. IX. tit. VI. no. 16. „ 8i ^srle sstverss in justioic»
Husjursnsturn äeoisoriuin stel'erenie, psrs sltern snrer,
vl» persurium eonveniri non ^otesi. Rsrn vin^
stivts ^er^'urii «oli steo relinguitur..
Nee ste ullo slio c^useri o^ortet, nisi utrum eenbormi-
ter stelationi jurstum sit vel non.8oo
guippe c^uoä its ^'ursinm est ^ro voritsie Iisketur. . .
Vt its susticstnm kuit Xrresto ksrisiensi 10 stie Oeto-
kris 1512, gno eum xersuriuin notorium eriminsliteo
guis ^er8e<^ueretur, repnlssm tulit." M» s. auch Im¬
kert krst. )ustie. liv. I. eks^. 49-

**) Imk. liv. I. ckgj,. 49, Vsxon. Oolleet. irrest. lik. I.
tir. VI. no. 1.
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net. Die einzigen Gerichte, die man vielleicht aus einem an¬
dern Gesichtspunktansehen könnte, waren unter dem Kaiser¬
reich die Douanen-Gerichte.Da dieselben aber jetzt nicht mehr
bestehen, so kann man mit Recht sagen, daß in Frankreich in
Civil-Sachen jetzt Alle denselben Gesetzen und Gerichten unter¬
worfen sind.

Räch der alten französ. Gesetzgebung gab es aber aller¬
dings einen solchen privilegirten Gerichtsstand, sowohl in Be¬
ziehung auf die Sachen als auf die Personen. Es gab einige,
worüber selbst in erster Instanz die Entscheidung nur den Par¬
lamenten zukam. Eben so gehörten, wie schon S. 228, 229
bemerkt worden, die meisten Rechtsstreitigkeiten,wobei Adeliche,
sey es als Kläger oder Verklagte, bethciligt waren, alle Pro¬
zesse über adeliche Lehen u. s. f>, mit Ucbergchung der Vögte,
Castellane u. s. f>, schon gleich in erster Instanz vor die Amt¬
männer und Seneschallc. Dasselbe gilt in Beziehung auf alle
Rcchtsstrcitigkeiteneiniger Anstalten und Gemeinden,die unter
der besondern Obhut des Königs standen, oder welche die so¬
genannte: gsräo-Aaräionno hatten. Dieses Vorrecht besaßen
vorzüglich solche Abteien, Kapitel, Kirchen, auch Universitäten
und andere Kollegien, die vorn König gestiftet waren. Sie
erhielten zu diesem Zweck eine, mit dem großen Siegel versehene
Urkunde (lettres äo gsrclo-gsrcliennk!), worin Ihnen besondere
Richter für alle ihre Rcchtsstrcitigkeiten angewiesen wurden.
Für die geistlichen Stiftungen waren dieses meistens die Amt¬
männer und Seneschalle (öälct cle llrvmiou srr. 9), für die
Universitätenaber auch wohl besondere Beamten, die man
Richter zur Erhaltung der Privilegien der Universität (juges
«oii80i>steur8 äo 8 xrivüvge 8 äe l'univei^itö) nannte; deren
Stellen indessen oft mit denen der Amtmänner u. s. f. vereinigt
waren. Sogar den Studenten auf den Universitäten stand
unter gewissen Beschränkungen dasselbe Recht zu, welches, in
Beziehung auf sie, das Privilegiumdes Studcntcnstandes (pri-
vilöge äe Sobolsi itv) hieß, und durch ein Edict von Philip
von Valois (vom 31. März 1340) zuerst eingeführt ward.
Das Privilegium der besondern *) Obhut des Königs (Zaräo-

*) Bvutillicr handelt davon Uv. H- tlt. 1. „Uom a Is



AgrZionne) war sehr alt. Man konnte sich desselben in allen
Klagen ohne Ausnahme, in persönlichen und dinglichen, posscs-
sorischen und gemischten, als Kläger wie als Verklagter, bedie¬
nen. Da es indessen einem bestimmten Gegenstand (Abtei,
Pfründe u. s. f.) anklebte, so konnte der jedesmalige Besitzer
nur bei Klagen, die sich auf die privilegirte Sache bezogen,
davon Gebrauch machen. In der königlichen Urkunde war
übcrdem allezeit bemerkt, wie weit (der Entfernung nach) sich
der Gebrauch desselben erstrecken sollte. Meistens war dieser
auf den Gerichtsbezirk entweder der Amtmannschaft oder we¬
nigstens des Parlaments, worin die privilegirte Gemeinde (Ab¬
tei u. s. f.) lag, beschrankt. Wenn daher ein Rcchtshandel
über ein Gut entstand, das außer diesem Bezirk lag, so stand

la coAnoissrmos Ze laus er lautes gui enkrsignent les
Aarcles psr lui clanuees sur oeux gui saut preallaliles
cle Zsrcker, si eomrns saut laus oklleiers, tous rnon-
no)eurs cle ses inonno^vs, et ouvrivrs »ur eo, lautes
personnes ä'eglise gui äe nature saut eu gsräe, e'est
ä seavoir eglises cstlieärales et eglises gui saut <ls
Lonclation lio^ale. Oar sutres e^iises äe nsture ns
sont en garcle, r>s autres Zeus ^^e les oklieiers äu

el ouvriers cke inonno^e.Lneore saut
en gsrcke et peuvent estre sutres psrsanues, an les
lettres «lu Uo^ ^ sont prinses et inises, et par ses
allleiers enterinöes et pudliees et autrement ns va-
leut. üt eomme ee soit il'entrs personnes subjevtes
äu Ro/ a pur et sans rno^en. Lar entre sujeots cke
staut justieier ne peuvent ne ckoirent tenlr ne valoir,
8i ainsi n'estait (si es n'etoit) gus la Farcke (ust ente-
rinöe et signiiiee au justieier, et ä son 8uject ssns es
gu'il (ust oppose par le staut justieier: car lors
servil la siAnisteation et enterinement ü estre cliets et

P 3 S862 eomrne en (oree ile elloss jugee." Der Her¬
ausgeber von Boutillier, Charondas bemerkt. Einige'be¬
haupteten, die Aarckes-Aaräiennes seyn dadurch entstanden,
daß die Könige, wenn sie eine Provinz als Apanage u.
d. g. weggegeben, sich die Gerichtsbarkeit über gewisse
Klöster, Stiftungen u. d. g. vorbehalten hatten. Allein
mehrere Stiftungen und Provinzen, die immer dem König
zugehört hatten, käme dieses Vorrecht zu; so wie auch
Einige in solchen Provinzen, die immer den Grundherrn
zugehört hätten, es besäßen.
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das Erkenntniß dem ordentlichen Richter des Orts zu.— Noch

ein größeres Vorrecht (in Beziehung auf den Gerichtsstand)

war dasjenige, welches man sommittimu» nannte. Unter die¬

sem Wort, welches : nou» oommettons (wir beauftragen näml.

das Parlament) bedeutet, verstand man bald das Vorrecht selbst,

bald die von der Kanzcllei ausgefertigte Urkunde (lenrss äs

v»n>utUUmus), wodurch man die Befugniß erhielt, davon Ge¬

brauch zu machen. Das Vorrecht selbst hatte zwei Grade, und

dem gemäß unterschied man auch die Urkunden darüber in sol¬

che mit dem großen und mit dem kleinen' Siegel (lettrer äs
s(ia>ll,ittim»8 an Zi-snä st an pstit svesu). Nur diejenigen,

denen das Vorrecht im ersten Grad zustand, erhielten darüber

Urkunden mit dem großen Siegel von Frankreich, deren nur

die große Kanzellci zu Paris, auch die Kanzellei von Frank¬

reich genannt, ausfertigen konnte. Diejenigen, die dieses Vor¬

recht nur im zweiten Grade hatten, erkielten Urkunden mit

dem kleinen Siegel, welche die kleinen Kanzelleicn, die bei den

Parlamenten der Provinzen bestanden, ausgaben. Einer, der

das Vorrecht im ersten Grad hatte, konnte vermöge seiner Ur¬

kunde alle persönlichen, posscssorischen und gemischten Klagen, wo¬

bei er entweder als Kläger oder Verklagter betheiligt war, aus

dem Gebiet von ganz Frankreich, schon in erster Instanz, entwe¬

der vor diejenige Kammer des Parlaments von Paris, welche
reguötes äs xslsis hieß, oder vor ein anderes Gericht rs-
ljuätos äs I'botsl *) genannt, bringen. Es stand in der freien

Wahl des Privilcgirteu, das Eine oder andere dieser beiden

Gerichte zn wählen. Nur die bei diesen Gerichten selbst ange¬

stellten Richter und Beamten, so wie 'ibre Wittwen, waren

hiervon ausgenommen; nämlich in allen Prozessen von Beam¬

ten tz§s Einen dieser Gerichte erkannte nothwendig das andere
(oräon. ä. 1669. tit. IV. srt. 19). Wem das Vorrecht oom-

ulinimus nur im zweiten Grade zustand, konnte in den oben

bemerkten Fällen jeden Prozeß wobei er betheiligt war, jedoch

nur aus dem Gcrichtsbezirk des Parlaments, von dessen Kanzcl-

*) Von den i'sguötss äs pslsis wird im folgenden- und von

den rogsötss äs I'botsl im fünften Abschnitt näher gehan¬
delt werden.



lei seine Urkunde ausgefertigt worden, in erster Instanz an die
Kammer dieses Parlaments, die ebenfalls re^uer^ äu palais
hieß, bringen. Die Prozesse der Präsidenten und Richter die¬
ser Kammer selbst gehörten in erster Instanz vor dasjenige Ge¬
richt ihres Wohnorts, welches in der gerichtlichenHierarchie
unmittelbar nach dem Parlament folgte („le prineipsl
orllinsire lle leur ressort. " Oräonn. ä. 1669. cles eommit-
i!m. rir. IV. art. 20). Die Jurisprudenz dieser eommittimus
war überhaupt ziemlich weitläufig und verwickelt. Die wich¬
tigste Verordnung darüber ist die von Ludwig dem Vierzehnten
vom I. 1669, welche auch die oräommvee äe8 eommittimus
genannt wird.

Wenn beide Partheien das Vorrecht eommittimus oder
auch sonst ein Privilegium in Hinsicht des Gerichtsstandes hat¬
ten, so richtete man sich nach dem stärker» Privilegium, wobei
die eommittimusmit dem großen Siegel allen andern Vorrech¬
ten vorgingen. Waren die Privilegien beider Parthcicn gleich,
so galt die allgemeine Regel, daß der Kläger dem Gerichtsstand
des Verklagten folgte. Man konnte von dem Vorrecht eom¬
mittimus noch Gebrauch machen, nachdem die Sache bei einem
andern Richter schon anhängig war, wenn nur die Iltis eon-
teststio *) noch nicht Statt gefunden hatte (oräonn. ä. 1669.

rit. IV. srt. 1). Sollte indessen die Gerichtsbarkeit eines Par¬
laments Übergängen werden, (welches nur vermöge einer Ur¬
kunde mit dem großen Siegel geschehen konnte), so mußte der
Werth -des streitigen Gegenstandes wenigstens 1000 Livrcs
betragen. Um eine andere Gerichtsbarkeit (vermöge einer Ur¬
kunde mit dem kleinen Siegel) zu übergehen, brauchte derselbe
nur 200 Livrcs zu seyn; welches in der Urkunde unter Nich¬
tigkeitsstrafe bestimmt erwähnt seyn mußte (tit. IV. sei. 2).
In Criminal- und Polizei-Sachen, in dinglichen Klagen und
noch in einigen andern Fällen (tit. IV- »rt. 21 — 24) konnte

*) Die oräon. 6. 1667 bestimmt tit. XIV- art. 13 hierüber:
„L-a cause Sera teuue pour contestee pur le Premier

xeglement, sppointement ou jugement c^ui iutervieu-
ckrs, spres les clelenses lournies, envore lu'il u'sit pgzeste si^uiils." Durch das später Folgende wird dieses
deutlicher werden.
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man von dem Vorrecht committimuskeinen Gebrauch machen.
Auch Domainen-Sachen oder solche, wo die Staatsbehörde
allein Parthei war, gehörten vor den ordentlichen Richter
(art. 25). Ueberhanpt konnte den Ausnahme-Gerichten oder
solchen, welchen eine Gerichtsbarkeit in bestimmten Fallen und
über bestimmte Gegenstände übertragen war, dem großen Staats-
Rath (ßrsnü oooseil), den Obersteuerhöfen,Oberrechenkam-
mcrn, Münzhöfen, Salzkammern (Zroniors ä 8oI) u. s. f. ihre
Gerichtsbarkeit vermöge des Vorrechts committimus nicht ent¬
zogen werden (tit. IV. am. 26). Endlich konnte man sich des
Vorrechts oommittimus auch nicht zum Vortheil eines andern
bedienen. (Z. B. Der Gläubiger in der Regel nicht gegen die
Schuldner seines Schuldners, der Vormund nicht in Sachen
seines Mündels u. s. f. tit. IV. srt. 23, 27, 26). Eben da¬
rum konnte Einer auch bei Forderungen, die ihm von andern
übertragen waren, *) sich desselben nicht bedienen, wenn nicht
der Uebertrag vor einem Notar, und zwar schon drei Jahre
vor Auhcbung der Klage, geschehen war; wobei der Privilcgirte
noch auf Erfordern eidlich versichern mußte, daß die cedirte Forde¬
rung ihm wirklich zugehöre (srt.21). Das Vorrecht oommittimus
begründete keinen nothwendigen Gerichtsstand, sondern es lag
in der Willkühr des Privilegirten, von seinem Vorrecht Ge¬
brauch zu machen oder nicht. Die beiden Gerichte (i-e^-uäto8

1'bürel 6t äu pslsis), wohin vermöge des Vorrechts eom-

ininimus die Prozesse gebracht wurden, entschieden nur in er¬
ster- und nicht auch zugleich in letzter Instanz. Man konnte
vielmehr von ihren Urtheilen an eine andere Kammer des Par¬
laments appelliren, wovon im folgenden Abschnitt ein Näheres.
— Es war eigentlich nicht die von der Kanzellei ausgefertigte
Urkunde (lettras üo oommittimus aa granä ou, P6tit 866Sll),
die dem Privilegirten sein Recht gab. Durch diese Urkunde,
deren gesetzliche Wirkung überdem in einem Jahr erlosch, und
nach dieser Frist erneuert werden mußte («räo». ä. 1668.

*) Ausgenommen hiervon waren solche Forderungenund An¬
sprüche, die man durch Heiraths-Verträge, Schenkungen
oder Theilungen erhalten hatte (»rt. 22).



tit. IV. srt. 7), *) ward ihm nur erlaubt, Gebrauch davon zu

machen. Sein Recht selbst war durch das Gesetz fest bestimmt.

Die Verordnung über die coMmittimus nennt (tit. IV. srt. 13)

alle, welche das Vorrecht im ersten Grade oder mit dem gro¬

ßen Siegel-, und Ort. 14 —17) alle, welche dasselbe im zwei¬

ten Grad hatten; worin indessen durch spätere Edicte, offene

Briefe n. s. f. noch einige Veränderungen gemacht worden

sind.**)—'Das Vorrecht im ersten Grade hatten (nach srt. 13)

außer den ersten Personen des Reichs, (den Prinzen vom Ge¬

blüt, den fremden, in Frankreich anerkannten Prinzen, den Her¬

zogen und Pairs) die Großkronbeamten, die Ritter ***) und

*) Dieses war ein Einkommen für die Kanzellcken. Es war

daher verboten, eine Sache ohne Vorzeigung einer solchen
Urkunde von dem ordentlichen Richter abzuberufen; selbst

wenn es notorisch war, daß derjenige, der es verlangte,
das Privilegium cominittimus hatte. or6o». 6. 1669-
tit. IV. srt. 12. „ ^uounos sommissions »s seront 6s-
livroes sux rogosstss 6e »otrs liostsl os 6» pslais,
xo»r sppollsr psrtie, 8sns Isttros 6s sommittimuz,
e-reors -»6 /s /ir/t'r/ciAre , s
peills 6s »»Ilito 6ss procö6»rs8 st ju^or»e»8. " In
frühern Zeiten (z. B. im I. 1564) war dieses jedoch an¬
ders. kspo» Oollevt. ^rrostor. Iit>. IV. tit. IX. no. 9.

**) Schon die Verordnung von Moulins im Februar 1567,
unter Carl dem Neunten erlassen, (eigentlich von dem Kanz¬

ler 6e I'Hopitsl verfaßt) enthält srt. 56 darüber fast die¬

selben Bestimmungen.

***) Um dem Leser das so eben Gesagte noch deutlicher zu
machen, fügen wir aus DsnAS »ouvssir Drstis. Vrsns.
toi». II. x. 289 ein Formular eines solchen 6oi»i»ittimus

hier bei. „Douis sts. so prsmior »ostrs duissisr oir
sorZont 8ur es reguis. Lo ls psrtis 6s no8tre s»is
tel.(I/o» sxprimoit isi Is guslits 6e so» privi-
IsAs) o'tsnt ä osuse 6s es e» »ostrs xrotestion st
ss»vegsr6o, Nons ts »ssn6ons st eojoiAno»8 psr sss
xrsssntes, csue toutss Is8 6sttS8 ä lu^ 6oüs8 st rsi-
80 ll»slile 8 , t» Ie8 lu^ tg88L8 ps^sr, e» ^ sontrsi^nsnt
sss 6sl>itour8 xar toutS8 vo^ss 6si1s8 st rsisonnsdlos,
st si»8i e^u'ils ^ sont odli^ss: st s» SS8 6s rslus, op-
^ositio» ou 6sis^, 288i§z»S3 los opposans, resiussns ou
äsls^sus; svsvoir les roclei^blos 6s 6o»x ssiis (wahr-
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Beamten des Ordens des H. Geistes, die zwei ältesten Ritter des
Ordens des H. Michael, die Mitglieder des geheimen- und großen
Raths, und die meisten in dem Pallast und bei der Person des
Königs und seiner Familie angestellten Beamten und Diener u.s.f.
Den Mitgliedern und Beamten der Parlamente kam nur das
Vorrecht im zweiten Grade zu, (srr. 14) welches um so mehr
zu bewundern ist, als dieselbe Verordnung (srt. 13) den vier
ältesten der französ. Akademie das Vorrecht im ersten Grade
Hab. *) Nur das Parlament von Paris erhzelt für alle seine
Mitglieder und Beamten, wozu hier sogar der erste Huissier
gerechnet wird, durch ein königl. offnes Schreiben vom 28. De¬
zember 1724 das Vorrecht vommittirnurmit dem großen Sie¬
gel.—>Das Privilegium oomwinimus mit dem kleinen Siegel
hatten (nach Art. 14, 15, 17) außer einer Menge dort genann¬
ter Personen (den Mitgliedern und Beamten der Parlamente, der
Obcrrechenkammern, Steuerhöfe, der Münzhöfe u. s. f.) auch
einige Corporationen. Ursprünglich stand einzig den sogenann¬
ten Tischgenossen des Königs, oder denjenigen Beamten, die
wirklich den Dienst bei ihm versahen, und wahrend der Zeit

scheinlich inille) livres ek gu cle88u8 psräevsnt nos
sinen el lesnx 0on8eiller8 en no8 Oon8eil8, Ie8 ivL^tres
äe» Uegue8re8 orclinsire8 lle no8tre Horiel, ou Ie8 gens
tenanb Ie8 Uegu68t68 cle no8tre Uslsi8 a Usri8, sn
eboix er ogtion lluclir Lxp 08 snr, et ponr Ie8 8omme8
an äe88vu8 psr äevsnt Ie8 jnge8, gui en «loivent con-
noi8tre; er ontre re rnsnäon8 gu en vertu äe8 pre-
senteg, tu 1-18868 renvo^ ineonrinent er 8sng kleln^
e8clite8 Uegue8te8 cle I'lio8tel on cle nv8tre Dslgi8 ä
ksri8, cle toute8 Ie8 eau8e8 per 80 nnelle 8 , P 088 e 880 ire 8
et inixte8 gue lLxpo8ent s, on snrs e^-spre8 psrclc--
vsnt cl'sutrex juge8, on 68HneIIe8 il vonclrL intervenir,
er clont il vouclrs prenclre In gsrentie, tsnt en clemsn-
äsnt gne clellenllsnt, ^ourvn gn'elle8 8oient entiere8
er non eonre8tee8. He ee laire re clonnoo8 pouvoir,
1e8 Ure8enre8 eepenäsnt s^re8 l'sn non valalrles: dar
iel est no8tre plsibir. Ilonne n ete.

, ksr le Oon8eil.
*) Dasselbe ward durch eine spatere Verordnung vom 5. Ok¬

tober 1673 auf die gestimmte französ. Akademie ausge¬
dehnt.
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desselben, an einer Tafel des Hofs speisten, *) und zwar nur
in persönlichen Sachen, das Privilegium comminimus zu.
Der Zweck davon war gewiß kein anderer, als daß diese Be¬
dienten nicht genöthigt waren, sich ihrer Prozesse wegen, von
dem Hof und der Person des Königs zu entfernen. **) Spä¬
terhin bemerkten bald Alle, die sich in der Hauptstadt oder in
der Nähe des Hofes aufhielten, welche große Bequemlichkeit es
ihnen gewähre, ihre Prozesse in der Hauptstadt abmachen zu
können. Da so die vornehmsten Personen sich um dasselbe be¬
warben , so ward es späterhin ein Ehrenrecht. Das Privilegi¬
um coinmittiinus war in Frankreich sehr alt. In dem be¬
rühmten Werk: l'srt äe vm'lller 168 llst68 wird (srt. 1,61118
le Aro8) angeführt, der erste bekannte Fall, wo dieses Vor¬
rechts erwähnt werde, finde sich unter Ludwig dem Dicken (reg.
von 1108 — 1137), der es der Abtei Tiron ertheilt habe.
Allein, wenn hier nicht die Asrä6-Zsräi6nll6 verstanden wird, ***)

*) gsr 00 MM 6 N8SUX clir roi on 66iix <168 olllloierg
«lu roi gui sont cle 86rvio6, 6t giii oat bouoli6 6»
oour g6nägrit6o t6«i8. V. lDno^olo^llclie srt. comlnsn8al.

**) Die Verordnung von Moulins spricht in dem schon ange¬
führten srt. 56. von dem Unterschied zwischen den ooinmit-
timu8 mit dem großen und kleinen Siegel gar nicht. Al¬
lein nachdem sie alle, denen dieses Privilegium zusteht, auf¬
gezählt, verordnet sie in demselben srt. 56, daß es nur
den königl. Bedienten und andern, die besonders dazu pri-
vilegirt sind, verstattet seyn soll, vermöge dieses Vorrechts
die Gerichtsbarkeit eines Parlaments zu umgehen, „et
ri'siiront Ie8clit8 60 rnniittiinii 8 lieii gour cl>8trsir6 ri 08
sul»chvt8 llor8 lo re88ort cio leuv gsrlsment 8i non pour
Iö8 <lom68tigs68, 6t 66UX gui 611 )oii^866t gsr xrivÜ6g6
8g6cisl, on guo^ n'entenäon8 touobor sux privilög68
cle8 Urino68 ou ?gir8 6e k'rsrioe, suounoniont llö-
rozer s ioeux. " Es muß wohl, wie sich auch leicht den¬
ken läßt, arger Mißbrauch mit diesen oommittimusgetrie¬
ben worden seyn: denn der angeführte srt. 56 sagt gleich
im Ansang „koiir 80 ulgA 6 r N68 8iib)66t8 cle Is V6XS-
tion Ü68 sbu8 gui 86 oommettent 68 xr6toiiäli8 privi-
ls^68 368 gsrä68-Asrlli6iiri68 6t 60 imnittirnu 8 6t6."

***) Ueber die der Abtei ertheilte Urkunde ist dort weiter Nichts
angeführt. Allein die bekannte außerordentliche Genauig-
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so kann das Gericht, wohin die Abtei verwiesen ward, kein an¬

deres als das königliche Hofgericht (die rsgustss äs I'llotvl)

»der allenfalls das gestimmte Parlament gewesen seyn; denn

die Kammer des Parlaments rsgustes äu palais genannt,

bestand damals noch nicht. Diese ward erst gegen d. I. 1329

unter Philip dem Langen (ursprünglich zur Beantwortung der

dem Parlament eingereichten Gesuche leerstes)) errichtet.

Im 1.1365 waren indessen schon alle Prozesse der Secrctaire

des Königs an diese Kammer gewiesen, so daß in dem letzter»

Jahre (1365) das Privilegium committimus schon ganz sicher

bestand. Anfangs kannte man nur somminimus mit dem gro- >

ßen Siegel, so wie es Anfangs auch für ganz Frankreich nur

Eine Kanzellei gab. Ucberhaupt mag man zuerst nur eine»

sparsamen Gebrauch davon gemacht haben. Allein derselbe ist

späterhin nur zu sehr ausgedehnt worden. Es gab indessen

mehrere Provinzen, z. B. Artois, Bretagne, Dauphins, insbe¬

sondere die spater mit Frankreich vereinigten Länder: Franche-

Comts, Elsaß, Flandern, Cambrcsis, worin es bis zu den letz¬

ten Zeiten nie gegolten hat. In einigen andern war es nur

unter gewissen Beschränkungen-eingeführt, wie in Bresse, Bu-

gcy und Ger, wo es in Beziehung auf den Verkauf von unbe¬

weglichen Gütern nicht galt, welches für einen Vorzug dieser

Provinzen angesehen ward.

Außer dem Vorrecht soimulttimlls, gab es noch mehrere

ähnliche Privilegien. Einige derselben waren mehr ein Privi¬

legium für die Richter als für Eine der Partheien. So kam

Z. B. dem Stadtgericht von Paris und noch einigen andern

Gerichten das Erkenntniß in allen Streitigkeiten zu, die sich

in ganz Frankreich über einen mit dem Siegel derselben ver¬

sehenen Act erhoben. Ein solches Siegel hieß ein Siegel mit

Competcnz-Begründung (soel snritzutil äs jurisäistisn). An¬

dere bezogen sich aber auf die Personen der Partheien. (S.258.)

So standen die Forstbeamtcn und einige andere nur unter der

Gerichtsbarkeit der Prastdial-Gerichtc. Einige geistliche Corpo-

rationen die Priester des Oratoriums, die regulairen Canonici,

keit des Verfassers dieser Schrift, entfernt fast jeden Zwei¬

fel, als ob er die somwittimuL mit der garäs - garäisnas
verwechselt habe.
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die Jesuiten, statten sogar das große Vorrecht in allen Rechts-
ständcln, die ihre Güter, Rechte und Privilegien betrafen, so
wie auch iu persönlichen Klagen, die über 1000 Livres be¬
trugen, schon in erster Instanz von dem großen Staats-Rath
(gl-snä conseil) ihr Recht zu erhalten.

Ein privilcgirter Gerichtsstand einer ganz besondern Art
ward in einzelnen Fallen durch die Abberufung an ein anderes
Gericht (erooation) hervorgebracht. Man unterschied, nach
der alten französ. Gesetzgebung, zwei Arten dieser Abberufungen.
Sie geschahen nämlich entweder aus Rcchtsgründenoder aus
einer Gnadcn-Bcwilligung des Königs (los evoosUons ötoient:
oa 6o justice ou äs gräoo). So sehr die der ersten Art
durch die natürliche Billigkeit gutgeheißen und fast geboten
werden, so viele gerechte Klagen haben die andern veranlasset.
Einer oder auch mehrere Richter können mit Einer der Partheien
in Verhältnissen stehen, die Ihnen nicht verstatten, die Gründe
der andern mit der gehörigen Unbefangenheit zu erwägen. Die
Gesetze fast aller Nationen erlauben in solchen Fällen der Par-
thci, die dadurch im Nachtheil ist, sich diese Richter zu verbit¬
ten. Die meisten legen sogar den Richtern selbst auf, sich als¬
dann, auch ohne daß eine Parthei es verlangt, *) ihrer rich¬
terlichen Functioncn zu enthalten. Geht das Gesuch von einer
Parthei aus, und diese verlangt nur, daß einer oder Einige
Richter bei Erlassung des Urtheils nicht mitwirken, so heißt
dieses (sowohl nach dem alten als neuen französ. Verfahren)
das Verbitten des Richters (röousstion). Soll aber aus sol¬
chen Gründen ein ganzes Gericht Übergängen und die Entschei¬
dung der Sache einem andern übertragen werden, so heißt die¬
ses nach der alten französ. Gesetzgebung, Abberufung (örooa-
rion) , nach der neuen, Verweisung an ein anderes Gericht,

*) Dieses thut insbesondere sowohl die ältere als neuere
französ. Gesetzgebung. Schon die or-äon. 6. Llois ä. 1579.
srt. 118, ferner orllon. c>. 1067. Ut. XXlV- »rt. 17, 18,
ooä. elo Piooöcl. iöro jrsrt. liv. II. tit. XXl. srt. 380- Der
Richter muß die Gründe, warum er verbeten werden
könnte, dem Gericht anzeigen, welches dann entscheidet.
Nach dem ältern Gesetz müßteis sogar die Partheicn mit
diesen Gründen bekannt gemacht werden.
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(ronvol). *1 — Schon die ältern Verordnungen enthalten viele
Bestimmungen, sowohl über die Abberufung als auch über das
Verbitten des Richters. Die wichtigsten über den ersten Ge¬
genstand (nach dem ehemaligen Verfahren) findet man in der
orston. rl. 1667. rit. XXIV, und über den Zweiten in der

oräon. ä. 1670- (auch äo8 vomlnittilNlls genannt) tir. I. der:
(los o'voostion8 überschrieben ist, und besonders in der oräon.
ü'^oüt 1737, welche auch äo8 ovoostion8 heißt. Die Bestim¬
mungen der jetzigen Gesetzgebung findet man ooil. ä. prooöcl.

ivro psrl. Ilv. II. tit. XX. u. XXI., und insbesondere die über
die Verbittnng der Friedens-Richter Uv. I. rir. IX. Beide Ge¬
setzgebungen stimmen in den Gründen, aus welchen ein Richter
verbeten oder die Abberufung verlangt werden kann, fast gänz¬
lich überein. Das erstere kann aus vielen Gründen geschehen,
entweder weil der Richter mit Einer der Partheicn zu nahe
verwandt oder verschwägert**) ist, oder wen» er in der Streit¬
sache Rath gegeben, wenn er vorher als Richter oder Schicds-
Richtcr darüber erkannt hat, wenn (nach dem ältern Gesetz)
der Richter selbst- (nach dem neuern) er selbst, oder seine
Frau, ihre Asccndenten und Descendenten, oder ihre Verschwä¬
gerten in dieser Linie in einem Rechtsstreit über eine gleiche
Frage begriffen sind; wenn der Richter mit der Parthci in

*) Konvoi heißt auch, sowohl nach der ältern als neuern Ge¬
setzgebung, die Verweisung an ein anderes Gericht, wenn
sie wegen der Inkompetenz desjenigen, wobei die Sache
ursprünglich anhängig gemacht ist, angeordnet wird. Die
jetzigen ronvoi 8 begreifen also die ältern rollvoi 8 und evo-
«müon8 zugleich. Hier ist indessen nur von den ovoostioll8
oder von denjenigen ronvoi8 die Rede, die aus Mißtrauen
gegen die Unparteilichkeit der Personen der Richter ange¬
ordnet werden. Von den andern wird sogleich näher ge¬
handelt.

**) Sowohl nach der ehemaligen als neuen Gesetzgebung geht
dieses in Eivil-Sachen bis zu dem Grad eines Geschwistcr-
Enkels einschließlich (jll 8gll'su äo^ro tlo cou 8ili 1880 clo
gei-msin inoIo 8 lV 6 lno,it). In Criminal - Sachen gicng es
nach dem ältern Gesetz noch einen Grad weiter. Ja,
wenn der Richter mit der Parthei gleichen Namen und
gleiches Wappen führte, so mußte er sich auf jeden Fall
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Prozeß gewesen oder sonst in offenbarer Feindschaft mit ihr
ist; n. s. f.— Was die Abberufung an ein anderes Gericht be¬
trifft , so braucht kein Gericht dieselbe von Amtswcgen zu ver¬
ordnen, sondern sie findet (nach der alten und neuen Gesetzge¬
bung) nur auf das Gesuch der Partheien Statt, wozu in Cri-
minal-Sachen hier auch die Staatsbehörde gezählt wird. -Nach
der alten Gesetzgebung gab es, um dieselbe nachsuchen zn kön¬
nen, vorzüglich Einen gesetzlich bestimmten Grund, den die neu¬
ere Gesetzgebung ebenfalls beibehalten hat, nämlich wenn sich
bei einem Gericht zuvicle mit den Partheien in einem zu nahen
Grad verwandte Mitglieder befinden. In Beziehung auf den
Grad dieser Verwandtschaft gilt nach dem neuern Gesetz dasselbe
bei der Abberufung, wie bei der Verbittung des Richters. Das
ältere beschränkte die Abberufung auf einen um Eins nähern
Grad (auf den Dritten einschließlich, nach der canonischcn Art
zu zählen). Doch wurden solche, die einander an Eltern und
Kinder Statt sind, allezeit als nahe genug verwandt angesehen.
Die ältere Gesetzgebung verordnete überdem, daß, wenn ein
Richter für einen der streitenden Theile Parthei genommen, und
zwar so, daß er 1) bei den Richtern für dieselbe angehalten,
2) zugleich derselben Rath ertheilt, und 3) überdem zu den
Kosten beigetragen, wegen der Verwandten und Verschwägerten
dieses Richters ebenfalls die Abberufung nachgesucht werden
könnte.* *) — Was nun die Zahl der Verwandten betrifft, wel¬
che eine Parthei unter den Richtern haben mußte, damit die
andere darauf ein Gesuch um Abberufung gründen kann, so
unterscheiden beide Gesetzgebungen die Fälle, wo die Parthei,
welche Verwandte unter den Richtern hat, auch selbst ein Mit¬
glied des Gerichts ist, von denjenigen, wo dieses nicht Statt

enthalten. Die Verschwägerten wurden eben so wie die
Verwandten gezählt, doch nur, wenn die Ehe noch bestand,
oder Kinder daraus vorhanden waren. Man sehe indessen
cocl. ä. proosst. oiv. srt. 378- no. 2.

*) Nach der oräon. 3. 1737, welche auch äes övoostions
genannt wird, mußten diese Umstände alle drei auf der
Stelle erwiesen werden, sonst verfiel die Partbei in eine
Geldstrafe.
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findet. Ucbrigens aber herrschte nach der ältern Gesetzgebung
in Beziehung auf diese Zahl bei den verschiedenen Gerichten die
größte Verschiedenheit.*) Bei dem Parlament von Paris
mußten im ersten Fall**) zehn-, im zweiten zwölf-, bei den
Parlamenten von Toulouse, Bourdeaur, Rouen, Reimes im
ersten Fall sechs- im Zweiten acht Verwandte einer Parthei
sich unter den Mitgliedern befinden, wenn die andere befugt seyn
sollte, die Abberufung nachzusuchen. — Ein ganz besonderer
Grund dazu konnte (und kann noch jetzt) zufällig dadurch ent¬
stehen, daß durch die Vcrbittung der Richter die Zahl der übrig
bleibenden zu gering ward, als daß sie ein Urtheil erlassen konnten.

Das Gesetzbuch über das bürgerliche Verfahren spricht von
keinem andern Grund zur Abberufung, als wegen Verwandt¬
schaft der Richter und Partheicn. Da es aber offenbar andere
Gründe geben kann, wodurch die Unpartheilichkeit der Richter
noch mehr gefährdet wird, als durch Verwandtschaft, so hat
sich in den Gerichten der Gebrauch allgemein festgesetzt, daß
auch wegen eines jeden gegründeten Verdachts gegen die Un¬
partheilichkeitdes Gerichts (ä csuss lls suspioion lägitime)***)
die Verweisung an ein anderes Gericht nachgesucht werden
kann; welches auch der ältere Gerichtsgebrauch aufgenommen
hatte. Das Gesuch um Verweisung, wird in diesen letztem
Fallen nach dem jetzigen Gerichtsgcbrauch bei demselben Ge¬
richt angebracht, wie die Schlichtung der Conflicte. ****)

Das bis hierhin über die Abberufung Gesagte, bezieht
sich vorzüglich auf Civil-Prozesse. Allein die Abberufung findet

*)Die Bestimmung der neuern enthält art. 368. d. e. st.
x. o.

**)Wenn nämlich eine der Partheien selbst Mitglied des Ge¬
richtes war.

***)NerIin kiepeM. srt» Oouo sts aassslion no. III. auch srt.vv^oaiion; Uigesu ?rov<-6. civ. liv. II. ksrt. II. iit. IV-
cligx. 6. (wm. I. p. 461. — In Criminal-, Correctionel-
len- und Polizei-Sachen ist die Verweisung an ein ande¬
res Gericht wegen gegründeten Verdachts durch die Gesetze
ausdrücklicherlaubt, cock. «I'inste. crim. art. 542.

****) Lorriat-Laillt-Drix Oours st. Drocöst. tow. I. x. 337.



317

und fand sowohl m Civil- als Criminal-Sachen Statt. Nach
der altern Gesetzgebung waren die Gründe znr Abberufung für
beide fast dieselben. Nach der neuern gibt es indessen in der
Criminal-Justiz dafür noch einen besondern Grund, den wir ber
dem Criminal-Verfahrcn näher anführen werden. Nach der ältern
Gesetzgebungwar übcrdem sowohl bei mehreren Sachen als
Gerichten die Abberufung nicht zulässig. Ueberhaupt fand sse
bei den Ausnahm-Gcrichten, d. h. solchen, welchen die Gerichts¬
barkeit über einen bestimmten Gegenstand übertragen war, den
Oberrechenkammcrn, Forstgerichten,Salzkammcrn u. s. f. gar
nicht- und bei den Präsidial - Gerichten nur in sehr wenigen
Fällen Statt (orclon. Z. oommittim. tit. I. Alt. 44). — Um
in Civil-Sachen die Abberufung wegen Verwandtschaft zu be¬
wirken, muß man sich nach der neuern Gesetzgebung an das
Tribunal selbst wenden, welchem die Sache entzogen werden
soll (c. 6. x. iöro. xsrt. liv. II. tit. XX). Dieses erläßt,
nachdem die Parthei, welche die Abberufung nachsucht, ihre
Gründe auf dem Sccretariat bekannt gemacht, und auf Befehl
des Gerichts der Gegcn-Parthci mitgetheilt hat, nach Anhörung
der Staatsbehörde, und auf den schriftlichen Antrag eines da¬
zu ernannten Richters darüber ein förmliches Urtheil, wovon
man indessen appelliren kann. (Uigosu krocüä. clv. tom. I.
x. 461—465). —Wenn nun aber die Abberufung zugelassen ist,
welcher Behörde kommt es zu das Tribunal zn bestimmen, das
ferner entscheiden soll? Vor der Bekanntmachung des jetzigen
ooä. cl. xrocvä. übte dieses Recht der Cassations - Hof aus, *)
dem die Gesetze diese Befugniß ausdrücklich beilegten. Nach
Erscheinung des genannten Gesetzbuches ist ihm dieselbe unbe-

*) Die Constitut. v. 13ten December 1799 enthält Art. 65.
„II ^ a, pour taute In ropubliguo, un tridunsl cke oss-
sstion gui prononoo sur los ckemsnäos ou osssstiou
oontro los ^ugoinons en ckornior rossort ronclus psr los
trilrunsux, sur los clemAnäes on ronvoi ck'un tribunsl
A un sutro xour osuso äo suspioion lögitimo ou clo
surotö pulili^uo; sur los xrisos a partio oontro un tri-
bungl ontior. " Dieses ist eine fast wörtliche Wiederho¬
lung desjenigen, was schon die Constit. v. 1791. oll-ip. V .
nrt. 19 darüber enthält.
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dingt nur in Cn'minal-Sachen geblieben. In Beziehung auf
Civil-Sachcn glaubte man. es dem Geist des Gesetzbuches ange¬
messen, obschon es keine ausdrückliche Bestimmung darüber enthält,
daß diese Frage bei dem Gesuch um Abberufung eben so wie die
Conflicte zwischen zwei Gerichten nach til. XIX. (iäro psm. Iiv.II.

cl. o. cl. p. o.) entschieden würde. Diesem gemäß gehört in den
Fällen, wo durch die Abberufung eine Sache der Gerichtsbar¬
keit eines Appelhofs entzogen wird, diese Entscheidung noch im¬
mer dem Cassationshof. Soll aber nur die Gerichtsbarkeit ei¬
nes untern Gerichts umgangen werden, so entscheidet der Ap-
pclhof, unter dem das Gericht steht. (älerlia Report. srt. övo-

cation). So ist es durch mehrere Cassations-Urtheile festgesetzt.
Nach der ältern Gesetzgebung war das Verfahren um eine

Abberufung von einem Parlament zu bewirken, ziemlich umständ¬
lich. Man mußte dem Anwalt des Gegners eine mit Gründen
versehene Anzeige machen, daß man die Abberufung der Sache
an ein anderes Parlament verlange, wobei man ihn zu¬
gleich aufforderte, in die Abberufung zu willigen. Dieser
war verpflichtet, darauf eine ebenfalls begründete Antwort zu
geben. Waren beide Theile einig, so wandte sich Eine dersel¬
ben an die große Kanzcllei von Frankreich, wo der Kanzler
oder Siegelbewahrer ihr ein Abbcrufungs--Schreiben (lettros

tl'övocaüon) ausfertigen ließ, wodurch die Sache an ein an¬
deres Parlament verwiesen ward. Waren die Partheien nicht
einig, so mußte sich diejenige, welche die Abberufung verlangte,
an den an dem Ort befindlichen Requetenmeister oder, wenn
Keiner da war, an den Amtmann der Stadt, wo das Parla¬
ment seinen Sitz hatte, mit der Bitte wenden, die Sache durch
Zeugen u. s. f. zu untersuchen. Die Gegen - Parthei konnte
ebenfalls eine Vernehmung der von ihr vorgeschlagenen Zeugen
verlangen. War diese Untersuchung vollendet, so wurden alle
Acten an den Königl. Staats-Rath gesendet, welcher auf den
Bericht eines Requctenmeisters entschied, und zugleich feßssctztc,
vor welches Parlament die Sache gebracht werden sollte. Vor
der Verordnung vom I. 1737 war dieses dem Gutdünken des
Staats-Raths überlassen. Allein die genannte Verordnung
setzte hierüber eine bestimmte Reihenfolge fest, wovon ohne
wichtige Gründe nicht abgewichen werden durfte. So verwies

/
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man z. B. die Sachen von dem Parlament von Paris an das
von Rouen oder an den großen Staats-Rath, von dem von
Metz an das von Paris u. s. f.; bei welchen Bestimmungen
man vorzüglich auf die geographische Lage Rücksicht genommen
zu haben scheint. Das Parlament, welchem die Sache über¬
tragen ward, entschied nach den Gewohnheits-Rechten der Pro¬
vinz, wohin die abberufene Sache gehörte. — Das so eben
Gesagte gilt nur, wenn eine Sache von einem Parlament vor
das einer andern Provinz gebracht werden sollte. Ueber Abberu¬
fungen von einem Untergericht zu einem andern, entschied das
Parlament der Provinz. —

Die Verweisung an ein anderes Gericht kann überdcm auch
oft aus Gründen nachgesucht und ausgesprochen werden, welche auf
die Personen der Richter gar keine Beziehung haben. Wenn z.B.
Einer vor ein Tribunal geladen wird, welches er entweder hin¬
sichtlich der Person oder der Sache für incompetent hält, so kann
er nachsuchen, daß es sich der Ausübung jeder Gerichtsbarkeit über
ihn enthalte, oder auch die Sache an die geeigneten Richter ver¬
weise. Thut er bloß das Erstere, so heißt diese Einrede gegen die
Competenz des Gerichts, in dem Fall die Sache noch an keinem
andern Gericht anhängig ist, äeolinstoiro (oxooption äövlina-
toire). Verlangt er aber auch zugleich an den kompetenten Richter
verwiesen zu werden, so heißt dieses Gesuch „clewsiillo on reovoi."
Die Entscheidung über Beides kommt (in erster Instanz) so¬
wohl nach der ältern als neuern Gesetzgebung dem Gericht,
wobei die Hauptsache anhängig gemacht worden ist, zu. (oc-ä. '
ö. prooocl. srt. 168, 169, 172; orclon. ck. 1667 6t. VI- art. 111.
Nach beiden Gesetzgebungen muß diese Einrede vor allen andern
Einreden und Verthcidigungs - Gründen *) vorgebracht, nnd
summarisch **) darüber entschieden werden, (c. 6. x. srt. 169,

*)6. ä. x. srt. 169. Nach dem ältern Recht „svsnt I«
oonteststion en osuso" d. h. vor dem ersten Decrct oder
Urtheil, welches das Gericht, nachdem der Verklagte seine
Vertheidigungs - Gründe eingereicht hatte, (sprös los ckof-
lenses t'ournies) erließ. Orclon. oiv. tit. XIV. srt. 13.

**)d. h. so schnell als möglich, in der öffentlichen Sitzung,
ohne alles prozessualische Verfahren, ohne Schriften-Wech-
sel u. d. g., und vor Entscheidung der Hauptsache. Man

22
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»rston. st. 1667. tit. VI. grt. 3). Hat die Parthei sich einmal
eingelassen, so steht ihr diese Einrede nicht mehr zn. (c. st. p.
srt. 169). Nur wenn das Gericht in Beziehung am den Ge¬
genstand selbst, (rationc nistcrise) inkompetent ist, (wenn z. V.
eine Handelssache bei einem gewöhnlichen Gericht anhängig ge¬
macht wäre), darf man dieselbe allezeit, wie weit auch das
Verfahren fortgerückt seyn mag, vorbringen. Die neuere Ge¬
setzgebung bestimmt dieses ausdrücklich, und der ältere Gerichts-
Gcbrauch stimmte ebenfalls damit überein. (Man sehe die An-
mcrk. von Jousse zu orston. civ. tit. VI. grt. 3 und Verriers
Diel. <1. Oi-oit srt. cxception stcciinstoire). Die Gerichte
sind in diesem Fall (wenn der Gegenstand als solcher nicht zu
ihrer Competenz gehört) nach der neuern Gesetzgebung verpflich¬
tet, die Sache von Amtswegcn an das geeignete Tribunal zu
verweisen* *) (c. st. p. ari. 170), welches die (orston. civ. tit.
VI. srt. 1) sogar für alle Jncompetenzfälle unbedingt vor¬
schreibt, der Gerichtsgebrauch indessen auf die Fälle, wo die
Gerichte in Beziehung auf den Gegenstand inkompetent waren,
beschränkte. (M. s. die Anmerk. von Jouse zu dieser Stelle).
Auch wenn eine Sache entweder selbst, oder eine andere, deren
Entscheidung einen nothwendigen Einfluß auf die der erstem
hat, **) schon bei einem andern Gericht anhängig ist, kann
man die Verweisung an das letztere nachsuchen (c.st.x.srt. 171).

muß daher eine summarische Entscheidung von einer Ent¬
scheidung in summarischen Sachen (cn wstiöi-68 8oin-
msiro8) unterscheiden^

*) Nur wenn ein Gericht eine Sache an ein niedrigeres ver¬
weist, bedient es sich (besonders nach dem Gerichtsgcbrauch
des alten Frankreichs) des Ausdrucks „renvo^er". Ist
das Gericht, wohin die Sache verwiesen wird, demjenigen,
welches sie verweist, gleich oder gar höher als dasselbe, so
heißt es in dem Urtheil nur, daß die Partheien sich vor
dem höher« Richter vorsehen sollen (gns los psrties so
pvurvoiront stcvsnt etc.)

**)Derrist-8k>int-I'rix cours st. xroccst. tow. I. x. 225
setzt noch hinzu: „ si Is mvrnc instruetion xcut 8uli!rc
sux steux csu868." Dieses ist auch den Bestimmungen
des römischen Rechts gemäß. M. s. Llorlin Kcxert. »et-
conncxitö.



Auf der andern Seite kann aber auch zuweilen der Klä¬
ger verlangen, daß eine gegen ihn gerichtete Klage, welche ei¬
gentlich vor ein anderes Gericht gehörte, der Entscheidungdes¬
jenigen unterworfen werde, wobei er seine Klage angebracht
bat. Dieses ist der Fall, wenn der Verklagte die Wirkung der
gegen ihn eingeleitetenKlage, durch eine Gegenforderung oder
Gegenklage (reconventloa) zu entkräften sucht. In den älte¬
sten Zeiten (vor d. I. 1500) fand in Frankreich eine solche
Gegenklage bei den weltlichen Gerichten nicht Statt, sondern
der Verklagte mußte, wenn er seiner Scits eine Forderung an
den Kläger zu machen hatte, dieselbe besonders verfolgen. Der
Grund dieser Anordnung war, weil man die Gerichtsbarkeit
(der Grundherrn) als ein Patrimonial-Eigenthum ansah, und
durch die Annahme der Gegenklage der Kläger seinem Richter
hätte entzogen werden können. Da dieser Grund bei den geist¬
lichen Gerichten wegfiel, *) so fand bei denselben auch die

*) Derselbe fiel auch weg, wenn Kläger und Verklagter unter
die Gerichtsbarkeit desselben Gerichts gehörten. Auch war
in diesem Fall nach der Meinung der ältern Rechtsgclehr-
ten die Rcconvention erlaubt. M. s. (8enrios-äo-I'sn8e)r
äs I'sutorlt. juälc. sn krsnss. sbsp. 18- p. 240—244).
— Daß übrigens der angegebene Grund, (warum die
Rcconvention bei den weltlichen Gerichten nicht Statt fand)
der richtige ist, erhellt noch aus folgendem Umstand. Ei¬
nige Gewohnheits - Rechte liessen nicht einmal die Ausglei¬
chung ganz liquider Schulden (die Compensation), welche
nur eine besondere Art der Rcconvention ist, zu. Die
i. I. 1500 abgefaßten Loutumss äs Ilourbonsols ent¬
hielten Art. 37 „ Lompsssstios n's polst äs lies etism
liiuiäi sä li^uläurs, slnos ^ss Isäists sompsnsstios ss
pss8t vuläer 8ur le slismp psr Is äelstion äs ser-
issst." Bei der i. I. 1520 vorgenommenen Revision die¬
ser oostuines ward aber dieser Artikel abgeändert. In
dem darüber aufgenommenen Protocoll heißt es „ssr Is
XXXVll srtiols Hul S8t os ebspit. ä68 exesptlons som-
rnsscsnt: soinpsssstloa s's polst äs Ilss ets. svons
rsmontre susäits estats hue leält srtislo sstolt sostrs
äi8positlon äs äroist st psrnieloux ä la sliose publis^ss«
lLt ^ss ceux äs I sAliss st äs tlers estst nou8 ont äit
^us leält srtlsle 86 äevolt Islsssr s Is äi8po8ltion äs
ärolet commss, st psr lss nobles yse leält artiels
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Gegenklage Statt. Allein die ältern Gewohnheiten (coutumes)
vieler Provinzen z. B. die von Paris (vorn I. 1510) Art. 77,
eben so die von Bourbonnois (vom I. 1520) verwarfen die
Reconvention ausdrücklich. Ungefähr um d. I. 1560 verfaßte
der große Rcchtsgclehrte Carl Dumoulin seine so berühmt
gewordenen Bemerkungen zu den Gewohnheits-Rcchten der ver¬
schiedenen Provinzen. Zu srt. 88 der coutumes äu Rourbon-
nois „Reconvention n's Point ste lieu" bemerkte er „secus
si reconventio^ oristur ex nsturs sctionis inteotstse vel ex
Hierin» exceptionis, »eck reconvontio obscurs non impeäit
jus lleri in prims liguiäa." Hierdurch aufgeklärt, faßten die
Commissarien, welche im I. 1580 mit der Verbesserung der
Gewohnheits - Rechte von Paris (äs Is provoste et vicomtö
«le Rsris) beauftragt waren, Art. 106 derselben so ab „ke-
eonvention en Oour Isiguo n's lieu, si eile ne «lepenil cke
l'sction, et gue Is «lemsnclo en reeonvention soit Is «lekense
contre l'sction premiörement intontöe, et en ce css le cle-
(enäeur, psr le mo^en äe »es «lel'enses, 8e peut eonstituer
clemsnäeur." Seit dieser Zeit* *) ward die Gegenklage (re-

estoit coustume sncienne et introstuicte psnr /«r conser-
r>K//»n ckes.Mr/st/rc/rons etst ee -r/e /es eee«ncrers psnr-
SA^vr'ssen/ /enrs stöü/enrs parstevant /e«es guo psr
tsnt (pour cels) eile «levoit ckemourer. b'insbloment
spres gue lenr svons «leelsire gne tel intsrest gue «le
coo86rver ss jurisäietion ne «levoit pss empescker Is
prompte expeäition cles proces gui surveno^ent rle
jour en jour entre le» Subject» «l'un pg^s, «l'un eom-
mun sccorä s este lestit srticle corrige en Is msniere
gui sensuit: Oompensstion s lieu liguicli sä liguistum,
en lsissnt sppsroir promptement psr celu^ gui «lemsnste
eompensstion «le son «lebte.

*)Henrion de Pansey (Oo l'sutorit. justic. cbsp. 18) glaubt,
die Reconvention sey in Frankreich zuerst auf Veranlas¬
sung der Bemerkungen von Dumoulin eingeführt worden.
Doch findet sich schon eine bestimmte Spur davon bei Jm-
bert, der vor 1560 schrieb (Rrst. ju«lic. liv. I. cbsp. 35).
„blt n'est permi» «le «lemsnller eompensstion sr AM
par /et/rss , n'anssr reconrien/rnn, et encsres en

^ AN sen/ cas.' l^llsnt s ls«lite reconvention scsvoir est,
hu'en Is «lemsnste en reconvention sont tos «letenser
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Convention) nach und nach bei allen Gerichten von Frankreich
eingeführt, unter der Bedingung jedoch, daß dieselbe ganz klar
ist, oder schnell und mit Leichtigkeit erwiesen werden kann.
Dieses ist auch dem jetzigen Zustand der Gerichts-Vcrfassung
gemäß. Merlin (Uöpert. art. reoonvention) meint indessen,
die Gegenklage könne nur dann bei einem Gericht angestellt
werden, wenn es in Hinsicht des Gegenstandes, worauf sich
dieselbe bezieht, (raticme msterise) kompetent ist. — Noch kann
der Fall eintreffen, daß die nämliche Streitsache bei zwei Ge¬
richten zugleich anhängig gemacht wird, und beide die Entschei¬
dung an sich halten wollen. Eine solche- Streitigkeit zwischen
zwei Gerichten heißt ein Conflict,* *) und die Schlichtung des¬
selben (sowohl nach der ältern als neuern Gesetzgebung)regle-
ment 6c juZcs. Dieselbe kann offenbar von keinem der Ge¬
richte ausgehen, wozwischen der Conflict besteht. Derjenige,
welcher die Sache entschieden haben will, muß sich an ein hö¬
heres Gericht wenden. Dieses ist nach der neuern Gesetzgebung
das, der gerichtlichen Hierarchie nach, unmittelbar nächste oder
niedrigste, **) worunter die Gerichte, wozwischen der Conflict
obwaltet, beide zugleich stehen, (ooä. ä. proeeä. srt. 363).
Dieses gibt auf ein schriftliches Gesuch und nach Einsicht der

äu stelcnstsur cn l'sutrc instsncc, et 80 Nt 81 eonnexes
I'unC aveegues lautre gu'elle8 ne peuveut C8tre 8CPS-
r 0 C8 , Ct I'une empörte Is 6e'oi8ion 6e l autre, eomme 8l
!e äemsnsteur stemsuste ps^ement 6e guelgue lerme,
le stelensteur steleuä gu'il n's peu jouvr cles obo8C8
liaillees ä lerme psr le lsiet et coulpe 6u stemsnsteur,
et sutre 8e constitue stemansteur, pour repetir lea 6e-
nier8 gu il a l>aille8 6'astvsnoe pour Isstite lerme, ou
pour svoir Ic8 äommsAea et intere8t8 6e I empe8clie-
ment ü lu^ stonne par le lsit et eoulpe 6u clemsusterir
en Is jou^88snee 6esäite8 elic»8e8. "

*)Besteht eine solche Streitigkeit zwischen einer gerichtlichen-
und einer Verwaltungs-Behörde, so wird sie eoulliot 6'at-
tridution8 genannt. Ueber die Art, diese letzter» Conflicte
zu entscheiden, wird im sechsten Abschnitt näher geredet
werden.

**) Dieses kann also selbst bei einem Conflict zwischen zwei
Friedens-Nichtern der Cassationshof seyn.
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bei den Gerichten angebrachten Klagen die Erlaubniß, die Par-

theien vorzuladen, wobei es zugleich verordnen kann, daß die

im Conflict begriffenen Gerichte alles weitere Verfahren ein¬

stellen. (M. s. c. 6. p. am. 365 — 367). Nach der ältern Ge¬

setzgebung war das Verfahren in diesen Fällen durch die Or¬

donnanzen vom I. 1669 und vom I. 1737 bestimmt. Bestand

der Conflict zwischen zwei Gerichten, die unter demselben Par¬

lament standen, so entschied dieses. Sonst ging die Entschei¬

dung an den königl. Staats-Rath, wobei ein förmliches, jedoch

schriftliches, Verfahren Statt fand. Das nämliche galt auch,

wenn zwischen zwei Gerichtshöfen (oours souvvrsines) ein

Conflict bestand. Hatten dieselben aber beide ihren Sitz an

Einem Ort (z. B. ein Parlament und ein Obersteuerhof), so

war das Verfahren ein anderes, wovon im folgenden Abschnitt

noch die Rede seyn wird. Wegen des Nähern verweisen wir

den Leser auf die angeführten Ordonnanzen und auf kerriars
viot. 6. Oroit, art. röglelnenl: äs jug«8.

Außer den so eben erwähnten Abberufungen, worüber die

Gesetze bestimmte Regeln festgesetzt hatten, gab es ehemals in

Frankreich auch noch Abberufungen aus königl. Gnadenbewilli-

gung (övovstions äs Al-äoo). Gewandte Höflinge und andere

einflußreiche Männer wußten es nämlich oft durch Künste und

Vorstellungen aller Art dahin zu bringen, daß der König die

Entscheidustg einer Sache den ordentlichen Richtern entzog, und

sie seinem Staats-Rath oder (was noch viel schlimmer war)

besondern Commiffarien, die oft unter dem Einfluß derselben

Höflinge u. s. f. gewählt wurden, übertrug. Der andern Par-

thei war dabei, wenn sie nicht auch Freunde und Gönner bei

Hof hatten, fast jedes Mittel sich Gehör zu verschaffen und

ihre Gründe gehörig geltend zu machen benommen. Die Par¬

lamente erhoben sich von jeher mit gerechtem Unwillen gegen

dieses Unwesen. Viele Könige sogar, Carl der Sechste, Lud¬

wig der Zwölfte, Franz der Erste, Carl der Neunte, Heinrich

der Dritte und mehrere andere, durch eine spätere Erfahrung

belehrt, daß die Befehle zu diesen Abberufungen meistens durch

Zudringlichkeit und falsche Vorstellungen erschlichen waren, ver¬

sprachen, derselben keine mehr zu ertheilen, wenn nicht vorher

von dem Staats-Rath über die Sache förmlich Bericht erstattet
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und nach den Vorschriften der Gesetze und Verordnungen geur-

theilt worden wäre. Selbst in Fallen, wo nachZdcm Urtheil

des Staats-Raths ein gerechter Verdacht gegen einen Gerichts¬

hof Statt fände, sollte —> so sprechen sich sehr viele dieser ko-

nigl. Verordnungen, unter andern die von Franz dem Ersten

vom 18. Mai 1529 aus — die definitive Beurtheilung der

Sache nicht von dem Staats-Rath abhängen, sondern dieselbe

dem nächsten Parlament übertragen werden. Ludwig der

Zwölfte, auch der Vater des Volks genannt, verbot *) (durch

seine Verordnung vom I. 1507 Art. 59) den Richtern allen

solchen ihm durch Ränke abgcdrungenen Befehlen Folge zu lei¬

sten. Der König erklärt sie schon im Voraus für nichtig und

trägt allen Richtern unter ihrer Dienstpflicht auf dieselben für

nichtig und erschlichen anzusehen. Eine ähnliche Verordnung

erließ schon im I. 1389 Carl der Sechste, worin es jedoch

dem Parlament frei gelassen ward nicht zu gehorchen, oder sich

näher an den König zu wenden. Das Parlament hat von die¬

ser Erlaubniß auch hin und wieder Gebrauch gemacht, wobei

es indessen meistens einen Mangel der Form in dem köm'gl.

Befehl als Vorwand benutzte. **) Allein ungeachtet aller

Verordnungen der Könige, so wie aller Bemühungen und Ge¬

genvorstellungen der Parlamente, dauerte dieses schlimme Ue¬

bel bis zur Revolution fort. Erst durch Errichtung des

*) Dieses war nur eine Erneuerung eines Verbots, welches

schon viele Könige von Philip von Valois an (durch die

Verordnung vom 2- 1348) hatten ergehen lassen.

**)Ganz insbesondere hielt das Parlament den Grundsatz
fest, daß die Evocationen nur durch offene Briefe (letn-es-

xstenws), die im Parlament einregistrirt werden mußten,
nnd nicht durch Sendschreiben (lettros missivvs) bewilligt
werden könnten. Dieses war demselben sogar durch die

königl. Verordnungen bestimmt zur Pflicht gemacht. Or-
<1. Äoulins ll. 1506 srt. 81- „ Döt'snclon» au88t 8U) vsni
Ie8llite8 orclonngncv8 a toÜ8 no8 juge8 llsvoir suoun
e8Asi'<1 r> -ros /ett/es gni r»uront 08i6 on 8eront

«zrr<Z8 vx^ö>liö68, et a o»x ^oar Iv laiek
<lo Is )U8lä<w."

:0 -'
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Cassationshofs ward es mit der Wurzel *) ausgerottet. —
Wie nach der altern Gesetzgebung der Jnstanzcnzug gewöhnlich

ging; nämlich von den königl. Vögten **) an die Amtmänner
und Seneschalle,von diesen an die Präsidial-Gerichte, und end,
lich an die Parlamente, ist schon (§. 2. dieses Abschnitts) an¬
geführt worden. Es gab also in Civil-Sachen regelmäßig
drei Instanzen; wobei die Cassation als ein außerordentliches
Mittel nicht für eine besondere Instanz gerechnet ward. Al¬
lein durch die Dazwischenknnftder Ansnahm - Gerichte, so wie
auch der grundherrlichenRichter, ward hierin Manches geän¬
dert; so daß es bald weniger bald mehr als drei, bis zu fünf
und sogar zu sechs Instanzen gab. (Lerri->t-8sint - krix
«ours de procöd. p. 13). ***) Vor Einrichtung der Präsidial-

*)Wenn man den Tert der verschiedenen hierüber erschiene¬
nen königl. Verordnungen näher durchgeht, so wird man
sich überzeugen,daß die Könige sich nur gegen Ucbcreilun-
gen und Erschleichungen verwahren, und gar nicht auf das
Recht der Evocation selbst verzichten wollten. Evocatio-
ncn, welche ohne Anhörung des Staats-Raths bewilligt
wurden, hiessen auch „äs propre mouvernent. " Von
diesen insbesondere spricht die Ordon. d. Llois srt. 97.
,, dvous svons döolure et döolarons, guo nous n'enten-
dons d'ores nsvsnt bsiller »ueunes lettres d'evoeslion,
soit Generales ou purtieuliöros ste -rotre »ror/r'e-

" Dennoch dauerten sie fort. Denn Eines der er¬
sten Decrete der Constituircnden vom 20. Oktober 1789.
(Dosen. toin. II. p. 3) enthält darüber „gue jusgu'a eo
^u'olle (l'sssemklee nstionsle) sit orgsnise lo pouvoir
sudioisiro et colui d'sdministrgtion, le eon8eil dir Roi,
sera gutorise ä prononoer sur les instsnees, gui ^ sont
setuelleinont penduntos, et gu'su surplus il oontiue-
rs provisoirement se8 sionotions comme psr le psssö,
s I'exception nösnmoins des srrets de propre rnouve-
rnont sinsi gue des evoestions svee retenue du siond
des sklsires lesguelles ne pourrout plus svoir lieu ä
eornpter de eo sour."

**)Die königlichen Castellane und Stellvertreter (ekstelsins
et viguiers) hatten mit den Vögten denselben Grad der
Gerichtsbarkeit, wie schon angeführt worden.

***)Man appcllirte z. B. von den Gerichten der Grundherrn,
welche die untere oder mittlere Gerichtsbarkeit (Kusse ou
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Gerichte konnte man überdcm wegen der kleinsten Summe bis
an die Parlamente appcllircn, wodurch große Uebclstände her¬
beigeführt wurden. Nach der jetzigen Gesetzgebung gibt es in
Civil-Sachen durchaus nie mehr als zwei* *) Instanzen, und
oft nur Eine; wobei indessen ebenfalls die Caffation nur als
ein außerordentliches Hülfsmittel angesehen, und nicht als In¬
stanz gezahlt wird. Der Jnstanzcnzug geht in Sachen, worin
den Fricdens-Richtcrn ein wirkliches Erkenntniß (nicht der blose
Versöhnungs-Vcrsuch)zusteht, von diesen an die Kreis-Gerichte
(tribunsux <1'srronilis86ment), welche auch Tribunale der er¬
sten Instanz hcisscn, aber in allen Fallen, wo von den Frie-
dens-Gerichtcn an sie appcllirt wird, in letzter Instanz entschei¬
den. In den Sachen hingegen, worin den Friedens - Richtern
kein Erkenntniß zukommt, entscheiden die so eben genannten
Tribunale in erster- und die Appclhöfe in zweiter und letzter
Instanz. Dabei gibt es mehrere Sachen, worüber sowohl die
Fricdens-Richtcr als Kreis-Gerichte sogleich in erster und letzter
Instanz d. h. ohne Appel entscheiden. Das Gesetzbuch über
das Verfahren in Civil-Sachen (ooä. 6. proooä. civ.) enthalt
über die Competcnz der verschiedenen Gerichte (hinsichtlich des

justioe) hatten, an die Gerichte derjenigen, wel¬
chen die hohe Gerichtsbarkeit zukam. Von diesen appellirte
man weiter an die königlichen Richter, und zwar oft an
die des untersten Grades, die Vögte, Castellane u. s. f>;
von diesen weiter an die Amtmänner (hsillis), und end¬
lich an das Parlament. Verschiedene königl. Verordnun¬
gen, die von Orleans (vom I. 1560) Art. 50, von Rous-
sillon (vom I. 1563) Art. 24 hatten bestimmt, daß alle
Vogteien, welche mit der Amtci in derselben Stadt bestan¬
den , bei dem Abgehen der Beamten, die "sie besäßen, ein¬
gehen sollten. Dieses scheint indessen schlecht befolgt wor¬
den zu seyn, denn Ludwig der Fünfzehnte verordnete das¬
selbe im April 1749.

*) Dieses ward durch das Gesetz vom 1. Mai 1790 (vesen.
wm. III. p. 183, 184) zuerst festgesetzt. Sehr sonderbar
ist es, daß dieses höchst wichtige Gesetz nicht verkündigt
worden ist. Allein die Bestimmungen der spätern Gesetze
setzen das Bestehen desselben voraus, und sind zum Theil
nur Folgen desselben. (Lerrist-Srunr-I'i'ix cours cle pro-
cecl. lom. I. isro xsrt. seet. I. 2. x. 16, fnot.))



Werths des streitigen Gegenstands) keine Bestimmungen. Hier¬
in gilt noch die von der constituirenden Versammlung durch
das Gesetz vom 16. August 1790 eingeführte Gerichts-Ordnung,
nur daß statt der damals noch üblichen Livres eine gleich große
Zahl von Franken genommen worden. (Oeseono coü. go'm-r-.
t'rano. tom. III. p. 188). *) Die tit. III. Slt. 10 derselben
angeführten Rechtssachen, »vorüber den Friedens - Richtern ein
Erkenntniß zusteht, sind erstens solche, die sich unter ihren All¬
gen zutragen, und zu deren richtigen Beurtheilung die Anwe¬
senheit an Ort und Stelle eine große Erleichterung gewährt,
z. B. Ersatz-Klagen wegen Schadens, der an den Feldern,
Früchten und Bäumen geschehen ist, Klagen wegen Verrückung
der Grenzsteine, widerrechtlicher Anmaßungen von Grundstücken,
Hecken u. s. f., wenn sie in dem Lauf des Jahres vorgefallen
ist; eben so über Klagen wegen der den Miethsleutcn oblie¬
genden Reparaturen, Ausbczahlung des Gesinde-Lohns u. s. f.

*) Dieses ist um so merkwürdiger, als nach »rt. 1041 des
voll. «l. procock. civ. alle frühern Gesetze und Gebräuche,
die sich auf das Gerichts-Vcrfabren in Civil-Sachen be¬
ziehen, abgeschafft sind. Das Gesetz vom 27sten Ventose
I. 8 (18. März 1800) über die Organisation der Tribu-
bunale (Ocscnno tom. IV. p. 250) bestätigt zwar srt.
2 und 7 die bestehenden Gesetze über die Competenz der
Tribunale. Allein das Gesetz vom 27sten Ventose I. 8
ist selbst durch srt. 1041 des co4. <l. p. civ. abgeschafft.
Das kaiscrl. Decret vom 30sten März 1808 über die Po¬
lizei und Disciplin der Tribunale (vcscnnc tom. IV.
x. 438), welches, nachdem der <-. 4. x. c. schon in Aus¬
übung gebracht war, erschien, schweigt ebenfalls über die
Competenz derselben. Das wichtige Gesetz von» 20sten
April 1810 über die Organisation der Justiz - Verwaltung
spricht sich auch darüber nicht umständlich aus, sagt aber
doch (art. 34) „ I-C8 tribunsux 4c Kremiere instancc
contimrcrorit 4c connoitrc 4cs msticrcs civiles et 4c
policc conlormcmcnt sux co4cs et nux lois 4c l em-
pire. (Oesenne tom. IV- p- 471). — I»» dem ehemali¬
gen Grofiherzogthum Berg war die Competenz der Gerichte
durch das kaiscrl. Decret vom 17ten Dezember 1811 (Gc-
sctz-Büllct. Nr. 52) geregelt. Die Competenz der Friedens-
Richtcr war in Hinsicht der Summe auf das Doppelte
erhöht.
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Ueber diese Gegenstände urtheilen die Friedens-Richter in allen
Fällen und ohne Rücksicht auf den Werth derselben. Beträgt
dabei der letztere nicht über 50 Livres (Franken), so findet
keine Appellation gegen ihr Urtheil Statt. Die Friedens-Rich¬
ter erkennen 2tcns (nach dem Gesetz pom 16. August 1790
(tit. III. »rt. 91) über alle blos persönlichen und sich auf be¬
wegliche Gegenstände beziehenden Rechtssachen (osusos pure-

uiont porsonnollos et mobilieres), wenn der Werth des strei¬
tigen Gegenstands 100 Livres nicht übersteigt. Ist derselbe
dabei nicht höher als 50 Livres, so urtheilen sie in letzter In¬
stanz. *) Die Kreis-Gerichte entscheiden über alle persönlichen
Klagen und solche, die sich auf bewegliche Gegenstände beziehen,
bis zu dem Werth von 1000 Livres und eben so über ding¬
liche Klagen, wo der Hauptgcgenstand ein Einkommen oder
einen Pacht von nicht mehr als 50 Livres gibt, eben so, wie
schon kurz vorher S. 327 erinnert worden, über alle von den
Friedens-Gerichten an sie gebrachten Sachen, in letzter Instanz
und ohne Appel. (I.oi ll.16. sollt1790tit. IV. srr. 4, 5). Der
genannte Werth muß entweder aus Pachtbriefen oder sonstigen
Urkunden erhellen, oder durch die Uebcreinkunft der Partheien
oder durch eine Taration festgesetzt werden. Ueberstcigt der
Werth des streitigen Gegenstandes den eben genannten, so geht,
jedoch nur wenn die Kreis-Gerichte in erster Instanz gespro¬
chen, die Appellation an die Appelhöfe.

*)Die Urtheile der Friedens-Richter waren nach dem Gesetz
vom 16. August 1790 (tir. III. srt. 9) und sind auch noch
jetzt (coä. li. procöcl. art. 171, bis zu einer gewissen Sum¬
me von Rechtswegen provisorisch vollstreckbar, nach der
Gesetzgebung von 1790 mit- nach der neuesten ohne Cau-
tion. Die letztere hat sie überdem ermächtigt, auch alle
ihre übrigen Urtheile, jedoch gegen Bürgschaft, für provi¬
sorisch vollstreckbar zu erklären. Die wichtigste Abweichung
von dem Gesetz vom 16. August 1790 besteht aber darin,
daß jetzt der Friedens-Richter allein urtheilt, wogegen das
angeführte Gesetz nr. III. srt. 9 die Zuziehung von zwei
Beisitzern fordert. Dieses letztere ward unter der Cousu-
lar - Regierung durch das Gesetz vom 29. Ventose I. 9

(20. März 1801) abgeschafft. (Oesenns voll. gonor. Win.
I V. i>- 299).

5-



Ueber die Appellation, wie sie nach dem alten französ.
Recht eingelegt werden mußte, ist schon am Ende des zweiten
Abschnitts Einiges gesagt worden. Von der ehemaligen, noch
aus den Gebräuchen der Lehns - Gerichte hcrstammenden Sitte,
daß eigentlich der Unterrichter vor das höhere Gericht geladen
und dieses der Gegen-Parthei nur angezeigt ward, war in den
letzten Zeiten keine Spur mehr übrig, als daß die letztere (der
Appellat) I'inUmö genannt ward, welches noch jetzt der Fall
ist. Auch die uralte Regel, die sich ebenfalls aus den Zeiten
des gerichtlichen Zweikampfs erhalten hatte, daß die Appella¬
tion auf der Stelle (illico) , gleich nach Aussprechung des Ur¬
theils *) eingelegt werden mußte, war späterhin durch die Leich-

*)Der Gerichts-Gebrauchhat hierin oft gewechselt. Nach
dem vot. st^I. Usrlsmsnt. 63p. 20. H. 2. mußte die Ap¬
pellation eingelegt werden, noch ehe der Richter den Si¬
tzungssaal verlassen. Zu Zeiten Boutillicrs (umd.J. 1400)
ward es gehalten wie folgt: (8olnm. llur. liv. l. tit. 20-
p. 91)- „LosebeL gu'il 1'sui appeller 8 it 08 t ^u'il vient
Ä la 60Anoi883n66 äs lu^ 68t3»t pr686»t incontinent:

st gui pr686nt n'68t, il ksut sppellei' 3U88itost ^u'il
vient 3 Is 6vANoi883N66 lle ^ui sinsi 86 86»t

psr Isclito 86nt6N66. Lt cloit 66Ü68 nouvells8
0^68 8it08t t^u'il ^>6llt V6NII7 3U j»A6 6t 3PP6II66. lüt

s'il 68t 6N lieu ou il N6 Plli886 V6nir 3U rnoins clellsns
VIII jour8 spr68 <zuo >3 86nt6ki66 suroit 68t6 renllno,
il lloit vonir llovsnt Notsire ou tsbellivn, 6t la gppel-

l6r cl6 I 3 86nt6n66 <^ui lui suroit 65tö r6n<lu6 pao t6l
juA6 6N t6Ü6 6066 8Ur t6lle 63U86 8 t6l jou6, 6t äe

668t6 gpp6>lgtion cloit I6V6I' in8trum6nt slin S^cl66
8 6N PUI886 llovsnt 16 jugs 8ouv6rsin 66 il cl6V63 rel6-

^66 80N 3PP6I. Lt 66 l'sict Ig t3l>t08t kgir6 8i^nili66

su juA6 cl6 <^ui il 3 3in.-ii 3PP6Ü6, P36 I6ttr68 P3t6llt68
et 666clil>l68; 3611 1U6 le juZ6 sie ^iri il 68t 3pp6lle,
n'attents 6N 3U6UN6 M3ni666 8U6 16 638 cl'3pp6l. lüt
tout 66 86 P6llt 1'3ir6 P36 Uro6ur666. Lt 8i 66 N6 lait
llell3N8 I'68P366 ä6 lluiat jour8 il N6 86roit cl6pui8 3

r666voir 60MM6 3pp6l>3nt, 8'il n'68toit 66l6V6 ä'llli60.^Die r6Ü6k8 ä'illioo waren also damals schon bekannt,
doch scheinen sie nicht so häufig gewesen zu seyn als spä¬
terhin. Der Commcntator von Bontillier bemerkt zu dieser
Stelle, daß diese r6>iel's (l'illioo zu seiner Zeit (i. 2-1600)
sehr leicht zu erhalten seyn, so wie, daß man unter illico
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tlgkeit, womit man bei den Kanzellcien Befrciungsbriefe davon
(relieks ä'illieo) erhielt, ganz unwirksam gemacht. Diese

Briefe erhielt man bis nach Verlauf von dreißig Jahren, von

dem Tag an gerechnet, wo das Urtheil insinuirt worden war,

so, daß wie schon S. 98 bemerkt worden, bis zu der großen

.Verordnung über das Civil-Verfahren vom I. 1667 dreißig

Jahre allgemein für die gewöhnliche Appellations - Frist galten,

wovon die Meisten doch die Falle, wo Jemand bei einem ge¬

richtlichen Verkauf durch ein Urtheil Etwas zuerkannt ward
(I'slljlläieation xgr äöeret), ausnahmen. Sie glaubten, man

müsse für diese Falle (bei Großjährigen) die Appellations-Frist

auf 10 Jahre beschränken, indem ein solches Urtheil nicht weni¬

ger Kraft als ein Contract zur Vollendung der Verjährung

haben könnte. Der großen Unsicherheit des Eigenthums, die

dadurch nothwendig entstand, ward durch die genannte Verord¬

nung zum Theil abgeholfen. In derselben sind nämlich (Ut.

XXVU) gewisse Formalitäten vorgeschrieben, durch deren Er¬

füllung man den Gegner zwingen konnte, die Appellation frü¬

her einzulegen, oder ihm das Recht dazu für die Zukunft zn

benehmen. Zu dem Ende ließ man ihm (si-r. 12) zuerst

den Tag, wo das Urtheil erlassen worden, verstehe. —
Uebrigens ward die Vorschrift, daß man illivo (gleich nach
Aussprechung des Urtheils) appelliren müsse, in mehrcrn

königl. Verordnungen (der Carls des Siebenten vom I.

1453 Art. 23, Ludwigs des Zwölften vom I. 1507 Art.
23, Franz des Ersten vom I. 1535 Capit. 16 Art. 1)
wiederholt. In der Verordnung Carls des Siebenten heißt

es (nachdem vorher die Vernachlässigung der alten Sitte
in dieser Hinsicht gerügt worden), „Veeernon8 er äeelsi-
rons i»e äore8nsvsnt nul ne seit reees a g^peller, s'il
«'stelle inoontinent spres Is sentenee äonnes. 8i neu
gse psr äol, Irasläe es eollusion äs prooureur, ^ui
ssroit oeeupe es la esuse, ieelu^ ^roeurssr s'es8t sp-
zielle, ou ^u'il ^ eu8t Arsnäe et evidente osuse äs re-
lever 1'gppsIIsnt äe co gs'il s'suroit Appelle ineosti-
nest. Lt enjoignons sux pgrries gs'ils instruisenr
leurs proesreur8 er eonseilliers äe leur eg8 et äs
Ieul'8 nisrier68, et leur äonnent et dsillent psi88snes
8ll1li8gste, ^ose conäu^re Iesr8 rsstiereL et a^peller
8i dos leur seiülile ete."
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das Urtheil unter den für die Vorladungen (ajournemems)
vorgeschriebenen Förmlichkeiten insinuircn. Drei Jahre nachher
forderte man ihn eben so auf, die Appellation, wenn er wollte,
einzulegen. Ließ der Gegner von diesem letztem Zeitpunkt an
sechs Monate verfließen ohne zu appellircn, so ward das Ur¬
theil in der Regel *) rechtskräftig. Erfüllte man blos die
erste Formalität, d. h. ließ man dem Gegner das Urtheil insi-
uuiren, ohne ihn nach drei Jahren zur Appellation aufzufor¬
dern, so ward das Urtheil in der Regel nach zehn Jahren
rechtskräftig. **) Erfüllte man keine dieser Formalitäten,d. h.
ließ man dem Gegner das Urtheil nicht einmal insinuiren, so
ward es nie, selbst in einem Zeitraum von dreißig Jahren
nicht, rechtskräftig. Der angeführte Titel der orckon. ck. 1667
sagt dieses zwar nicht ausdrücklich, allein der Gerichts-Gebrauch
hatte es allgemein angenommen, und es ist auch dem Geist
des angeführten Titels gemäß, daß die Appellations - Frist von
dem Tag angerechnet ward, an welchem das Urtheil insinuirt
worden, so daß man von einem Urtheil, wofür dieses nicht ge¬
schehen war, immer appellircn konnte. (Merlin Hepert. art.
ebose juZee.).

Was nun die Einlegung der Appel selbst betrifft, so unter¬
schied man mündliche und schriftliche Appellationen (appella-
iions verbales et appellations par eerit). Dieser Unterschied
hing indessen mit der Art, wie die Appel eingelegt ward, nicht
zusammen; sondern, wenn von einem Urtheil, welches in einem
mündlich ***) verhandelten Prozeß erlassen war, appcllirt ward,
so hieß die Appellation eine mündliche (sppellation verbale),
und umgekehrt eine schriftliche. Dieses kam wahrscheinlich da-

*)Für die Güter der Kirche, Krankenhäuser, Universitäten
u. d. g. war diese Frist doppelt so lang; für Minderjäh¬
rige lief sie nicht während ihrer Minderjährigkeit und für
solche, die im Dienst des Königs und auf seinen Befehl
abwesend waren, lief sie gar nicht. (tit.XXVH. art.12,14,16).

**)Dic Ausnahmen von dieser zweiten Regel waren ganz die¬
selben, wie die von der ersten, (art. 17).

***) Auch noch einige andere Fälle rechnete man zn den appel-
Istions verbales. M. s. den folgenden Abschnitt und b'er-

riere Oivt. 6. Oroit. art. Appellation.
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her, weil in der Regel jeder Prozeß vor dem höher» Richter
eben so (mündlich oder schriftlich) verhandelt ward, wie er vor
dem Unterrichtet verhandelt worden war. Die Einlegung der
Appcl geschah meistens durch eine schriftliche Anzeige von An¬
walt zu Anwalt, *) worin man erklärte, daß man von dem
erlassenen Urtheil appcllire, und diese Appellation zur gesetzlichen
Zeit antreten (wiederaufnehmen, relovor) werde. Zu diesem
letztem war vor Allem die Vorladung des Gegners vor den
hoher» Richter erforderlich. **) Bei den Untcrgerichtcn,(wo¬
runter hier alle Gerichte, die obersten Gerichtshöfe (ooui-8 8ou-
vorsine^ ausgenommen, verstanden werden) geschah dieses bei
mündlichen Appellationen —- (von den schriftlichen im folgenden
Abschnitt) — häufig auf einen, durch ein besonderes Gesuch
(reellste) erwirkten Befehl des Richters. In Folge dieses
Befehls ließ man die Gegen-Parthei durch einen Huissicr unter
den gewöhnlichenFörmlichkeiten vorladen. ***) Es bedurfte

*) Nach der jetzigen Gesetzgebung (o. ä. p. »rt. 456) muß
dieses der Parthci selbst oder in ihrer Wohnung (a per-
80 NN 0 Oll clomieilo) angezeigt werden und zwar unterStrafe der Nichtigkeit. Ehemals war es aber bei vielen
Gerichten, namentlich bei dem Stadt-Gericht von Paris
(slunolet) gebräuchlich, diese Anzeige nur dem Anwalt zu
machen. (Lsrriat-Lsint-I'rix cours 6. p. tOlll. II. ^>.
421. not. 67).

**) M. s. ViZesu proosä. civ. liv. II. psrt. IV. tit. I.
ollgp. I. seot. III. no. 8 (will. I. p. 597. säit. ä. 1811).

***) Um dem Leser ein deutlicheres Bild von dem ganzen Ver¬
fahren zu geben, theilen wir ein Muster eines solchen Ge¬
suchs und des darauf erfolgten Befehls des Richters hier
mit. „ Lupplio Iiumklemont k. ... bour^eois äs karis,
rlissnt csuo LI.... a obtonu 8entense äu ju^o suäitsur,
lo.... gui Is conäamno äs la 8ommo äs.
pollr OllvrsA68 c^u'il prs'tenä svoir ksit pour lo 8u^pU-
snt a uns rnsi 80 ll s lui spsiartenante, gu'il r» nouvelle-
lusnt oon8truits ä l?sri8, rus.st sux äopen8, Is-
ksuells 8sntsnss no peut 86 80 utenii'. Urslniorsmout
lo 8u^plisllt no sonnoit P38 Isäit N.no lui g^rrnt
jsmk>i8 äonns, ni kalt äonnor oräro äs trsvsillor pour
lui; insi8 su nomms O. ingitro lnsson ä Uaris,
gui a entrepris tou8 les ouorsZ 08 äs wgsonnorie,
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ch'.

alsdann keiner besondern Einlegung der Appel, sondern sie war
zu gleicher Zeit eingelegt und angetreten, (interjete er relevv).
Vor die obersten Gerichtshöfe, (die Parlamente, Obersteuerhöfe
u. s. f.) konnte Niemand anders als entweder Kraft eines

edarpenterie, serrurerie, sinsi csue les autres ouvrsZes
^ui etoient ä laire en laclite maison; cle sorte gue 8»
leclit N. n'est point ps^e, il <^ue 80 n svtion
eontre leclit O., leclit N .... n'a^ant anen» titrs
eontre le suppliant, il clevoit etre renvo^e et äeedar-
Ae en slllrmant.

6e eonsiclere lVIonsieur, il von» plaise recevoir Is
suppliant, appellant cle laäite sentenee eontre Ini ren-
äue psr le ^uge aucliteur le..... et tenir ieelui pour
dien relsve; lui permettre cle laire intimer gui dorr
lui semdlvra sur leclit appel, snr leguel les parties su-
ront auclienoe sux csuses <l sppel; eepenclsnt kaire äe-
kenses cle mettre Isäite sentenee a exeeution, et «le
Laire poursuivre silleur8 c^ue parclevant vous, ä peine
cle nullile, es88stion cle proeeclure et cle tons clepens,
äomms^es et inlerets; et votre orclonnsnve exeeutee
von ol»8tsnt et 8SN8 prejucliee cle I'sppel; et vous le¬
res juxtiee." Die Antwort des Richters, welche er unter
diese Bittschrift setzte, lautete wie folgt: „d>e supplisnt
reeu sppellant, tenn pour dien releve 8ur appel, Is3
Parties suront suclienee sux esu8es cl'sppel; eepenclant
clelenses ä'exeeuter Isclite sentenee, et cle laire pour-
suits silleur8 c^ue parclevant nous, a peins cle nullite
et clsmenäe." Die Vorladung des Huissiers war in fol¬
gender Form abgefaßt: „ 1-,'an mil. le.cle.
en vertu cle l'orclonnanee cle Nonsieur le Lieutenant
civil, au das äe la reguete ei-clessus, et a la reguete
clu 8ieur l?.nomme clemeurant ä karis rue,...»
karoisse 8aint.siai.Iluissier.soussigne
intime et clonnv sssi^nalion ä N.en son clomieile,
rue.parlsnt a..... a eompsroir cl'dui en duitsins
st I'auclienee clu kresiäial, aux eauses cl'appel äu <lds-
telet cle karis, pour proeecler sur I'appel mentionne
en laclite reguete et oräonnance, et i eitere les äe-
lenses portees par laclite recpiete sous les peines ^
eontenues, auguel Al.parlsnt comme clessus, j'ai
Isisse copie tant äe laclite re^uete et orclonnanee, gue
äu present explolt, äeclarant c^ue Nr. L.est pro-
cureur."
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förmlichen Beschlusses (srrst), oder eines königlichen (bei den
Kanzellcien ausgefertigten) Schreibens geladen werden.*) Das
letztere enthielt einen Auftrag (oommission) an jeden Huissier,
(den ersten den besten, sn Premier notrs llu,88ier 8ur ee re-
guis) auf Verlangen desjenigen, der das Schreiben **) erhal¬ten hatte, den Gegner desselben vor das höhere Gericht zu
laden. Bei schriftlichen Appellationen ward in dem Kanzellei-
Schreiben noch ein besonderer Befehl an den Sccretair (ßrsk-
ster) des Gerichts, bei welchem der Prozeß anhängig gewesen
war, beigefügt, alle Aktenstücke unverzüglich an das höhere
Gericht zu übersenden.***) Die Vorladung des Appellaten vor
das Gericht geschah nun ferner durch einen Huisster, welcher
dem Ladungsschcin (exploit) eine Copie des Kanzleibriefs bei¬
fügte. Die Form des erstem (äs l'exploit) war die gewöhn-

*)Oräon. ä. 1667. tit. II. srt. 12. Nur diejenigen, deren
Rechtsstrcitigkeiten schon gleich in erster Instanz vor die

Parlamente gehörten, wie die Pairs und einige besonders

begünstigten Anstalten, bedurften um ihre Gegner vorzu¬
laden, eines solchen Beschlusses oder Kanzelleibriefs nicht.

**)Die Form eines solchen Kanzelleibriefs, welcher lettres äs

reliek ä'sppel hieß, war wie folgt: „lmuis psr la Aräss
äs Dies, fto)' äs st äs diavsrrs: Premier
notrs liuissier ou 86r^snt 8nr ss rs^uis; ä Is reinste
äs notrs ams ^ . IXou8 te msnäon8 S88iAner st

intime,? s ssrlsin st sompstsnt jonr en no8tre Oour
äs ksrlsmsnt äs ?sri8 tel IVI . . . . st ton8 sntrs»

guil sppsrtienärs, pour proosäer snr l'appsl psr I'sx-
po8snt interjetv st ^n'il intsrjetts ä'slionäsnt psr ess
prs8entS8 ä'une sentence rsnäne sontrs Ini psr Is prs-
vc>8t äs ksris on 8on lientsnsnt sivil sn Ldstslst än-

äit lies Is . . . . tel jour st an, st äs tont es g>ni
s'sn S8t-en8uivi, ponr Is8 tort8 st Zrivls s äsäuirs sn
tsmp8 st lisu, st proosäer en ontre somms äs rsison,

äeolsrsnt gue LI . . . . tel kroourour ocoupors snr le-

üit sppsl pour leäit exp 08 gnt. Os es lsirs ts äon-
non8 pouvoir. Osr tel S8t notrs plsisir. Donns ä
l?sris 80 U 8 Is 8cel äs notrs (llisnoellsris äu kslsis le>...

I'sn äs grsos .... st äs notrs lieZne Is . ...
ksr Is Oonsoil.

***) k'orrisre Oiot. ä. Orvit. srt. relisk ä'sppel. 23



liche, mit der einzigen Ausnahme, daß er keine Gründe zu ent¬

halten brauchte (gn'il n'ötoil xas libollö).

Wollte der Appellant die Gegen-Parthei durch einen Be¬

schluß des Gerichtshofs vorladen lassen,*) so überreichte er eine

Bittschrift (regnete), worin er ersuchte, ihn als Appellant an¬

zunehmen (reeevoir le suppliant ap^ellsnt cle Isclite sen-
tenvo, lo tenir xour dien roleve N. s. f.) UNd ihm zu erlau¬

ben, die Gegen - Parthei oder Jeden, wie die Sache es erfor¬

derte, vorladen zu lassen. Diese Schrift ward einem Bericht-

Erstatter zugestellt, auf dessen Antrag das Gesuch bewilligt

ward. Die Form der Bittschrift und Antwort war fast genau

dieselbe mit derjenigen, die so eben (S. 333 in der Note) an¬

geführt worden.

Aus dem so eben Gesagten sieht man, daß durch die Ein-

leguug der Appel d. h. durch die der Gegen-Parthei gemachte

Anzeige, daß man appelliren wolle, die Sache noch nicht vor

Gericht gebracht ward, sondern daß dieses erst durch die An-

tretung oder Wiederaufnahme derselben (par le reliekä'sxxel) **)

*)Um bei Aufzählung der Unzahl von Formalitäten, die bei

Einlegung der Appel gebräuchlich waren. Nichts zu über¬

gehen, bemerken wir nur noch, daß in ganz frühen Zei¬
ten (vor dem I. 1539) der Appellant bei dem Gericht,

von dessen Ausspruch er appellirte, ein Entlassungsschrei¬
ben (lettres äomissoires) erwirken mußte, wodurch der

höhere Richter von der eingelegten Appel benachrichtigt,
und ihm zugleich das Erkenntniß über die Sache überlas¬
sen ward. Diese Briefe, die man „spostres" nannte,

waren indessen nur in den Provinzen, wo das römische
Recht galt, gebräuchlich. Im Jahr 1539 schaffte Franz

der Erste sie durch die Verordnung von Villerö - Cotterets
(Art. 117) ab.

**)Lat. „ relevsinentum sppelli" Der Gebrauch dieser re-
liets ä'gxpet war in Frankreich uralt. Ein Beschluß des
Parlaments von Paris vom I. 1469 (e 1?sl,nlsr. 6or-
deiens.) enthält „ipso in inense lunü tunv seguentis
vorlas relevsmenti litterss in eauss sppelli a nobis im-
xetrsverat. " In einem andern Beschluß (srret) des Par¬

laments von Toulouse vom I. 1498 heißt es: „ Ot'tioisrii
liori (svient vricliss et preoonisstiones in i^ss civilste
Klinse ..... exvexta cle liloris relevsinonti in eauss
sxxelli." Dn-LsnZe Olossar. sä vov. relevamentuw.
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geschah. Da nun die Einlegung der Appel die Vollstreckung

des Urtheils aufhielt, so hätte man sich dieses Mittels bedie¬

nen können, um das ergangene Urtheil auf immer unwirksam

zu machen. (k'errier. vier. srt. gntieiper). Die Gesetze schrie¬

ben daher eine bestimmte Zeit vor, innerhalb welcher, von dem

Tag der Einlegung der Appel angerechnet, man dieselbe wirk¬

lich antreten (relever) mußte. Diese Frist war bei den Par¬

lamenten drei Monate und bei den Präsidial- Gerichten 40

Tage, *) (bei den letzter» ward jedoch durch das S. 238 schon

angeführte Edict Ludwigs des Sechzehnten vom August 1777

lArt. 16), wenn von Präsidial-Urtheilen über die Competen;

appellirt ward, die Frist, die Appel einzulegen auf 8- und die

sie anzutreten auf 14 Tage lguinss joursj beschränkt). Der

Appellant hatte in allen Fällen, von dem Tag der Appellation

an, 8 Tage Bedenkzeit **) um auf dieselbe Verzicht zu leisten,

*)Für die Parlamente war diese Frist schon seit den frühe¬
sten Zeiten (durch die Verordnungen Philips von Valois
vom I. 1332 und 1334, Carls des Siebenten vom 1.1453

n. s. f.) so bestimmt. Sie war auch noch zu den letzten
Zeiten dieselbe (wenigstens zn den Zeiten von k'erriere.
M. s. dessen Diction. cl. üroit srt. antieiper, das im

2. 1769 erschien). An derselben Stelle ist auch die Frist
zur Antretung der Appellation für die Präsidial-Gerichte
zu 40 Tagen angegeben. 2n vielen andern Schriften
(4.SNAS nouv. krstie. krsno. tom. I. p. 85, eäit. ä. 1712;

in den Amnerk. von 2ousse zu der oräon. civ. tom. I.
x. 196. eäit. <l. 1767) wird für die Präsidial-Gerichte

diese Frist zu 6 Wochen angegeben, wie es auch durch das
2te Edict über die Präsidial-Gerichte vom März 1551 be¬
stimmt ist. Doch vielleicht sind in den 6 Wochen oder 42

Tagen, die beiden freien Tage (der erste und letzte) mit¬
gezählt , wo dann beide Angaben auf Eins herauskommen.
Bei den Amtcien war, wenn an sie appellirt ward, die

Frist um die Appel anzutreten, meistens 40 Tage. (Cou¬
riere und 1ou886 I. c., l(,ÄNAe tom. I. p. 675). Doch

herrschte hierin nach Verschiedenheit der Gerichte und Zei¬
ten große Verschiedenheit: Nach Art. 348 der eoutumes

von Poitou war die Frist nur 8 Tage. (M. s. auch im¬
kert. liv. II. eksx. 4).

**)Auch dieses war in Frankreich uralt. Es war eben so,
wie der Gebrauch, daß man nach Einlegung der Appel



welches aber nur auf die Erlegung der bei der Appellation
üblichen Geldbuße, so wie auf die Rückerstattung gewisser Ko¬
sten (im Fall der Anticipation) einen Einfluß hatte. Ließ der
Appellant die gesetzliche Frist zur Antretung der Appellation
verfliessen, so hatte der Appellat zwei Mittel, um sich gegen
jeden Schaden zu sichern. Er konnte nämlich die Appel für
aufgegeben, für verlassen (I'gxpol llösert) erklären lassen. Zu
dem Ende ließ er vermöge eines eigenen Kanzelleibriefs (Isttres
äe stvsortioii) den Appellant vorladen. Erschien derselbe auf
diese Vorladung, so bot man ihm an, die Sache durch das
Gutachten eines alten Advocaten* *) entscheiden zu lassen, wie
dieses (orllon. 6 . 1667. rit. Vk. »rt. 4) vorgeschrieben ist.
Dasselbe Verfahren fand Statt, wenn der Appellant nicht er¬
schien, nur daß alsdann der Advocat ohne seine Mitwirkung
gewählt ward. Durch dieses Gutachten ward nun, wenn
wirklich die gesetzliche Frist verstrichen war, die Appel für er¬
loschen oder verlassen erklärt. Aber selbst nach allen diesen
Weitläufigkeiten war der Formalitäten-Krieg dennoch nicht zu
Ende. Der Appellant konnte nämlich eine neue Appel einle¬
gen, wenn er die aufgegangenen Kosten erstattete. (M. s. Ber¬
lin klöpert. srl. äösertion ä'sxpel). Um diesen endlosen Chi-
canen zu entgehen, löste man, statt die Appel für verlassen er¬
klären zu lassen, bei den Kanzellcicn einen Anticipations - Brief
(lonres ä'snticixstion) ein, wodurch man ermächtigt ward,
den Appellanten vorzuladen, um über die Appellation entschei¬
den zu hören (pour voir prooöstei- 5ur I'gppel). Noch ist
in Beziehung auf die Appellation zu bemerken, daß Einer,
welcher der Gegen-Parthci ein Urtheil insinuiren ließ, und

dieselbe noch besonders antreten mußte (releverson sppel),
eine nothwendige Folge der Vorschrift, daß man auf der
Stelle (illioo) appelliren mußte. Man konnte also dabei
wohl nichts anders thun, als daß man kurz erklärte, man
appellire, welches häufig nur geschah um sich des Rechts
dazu nicht zu begeben.

*)Es gab mehrere Sachen, besonders, wo es auf Formalitä¬
ten und dergleichen ankam, welche durch das Gutachten
eines alten Advocaten entschieden wurden. Man nannte
dieses „Vlliclor uno stl'riiro par expöäiem."



vielleicht selbst gegen einige Bestimmungen desselben anzugehen
gedachte, bei der Insinuation gegen alle diese einzelnen Punkte
förmlich protestiren mußte, indem das Urtheil sonst gegen ihn
in Rechtskraft überging. Doch war es nach dem Gerichts-
Gebranch einiger Parlamente einem, der einen solchen Protest
beizufügen versäumt hatte, auch dann noch verstattet von dem
Urtheil zu appelliren, wenn seine Appellationnur eine Folge
der von dem Gegner in der Hauptsache eingelegten war. *)
Höchstwahrscheinlich geschah es, um allen Zweifeln der Art vor¬
zubeugen , daß in dem oocl. ä. xi-ooöä. srt. 443 ausdrücklich
verordnet ist, daß der Appellat (l'imiinö) in jeder Lage der
Sache selbst appelliren kann, obschon er das Urtheil
ohne Protestation hat insinuiren lassen.

Ueberhaupt hat die neue Gesetzgebungmit dem Verfahren
bei Einlegung der Appellation eine gänzliche Umwandlung vor¬
genommen, doch so, daß man in den Fristen u. s. f. immer
noch einige Spuren und Erinnerungen aus der alten Zeit fin¬
det. Nach dem c«rä. 6. proceck. grt. 456 muß die Appcllati-
ons-Urkunde**) zugleich eine Vorladung des Gegners vor das
höhere Gericht enthalten. Dieselbe muß der Gegen - Parthei
persönlich zugestellt, oder in ihrer Wohnung niedergelegt wer¬
den. Ueberhaupt sind bei Abfassung der Vorladung die ge¬
wöhnlichen Formen zu beobachten; nur braucht sie keine Gründe
zu enthalten. ***) Durch die Insinuation dieser Urkunde ist
die Appellation von selbst angetreten, und es bedarf dazu kei¬
ner nähern Formalitäten. Die Appellationsfrist ist in der

*)NorIill ke'pert. srt.

ä'sp^ol) d. h. die Anzeige, daß man appellirenwolle. Ueber die Form derselben spricht das Gesetz nicht.
Doch folgt es aus der Natur der Sache, und ist in der
Ausübung angenommen, daß sie 1) den Appellant, 2) den
Appellat und 3) das Urtheil, wovon appcllirt wird, deut¬
lich bezeichnen muß. M. s. cours äe prooöä. oiv. xsr
Derillst-Lsint-k'i'ix 5>öm. eält. ton». II. IIv. 2- sect. 1.
Ut. 2. vbsp. 4 (x. 422).

***)Der Gerichts-Gebrauchhat dieses letztere bestimmt so an¬
genommen. M. s. Leriist-Zsiut-I'rix ibiit. (p. 421. nor. 66.



Regel *) auf drei Monate beschränkt, welche bei Urtheilen, die
nach Anhörung beider Theile erlassen worden (jugemens von-
trsclietoires) , von dem Tag der Insinuation **) des Urtheils¬
und bei Contumacial-Urtheilen(jugemons xsrlletsur) von dem
Tag, wo kein Einspruch (Opposition) dagegen mehr zulässig
ist, angerechnetwird. Eben so zweckmäßig, um die Partheien
von unüberlegten Schritten abzuhalten, ist die Vorschrift (srt.
4491, daß die Appellation von Urtheilen, die nicht provisorisch
vollstreckbar sind, erst acht Tage nach Aussprechung des Urtheils
eingelegt werden darf. Während dieser Frist, (welche der ehe¬
mals verstatteten Bedenkzeit, um auf eine eingelegte Appell«,
tion zu verzichten, gleich ist) bleibt daher auch (srt. 450) die
Vollstreckung aller nicht provisorisch vollstreckbaren Urtheile aus¬
gesetzt. Alle diese Vorschriften sind aus der Gerichts-Ordnung
der constituirendenVersammlung (tit. V. am. 14 . Desen. tom.
III. p. 216, 2171 beibehalten worden; nur die Bestimmungüber
die Appellation von Contumacial-Urtheilen,wovon die erwähnte
Gerichts-Ordnung nicht spricht, ***) ist (voä. ä. x. v. srt. 443)
hinzugekommen.

Die eben genannte Frist von drei Monaten, nach deren
Verlauf die Appellation nicht mehr zulässig ist, gilt indessen
nur, wenn dieselbe gar nicht eingelegt worden. Ist sie wirklich
eingelegt und nur nicht fortgesetzt worden, (welches indessen
nur durch Schuld beider Partheien geschehen kann) so ist die
Frist, nach deren Verlauf das frühere Urtheil rechtskräftig

*)eoä. 3. proee'ä. srt. (443 — 448). In vielen Fällen ist
die Frist noch kürzer als die gewöhnliche. M. s. »m. 392,
377, 736 u. m. a. Derrist-Lsint-Drix I. c. (p. 420,
not. 63).

**)d. h. von dem Tag, wo es dem Appellant insinnirt wor¬
den, nicht wo er es hat insinuiren lassen. Lorrist-Ssiat-
krix I. 0 . ebsp. 3. p. 416. not. 44.

***) Dieses machte Verwirrunggenug. Aus Mangel einer ge¬
setzlichen Bestimmung war man gezwungen, sich in Hinsicht
der Contumacial-Urtheile nach der Bestimmung der oräon.
ä. 1667 oder nach den besondern Gebräuchen der Provinz
zu richten. M. s. (Dosen. tom. III. p. 216) die beigefügte
Note.
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wird, länger. Man nennt diese Versäumniß oder vielmehr die
Wirkung derselben die Vernichtung oder das Unwirksamwerden
des Verfahrens (pöromption , oder xeremptioa ä'llistsnoe).
Die Frist dafür ist jetzt in der Regel drei Jahre (o. 6. x. o.
srt. 397). Dieselbe findet auch bei Klagen, die in erster In¬
stanz an die Gerichte gebracht sind, Statt. Doch ist ihre Wir¬
kung in der Appcllations-Jnstanz von derjenigen in der ersten
verschieden. In dieser letztem wird durch die Peremtion der
Anspruch (l'sotion) des Klägers eigentlich nicht vernichtet, son¬
dern nur das ganze frühere Verfahren ist als nicht geschehen
anzusehen, (srt. 401). Bleibt aber nach eingelegter Ap¬
pellation die Klage bis zu dieser Frist liegen, so ist das
frühere Urtheil rechtskräftig, (srt. 469). Das Verfahren wird
übrigens nicht von Rechtswegen nichtig, sondern die Gegen-
Parthei muß bei dem Gericht nachsuchen, daß es für nichtig
erklärt werde. (srt. 399 , 400). Wegen des Praktischen muß
man überhaupt voll. 6. prooöä. iör. Part. liv. 2. tit. XXI.,
mit tit. XVll. vergleichen. Man sehe auch Lorrist-8sint-krix
tom. I. (p. 354 — 359) und (p. 341—349), so wie besonders
kigesu xrooeä. eiv. liv. II. psrt. ll. tit. V. vlisp. II. (tom. I.
x. 468). — Auch die altere Gesetzgebung kannte dieses Unwirk¬
samwerden des Verfahrens. Die gewöhnliche Meinung ist, daß
es durch Nachahmung von l^. proxsrsnäom 13. Loä. äo ja-
äioüs in die französischeGerichts-Verfassung eingegangen sey.
Allein mehrere Rechtsgelehrte haben richtig bemerkt, *) daß in
diesem Gesetz von Etwas ganz anderem als von der Peremtion
die Rede sey. Sie halten daher dieselbe für eine ursprünglich
französische Institution. Ueber die Zeit, wo sie entstanden ist,
wissen sie aber Nichts zu sagen. In dem vetus st^l. xsrls-
menti wird eine Verordnung Philips des Schönen (reg. 1285
— 1314) angeführt, worin von der Peremtion als einer bekann¬
ten Sache geredet wird. Dasselbe ist der Fall in der Verord¬
nung von Villers - Cotterets vom I. 1539 Art. 120, worin es

*) Wirklich enthält dieses Gesetz auch nur die Vorschrift für
die Richter, alle Civil-Prozesse, selbst wenn eine Parthci
abwesend ist, in der Frist von drei Jahren bestimmt zn
entscheiden.
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heißt, daß keine Restitution *) dagegen Statt finden soll.
Allein sie erklärt sich nicht näher über die Natur derselben.
Indessen herrschte um diese Zeit bei den Rechtsgelehrten große
Verschiedenheit der Meinungen über diesen Punkt. Einige be¬
haupteten, daß, wenn einmal die sogenannte oonrsstsiio Iltis,
Statt gefunden, das Verfahren durch den Verlauf von noch so
langer Zeit nicht mehr unwirksam werden könne. Andere glaub¬
ten, daß jede angehobene, wenn auch später (durch den Verlauf
der gesetzlichen Zeit) unwirksam gewordene Klage doch noch
immer die Wirkung habe, die Verjährung zu unterbrechen. Die
Verordnung von Roussillon (vom I. 1563) Art. 15 **) wollte
diese Zweifel entscheiden.**) Allein sie war bei dem Parlament
von Grenoble nicht in die Register getragen. Daher galt die
Peremtion in dessen Gerichts - Bezirk gar nicht, welches auch
noch in einigen andern Gegenden der Fall war. Die Parla¬
mente von Reimes und Rouen nahmen dieselbe nur an, wenn
dadurch eine vollständige Verjährung der Klage bewirkt ward.
Ueberhaupt dauerte nach der Verordnung von Roussillon und
bis zu den letzten Zeiten dieselbe Verschiedenheit der Meinungen
und Gebräuche ***) fort, wie-früherhin. Bei dem Parlament
von Paris stand es indessen fest, daß in Appellations - Sachen

*)srr. 120. ,, Hll'il 06 Sera äorssnsvsnt bsillsss aiicunes
IsNrss äs relievssieni äs ässsrtion ns ^sremptioa
ä'in8tsnse pour guslgus ssuse st luativro c^us oo soit,
st si sllss stoienl bgillsss, äslsnäori« äs »voir ro-
Asrä, sins Io8 instsries8 ä688iisäit68 estrs juA6S8, iout
sii,8i <^iis 81 Is8äitss IsNrss »'sroisnt ssts obtöllues

illlpstrsss, "
**)b,'in8tan66 intenise orss ill'ells soit oonissräs, si psr

Isps äs trois sns eile sst äiseontinuss, n'surs gseuki
elbst äs psrpslluer ou prorvAsr I'sotion; siiis surs la
^rsssriptioii so» cours, vomme si laäits instsiiss n's-
voit sts (ormss ni intrsäsits, st ssns ^u'sn puisss
prstsnärs lsäite ^resori^Noii svoir eis interroilipue."

***) Wir finden hier wieder einen traurigen Beweis, wie wenig
Kraft die königl. Verordnungen hatten, um verjährte Miß-
bräucke aus den Gerichten zu verbannen. Nicht nur, daß
die Gerichte selbst an ihren alten Formen mit der größten
Hartnäckigkeit hielten, sondern die der Person des Königs
näher stehenden Beamten liessen sich verleiten, sie in ihrer

I



das vorige Urtheil durch die Peremtion rechtskräftig werde.
Zweifelhafter war es, ob eine Klage, wobei von Seiten der
Gegcn-Parthei gar kein Schritt geschehen, z. B. kein Anwalt
bestellt worden sey, ebenfalls durch die Peremtion zu Grunde
gehe, ob insbesondere die angehobeneKlage in diesem Fall die
Wirksamkeit verliere, die Verjährung zu unterbrechen. Es ge¬
schah gewiß, um diesen Zweifeln ein Ende zu machen, daß
0. ll. p. r>rt. 397 so abgefaßt ist: „laute in8lgneo 6-rcors

-r'i/ art /-«§ er« st'Keorre (e. ä. ä. psr ls Par¬
tie iulverse), sers eteinte pur la llisoontinustiou ile pour-
suites penllsnt troi» aus ete." — Doch übergehen wir diese
ganz in das Innere der Rechtswissenschaft gehörenden und
jetzt fast nutzlosen Fragen, und bemerken nur noch, daß (nach
der altern Gesetzgebung) die Peremtion bei einer Menge von
Gegenständen, z. B. Klagen gegen die Domainen und andern,
wo der König oder der Staat ein Interesse hatte, nicht Statt
fand. Wegen des nähern Details verweisen wir den Leser
aus lllerliu Deport., Verrioro Diet. ll. Drall. srt. Derem-
liou, und vorzüglich auf Dange nouveau Dratie. Vrsno. tom.
1. liv. IV. obsp. 24-

Was noch die Appellation betrifft, so konnte man nach
dem ältern Verfahren von allen Urtheilen, sie mogten die
Hauptsache entscheiden, oder auch nur in Hinsicht der Jnstruc-
tion des Prozesses, z. B. der Beweisführung u. s. f. eine An¬
ordnung treffen, sogleich nachdem sie erlassen waren, und ohne
das definitive Urtheil abzuwarten, appellircn. Um den dadurch
entstehenden Weitläufigkeiten abzuhelfen, verordnete das Gesetz

Widersetzlichkeit zu bestärken. So war es z. B. durch den
so eben angeführten Art. 120 der oräon. ä. 1539 aus¬
drücklich festgesetzt, daß der König durchaus keine Bc-
freiungs-Briefe um die Peremtion aufzuheben, geben wür¬
de. Doch nicht allein, daß einige ganz verdrehte Köpfe
hieraus schlössen, durch diese Verordnung sey die Percm-
tion überhaupt aufgehoben, sondern (nach lmbort Drstllpie
juäieisire liv. I. ebsp. 33) fingen die Kanzclleicn selbst
nicht lange nachher wieder an, solche Bcfreiungs-Briefe zu
ertheilen. Ueber die Peremtion sehe man auch noch Imb.
liv. II. ebgp. 2, wodurch man sich von der oft unerträg¬
lichen Langsamkeit des ältesten Verfahrens überzeugen wird.
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vom 3. Brum. I. 2 *) Art. 6, daß von den vorbereitenden
Urtheilen (worunter ohne Zweifel die interlocutorischen mitbe-
griffen seyn sollten) die Appellation nur nach Aussprechnng
des definitiven Urtheils Statt finden sollte. Nach der jetzigen
Gesetzgebung (c. 6. x. srt. 451) kann man von interlocutori¬
schen und provisorischen Urtheilen (jugemens gni sceorckent
une Provision) sogleich, d. h. schon vor dem definitiven Ur¬
theil appelliren. Von vorbereitenden Urtheilen **) hingegen
ist die Appellation erst, nachdem das definitive Urtheil ergan¬
gen ist, zulässig; und zwar muß dieselbe gleichzeitig mit derje¬
nigen gegen das definitive Urtheil eingelegt werden. Merk¬
würdig ist es noch, daß die hohem Gerichte, wenn sie den
Spruch eines Untergerichts in Beziehung auf ein solches Jn-
terlocut abändern, zugleich die Hauptsache, wenn sie dazu geeig¬
net ist, durch ein - und dasselbe Urtheil entscheiden können, (e.
ä. p. srt. 473, orclon. viv. tit. VI. srt. 2); eine Befugniß,
welche die hohem Gerichte auch noch in einigen andern Fällen
haben. — Findet indessen das höhere Gericht die Sache nicht
so weit vorbereitet, daß es sie definitiv entscheiden kann, so
geht nach dem jetzigen Gerichts-Gebrauch in allen Fällen, das

*) Dosen. tom. III. p. 507. M. s. die Noten von Desonne.
— Der Unterschied zwischen blos präparatorischen und in-
terlocutorischcn Urtheilen (wovon sogleich), war in der
ältern Gesetzgebung nicht bekannt. Berlin Uepert. srt.
jllgement. Die Commcntator. (z. B. Uoäier) kannten ihn
aber wohl.

**)(c. 6. p. srt. 452). „ 8ont reputes prepsrstoires les
^ugemens renckus pour I'instruotion «le Is esuse et gni
tenclent ä mettre le proees on etst äe reeevoir uu jn-
Zement äölinitik. 8ont repntes interlooutoires les ju-
gemens rentlus, lorsgue 1e trilrunsl orclonne, svsnt
3ire äroit, une preuvv, une veriiiestion, on uns in-
struetion gui prvjnge le (on6. " — Wird z. B. der Ver¬
klagte durch ein Urtheil zum Beweis zugelassen, daß er die
geforderte Summe schon bezahlt habe, so ist dieses ein Jn-
terlocut. Denn das Urtheil enthält stillschweigend die Be¬
freiung des Verklagten, wenn er diesen Beweis liefert.
Ein vorbereitendes (präparatorisches) Urtheil wäre aber
dasjenige, welches blos die Mittheilung der Aktenstücke
verordnete.



Jnterlocut mag von dem höher» Gericht bestätigt oder abgeän¬
dert worden seyn, die Sache zur weiter» Verhandlung an das
nämliche Untergericht wieder zurück, (Uigesu Uroeo'st. cir.
liv. II- Part. IV- tit. I. cbaP. I. seot. III. no. XI. tom. I.
x. 619). Nach dem altern Verfahren geschah dieses aber nur,
wenn der interlocutorische Spruch des Untcrgcrichts bestätigt
ward. Im entgegengesetzten Fall mußte das höhere Gericht
den Prozeß zur fernern Fortsetzung an den Richter schicken, der
unmittelbar nach dem folgte, wovon der Ausspruch ausgegan¬
gen war, (gui terioit lo »WAS immestiatement sprös lui).
Dieses war durch Artikel 179 der orstonn. st. Llois, die hierin
nur mehrere frühere von Franz dem Ersten im I. 1536 und
von Heinrich dem Zweiten im I. 1559 erlassene Verordnungen
bestätigte, bestimmt festgesetzt. Doch ward es nicht genau be¬
folgt.*) (M. s. noch Oeavr. st. O'^guesseaa tom. V- P. 611). —'
Sowohl nach dem alten als neuern französ. Recht darf man
in der Appellations - Instanz nur dieselben Forderungen , wie
vor dem Untergericht, vorbringen. In den Provinzen, worin
das Gcwohnheits-Recht galt, erstreckte sich dieses in den frühe¬
sten Zeiten sogar auf die Gründe, womit man seine Forderun¬
gen unterstützte. Dieses hing, wie schon am Schluß des ersten
Abschnitts erinnert worden, mit dem frühern Gebrauch zusam¬
men, daß mau die Richter, von deren Urtheil appellirt ward,
eben sowohl als die Gegen-Parthei vor das höhere Gericht
lud. Sobald dieser unsinnige Gebrauch aufhörte, der übrigens
in den Provinzen des geschriebenen Rechts nie bestand, hörte
auch bei der Appellation jede Beschränkung in der Wahl der
Gründe auf. Zuweilen werden in der Appellation sogar neue
Forderungen zugelassen (srt. 464), wenn sie nämlich durch die

*)Nach Jmbert, der freilich vor der orston. st. BIoi8. st.
1579, doch nach der Verordnung Franz des Ersten schrieb,
durfte der Oberrichter die Entscheidung der Hauptsache
nur dann an sich halten, wenn er mit dem Unterrichtet
unter dem nämlichen Herrn stand, d. h. wenn beide entweder
königliche- oder Beamten desselben Grundherrn waren.
Sonst mußte, damit der Grundherr die Emolumente seiner
Gerichtsbarkeit nicht verlor, die Entscheidung auf jeden
Fall an einen seiner Beamten zurückgeschickt werden. Doch
geschah, wie Jmbert bemerkt, täglich das Gegentheil.
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Appellation gleichfalls von selbst entstehen, b. h. wenn sie ent¬
weder Einwendungen gegen den Hauptansprnch sind, oder sich
auf die nach der Appellation erfallendcn Zinsen u. s. f. bezie¬
hen.*) — In der Regel wird sowohl nach dem alten als neuen
Recht durch die Appellation die Vollstreckung des erlassenen Ur¬
theils aufgehalten. Indessen können die Untcrrichter in gewis¬
sen Fallen ihre Urtheile für vorläufig (provisorisch) d. h. un¬
geachtet der eingelegten Appellation vollstreckbar erklären; und
zwar geschieht dieses nach Beschaffenheit der Fälle bald mit-
bald ohne die Verpflichtung Sicherheit zu stellen. Was diese
Falle selbst betrifft, so unterschied die altere Gesetzgebung theils
nach dem Werth und der Beschaffenheitder streitigen Sache,
theils nach dem Rang der Gerichte, wovon ein Urtheil aus¬
ging, theils nach der Beschaffenheit der Urtheile selbst, ob näm¬
lich durch dieselben nur vorläufig Etwas verordnet ward (Je¬
mand wieder in den Besitz zu setzen, ihm Alimente zu reichen
u. s. f.), oder ob sie die Hauptsache bestimmt entschieden, d. h.
ob sie nur provisorisch **) oder definitiv waren. Die Urtheile
der ersten Art waren bei gleichem Rang des Gerichts bis zu
viel Hähern Summen vollstreckbar als die definitiven. Vorzüg¬
lich waren es summarische Sachen, wofür in vielen Fällen die
vorläufige Vollstrcckbarkeit Statt fand. Das Nähere ***) fin-

*) Weiter in diesen Gegenstand einzugehen, ist hier unmög¬
lich. Es würde uns in das Gebiet der eigentlichen Rechts¬
wissenschaft hinüberführen. Man sehe allenfalls neben dem
dritten Buch des voä. cl. prooocl. das neunzehnte Kapitel
des Werks: clo I'sutoritö jucüoisiro on Ursneo psr I>I.
Denrion clo Usnso/, prösiäont s ls coor äs osssstion.
/e Usris. 1818 .

**)Man muß daher provisorische Urtheile (jn^emons provi-
soil-68), die nur vorläufig Etwas verordnen, von den pro¬
visorisch vollstreckbaren (vxöeutoiros psr Provision) wohl
unterscheiden. Ein provisorisches Urtheil ist darum gar
nicht auch nothwendig provisorisch-vollstreckbar, (c. st. x.
srt. 45).

***)Es gab übrigens noch mehrere Fälle, als die dort bemerk¬
ten, wofür die Urtheile vorläufig vollstreckbar waren. M.
s. z. B. orson. cl. 1667- tit. XVIIl. srt. 7. Jntcrlocuto-
rische Urtheile waren (nach der alten Gesetzgebung) in der
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det man (orllon. 6. 1667. 6t. XVII), welcher Titel von die¬

sen Sachen (llv's mativres sommairos) handelt. Nach den

Bestimmungen desselben (Art. 3, 12) war unter andern in

Polizei-Sachen das Urtheil in allen Fallen vorläufig vollstreck¬

bar u. s. f. Den Richtern war dadurch (m. s. Art. 14, 15)

schon eine ziemliche Freiheit gelassen, welche sie oft auch auf

andere, als die gesetzlich bestimmten Falle, ausdehnten. Die

Parlamente haben darum mehrmals befohlen, daß die Unterrich-

tcr nur, in den durch die Ordonnanzen vorgesehenen Fallen, die

vorläufige Vollstreckbarkeit ihrer Urtheile erkennen, und die

Gründe dafür in dem Urtheil anführen sollten. Man konnte

indessen zuweilen auch gegen die vorläufige Vollstreckung eines

Urtheils Appellation einlegen, und von dem höhcrn Richter ein

Verbot dagegen (arröt c!e ästense) erhalten, womit jedoch

ebenfalls Mißbrauch getrieben ward. (Art. 16.) —

Nach der neuern Gesetzgebung sind (o. ä. x. sm. 135, m. s. n.

gi-t. 809) die Fälle genau bestimmt, in welchen die Gerichte die

vorläufige Vollstreckbarkeil ihrer Urtheile verordnenkönnen* *)

(nur den Friedens-Richtern ist so. ä. p. srt. 171 hierin eine

fast unbeschränkte Gewalt gegeben). Man kann zwar gegen

diese vorläufige Vollstreckung Appellation einlegen; allein nur.

Regel provisorisch vollstreckbar, wenn nicht etwa das dadurch
geschehene Unrecht in dem definitiven Urtheil nicht wieder

gut gemacht werden konnte. (I.snFv tom. I. obsp. XXII).

Dieselbe Regel hat schon Jmbert, der liv. I. ollax. 65
umständlich davon handelt.

*) Art. 135 enthält gleich im Eingang die Fälle, wo die
vorläufige Vollstreckbarkeit angeordnet werden muß. Wenn

die Unterrichtet in Fällen, wo es ihnen gesetzlich verstat¬
tet, ist, die vorläufige Vollstreckung zu verordnen, dieses
nicht gethan haben, so dürfen sie dieses zwar nicht durch

ein zweites Urtheil nachholen. (Art. 136). Wenn aber in

einem solchen Fall appellirt wird, so darf der Appellat
auf eine bloße, der Gegen - Parthci mitgetheilte Anzeige
nachsuchen, daß der höhere Richter vor Entscheidung der

Hauptsache, die vorläufige Vollstreckung des ersten Urtheils
anordne. (Art. 458). M. s- kigesu zilooää. civ. liv. II.

psit. III. tit. IV- clisp. 2 und lir. II. xsrt. IV. til. 1.
ebap. 1.
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wenn das Unterzeucht in andern Fallen, als den von dem
Gesetz ausdrücklich vorgesehenen, die vorläufige Vollstreckung
erkannt hat, darf das höhere Gericht durch ein Verbot (äo'lenso)
dieselbe aufhalten, (o. ä. p. srt. 459, 460). — Damit überdem der
Zweck des Gesetzes nicht verfehlt werde, muß man den Gegner
mit verkürzter Frist (s brok äölsi) vor den höhcrn Richter
laden lassen, (srt. 459). Merkwürdig ist auch, daß sowohl
nach der neuern- (srt. 137) als ältern Gesetzgebungdie vor¬
läufige Vollstrcckbarkeit sich nie zugleich auf die Gerichtskosten
ausdehnt, wovon, nach der ältern, nur die von den Präsidial-
Gerichten erlassenen Urtheile ausgenommen waren. *)

So wie man nun gegen alle nicht in letzter Instanz erlasse¬
nen Urtheile durch die Appellation angehen kann, so gibt es, selbst
gegen die in letzter Instanz erlassenen, in gewissen Fällen noch
ein außerordentliches Hülfsmittel, nämlich die Cassation. Die
ältere Gesetzgebung kannte dieselbe ebenfalls. Man wandte
sich um sie zu erhalten, an den königlichen Staats-Rath
oder vielmehr an die Abtheilung desselben, welche oonsoil äes
xarties hieß. Es war auch ein förmliches Verfahren dafür
vorgeschrieben. Allein es kamen allerlei Begünstigungen u.d. g.
dabei vor. Kurz das Ganze ward zum Theil als Gnaden-
Sache behandelt, und endigte oft mit einer Evocation. Jetzt
ist ein eigenes Tribunal (der Cassationshof), das höchste Ge¬
richt des Reichs, dafür bestellt. Wir werden indessen von dem
Geschichtlichen dieses Gegenstandes und von den Wirkungen der
Cassation im sechsten Abschnitt weitläufiger handeln, und bemer¬
ken hier einzig, daß 1) von einer Parthci nur gegen Urtheile,
die in letzter Instanz erlassen worden, und 2) überhaupt nur
aus wichtigen Rechtsgründen, wegen Verletzung der unter Strafe
der Nichtigkeit **) vorgeschriebenenFormen, wegen offenbar

*)Man sehe über diesen ganzen Gegenstandkerrioro Dior.
cl. v., und vorzüglich Llorllii Deport. srt. Lxöoution
provisoiro.

**)Das Gesetz vom 4. Gcrminal I. 2 Art. 4 (Dosen. rom.
IU. p. 138) bestimmte, daß alle seit 1789 für das gericht¬
liche Verfahren in Civil-Sachen bestimmten Formen still¬
schweigend als unter Strafe der Nichtigkeit vorgeschrieben
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falscher Anwendung des Gesetzes, so wie wegen Überschrei¬
tung der Amtsgewalt (exvös äs pouvoir) , nie wegen Unrich¬
tigkeit der angenommenen Thatsachen Cassation* *) eingelegt
werden kann; daß endlich die Frist, innerhalb welcher sie ein¬
gelegt werden muß, ebenfalls zu drei Monaten, von dem Tag
der Insinuation des Urtheils angerechnet, festgesetzt ist. —
Alle Mittel gegen ein Urtheil anzugehen, wovon bis hier¬
hin gesprochen worden, haben das gemeinschaftliche, daß man
sich von dem untern Richter an einen Hähern wenden muß.
Auch ist es wirklich nach den Gesetzgebungen aller Nationen
den Richtern verboten, ihr einmal ausgesprochenes Urtheil **)
selbst abzuändern. Einige wenige Falle gibt es indessen, wo
wegen wichtiger Gründe eine Ausnahme von der eben gegebe¬
nen Regel gestattet ist. Nämlich, so wie diese durch alle posi¬
tiven Gesetzgebungen vorgeschrieben ist, so wird auch die fol¬
gende Regel durch das natürliche Gerechtigkeit^ - Gefühl eben
stark geboten, nämlich daß der Richter nur nach Anhörung

anzusehen seyn. Der voll. st. prooost. viv. srt. 1041,
1031 schaffte dieses ab. M. s. Merlin listpert. srt.
8stion tz. H. Doch ist anderer Meinung. M. s.
dessen cours ste procest. tarn. I. p. 609. estit. st. 1811.

*) Gegen die in letzter Instanz erlassenen Urtheile der Frie-
dens-Richter kann sie sogar nur wegen Inkompetenz oder
Uebcrschrcitung der Amtsbefugniß (exeÜ8 ste ponvoir)
eingelegt werden. — Nach srt. 4 des Decrets der Consti-
tuirendcn vom 27. November 1790, wodurch der Cassati-
onshof eingesetzt ward, fand gegen die Urtheile der Frie-
dens-Richter nie Eassation Statt.

**) Wenigstens wenn es ein definitives ist. In Hinsicht der
Jnterlocutorischcn sehe man Merlin Uepert. srt. jngement.
Eigentlich darf auch ein solches nicht geändert werden.
Nur ist der Richter nicht immer verbunden, bei dem End-
Urtheil auf das, was die Ausführung des interlocutorischen
ergeben hat, ein unbedingtes Gewicht zu legen. Uebrigens
tadelt schon Imkert liv. I. ckrip. 65, daß viele Richter,
nachdem sie durch ein Jnterlocut die Parthcicn angewie¬
sen, diesen oder jenen Beweis zu liefern, nachdem derselbe
geliefert worden, doch das Endurtheil in einem entgegen¬
gesetzten Sinn aussprächen. (km luo/ s xro^os)
setzt er hinzu.
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aller streitenden Theile urtheilen darf. Ist also ein Urtheil
erlassen, ohne daß diese nothwendige Bedingung erfüllt wor¬
den, so darf die dadurch beeinträchtigte Parthci den Richter
um Zurücknahme und Abänderung seines Ausspruchs ersuchen.
Es gibt dreierlei Fälle, wo der Richter entscheidet, und ent¬
scheiden darf, ohne beide Parthcien gehört zu haben; Istens
wenn er zur Abwendung eines drohenden Schadens u. d. g.
eine vorläufige Maßregel anordnet. Von diesen Fällen ist
indessen hier nicht die Rede. (M. s. kigeau lom. I. p. 597 .
öclit. ä. 1811); 2 tcns wenn die Parthei selbst Schuld daran ist,
daß sie nicht gehört worden; weil sie an dem festgesetzten Tag
entweder gar nicht oder nicht gehörig vorbereitet vor Gericht
erschienen, oder überhaupt Etwas von dem Gesetz vorgeschrie¬
benes nicht erfüllt hat, ohne dessen Erfüllung der Richter sie
nicht anhören darf, oder kann. In der französischen Gerichts¬
sprache wird ein in diesen Fall (nach Anhörung nur Einer
Parthci) erlassenes Urtheil, oder auch eine von dem Ge¬
richt dieser Parthci gegebene Erklärung, daß die Gegen-Par¬
thei eine solche Versäumniß begangen, äöksut genannt, *) wcl-

*)I)öl'->ut bedeutet eigentlich diese Versäumniß selbst, und das
deßhalb erlassene Urtheil heißt „/»Aement xsr- clökaut."
Doch wird auch häufig unter cloksut dieses Urtheil selbst ver¬
standen. So heißt es bei b'errioeo Ölet. <1. Oroit srt. Oo-

k'gut: „Ool'gut ost un goto gui so clonno en justioo au
clemsuclour, clo Ig oontuingvo clu clokonclour ckölaillgnt;

clo mömo guo lo oonAo ost un goto gui so äonno su
«loleiickeur, 6o la vvntumgoo cku clomanäeui'. " Hiermit
stimmt Llorlin Report, srt. vökgut sehr nahe übercin.

„ (l'ost lo ju^omont renclu sur lg «lomgucke clo I'uno

<les pgrtios, »sns guo lautre git oto ouio." Warum

k'erriero blos „goto" Älerlin hingegen „juAomont" sagt,
Wird aus dem Folgenden näher erhellen. Beiläufig be¬
merke mau noch , daß man ehemals ein Contumacial - Ur¬
theil, nur wenn es zum Vortheil des Klägers erlassen
ward, cloksut nannte. War es zum Vortheil des Ver¬
klagten, so hieß es „congö. " Dieser Unterschied wird in¬
dessen jetzt nicht mehr beachtet, sondern jedes Contumacial-
Urtheil wird „Oeksut" genannt. Es gibt mehrere dieser

cloksuts , als clökaut (goto clo oompgroir, cloksut (gute

clo clölvnclroj cloksut (gute llo plsiclor, kaute clo ^ro»

cluiro u. s. f., deren Bedeutung für sich klar ist.
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ches wir im Deutschen gewöhnlich durch Contumacial - Urtheil,
(Urtheil wegen Versäumniß oder Ungehorsams) bezeichnen.
Wirklich ist es auch zur Bestrafung dieses Ungehorsams oder
dieser Nachlässigkeit, daß die Parthei ungehört verurtheilt wird.
Damit indessen die Folgen davon für sie nicht gar zu nachthci-
lig werden, erlaubt das Gesetz ihr, jedoch nur innerhalb einer
kurzen Frist (jetzt in der Regel von 8 Tagen, (o. <l. p. srt.
157—159, srt. 470, srt. 7) bei demselben Gericht Ein¬
spruch dagegen einzulegen (mettre Opposition). Hierdurch
wird die Vollstreckung des Urtheils meistens aufgehalten (M. s.
jedoch srt. 155) und (was das wichtigste ist) die Sache von
neuem vor Gericht gebracht *) wo sie fast wie gewöhnlich ver¬
handelt wird (eoä. «l. proo. srt. 160 —163). Vor der oräou.
ck. 1667 und besonders in den ältesten Zeiten (vor der oräon.
<lo Villers-Ootterets Z. 1539) war die Gesetzgebung gegen die
saumseligen Partheien hierin nur gar zu nachsichtig; wodurch
die Prozesse unendlich in die Länge gezogen, und oft unerträg¬
lich weitläufig- und vielen ihre gerechten Forderungen auf
eine sehr lange Zeit vorenthalten wurden. **) Eine sehr um-

*)Nach der alten Gesetzgebung konnte man jedoch gegen
Contumacial-Urtheile,die in letzter Instanz und nach
der Ordnungsfolge der Rolle (s tour äo rolo)
ausgesprochen waren, nur durch die sogenannte reguete
civile (wovon im Folgenden) angehen (oräon. 6 . 1667.
tit. XXXV. srt. 3» Äk. s. k'orrier. Oiet. ä. Oroit UNd
Nerlin Deport, srt. Dole und Opposition.

**)Wie es in dieser Hinsicht zu den Zeiten Boutilliers stand,
wo das ganze Verfahren noch mit vielen alterthümlichen
Formen vermischt war, wollen wir aus seinem Werk:
(8om. Dur. liv. I. tit. 6) kurz anführen. — An dem
festgesetzten Tag vor Gericht erscheinen, und abwarten bis
man nach der Ordnungsfolge der Rolle vorgerufen ward,
hieß „ gsrcler son jour en Oour. " War der Gegner
zu der Zeit, wo die Sache abgerufen ward, noch nicht da,
so erhielt man nicht gleich ein Cvntumacial-Urtheil, sondern
mußte denselben eine gewisse Zeitlang erwarten, welches
dann in ganz eigenthümlichemSinn „ gsräer son jour"
genannt ward. Die wirklich anwesende Parthei zeigte
dem Gericht an, daß sie, ihrer Pflicht gemäß erschienen
und bereit sey zu warten, bis ihr der äeflsult zuerkannt werde.

24
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stündliche Nachricht darüber, wie das Verfahren in dieser Hin¬
sicht kurz vor - und nicht lange nach der genannten Verord-

„8'il (l'säverssire) lust ici, je llsse eontre lui ms ste-
insnäo, et pour ce guo je ne le vo^, n'sucun pour
lui, je gsrrle inon jour jusgues dien est lieure, ^uv
j's)'6 «lelsult eontre lui, ei psr vertu ä'ieelu^ äeksult
sttsins ins «lemsnäo gu'en son sbsonee je tsis teile
etc." Das Gericht verordnete nun, daß die nicht erschie¬
nene Parthci an der Thüre des Sitzungssaals durch einen
Gerichts-Diener herbeigerufen werde (guo le äöl'sillsnt
seit stelle psr jugo et psr Sergent ä l'liuis äe !s
eour). Die andere Parthci fuhr nun fort: „8ire juge
et vou8 mosseigneurs Ie8 juges,-vous sve^ oui ls rels-
tion <lo vostre Sergent et lle vos pers commo tel etc.
souküssmwent stelle ne viont n'^ ne cornpsro n'su-
cun pour lu^, si (sussi) sves veu commo äoument s^
inon jour gsrilo eontre lu^ s lieure äeüe et enoore
suis presto jus^uos spres lieure si niestier est, si vous
re^uiere cle ldeure et qu elle ine soit clicte par ls
lo/." Die Richter bestimmten nun die Zeit, bis zu wel¬
cher die anwesende Parthci warten mußte. Diese war
nach Verschiedenheit der Gegenstände und Gerichte verschie¬
den. Bei persönlichen Klagen und solchen über bewegliche
Güter, dauerte sie wenigstens bis Mittag, wenn nämlich
das Gericht Nachmittags keine Sitzungen hatte; bei den
übrigen Gerichten aber bis zur Vesper, so wie diese jedes¬
mal gesungen ward (lieure tle Vespros elisntees en tout
tomps. (isr eu temps äs estv lors il est üeurro rlo
soupper et en temps <l b^vor lors il est lieure clo ro-
psirer). Bei dinglichen Klagen mußte man bis zum Er¬
scheinen der Sterne oder, falls der Himmel bedeckt war,
so lange warten, bis sie nach der Meinung der Richter
wirklich am Himmel standen. Allein auch nach Verlauf
der festgesetzten Zeit ward noch kein bestimmtes Urtheil
gesprochen, sondern dem nicht erschienenen Theil wurden
außer dem Vorladungstag noch drei Fristen, jede von 14
Tagen bewilligt, nach deren Verlauf der erschienenen Par¬
thei ihr Gesuch zuerkannt ward. Zu Zeiten Boutilliers
gab es überdem noch allerlei Verzögerungen und Aufschub¬
mittel, z. B. jour cl'svis, jour cl'sppensement, jour «le
eonseil et jour ll'absence <le eonseil, deren Bedeutung
man 8om. Kur. liv. I. tit. 7 findet. Die meisten waren
schon vor der orckon. civ. durch srt. 18 der orston. ä.
VUlers-Lotterets «le t'sn 1539 abgeschafft.
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mmg von Villers-Cotterets war, findet man bei Imkert (?rst.
juäie. liv. I. cksp. l7 —151), woraus wir im Auszug Eini¬
ges mittheilen wollen.

Man unterschied damals, ob der Kläger oder Verklagte
der saumselige-, und eben so ob diese Vcrsäumniß vor- oder

nach der eonteststio Iltis vorgefallen war. Ein eben so wich¬
tiger Unterschied fand in Hinsicht der Sachen selbst Statt.

Ein Contumacial-Urtheil, wodurch dem Kläger seine Forderung
definitiv zugesprochen ward, hieß äelsut svee prolit, äelsut
emportsnt prolit oder auch äelsut pur et simple, wogegen
ein Urtheil, wodurch man blos ermächtigt ward, den Gegner noch¬
mals vorladen zu lassen, nur äelsut genannt ward. Gewöhn¬
lich mußten indessen dieser letztem äe'lsuts eine Menge voran¬
gegangen seyn, ehe ein äelsut svee prolit erfolgte. Man un¬
terschied damals die Vorladungen in einfache und geschärfte
(sjournemens simples und sjournemens svee iutimstiou). *)
Nur auf eine Vorladung der letztem Art erfolgte sogleich ein
definitives Urtheil, **) und selbst dann ward zuweilen bloß

*)gvee iutimstiou, daß heißt (wie mir scheint) mit der An¬
deutung, daß, wenn der Vorgeladene nicht erschiene, dem
Kläger seine Forderung zuerkannt werden sollte. Zuwei¬
len ward sogar ausdrücklich beigefügt, welche Strafe über
den Vorgeladenen, wenn er nicht erschien, verhängt werden
sollte. Dieses pflegte vorzüglich bei den Parlamenten zu
geschehen; z. B. „et svee iutimstiou ^us I«; äekeuäeur
eompsre ou non, sers proeeäe nonokstsnt son aksenes
» I» reevption äes temoins eomms äs rsisou." Allein
bei den Untergerichten hieß es allgemein „sveo iutimstiou
gue äs rsisou." Imkert p. 63-

**) Imkert krst. juäie. ekgp. 7- p. 54. „II est necesssirs
säviser si le äekeuäeur s este säjourue psr leäit Pre¬
mier säjournement svee iutimstiou, ee r^u'ou » äs
eoustume mettre psr le msuäement ou eommission äs
I'säiournement, ou si leäit säjournement n's este lsiet
et ksills svee Isäite iutimstiou. Kit s'il s ests lsiet
sanL Mtr'malron, il lsut prenärs äelsut, et

sr/r soec m/rmatro-r. Lt si leäit sä-
jourusment s este lsiet svee iutimstiou, lsut prenärs
äelsut svee tout Iv prolit, lu'on sppelie ea sueuus
lieux äelsut simple ele."
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ein stvksnt 8guk guelgues (trois) i'ours ausgesprochen. Es

gab indessen nur wenige Sachen, nämlich solche, die eine schleu¬

nige Entscheidung forderten, (wenn z. B. Einer die Darrei¬

chung von Arzenei- oder Nahrungsmitteln forderte, oder wegen

der Vollstreckung eines Urtheils klagte u. s. f. *) wo man von

einer solchen geschärften Vorladung sogleich Gebrauch machen

durfte. Einige Sachen gab es noch, die man privilegirte

nannte, (z. B. wenn man im Besitz gewaltsamer Weise gestört

war, Einen zur Anerkennung seiner Handschrift aufforderte

n. d. g.**), bei welchen nur zwei Contumacial-Urtheile (äst'sms)

erforderlich waren, so daß man nach dem ersten sogleich der

Gegen-Parthei eine geschärfte Vorladung zuschicken konnte. In

der Regel aber wurden (vor der oräon. ck. 15391 in allen

Sachen vier äclsnt8 gegeben, ehe der Kläger seine Forderung

bestimmt zuerkannt erhielt. Das erstemal ward der Verklagte

blos einfach (8»n8 intimstlon) vorgeladen. Nach Aussprechnng

des äöksut beschwor der Kläger die Richtigkeit seiner Forde¬

rung, und ließ den Verklagten nochmals und zwar wieder auf

die gewöhnliche Weise (ssns intimstlon) vorladen. Nachdem

auch darauf wieder ein äo'ksnt erkannt war, ward der Ver¬

klagte durch eine geschärfte Vorladung (svoc intimstlon) auf¬

gefordert zu erscheinen. Kam er auch dann noch nicht, so er¬

hielt der Kläger den vierten äcksut (svee taut le xrostt),

wodurch ihm endlich seine Forderung, ***) wenn er die Rich-

*) Jmbert zählt die einzelnen Fälle vollständig auf. Einer
ist (p. 59) „ gusnä Is temms plsiäo contre 8on msr^
xour Is rexctition äe so» ckot st msrisAc, il 68t sä-
journc ä Is regue8tc ä'cllo svec intimstlon xour res-
^»onärc s Is ^rovi8ioa ä'slimcn8, et ckelivrsncc ckes clo-
niers ^onr Is poursuitc ckn proce'8 guo entonä Is
Lemma contra lu^ reguerir." Doch auch im Allgemei¬

nen „ gusnä oe pourguo^ on stelle nnc psrtie em-
P68ck>6 on retsrcle grsnäement Is ^our8uite a nne csu86
ss (ä(ga) lneu6 er intentöe etc."

**) Man findet sie näher aufgezählt bei Imk». lir. I. ollsp. 10.

Mehrere Sachen wurden bei einigen Gerichten zu den pri-

vilegirten gerechnet, bei den andern nicht.

*5*) Imk. I. e. Girant snx sulres wstiöres siwxle8 et or-
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tigkcit derselben gehörig nachwies, zuerkannt ward.
Das bis hierhin Gesagte bezieht sich auf den Kläger vor der
contestsuo Iltis, *) d. h. vor dem Zeitpunkt, wo die Klage
eigentlich bei Gericht angebracht ward. Alles was späterhin
geschah, (wie z. B. die Antretung eines Zeugen-Beweises, die
Einrcichung der Actenstücke u. s. f.) mußte, da es von dem

Richter verordnet war, innerhalb der festgesetzten Zeit vollendet
seyn, oder es erfolgte ein Urtheil, (dem doch auch meistens ein
ssuk (guel^uos joursl angehängt war), wodurch der saum¬
selige Kläger oder Verklagte des Rechts den Zeugen-Bewcis an¬
zutreten u. s. f. für verlustig erklärt ward. Doch war hier
wieder die größte Behutsamkeit nöthig. Der Richter durfte
ihm nämlich nur das Recht absprechen, dasjenige auszuführen,
wozu er unmittelbar angewiesen war. Schloß er ihn sonst
noch von irgend einem Recht, wenn es auch mit dem ersten
im innigsten Zusammenhang stand, aus, so konnte er von dem

äinsires eonvenoit (avsnt I'orllon. ä. 153 ss ^ olitenir
rzuatre äelsuts svsnt gn'svoir Fsin lle esnse pgr eon-
tumaee avsnt !a esuse eontestee, sn seeonll ües^uel»
äe'tsut» le clomsnäeur insoroit ss clemsnäo et Is juroit,
ei I'slljournement sur le tiers llek'snt estoit llsille svev
intimstion, et le ^usrt lloksnt estoit llaillö svec tont
le prellt." Nur in der Appcllations- Instanz war (Imll.
Ilv. II. ellgp. 7) bei den Untergerichtcn (die Parlamente
abgerechnet) allezeit der zweite ävlsut schon Einer sveo
prellt. Auch war ungeachtet der Bestimmung der orllon.
ä. 1539, daß in Contumacial-Fällen dem Kläger seine For¬
derung nur dann zuerkannt werden sollte, wenn er die
Richtigkeit derselben erwies, er in der Appellations-Jnstanz
dazu nicht verpflichtet. In der Appellation verlor der
oontumsx, er mochte Kläger oder Verklagter seyn, allezeit
den Prozeß. Denn, setzt Jmbert hinzu „sn vsnse ä'sppel
eontnmax, s'il ost sppellsnt, il est ven renoneer ä soa
sppel. Lt s'll est intime, il est presninv renonver ä
s» senteneo. " Man flndet bei Jmbert (I. o.) einen inte¬
ressanten Fall der Art, der aber hier anzuführen zu um¬
ständlich wäre, weshalb wir auf ihn verweisen.

*) Unter Iltis contestatio versteht Jmbert (liv. !. vllsp. 14.
p. 85) genau dasselbe, wie auch die aräon. civ. tit. XIV.
srt. 13-
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Urtheil appelliren. *) — So lästig und nachtheilig indessen diese

Menge von Aufschüben auch den Partheien fallen mußte, so

war sie doch eine fast nothwendige Folge der unzweckmäßigen

Art, wie ehemals die Prozesse eingeleitet wurden. Wir haben

schon mehrmals bemerkt, **) daß ehemals die Vorladungen nur

darin bestanden, daß der Verklagte aufgefordert ward, an einem

bestimmten Tag wegen einer bestimmten Sache vor Gericht zu

erscheinen, und daß er erst späterhin von der umständlich aus¬

geführten Klage, so wie von den Beweisen Kenntniß erhielt.

Derselbe erschien also oft ganz unvorbereitet vor Gericht, so

daß man ihm wohl einige Zeit lassen mußte, um seine Gründe

und Beweise zu sammeln. Franz der Erste, welcher durch seine

Verordnung v. I. 1539, Art. 16 und 22 (M. s. oben S. 265)

gebot, daß bei der Vorladung dem Verklagten eine Abschrift

der motivirten Klage mitgetheilt werden sollte, schaffte auch

durch dieselbe (Art. 17,18), die Fristen zwischen dem Verfalltag

der Vorladung und dem Tag der Vertheidigung ab, und be¬

schränkte Art. 24 ***) in allen auch gewöhnlichen Sachen die

*)Imdert Uv. l. edsp. 14. p. 85. „II kaut dien svoir
esAsrä gue ie suze no (orclose, er ne ctedoute le äs-

tsillsnt, sinon <1e ce gu'il svoit » (sire s l'assignsrion,
s Isguelle il esr äeksillant: eoiuine s'il svoit s pro-

änire, ^ue Ie fuge Is äedouts äe proclnirs, non pss
äe dsiller eontreäits, sntreinenr Ie ckelsillsnt suroit
instiere «1'sppeIIer cle Is lorelnsion, er sinsi (ut äit
xsr srrest esclits Orsnäs lonrs («Ie koivtiers) Ie 26.

Üexteindre I'sn susäir (1531)." Die Zahl der Urtheile,

welche solche t'orelusions aussprachcn, war daher in der¬

selben Rechtssache oft sehr groß. lindert Uv. I. eksp. 11.
x. 71- „II tsut dien 8ouvent oing on 8ix korelusions,
eoinme «Is (sire xrenve psr t 08 moin 8, cke dsiller odject8
äe prorluire, et dsiller eontre«Ut8."

**)M. s. oben S. 260 Note, auch lindert Uv. I. edsp. 15.
Derselbe räth die Klage, selbst wenn sie dem Gegner durch

einen Huissier mitgetheilt wäre, dennoch in die Register
des Secretariats eintragen zu lassen; indem man sie von

den Huissiers oft nicht wieder erhalten könnte. Früher
erhielt der Verklagte erst auf dem Sekretariat Kenntniß

von der Klage.

***)„Hu'en toute8 mst!sro8 vivile8 et vriminelles, vü Ion
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Zahl der Contumacial-Urtheile auf zwei, wen« nicht wegen

wichtiger Ursachen eine Ausnahme davon gestattet würde. Da¬

bei ließ er die Fälle, wo uur ein Contumacial-Urtheil nöthig

war, bestehen, und vermehrte die Zahl derselben noch. Doch

sollte (Art. 27) dem Kläger seine Forderung nur, wenn er die

Richtigkeit derselben gehörig nachgewiesen, zuerkannt werden.

Auf der andern Seite aber verordnete er Art. 28 *), daß ein

wahrer eontumsx, das heißt ein solcher, der aus eigentlicher

Verachtung des Gerichts nicht erschien, zur Appellation nicht

zugelassen werden sollte. **) Allein es scheint- diesen Verord¬

nungen Franz des Ersten wie so manchen andern gegangen zu

seyn, d. h. sie wurden schlecht oder wenigstens nicht lange

beobachtet. ***) Dieses erhellt deutlich aus dem (2ten) Con-

fcrcnz-Protokoll über Tit. V. der Ordon. vom I. 1667, so wie

auch aus dieser selbst, indem sie (Tit. V. Art. 2) ****) alle

diese Aufschübe und Fristen abschaffte. Sie schrieb statt dessen

svoit soooastumö user guatre äeksulx, sullira ea
svoir <leux, dien et üoüeinenr obtenus psr schourne-
nlsnt (sir ä personns ou s ctomioile, sgub gue les suges
(ex okllvio) en pourront orclonner un troisissme, si les-
clits säjouenemens n'ont ests ksiots ä ^ersönne, et >Is
vo^ent gue Is urstiero ^ («ist clisposöo."

*)„<^ue les vrsis eovtumax ne seront reeeus eommv sp-
pvllanx sineois psi» Is äecluotion äs leur vsuss
ll'sppel, et clelenses su coatrsire il spperr gue psr
vra^e äesoboissanoe et eontemnement äs ^ustice, ils
n's^ent vouler eolnpsroir, seroot äeolsreri no» reee-
vsbles eomme sppellan 8 et vräonnö gue la seotenve
äont s 68 te gppelle sortira 8 vn xlein et eotier eUeet,
ei 8 era execute'o nonobstsnt o^^>08itions on sppells-
riov 8 gueleongues."

**) In Beziehung auf das Verfahren waren überdem (Art. 32)

alle von den Gerichten angeordneten Fristen peremtorisch.

***) Der Commentator von Jmbert bemerkt zu Uv. I. cbsx. 14

daß man in den Provinzen, wo das römische Recht galt,
um einen Zeugen-Beweis anzutreten u. s. f. so viele Fri¬
sten erhalten könnte als man wollte.

****) ,,^brogoon 8 en toet 68 03 U 8 L 8 I'u 8 agL 6 es clebouteir clo
äelle» 8 es ei. resjournewons ete."
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folgendes Verfahren vor. Erschien der Verklagte nicht inner,

halb der bestimmten Frist, d. h. bestellte er keinen Anwalt,

und reichte auch keine Vertheidigungsgründe ein, so löste der

Kläger auf dem Secretariat (au grelle 603 xrosentsrionZ)

eine Bescheinigung darüber (äolaur lsute äo compsrair) aus.

Allein das definitive Contumacial-Urtheil ward erst nach einer

bestimmten Frist *) ausgesprochen (oräon. ä. 1667. tit. III.

srt. 5, tit. IX. art. 3). Hatte der Verklagte zwar einen An¬

walt bestellt, reichte aber seine Vertheidigungsgründe (äetonse»)

Nicht zur rechten Zeit ein, so ward (tit. V. srt. 3, 4) dem

Kläger seine Forderung, wenn er sie rechtfertigte, sogleich in

der öffentlichen Sitzung **) durch ein definitives Urtheil (äs.

laut (ante äo ävlenäre) zugesprochen. (Man sehe jedoch tit.

XI. art. 3, 4, 5). Das nämliche galt, wenn Eine Parthei an

dem zur Verhandlung der Sache bestimmten Tag nicht in der

Sitzung erschien. Alsdann erfolgte sogleich ein Contumacial-

Urtheil (äeksut kaute äe xlsiäor), wodurch entweder der Ver¬

klagte von aller Verbindlichkeit frei gesprochen, oder dem Klä¬

ger seine Forderung zuerkannt ward (tit. XIV. art. 4). Nach

her jetzigen Gesetzgebung wird (eoä. 6 . xrooeä. art. 149, 150),

der Verklagte mag keinen Anwalt bestellen, oder Eine der Par«

thcien in der Sitzung nicht erscheinen, der Gegen - Parthei ihr

Gesuch sogleich in der öffentlichen Sitzung zuerkannt. Darü¬

ber, daß der Verklagte keine Vertheidigung eingereicht , erfolgt

kein besonderes Contumacial-Urtheil, sondern das Verfahren

*)Die Frist, nach welcher das Contumacial-Uetheil ausge¬

sprochen ward, war verschieden, und hing, wie aus der
angeführten Stelle erhellt, von der Vorladungsfrist ab.

**)Nach einer spätern königl. Erklärung vom 12. Juli 1695

Art. 6 mußte man in diesem Fall doch eine Bescheinigung

darüber (daß der Verklagte seine Vertheidigung nicht ein¬

gereicht) auf dem Secretariat auslösen, worauf dann erst
spater das definitive Urtheil erfolgte. Es blieb also nur
ein Fall, der kaute äe xiaiäor übrig, wo der äekant in

der öffentlichen Sitzung zuerkannt ward. (M. s. Merlin
srr. ävkaut). Nach Jousse (m. s. dessen Commentar zu

der oräon. civ. introäuct. rit. III. Part. II. seet. I. H. IV).
war diese Auslösung des äekaut» auf dem Secretariat nur

bei den obersten Gerichtshöfen (eours souverainoa) üblich.
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wird ohne Weiteres fortgesetzt. *) — Gegen ein Contumacial-

Urtheil kann man nach der neuen Gesetzgebung, wie schon erin¬

nert worden, bei demselben Gericht, wovon es ausgegangen,

Einspruch einlegen. Die Frist dazu ist in der Regel 8 Tage

(o. <l. x. srt. 157,158). Die alte Gesetzgebung kannte eben¬

falls dieses Rechtsmittel. Aus der oräon. oiv. Ur. XIV. srt. 5

scheint zu folgen, daß die Unterrichter nur dann ermächtigt

seyn sollten, ihre Contumacial-Urtheile zurückzunehmen, wenn

die verurtheilte Parthei noch während der Sitzung, worin das

Urtheil ausgesprochen ward, erschien und Einspruch dagegen

einlegte, wie dieses aus dem dritten Conferenz--Protokoll ganz

unzweifelhaft hervorgeht. Nur gegen die in letzter Instanz

erlassenen Urtheile sollte (rät. XXXV- ->rt. U innerhalb einer

Frist von 8 Tagen Einspruch eingelegt werden können. Nach

dem angeführten Protokoll machte sowohl der damalige erste

Präsident Lamoignon, als auch der General-Advokat Talon

die stärksten Einwendungen gegen die erste Bestimmung. **)

Der Letztere bemerkte, daß, wenn um gegen ein Contumacial-

Urtheil anzugehen, kein anderes Rechtsmittel als die Appella¬

tion übrig bliebe, die Zahl dieser Appellationen außerordentlich

zunehmen- und dieses die Unterrichter um den besten Theil ih¬

rer Amtsbefugnisse (kovotioos) ***) bringen würde; daß die¬

selben daher wohl auf Mittel sinnen dürften, das Gesetz zu

umgehen.

Diese Vorhersagung ist auch richtig eingetroffen. Der

spätere Gerichts-Gebrauch hatte die Befugniß, innerhalb einer

Frist von 8 Tagen Einspruch einzulegen, auf alle Urtheile,

*)Bei den Friedens- und Handcls-Gerichten ist das Verfah¬
ren in Etwa verschieden. (6. ä. k. 5,19,20,434, 435).

**)Daß nämlich die nicht in letzter Instanz erlassenen Contu-

macial-Urtheile nur in der Sitzung, worin sie ausgespro¬

chen werden, zurückgenommen werden könnten.

***) Richtiger hätte er gesagt „um den besten Theil ihrer Spor-
teln." ' Doch war die Einwendung, daß die neue Bestim¬

mung die Parthcken zu vielen Kosten und Reisen um ihre

Prozesse bei den höhern Gerichten zu betreiben veranlassen
würde, wohl gegründet.



wenn auch schon davon appellirt werden konnte, ausgedehnt.
Ja man ging noch weiter. Selbst wenn die Frist von 8 Ta¬
gen verstrichen war, legte man Appellation ein und ließ diese
in einen Einspruch Opposition) umwandeln. *) Doch wir
würden nicht endigen, wenn wir alle hierhin gehörigen Forma¬
litäten durchgehen wollten. Wir bemerken daher nur noch, daß
sowohl nach der alten als neuen Gesetzgebung, Einer, der ge¬
gen ein Urtheil einmal Einspruch eingelegt hat, und damit ab¬
gewiesen worden, sich dieses Rechtsmittelsnicht noch einmal
bedienen kann, so wie, daß dasselbe nach der neuern Gesetzge¬
bung in mehrern Fallen **) unter andern gegen Entscheidun¬
gen, die das Gesetz dem Präsident überlassen hat; (oontro los
orclonnsnoes sur rökörö) (Art. 809) nicht zulässig ist. Gegen
diese kann man nur durch die Appellation angehen, die aber
auf der Stelle eingelegt werden darf. —

In den zuletzt betrachteten Fällen war die Parthei selbst
Schuld daran (oder die Sache mußte doch so angesehen wer¬
den), wenn das Urtheil erlassen ward, ohne daß sie gehört wor¬
den. Allein dieses letztere geschieht auch oft in Fällen von ganz
verschiedener Art; wenn nämlich bei einem zwischen zwei Par-
thcien geführten Rechtsstreit ein dritter betheiligt ist, der davon
keine Kenntniß hat, oder keine zu nehmen braucht. Dieser hat
alsdann ebenfalls das Recht Einspruch dagegen einzulegen.
Man nennt dieses den Einspruch eines dritten (tieroo Opposi¬
tion). Wegen des Nähern über diesen Gegenstand, der Wenig
historisch Wichtiges darbietet, verweisen wir auf die Gesetze
selbst und auf die Commcntatoren (besonders kigean proo. oiv.)

Endlich noch eine Ausnahme von der Regel, daß die Rich¬
ter ihre Aussprüche nicht ändern dürfen, findet Statt, wenn bei
einem Urtheil der letzten Instanz ein offenbarer Irrthum oder
eine Hintergehung des Richters vorgefallen ist, so daß derselbe
gleichsam nur daran erinnert zu werden braucht, um das ge¬
schehene Unrecht zu erkennen. Da dem Benachtheiligten in die-

*)M. s. ülorlia Uöpert. art. Opposition, so wie k'erriero
Oiot. ä. II. art. Opposition und Lonversion ä'appet en
Opposition.

Ooä. ä. p. viv. art. 113 .
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sen Fällen das Mittel der Appellation benommen ist, so erlaubt
ihm das Gesetz (sowohl das ältere als neuere) den Richter
selbst um eine nähere Untersuchung und Abänderung seines
Ausspruchs zu bitten. Dieser Act oder diese Bitte heißt in der
französischen Gerichtssprache ein höfliches (untcrthäniges) Ge¬
such (regnete civile). Einige haben dieses Wort durch: Bitte
um Wiederherstellung in den vorigen Stand (restiwlio in in-
tegrum) übersetzt. Auch ist, wenn die Bitte zugelassen, (d. h.
hier, wenn sie durch ein Urtheil als begründet erklärt wird),
jene Wiederherstellung die nothwendige Folge davon (c. ä. p.
c. srt. 501, orckon. ä. 1667. tit. XXXV- art. 33. *) Allein
die eigentliche Bedeutung von regnete civile entspricht dem
Deutschen: höfliche (unterthanige) Bitte. Da man nämlich,
sagen die französ. Rechtsgelchrten, den Richter bittet, gegen sein
eigenes Urtheil anzugehen, so muß man sich höflicher Ausdrücke
bedienen und sich vor jeder Beleidigung desselben, auf das sorg¬
fältigste hüten. **) Ueberhaupt verstattet das Gesetz, sowohl

*)„8'il ^ s Ouvertüre 8ukli8snto cle regnete civile, les
psrtiea seront rewises ä pareil etst gu'elles etoient sn-
psravsnt I'srret, encors gue ce (üt une pure guo8tion
cke äroit ou äv coütume gni ent etö jugöo. " Auch in
den Kanzellei - Briefen, die man ehemals einlösen mußte,
um die regueste civile anstellen zu dürfen, hieß es: „s'il
V0U8 gppert tle ce gue cke88u8.Vou8 en ce cas
remettieir les psrtie8 en tel ot 8omI>IsI>Ie etat gu'elles
etoient aupsrsvsnt loüit arr 08 t^ et I'sit au 8urpln8 aux
partiea banne et brieve ju8tice: Osr tolle 68t notre
plaiair. Oonne etc."

**) Man sehe z. B. in der Encyclopädie den Artikel: regnete
civile. Boutillier gebraucht das Wort Regnete civile
nicht, aber die Sache selbst war ihm so ziemlich bekannt.
So sagt er liv. II. tit. 13. p. 767. „Item 8i avntence
L8t prononcee, 8i commo s'sucun 68toit conclsmne pgr
lanx orremens (errsments vicl. Rn-LanAe scl voc.) gue
8s psrtie eu8t mis avsnt 8»n8 ev gn'il eust ete ou^ an
bsiller 8os erremen8, et 8entence 8oit 8ur ce ckonnve:
teile 8entenve cloit e8tro reatrsinte 8SN8 sppel: msia
svsot il conviont prouver los erremena eatre (sux,
premierement et a'il sckvient (srrive) gu'il 8oient Isux,
I'execution cle la aentencv cloit 8urceoir: et a'suoune
cli 086 68toit pa^ee, 8i le pent on retraicter er cleman-
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das alte als neue, nur eine sehr seltene und sparsame Anwen¬
dung dieses Rechtsmittels. Es beschrankt dieselbe daher erstens
auf wenige bestimmt angegebene Fälle, worin die neue Gesetz¬
gebung mit der alten fast genau übereinstimmt. Die Vorschrif¬
ten der neuen finden sich e. cl. p. c. srt. 480, 481. Wir wol¬
len zur leichtern Vergleichungderselben mit der ältern die Vor¬
schriften der orclon. ä. 1667, die wohl nicht in Aller Händen
ist, wörtlich hier anführen.

tit. XXXV. srt. 34. „Re seront reeues sutres ouver-
tares äe re^uötes civiles ä I'egsrä sie msjeurs, gue lo 3ol
personnel, si In proeesture pnr nous oräonnve n'a point
ete suivie, s'il n ete prononve sur les cboses von stemsn-
stees ou von eontestees; s'il a ete plus sch'uge gu'il n's ete
clemsnle; ou s'il s ete omis sie prononeer sur l'un <les
estests sie stemnnäes; s'il ^ n eontrnriete «l'nrrets ou suge-
rueus eu stornier ressort entre les mvmes pnrties sur les
mömes mo^ens et en mvmes eours ou jurisstietions; *) ssuk
eu ess sie eontrsrietö en stilbörentes eours ou jurisstivtions

ster ü n'svoir puisgue prouve sera c^ue le juge eust
ete instuit pnr lsussvs lettres, et sern celu^ gui ev
surs fgit seeuse ste ksux." Der Herausgeber von Bou-
tillier, Charondas bemerkt dazu: „si e'est senteuee, il eu
lüut gppeller; et si e'est srrest ste eour souversine, il
se Lsut pourvoir eontre ioelu^ pnr reguoste civile.'^

*) Es ist vielleicht nicht unnöthig, die Möglichkeit dieses Falls
durch ein Beispiel zu zeigen, kigesu eours st. proeest.
eiv. tom. I. p. 631 (östir. st. 18111 führt Folgendes an:
„le suis nssignv en stölsissement st'une msison; stsppelle
rnon vensteur en gnrnntie; il soutieut gu'il n'est pns
mon ^srsnt, et n'est pss oblige ü intervenir : un juge-
uient steelnre gu'il le stoit, et le eonstsmne n prenstre
rnon Feit et esuse eomme vensteur: i! intervient et
lournit ses mo^ens. Ln stelinitik ^e suis eonstsmne;
mon ven<leur stevroit I'etre ste meme, msis su eontrsire
le jugement le steebsrge. Il ^ » eontrsrietö ste juge-
mens, puisgue le Premier svoit steelsre gue mon ven-
äeur mo stevoit Asrsntie, et gue le seeoncl steelsre
gu'il ue le stoit pss: il ^ s eontrsrietö sur les memes
mo^ens; esr le mo^en lors stu Premier et stu
steuxieme jugement, etoit le meine, le eontrst cle vente."
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ä se pourvoir en notre ßrsnst conseil. *) H ^ anra ^areil-

lement ouvertnre cle regnete civile, 8i llsn8 nn mems sr-

ret il ^ s <le8 äi8^o8ition8 contrsire8; 8i 68 csu868 gui non8

coneernont, ou ?egli86, 16 pnlrlic ou ls xolice, ll n'^ a eil

lle vomlnunicstiou A N08 svocstz ou procureurs gönersux;

si on » ju^6 sur P16668 1sU8868 Oll 8llr lle8 oklr68 Ou cou-

5enteuient gui a^eut ete cle8svoue8, 6t 16 stk8sveu juAS

vslslile; ou 8'il ^ s äe8 xiev68 äeci8ive8 nouvellerueut re-

eollvree5, el retenu68 xar le ksit äe la partie.^
Ferner art. 35. „1->68 eecle8is8tigue8,168 communsut68

et Ie8 mineur8 86rout eueore rexu8 ä 8e pourvoir xsr re-

guete civile, s'ils n'ont ete' ste11enclu8 ou 8'i>8 ue I'ont ete
vslsbleiuent."

Man sieht hieraus und aus der Derglelchung mit srt. 408
und 409 des 6. ä. x. 6., daß die Gründe, wegen welcher die
reguete civile zugelassen ist, sich vorzüglich auf faktische Um¬
stände beziehen, so daß man sie fast als eine Cassation wegen
thatsächlicherGründe ansehen kann.

2tens Aber hat das Gesetz, selbst in den Fällen, wo es
die regnete civile zuläßt, die Anwendung derselben durch man¬
cherlei Formalitäten und andere Hindernisse beschränkt. Wer
dieselbe nachsucht, muß (nach beiden Gesetzgebungen)eine be¬
stimmte Summe hinterlegen, die er als Strafgeld bezahlt, wenn
sein Gesuch nicht angenommen wird. Nach der ältern Gesetz¬
gebung mußte man um dieses Rechtsmittelbei den Parlamen¬
ten **) anwenden zu können, vorher durch einen besondern
Kanzeüeibrief en korms 6e reguete civile) dazu
ermächtigt seyn. Einen solchen Brief erhielt man nur auf eine
ausführliche Darstellung der Gründe, welcher ein von zwei al¬
ten Advokaten und von demjenigen, welcher den Bericht ge-

*)Ganz dem Geist dieser letztem Bestimmung gemäß, findet
in diesem Fall nach srt. 504 des c. cl. x. e. das Gesuch
um Cassation Statt.

**) Bei den Präsidial-Gerichten war dieses nicht nöthig, son¬
dern man richtete das Gesuch geradezu an diese Gerichte.
Das Gesuch selbst hieß auch hier nicht regnete civile son¬
dern NUr regnete, orclon. 6. 1667. tit. XXXV. srt. 4.
M. s. n. Abschn. V. IM. 11.
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macht (gui surs Isit le rspxort, das Gesuch eingereicht),
unterschriebenes Gutachten beigefügt seyn mußte (tit. XXXV.

srt, 13). *) Nach der neuern Gesetzgebung wird das Gesuch
nur dem Gericht unmittelbar eingereicht; allein demselben muß
ein Gutachten von drei Advokaten, die wenigstens zehn Jahre
in Function sind, bestiegen (o. st. p. c. srt. 495). Der Präsi¬
dent dieses Gerichts ertheilt dann schriftlich (xsr orstonnsnco)
die Erlaubniß, den Gegner vorladen zu lassen. Die regnete

civile halt die Vollstreckung des Urtheils in keinem Fall und
unter keinem Vorwand auf; vielmehr muß Einer, der verurtheilt
ist, ein Grund-Eigenthum zu räumen, vorher beweisen, daß er
dem Urtheil Folge geleistet, ehe er zum öffentlichen und münd¬
lichen Vertrag der Gründe seines Gesuchs zugelassen wird

(c. st. p. c. srt. 497; ersten. st. 1667- tit. XXXV- srt. 19),
Nach beiden Gesetzgebungen wird zuerst über die Zulässigkeit
der regnete civile **) d. h. darüber, ob die Gründe dazu
wirklich vorhanden sind, und dann durch ein anderes Urtheil
über den Hauptstreit, (und zwar über beides contradictorisch)
erkannt forsten, civ. tit. XXXV. srt. 37 ; e. st. p. c. srt.

483, 501, 502). Nach beiden Gesetzgebungen darf dieses Rechts¬
mittel in derselben Sache nur einmal angewendet werden.

Ort. 503; tit. XXXV. srt. 41). Nach der jetzigen Gesetzge¬
bung (srt. 499) darf man vor Gericht keine andern Gründe
für die regnete civile beibringen, als die in dem Gutachten
der Advokaten enthalten sind. Ehemals (erst. civ. rit. XXXV.

srt. 29) war dieses jedoch erlaubt. Die Frist, innerhalb wel-

*) Vor der ersten. von 1667 war das Kanzelleischreiben, wo¬
durch die Erlaubniß zur Anstellung der regnete civile
ertheilt ward, ein verschlossenes, welches an die Mitglie¬
der des Parlaments gerichtet, und dem noch ein besonde¬
rer schriftlicher Auftrag an dieselben Parlaments - Glieder
beigefügt war. Nach der orston. st. 1667. tit. XXXV.
srt, 15. ward aber dieses Schreiben offen der Parthei,
die es nachgesucht hatte, zugestellt.

**) Ehemals (und auch noch jetzt c. st. x. c. srt. 503) nannte
man den Prozeß über die Zulässigkeit der regnete civile
oder auch die Gründe dafür: le rescinstant, und den
Prozeß über die Hauptsache nach Annahme der regnete
civile: le rescisoire.
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cher die rechte civile angestellt werden muß, ist nach der al¬
ten Gesetzgebung in der Regel sechs *1 - nach der neuen in der
Regel drei Monate, (c. 4. x. c. art. 483—487; orclon. 4.
1667- Ut. XXXV. ->rr. f5 —M.) Hinstchtlich des Zeitpunkts,
von welchem an diese Frist gerechnet wird, so laust sie, wenn
man die reguctc civile wegen Statt gefundenen Betrugs,
oder wegen falscher oder später erst entdeckten Urkunden an¬
stellt, (c. 6. x. si-r. 4881 von dem Tag an, wo der Betrug
oder die Falschheit der Urkunden oder diese selbst entdeckt wor¬
den, unter der Bedingung jedoch, daß ein schriftlicher Beweis
darüber vorhanden ist; **) in den übrigen Fällen wird sie
(co4. <l. proc. srt. 483, orckon. civ- tit. XXX. srt. 5) von
dem Tag der Insinuation des Urtheils, wogegen durch die re-
quötc civile angegangen wird, gerechnet. — Nach Honvion-
äe-I?L>li56^ (lle tzsutorit. ju4ie. clisp. (XXlV. scct. VII.)
kam die regucte civile (latein. rec^uesta civilis, libellus civi-
lis) etwa um das Ende des 15ten Jahrhunderts in Gebrauch.
Dieses gilt indessen, wie es scheint, nur von dem Namen und
der Form derselben. Dem Wesen nach war sie, wie aus der
S. 361 Note angeführten Stelle von Boutillier erhellt, schon
früher bekannt. Die Veranlassung ihrer Entstehung war fol¬
gende. Es ist schon S. 91, 92 angeführt worden, daß man
nach der Meinung Einiger schon zu den Zeiten Ludwigs des

*) Ungeachtet Ut. XXXV. srt. 14 der orllon. 4. 1667 in
den bestimmtesten Ausdrücken vorschreibt, daß die Kanzellei
nach Verlauf der gesetzlichen Frist keine Erlaubnißbriefe zur
Anstellung der rcgucte civil« ausfertigen, oder auf die
etwa ausgefertigten keine Rücksicht genommen werden soll,
so konnte man doch bei dem königl. Staatsrath ein Schrei¬
ben unter dem Titel: „rcliok 4» Isps 4c temps" nach¬
suchen, wodurch man von dem Nachtheil dieser Versäum-
niß befreit ward.

**)Die orclon. 4. 1667. tit. XXXV. srt. 12 verordnet das
nämliche. Nur von dem Betrug ist in diesem Artikel keine
Rede. Der erste Entwurf der »r4on. 4. 1667- enthielt
in diesem Artikel auch den Fall des Betrugs. Allein die¬
ses ward (in. s. das 13te Eonferenz - Protokoll) auf die
Bemerkung des General-Advokaten Talon ccioiem
4es luo^ens 4c rc^uclc civile bssusux" abgeändert.



Heiligen die in einem Urtheil enthaltenen Unrichtigkeiten in
solche, die sich auf die Thatsache-, und in solche, die sich auf
das Recht bezogen, unterschied, so wie daß man, um Ab¬
hilfe davon zu erhalten, sich wegen der erster« an die Rich¬
ter selbst, die das Urtheil gesprochen, und wegen der zweiten
an den König wenden mußte. *) Dieses letztere Hülfsmittel
(sich an den König selbst oder seinen Staats-Rath zu wenden)
welches in den Zeiten der alten Einfalt und Treuherzigkeit,wo
der Monarch für Jeden zugänglich war. Etwas tröstendes und
beruhigendes für die Unterthanen hatte, ward in der Folge
aufs ärgste mißbraucht. Eben von dieser alten Sitte nahm
man den Vorwand zu den Evocationen, wovon wir oben ge¬
sprochen haben. Es kam endlich dahin, daß fast kein Ausspruch
der Parlamente, weder in Beziehung auf das Recht noch auf
die Thatsachen, mehr fest stand, worüber die Stände-Versamm-
lungen die bittersten Klagen laut werden liessen. Gegen das
Ende des 15ten Jahrhunderts fing man endlich wieder an, die
Irrthümer in Beziehung auf das Recht von denen in Bezie¬
hung auf die Thatsachen genauer zu unterscheiden. Bei den
letztem, (wozu man auch alle gegen die Form des Verfahrens,
begangenen Verstöße rechnete) unterschied man wieder zwei
Fälle. Der Fehler war nämlich entweder von den Richtern
selbst begangen worden, (d. h. diese hatten entweder die schon
bekannten Thatsachen nicht gehörig gewürdigt) oder späterhin,

*)Zu den dort aus den Ursblissem. st. 8r. I^ouis dafür an¬
geführten Stellen kann man noch folgende aus Defontai-
nes, welche nach meiner Ansicht die stärkste ist, hinzufügen,
(stisp. 22. Slt. 26. „ (^u«nt «neilN8 stist gue on lui a
Isit jugement eontie le cou8tume stu p«is, dien stiert
«ii Doi, lii (ä gui) les ooustume» 8nnt « ^vsrster (gs»
ster) gn'il oie le reeort (eilige, enteilst« le rspport)
stn fugernent, et I« on il eonnoiMrs le« eommnnes
eou8tume8 stn zlsi8 bl'i 88 l 08 (t>ri8668> enloeinte^ psv
msilvsi8 jngement, dien stiert « lui lle il le8 lselie
(t«88e) renteriner et omenster. Nsi8 8e il ne trueve
(tiouve) le cvn8tuine kreise enoore trnis fe le fuge.
inent msuvsig, psr sutre rsison ne s'en stoit li liois
niellei', pui8 ll'il ne lut (subseri, si come il stut, et en
t«n8 (teinj)8) convensble."
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nachdem das Urtheil gesprochen worden, hatten sich neue Ur¬
kunden entdeckt, oder es hatte sich erwiesen, daß das Urtheil
durch Betrug und Hinterlist der einen Parthei erwirkt worden.
Im erstem Fall hieß das Gesuch um Abänderung des Urtheils
„Proportion «l'erreur" im zweiten Fall „regnete civil«.-." *)
Das erstere Hülfsmittel (die Proportion kl'erreur) war viel
früher als das andere (die regnete civile) im Gebrauch; in¬
dem von jenem schon in der Verordnung, die Philip von Va-
lois im I. 1344 erließ, Erwähnung geschieht. Der Irrthum
den man den Richtern vorwarf, durste sich indessen nur auf
die Thatsache und nicht auf das Recht beziehen. **) Wegen
Fehler der letztem Art konnte man sich nur an den König oder
an seinen Staats-Rath wenden, und die Cassation des Urtheils
nachsuchen. Allein in allen andern Fällen mußte man sich, um
die Abänderung eines in letzter Instanz erlassenen Urtheils zu er¬
wirken an die Richter, die es erlassen hatten, entweder durch die

*)?spon Oollect. srre8t. lib. XIX. tit. VIII. no. 4- ,,I?rO'
poütio errori«, libellu« civil!« (regnete civile) culpn,
Drocnrstoris, clolus et vircumventio psrti«, remecli»
coinpstibilis non snnt. Xnin error propo8ckus jullie»-
tnr prout primu« coetu« «en «enstus viclit, gui primura
srre8tuin conclu8it. Lt tum, eum error sube8t, libellus
civili« non silmittitnr: prout clietuin (uit ^rro8to 3.
kebrusrii^o. 1540 in msjore Osmers (In grsnll' cbsmbre).
I,ibeIIu8 civili« continet exceptione« et proäuctiones
-rovas, omcksss äolo vel ckek'ectn et Inbrico setsti«, gni-
bu8gue vi«!« nrr68tuni clsturn non kni886t, veluti «i von-
suetucko prollucstnr, vel in8truinentn prollucsntur, guns
N8gue tum celsts (uersnt. ^Iiu«1 68t in propv8itions
errori«. Lt itn juäicstum kuck grrento Vsri8ien8i, 29-
ckgnusrii 1539." Ueberhaupt wird es nützlich seyn, über
diesen Gegenstand den angeführten Titel üb. IV- tck. 8
(cle nntoritnte rerum jnäicstnrum) bei kspon nachzu¬
sehen.

**)M. s. die von Henrion-äs-I'snge^ (Oe I'sntorit. jnclic.
cbsp. XXIV. «ect. VII. p. 388) angeführten Stellen der
altern Schriftsteller. Auch Imbert (Vrnt. juclic. liv. II.
ckap. 16) sagt: „X'e8t permi« ä'slleAuer en proposi-
tion cl'erreur autre« erreurs gue cle (nict et non «In
clroict. (7gmöre-r -tts on s» «/«r ckg
ckrorct."

25
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Proposition ü'errour oder die regnete civile wenden. Die¬
ses war wenigstens im Anfang des 16ten Jahrhunderts die
allgemeine Meinung, welche auch durch Viele im Lauf dieses
Jahrhunderts erschienenen Verordnungen (ordnn. ä'Orlesns
srt. 38, de lVloulins srt. 6l, ds Divis srt. 92 *) bestätigt,
und zum Gesetz erhoben ward. Die Ordonnanz von 1667 hob
(tit. 35 srt. 52) die Proposition d'erreur auf, und ließ nur
die regnete civile bestehen. Doch ist noch Eine Erinnerung
an die erstere übrig geblieben. Nach der über die Ordonn.
von Moulins erschienenenkönigl. Erklärung vom lOten Juli
1560 sollte in den Fallen, wo der angebliche Fehler von den
Richtern selbst begangen worden, die Sache vor eine andere
Kammer, als diejenige, welche das Urtheil erlassen hatte, ge¬
bracht werden. Die Verordnung vom I. 1667 spricht zwar
hiervon nicht. Mein sie bestimmt doch (tit. XXXV. srt. 38),
daß der Richter, auf dessen Bericht das angefochtene Urtheil
erlassen worden, nicht Referent bei Beurtheilungder regnete
civile (weder des rescindsnt noch resoisoire) seyn könne.
Nach (srt. 21) sollte ferner bei den Parlamenten und andern
Gerichtshöfen, die aus mchrcrn Kammern beständen, die Frage
über die Zulässtgkeit der Klage in der sogenannten großen
Kammer mündlich und öffentlich verhandelt und entschieden
werden,**) und erst, wenn hier die Klage für zulässig erkannt

*) Ordon. d Orlesns d. 1560 srt. 38 „Des pretendsns nnl-
litvL et contrsrietes cles srrests de nos eours souve-
rsines seront juges on les srrests suront estv donnes,
snivsnt les edicts sur co ksicts." — Ordon. d.
Divis cl. 1579 srt. 92 ,, Oeelsrons gue les srrests de
nos eours soaversines ne ponrront estre cssser, ne re-
trscteL, si non psr les vo^es <ls droivt, gui est re¬
gnest« civile ot Präposition d'erreur, et psr ls korme
portee psr nos ordonnsnces: n^ l'execution d'icenx
srrests suspendne on retsrdee sur simple regneste s
nous presentee en notre conseil prive."

**)srt. 21 selbst der ordon. d. 1667 enthält indessen schon
Eine Ausnahme hiervon, und in der Folge war man we¬
gen der Anhäufung der Geschäfte in der großen Kammer
oft genöthigt hiervon abzugehen, und die 'Sache gleich an
die Kammer zu verweisen, die das erste Urtheil erlassen
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wäre, die Entscheidung der Hauptsache wieder derselben Kam¬
mer anheimfallen, wovon das angefochtene Urtheil ausgegangen
war. — Die constituirende Versammlung ging ganz von die¬
sen Grundsätzen ab. Nach dem Decret, welches dieselbe den
1tten und 12teu Februar 1791 über diesen Gegenstanderließ,* *)
sollte (srt. 1) die regnete civile, in der Regel vor ein anderes
Gericht als dasjenige, wovon das angefochtene Urtheil ausgegan¬
gen war, und zwar nach den für die Appellation vorgeschrie¬
benen Formen **) gebracht werden. Hierzu setzte Art. 2 noch
hinzu, daß, den Fall der Uebcreinknnft der Parthcien abgerech¬
net, die Entscheidung in der Hauptsache (roscisoire) weder
dem Tribunal, welches die Zulässtgkeit der regnete civile er¬
kannt, noch demjenigen, welches das angefochtene Urtheil erlas¬
sen hatte, übertragen werden könnte. Damals gab es keine
eigentlichen Appelhöfc, sondern die Arrondissements - Tribunale
(die jetzigen Tribunale der ersten Instanz) vertraten wechselsei¬
tig gegeneinander die Stelle der Appelgerichte. Als bald nach
Einführung der Eonsular - Regierung durch das Gesetz vom
27sten Vcntose I. 8 (18. März 1800) ***) wieder besondere
Appclhöfe eingesetzt wurden, kehrte auch von selbst der alte
Gebrauch zurück, daß nämlich die regnete civile bei demselben
Tribunal angebracht ward, von dem das Urtheil, wogegen
Beschwerde geführt wird, ausgegangen war. ****) Dieses
ward endlich durch den coll. 0. proeecl. civ. srt. 490 wieder
zum förmlichen Gesetz erhoben. Vor dem Erscheinen desselben
wurden oft Prozesse wegen ganz kleinlicher Form-Verletzungen
vor den Cassationshof von Paris gebracht, worüber llonrion-
tls-ksnse^ (Ro l'sutorit. jnclic. clrgp. XXIV. sect. X. p.410,

hatte. Dieses letztere ward auch von Zeit zu Zeit durch
königl. Erklärungen z. B. vom 9ten August 1784 bestimmt

> erlaubt.

*)Oesenn6 coll. Ze'ner. kremc. tom. III. p. 281

**) Diese Formen sind durch tir. V. srt. (1 — 13) des Decrets
über die Justiz-Organisation vom Igten August 1790 be¬
stimmt. (Ooseono tom. III. p. 215).

***)Oeserme tom. IV- p. 250.

****) Llorlin Report, srt. Regnete civile. H. III.

W

-
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4111 bittere Klage fuhrt. In dem alten Frankreich stand
es, wie derselbe Schriftsteller anführt, bei dem ehemaligen
Staats - Rath durchaus als Regel fest, daß man wegen einer
Verletzung der Formen, welche nicht von den Richtern selbst,
sondern von den sogenannten ministeriellen Beamten begangen
worden, oder wenn der Staats-Procurator in Sachen, wo das
Gesetz es vorschreibt, nicht gehört worden, nur durch die re¬

gnete civile gegen ein Urtheil angehen könne, und daß einzig
in den Fällen, wo die Verletzung der Formen von den Rich¬
tern selbst ausgegangen war, das Rechtsmittel der Cassation
zulässig sey. *1 Ilonrion-äo-l?gn8o^ glaubt, es sey der Sinn
des cocl. cl. proov'6. diesen alten Gebrauch wieder zurückzuru¬
fen, welches sich indessen aus dem Text desselben schwerlich
möchte folgern lassen. — Eine besondere Schwierigkeit wird
dadurch in die Sache gebracht, daß die Verletzung der unter
Strafe der Nichtigkeit vorgeschriebenen Formen, sie sey vor
dem Urtheil oder bei Erlaffung desselben begangen worden,
gesetzlich sowohl den Weg zur Cassation als zur regnete civil«
eröffnet. lUgesn (kroceä. civ. liv. n. tit. 1. cbsx. I. 8ect.

V. no. 1. tom. I. p. 664) bemerkt hierüber, daß bei dem alten
Staats-Rath der Gerichts-Gcbrauch durchaus festgestanden ha¬
be, und dasselbe gelte auch jetzt von dem Cassationshof, daß,
wenn eine Parthei sich desselben Mittels sowohl um die

regnete civile als um die Cassation nachzusuchen hätte bedie¬
nen können, sie durchaus nur die erstere hätte nachsuchen dür¬
fen. Nach seiner Meinung müßte man daher bei Verletzung
aller unter Strafe der Nichtigkeit vorgeschriebenen Formen das
Rechtsmittel der regnete civile und bei Verletzung der übrigen
Formen das der Cassation wählen. **) Diesem gemäß würde

*) Ilenrion-ile-I'anse^ (I. c.) „Ns elonoer sux Ioi8 re'gn-
latriees äo8 korme8 gne Ie8 juges rloivent observer

tl'sutres vengeurs gne les juge8 eux-rnernes, ce seroid

en gnelgue «orte conkerer sux tribunsux In xuissane«
legislative."

**) Der Cassationshof erließ den I6tcn Juli 1809 (8ire^ tom.
XIV- p- 160) ein Urtheil, wodurch die verschiedenen Mei¬
nungen ausgeglichen, oder wenigstens das Gesetz gerecht¬
fertigt wird. Demselben gemäß findet die regnete civil«



man auch gegen die von den Richtern selbst begangenen Form-
Verletzungen meistens durch die Eassation angehen müssen; denn
man hält dafür, daß ein Urtheil, wobei die vorgeschriebenen
Formen nicht beobachtet worden, nichtig ist, obschon das Ge¬
setz die Strafe der Nichtigkeit nicht ausdrücklich ausgesprochen
hat. — Außer den bis hierhin angeführten Mitteln gegen ein
erlassenes Urtheil anzugehen, ist noch Eins übrig, das man in
jeder Hinsicht ein trauriges nennen möchte; nämlich das, den
Richter anzuklagen, er habe selbst in der Sache Parthei ge¬
nommen (guoä litein 8 I1LM kooei'it). Diese Klage wird in
der französischen Gerichtssprache xriso ä partio genannt. Die
Gründe, aus welchen sie nach der neuern Gesetzgebung zulässig
ist, findet man *) (cost. ä. xrooöst. civ. löre purt. liv. IV-
ist. III). Nach der ältern Gesetzgebung gab es, außer den
Fallen von Betrug, Hinterlist und Erpressung (ooncussion)
von Seiten des Richters, noch etwa sieben, wo sie Statt
fand. **) Sie waren, außer den sogleich anzuführenden , mei¬
stens Überschreitungen der Competcnz, und zum Theil schon
durch die von den frühern Königen (vor der orston. eiv.) er¬
lassenen Verordnungen bestimmt. (Man sehe z. B. I'orston. «l.
1446, »aus Lllsrl68 VU- urt. 4, I orst. <l. lioirzsillon st. 1563
srt. 33, störst. st. Llois st. 1579 art. 143, 203 N. s. f.) Nach
der orstoo. «iv. rir. 1 srr. 8 gehörten insbesondere die Fälle
hierhin, wenn die Richter gegen den Sinn und die Vorschriften
der königl. Verordnungen sprachen. Höchst wahrscheinlich war
die Widersetzlichkeit, welche die Parlamente sehr oft gegen die¬
se Verordnungen gezeigt hatten, die Ursache, warum dieser

und nicht die Caffation Statt, wenn die Richter über den
Nichtigkeits - Grund nicht entschieden haben. Ist derselbe
aber bei den Richtern vor Erlassung des Urtheils vorge¬
bracht und darüber entschieden worden, so muß man die
Cassation nachsuchen. M. s. lstvs loi» st. I. proostst. <nv.
psr Lsrrv. (östit. st. 1830) tom. IV. no. 1744 und
1741.

Man vergleiche damit die Bestimmungen von r>, i. 565 des
eost. st. stölits et stes peines vom 3. Brum. I. 4- (Ov-
senne lom. IV. x. 1031-

**)NeoIin Ilöport. srt. koise ä Partie.



Artikel in die orsion. civ. aufgenommen ward. In der Praris
stand es indessen als Grundsatz fest, daß der Widerspruch des
Urtheils mit der Vorschrift der Verordnungenganz offenbar
und unzweifelhaft seyn müsse, um den Richter strafen zu kön¬
nen.*) Die Prise a Partie war nach der oräon. eiv. ebenfalls
erlaubt, wenn der Richter sich weigerte Recht zu sprechen. Der
Titel der oräon. <z. 1667, welcher: Dos prises ä psrtie über¬
schrieben ist, spricht sogar von sonst keinem andern **) Grund
diese Klage anzuheben. Auch war die Weigerung Recht zu
sprechen («loni äo justioe) , wie wir schon im zweiten Abschnitt
angeführt haben, zur Zeit der Feudal-Gerichtshöfefast der
einzige Grund, um von diesen an den König oder dessen Ge¬
richte zu appelliren; so wie auch wohl Nichts den Gang der
Gerechtigkeitmehr hemmen würde, als wenn es in der Will-
kühr des Richters stände, zu urtheilen oder nicht. Da indessen
jetzt nicht leicht ein Richter dieses ausdrücklich verweigern wird,
so hat sowohl die altere als neuere Gesetzgebung(oräon. st.

*) Schon die Verordnung von Villers-Cottcrets (unter Franz
dem Ersten im I. 1539) befahl (Art. 142, 143) die Rich¬
ter, welche.sich grobe Fehler (lautes notables) in der In¬
struktion und Beurtheimng von Criminal-Prozessen hatten
zu Schulden kommen lassen, zu schweren Strafen zu ver-
urtheilen und überdcm zum Schadens - Ersatz gegen die
Partheien anzuhalten. In dem Edict, welches derselbe
König zu Fontainebleau im Dezember 1540 (eigentlich nur
für die Normandie) gab, spricht er ganz bestimmt von der
prise a Partie. „Item ne pourront les juges estre pries
a psrtie , si non gu'on rnsintienne psr le relisk gu'il ^
ait clol, kraucle, ou eoneussion ou erreur eviäent en
t'aiot ou eu ckroiet, et c^u'en seit ksiet expresse rneu-
tion par lecliet reliek en eas ä'appel, et teile et si
olaire speeiliestion, g^u'il puisse estre eutenclu psr la
garste clu seel et non autremeut ete. "

**) Doch findet man in derselben an vielen Stellen gelegent¬
lich Fälle bemerkt, worin die xrise ä Partie Statt finden
sollte. So außer dem schon angeführten (tit. 1. »rt. 8)
ferner tit. 6 srt. 1, wenn die Richter Sachen zurückbe¬
hielten, die nicht zu ihrer Competenz gehörten, oder wenn
(art. 2) die höhern Gerichte Sachen an sich zogen, die
vor die Untergerichte gehörten.
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1667. tir. 25. srt. (2 — 4); e. st. p. o. sm. 507,508) gewisse
Bedingungen festgesetzt, unter welchen er angesehen wird, als
weigere er sich Recht zu spreche». Wenn nämlich der Richter
über eine spruchreife Sache, die an der Reihe ist entschieden zu
werden (stlsiro en ölst et on toar st'ötl-o jugvo), *) eilt-
scheiden unterläßt, so laßt man ihn zweimal nacheinander nach
bestimmten Zwischen-Zeiten **) ersuchen, Recht zu sprechen.
Dieses Gesuch ***) wird dem Richter durch einen Gerichts-
Vollziehcr, der sich diesem Auftrag unterziehen muß, und zwar
nach dem neuern Gesetz in der Person des Gerichts-Secretairs,
nach dem ältern in der des Referent, oder wenn kein Referent
bestellt war, in der des Präsident überreicht. Genügt er nach
dem zweiten Gesuch doch der Bitte nicht, so kann die Klage
der Rechtsvcrweigerung gegen ihn angehoben werden, und zwar
stimmen beide Gesetzgebungenhierin übercin, mit der einzigen
Ausnahme,daß man ehemals gegen die Mitglieder der Ge¬
richtshöfe (oours) wegen einer solchen Nachlässigkeit keine ei¬
gentliche Klage anstellen, sondern sich nur bei dem Kanzler

*) So drückt sich srt. 506 des o. 6. x. aus. Orston. st.
1667 (tit. 25 srt. 2) heißt es nur „si les jug68 stont ii
^ s sppol rekusent oa sont nogligens äe juger la csuso
instsaco ou prooös gui sers en ötst, i>8 seront sommes vto.
Nach der Ordon. Ludwigs des Zwölften vom I. 1498
Art. 58 sollte der Richter, nachdem er die Acten erhalten,
Jncidentpunkte so schnell als möglich, und größere Prozesse
innerhalb drei höchstens sechs Monaten entscheiden. That er
dieses nicht, so fand ein ähnliches Verfahren gegen ihn
Statt, wie jetzt. Imkert krst. jaäie. liv. I. cksp. 50,
Dspon Oolleot. lib. XIX. tit. 1 grr68t. 30 (so. 1532).
Nach Boutil. liv. II. tit. 13 sollte ein Criminal - Prozeß
nicht länger als zwei- und ein Civil-Prozeß nicht länger
als drei Jahre dauren. Sonst konnte der höhere Richter,
zur Beschämung und Entehrung des Unterrichters die Sa¬
che auf Ersuchen an sich ziehen.

**)Diese Zwischen-Zeiten sind theils nach der ältern und
neuern Gesetzgebung, theils nach Verschiedenheit der Ge¬
richte verschieden, doch entweder von drei zu drei oder von
acht zu acht Tagen.

***)Das neuere Gesetz nennt diese Bitte ein Gesuch (reguiist-
tion), das ältere eine Aufforderung (rommstiou).
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beschweren, und endlich an den Staats-Rath wenden konnte. *)
— Allein noch in einem andern viel wesentlichen: Punkt wei¬
chen beide Gesetzgebungenvoneinander ab. Nach ort. 4 des
eoä. civ. ist ein Richter, der, unter dem Vorwand der Dun¬
kelheit oder des Stillschweigens des Gesetzes, nicht entscheiden
will, der WeigerungRecht zu sprechen schuldig. Das ältere
Gesetz hingegen gebot den Gerichtshöfen, sich in solchen Fällen
an den König zu wenden. **) Es geschah ehemals sogar oft,
daß die Richter die Partheien an den König verwiesen um
von demselben die Erklärung eines Gesetzes zu erhalten. ***)
(Urtheile der Art finden sich viele bei lVIerlin, z. B. srt. inise
cle ksir H. 2. n. 4). Was die Gerichte betrifft, wobei diese
Klage gegen die Richter angestellt werden muß, so standen nach
der frühesten Gesetzgebung (vor der oräon. civ.) die Richter
in dieser Hinsicht unter Denjenigen, an welche von ihren Aus¬
sprüchen appellirt ward. Allein der zu häufige und leichtfertige
Gebrauch, welchen die Partheicn von diesem Rechtsmittel,das
nur ein ganz außerordentliches und höchst seltenes seyn sollte,
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*) Daher heißt es auch oräon. tit. 25. srt. 2. „8l Ie8 juA68, M
sion/ r/ ^ a re^usent on sont neßligens äe juger (
etc." ^

**) Oräon. ä. 1667. tit. 1. srt. 7. ,, 8i äsns^les ju^emens t
äes proces gni reront penäsns en no8 eours äe psrle- ^inent et sntres no8 eours il survient sucnn äoute on
äilllienltö 8ur I'exeention äs zueigne« srtieles äe nos
oräonnsnoe«, eäit«, äeelsrstions et lettres pstente«:
nous leur äeLksnäons äe les Interpreter, insis voulons
gn'en ee cas elle8 a^ent s 86 retirer psr äevvrs nou8,
pour spprenäre ee gui est äe notre Intention."

***)Anch die Gerichts-Ordnung der constituirenden Versamm¬
lung von: 16tcn Aug. 1790 enthält tit. 2 srt. 12 (0e-
86NN6 t. 3 p. 193) „ IIs (les tribnnsnx) ne ponrront
point (niro äe re»lemens, insis iis s'säresseront sn
eorps legislstik' tonte« les (ois gu'ils eroiront neees-
ssire, «oit ä'interpi eter une loi, soit ä'en (sire nno
nouvelle. " Doch scheint dieses mehr die Belehrung der
Richter im Allgemeinen zu bezwecken, als daß in einem
einzelnen Falle die Entscheidung davon abhängen sollte.
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machten, veranlaßte das Parlament von Paris den 4ten Juni
1699 ein sogenanntes arret äs reglement zu erlassen, nach

. welchem keine Parthei einen Richter wegen Pflichtverletzung '
belangen, und Schadens-Ersatz von ihm verlangen konnte,
wenn sie nicht vorher von dem Parlament, unter dem er
stand, die Erlaubniß dazu erhalten hatte. *) Bald darauf
ward es allgemeine Regel, daß diese Klage auch gegen die Un¬
terrichter nur mit Erlaubniß der Parlamente angestellt, und
auch nur von denselben definitiv entschieden werden könnte,
welcher Gerichts - Gebrauch fast bei allen Parlamenten von
Frankreich bis zu den letzten Zeiten (vor der Revolution) beob¬
achtet ward. Was die Beamten der obersten Gerichtshöfe
(sours souversines) , und diese Gerichtshöfe selbst betrifft, so
konnten sie in dieser Hinsicht nur bei dem königl. Staats-Rath
(»u S 0 ll 86 il clu Uo^) verklagt werden. **) Man suchte bei
diesem zuerst die Caffation des Urtheils, und wenn diese aus¬
gesprochen war, die Erlaubniß nach, die Richter verklagen zu
dürfen. War diese bewilligt, so erfolgte endlich das definitive
Urtheil. ***) Die Strafe traf alle Richter, welche bei dem
angefochtenen Urtheil mitgewirkt hatten, wenn nicht etwa Ei¬
ner durch irgend ein von ihm persönlich begangenes Verbrechen
(z. B. der Referent durch Unterschlagung von Aktenstücken)
das falsche Urtheil veranlaßt hatte. Diese Maßregel alle Rich¬
ter zu bestrafen (sie mochten für oder gegen gestimmt haben),
hatte allerdings Etwas hartes, da dem Gesetz nach die Min¬
derzahl verpflichtet war, bei der Abstimmungder Mehrzahl bei-

*) Dieser Beschluß findet sich im dritten Band der csusss
celsbres, in der Geschichte von äs la kivsräiere.

**) Dieses stand durch alten Gerichts-Gcbranch fest, und ward
bis zur Revolution beobachtet.Die oräon. civ. sagt da¬
rüber tit. 1 art. 8. „I)eelsron8 tou8 grret8 et )UAVM6N8

86ront äonnes contra ls cli 8 p 08 ition äs no8 oiclon-
nsnee8, oclit8 ct «leclsrstion8, nu>8 st clo nul eilet et
vslenr et 1e8 juge8 c^ui >68 suiont i enäu8, re8pon8sl>Ie8
äe8 <lornmgx;e8 et interets äes psrtio8, «firsr se-'a

***)Man sehe hierüber k^rriers vietion. ä^vroit und Älor-
lin liepert. grt. pii8S ü psrtie.



zutreten. Indessen kennten die in der Minderzahl befindlichen
Richter, wenn ihnen die Sache bedenklich vorkam, sich durch
einen schriftlichen Protest schützen. — Die obersten Gerichts¬
höfe (ooui'8 souver sine») , besonders das Parlament von Pa¬
ris haben von jeher Schwierigkeiten dagegen erhoben, daß sie
eben so wie die Untergcrichte der Gefahr einer solchen enteh¬
renden Anklage unterworfen seyn sollten. Es ist merkwürdig
aus dem letzten über die oräon. oiv. gehaltenen Confcrenz-
Protokoll zu ersehen, wie der erste Präsident Lamoignon sich
abmühte, welche Hülfsmittel und Ausflüchte er anwandte, um
diesen vermeintlichen Schimpf von dem Parlament abzuwenden.
Erst, als der Staats-Rath Puffert, welcher an der Abfassung
der orllon. oiv. den größten Antheil hatte, durch Anführung
einer sehr großen Menge von Stellen der alten Verordnungen
bewiesen hatte, daß die Vorschriften der orllon. viv. in dieser
Hinsicht dem Geist der altern Verordnungen völlig gemäß seyn,
gab Lamoignon in so fern nach, daß er behauptete, man müsse
doch zwischen Richtern, die aus offenbarer Parteilichkeit und
Bestechlichkeit Unrecht thäten, und solchen, die nur gegen das
gesetzlich vorgeschriebene Gerichts-Verfahren fehlten, unterschei¬
den, und die Strafen nur für die erstem aufbewahren. Allein
ungeachtet aller Einwendungen Lamoignons blieb der Entwurf
der oräon. civ. in dieser Hinsicht ungcändert. —> Was die
neuere Gesetzgebung betrifft, so hat sie in Hinsicht der Gerichte,
bei welchem diese Klage gegen die Richter angestellt werden
muß, mehrmals gewechselt. Das Dccret der Constituirendcn
vom 27sten November 1790, wodurch der Cassationshof einge¬
setzt ward, verwies (Art. 2) diese Klage, wenn man sie gegen
ein ganzes Tribunal anhob, an den Cassationshof. (vesenns
wm. III. p. 117). Das unter dem Direktorium erlassene
Strafgesetzbuch vom 3ten Brum. I. 4 änderte dieses (srt. 565
— 569) wieder in Etwa ab. (vesenno iom. IV. p>. 103).
Die Bestimmungen der neuesten Gesetzgebung finden sich voll. <l.
xrooecl. civ. arr. 509. Ist die Klage gegen einen ganzen As-
sisen- *) oder Appelhof, oder eine Section eines letztem gerich-

*)d. h. gegen die eigentlichen Richter, die demselben beisitzen.
Denn gegen die Geschwornen findet keine Anklage Statt.
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tct, so gehört die Klage nach Art. 101 no. 7 der Constitution
vom 28sten Floreal I. 12 (I8tcn Mai 1804) *) vor den ho¬
hen kaiserlichen Gerichtshof, wovon unten noch naher geredet
werden soll, und welcher übrigens jetzt nicht mehr besteht. Die
Klage gegen andere Richter und Gerichte gehört vor die Ap-
pelhöfe. In jedem Fall muß, um diese Klage anzustellen, vor¬
her die Erlaubniß dazu bei dem Gerichtshof, bei welchem sie
angebracht werden soll, eingeholt werden l>rt. 510), welches
auch der alten Gesetzgebung gemäß ist. Erst dann wird und
zwar von einer andern Section des Appclhofs über die Haupt¬
sache erkannt, (»m. 5150 Ueber das Verfahren sehe man den
c. ä. x. (srt. 505 — 516). Verliert der Kläger, sey es bei der
Bitte um Zulassung der Klage, oder in der Hauptsache, so
wird er in eine Geldbuße von wenigstens dreihundert Franken
verurtheilt. (->rt. 513, 5t6). Ehe über die Sache entschieden
ist, muß der angeklagte Richter sich jedes Erkenntnisses in ir¬
gend einer Sache des Klägers und aller mit ihm in gerader
Linie Verwandten und Verschwägerten, unter Strafe der Nich¬
tigkeit dieser Erkenntnisse, enthalten Ort. 514). Uebrigens ist,
wenn auch der verklagte Richter unterliegt, darum das von
ihm ausgesprochene Urtheil nicht allezeit von selbst nichtig, son¬
dern es kann nur nach Umständen durch Appellation oder die
regnete civile u. s. f. angefochten und umgestoßen werden.
Der eigentliche Zweck dieser Klage (prise ä Partie) ist, den
Richter zum Schadcns-Ersatz anzuhalten. Sie ist ihrer Natur

*)No. 7 des angeführten Artikels heißt es „(Uns Lauts
cour iinperisle connoit) lies kori'aitures ou prises a
psrtie gui peuvent etre encourues psr uns cour st'ap-
pel, ou par une cour cle justice criminelle ou par stes
ruernLres cle ls cour cle csssation. " Er ist durch den
coä. 6. p. art. 509 in Etwa, nämlich auch auf einzelne
Sectionen der Appelhöfe ausgedehnt worden. In der im
I. 1816 erschienenen Ausgabe des soll. cl. proceä. ist
srt. 509, wie in den frühern, während des Kaiserreichs,
erschienenen Ausgaben abgefaßt, nur ist statt „sers portee
ä la Laute cour rvrperrü/e" „sers portee ä ls Laute
cour" gesetzt worden, obschon (1816) keine solche Lauts
cour bestand.
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nach eine *) Civil-Klage und von der Criminal - Klage, die
man gegen einen Richter wegen Dienst-Vergehen anstellen kann,
und deren Zweck die Bestrafung desselben ist, gänzlich verschie¬
den. Für die letztere hat der cocl. ä'instr. crim. (grt. 479 —
503) ein anderes Verfahren und andere Gerichte angeordnet.
Nach dem alten Gesetz wurden indessen die Richter, wenn sie
bei dieser Anklage unterlagen, durch das nämliche Urtheil zum
Schadens-Ersatz und zu den sonstigen, dem Fall angemessenen
Strafen verurtheilt. Man findet bei Llsrlin und kerriere

prise ü pgrtie) mehrere Urtheile der Art, sowohl aus
der ältern als neuern Zeit (d. h. sowohl aus der Zeit vor-
als nach der orllon. viv.) angeführt. So ward unter andern
(nach kuriere) der General - Prokurator **) des Parlaments
von Chambcry dnrch ein Urtheil vom Uten Oktober 1556
verurtheilt, nicht allein den Schaden zu ersetzen, sondern drei
Tage nacheinander in der öffentlichen Sitzung des Parlaments
von Paris so wie an dem Schandpfahl (pilori) der Hallen
dieser Stadt eine schimpfliche (entehrende) Abbitte mit bloßem
Haupt und Füßen, den Strick um den Hals und eine Wachs¬
kerze in der Hand (sillooäe-Iionol'sblo röte er pivcls nus, Is
eorlls su eou, tensor un klsmbesu äe cire grllsnto ä lr»
rnsin) zu thun, weil er eine Parthei ungerechter Weise wegen
des Verbrechens der Verfälschung verfolgt hatte. —

Das Vorige wird hinreichen, um jedem von der Hierar¬
chie der ordentlichen Gerichte des alten und neuen Frankreichs
einen allgemeinen Begriff zu geben. Ucbrigcns war und ist
auch noch jetzt der Geschäfts - Gang nicht allein in Beziehung
auf die Parthcien, sondern auch auf die Richter bei den hö¬
her» Gerichten fast derselbe, wie bei den untern. ***) Jedes

*)Die Bestimmungen des ooä. ä. äv'Iirg or ä«-8 xeines vom
3. Brum. I. 4 (srt. 561, 562, 569) waren hierüber in
Etwa verschieden, (vosonne rom. IV. x. 103).

**) Gegen die Beamten der Staatsbehörde findet die xriso
ü psl-rio eben so, wie gegen die Richter Statt. Nor-Iin
Hebert, sit. prise ä Psrtie. Uspoa Oolleot. irrest,
lib. XXI V. tit. 1. no. 4.

***) Nach der neuern Gesetzgebung vorzüglich, ist die Verschie¬
denheit nur sehr gering. Man findet die Punkte, wobei

1
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Urtheil in Civil--Sachen ward und wird auch noch nach abso¬
luter Stimmen-Mehrhciterlassen.* *) Die Richter gaben und ge¬
ben ihre Stimmen mündlich, doch im Geheimen, d. h. so daß
sie nicht zur Kenntniß des Publikums kamen, ab. **) Sie
konnten sich, wenn sie es für nöthig fanden, in ein besonderes
Zimmer (die Rathskammer, cbamkro clo conseil) zurückziehen.
Diese Sitte, welche in dem alten Frankreich von je her bestand
und jetzt wieder besteht, ward nur wahrend der Revolution
auf eine kurze Zeit unterbrochen. Nach arl. 94 der Constitut.
vom I. 2 (24sten Junius 1793) (Dosen. Win. I. p. 54 und
wm. III. x. 512) sollten die Richter öffentlich berathschlagen
und eben so ihre Stimme abgeben. Allein die Constitution
vom 5ten Fructid. des I. 3 (Asten Aug. 1795) stellte (arr.
208) ***) die alte Ordnung wieder her. — Die Stimmen wur-

eine solche Statt findet, näher angegeben bei kiZosu xro-
cöä. oiv. liv. II. rir. 1. cligp. I. seot. III. no. XI. 10-
toni. I. 613, 614 und bei Lorrist-Lainr-Urix oours <1.

procöcl. iom» II. liv. II. soot. I. tit. 2. obszi. 4- p. 424
(not). Nach der alten Gesetzgebung war die Verschieden¬heit größer. Besonders bei den Parlamenten war die
Masse der Formalitäten weit bedeutender.Die wichtigsten
Verschiedenheiten werden in der Folge gelegentlich bemerkt
werden.

*) Nur bei den Parlamenten war zuweilen auch in Zivil-
Sachen zu einem Urtheil eine Mehrheit von wenigstens
zwei Stimmen erforderlich. Doch hiervon im folgenden
Abschnitt.

**) Schon in der Verordnung Philips von' Valois vom I.
1344 heißt es: „kost srrostorulll prolstionern nullus,

cujus opinionls luerint äoraini (ksrlamentil, clobet
aliis rovolaro. Oontrsrium voro kr>oiens, porjuiii zioo-
nsm noverit so inourrisse." —Nach der oiclon. cl. 1453(von Carl dem Siebenten) sollten die Parthcien den Na¬
men des Referent nicht kennen, und wenn er ihnen bekannt
würde, sollte der Referent gewechselt werden.

***) Desenno oock. gever. kosne. t. I. p. 89- — Nach Älo»
lin (Ilöport. srt. opinion) ist die öffentliche und lauteAbstimmung durch die Constitution vom I. 2 zuerst einge¬
führt worden. In Criminal-Sachen hatte indessen schon
die constituirende Versammlung durch das Dekret (vom
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den und werden von dem Präsident (in dem alten Frankreich,
bei den Gerichten, wo es einen General-Stellvertreter (lieuts-
nsnt-^enersll gab, meistens von diesem) eingesammelt,
dem auch die Verkündigung des Urtheils zukam. Ueber die
Reihenfolge, nach welcher die Stimmen der einzelnen Rich¬
ter eingeholt wurden, bestand ehemals kein bestimmtes Ge¬
setz. Dem Herkommen nach, wurden indessen in allen münd¬
lich verhandelten Sachen die Richter nach ihrem Dienstaltcr
(von dem ältesten angefangen) um ihre Meinung gefragt.
Wenn auf jeder Seite des Präsident mehr als vier Richter
saßen, so stimmte jede Reihe besonders ab, welches man prenäre
les opinions ä lleux eonseils nannte. In schriftlich verhan¬
delten Sachen stimmte der Referent zuerst, und dann die Rich¬
ter in der Ordnung wie sie, vom Referent angerechnet, saßen.
Der Vorsitzende stimmte allezeit zuletzt, ausgenommen in den¬
jenigen schriftlich verhandelten Sachen, in welchen er Referent
war, worin er zuerst stimmte. — Nach der neuern Gesetzgebung
ist diese Ordnung anders. Mehr bekümmert um die Unabhän¬
gigkeit der Stimmen als um den Rang der Stimmenden, ver¬
ordnete sie, daß der (dem Dienstalter nach) jüngste Richter zu¬
erst u. s. f. und endlich der Präsident zuletzt seine Stimme ab¬
geben sollte. In Lothringen war dieses schon früher (durch
die Verordnung des Herzogs Leopold vom November 1707)
eingeführt. Die constituirende Versammlung führte durch ihr
Dekret vom löten September 1791 tit. 8- sot. 9 (Desenne
t. III. x. 340) in Criminal-Sachendieselbe Ordnung ein, die
durch das kaiserl. Dekret vom 30sten März 1808, »rt. 35, 73

löten September 1791) über die Einrichtung der Crimi-
nal-Justitz (tit. 8. r>rt. 9, Dosen. tom. III. p. 340) ver¬
ordnet, daß die Richter laut und öffentlich abstimmen soll¬
ten, wobei es ihnen jedoch (»rt. 7) überlassen blieb, vorher
im Geheimen zu berathschlagen. Das Dekret derselben
Versammlung über die Justiz-Organisation überhaupt (vom
löten August 1790) enthält in dieser Hinsicht keine genaue
Bestimmung, sondern es sagt nur (tit. 2. srt. 14. Desenne
tom. III. 197) „en tonte mstiere civile on erimi-
nelle los plrnäo^ers, rsxxoots et ssttAeorens seront pn-
dlies, et tont eito^en snra le llroit cle llelenllre lui-
meme sa esuse, soit verbalement, soit xsr eorit."
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auch in Civil - Sachen auf alle Gerichte ausgedehnt ward, doch

mit der Beschränkung, daß in allen Sachen, worüber ein

schriftlicher Bericht erstattet wird, der Referent*) zuerst stimmt.

Wenn bei dem Abstimmen sich mehr als zwei Meinungen bil¬

deten, so mußte nach der altern Gesetzgebung und zwar nach

Art. 32 der Verordnung Ludwigs des Zwölften (v. 1.1510) die

Minderzahl sich an eine der andern Meinungen anschließen. **)

Die neuere Gesetzgebung ***) verordnet dasselbe, doch so, daß

in diesem Fall noch eine neue Stimmcnsammlung vorhergehen

muß. Bei Stimmen-Gleichheit müssen die Richter in Civil-

Sachen noch einen oder einige ****) andere, bei den Gerichten

*) Oesenne ooä. Asner. krano. tom. IV. p. 438, 441.

**) Hiervon ist natürlich der Fall auszunehmen, wenn eine

der drei Meinungen die absolute Mehrheit der Stimmen
(d. h. Mehr als die übrigen zusammen) für sich hat. In

diesem Fall gilt die Meinung der absoluten Mehrheit.
Hat jede der drei Meinungen eben viele Stimmen für
sich, so wird dieses als Stimmengleichheit (xsrtsAs) an¬

gesehen.

'***) Ooä. 4. pro<w4. olv. srk. 117, 467; Oeor. Impsr. 4.
30- ülsrs 1808. srt. 35- Deseri. iom. IV- )>. 438. Man

sehe noch ülerlin Hörern, srt. oxinion.

****) Ehemals war bei den Parlamenten hierin eine andere

Regel üblich, wovon im folgenden Abschnitt naher geredet
werden soll. — In dem Dekret der Constituirenden vom

I6ten Aug. 1790, wodurch zuerst die Form der Gerichts-
Verfassung abgeändert und eine neue eingeführt ward,
(Degen. tom. III. p. 188) war der Fall der Stimmen,

Gleichheit nicht vorgesehen. Das unter dem Direktorium
erlassene Gesetz vom I4tcn Prair. I. 6 (Dezen. rom. IV.

x. 221) verordnete, daß in diesem Fall die Richter drei
andere nach dem Dienstalter zuziehen sollten. Dieses war

bei der damaligen Verfassung, wo (nach Art. 216 der
Constitution von 1795) für jedes Departement nur Ein,

mit wenigstens zwanzig Richtern besetztes Tribunal bestand,
leicht ausführbar. Allein nach der Justiz-Organisation

vom 27sten Ventose I. 8 (18ten Mär; 1800, Deseri. wm.

IV. x. 250), nach welcher (srt. 6) für jedes Arrondissc-
ment nur Ein (hin und wieder nur mit drei Richtern und
zwei Stellvertretern besetztes) Tribunal bestellt ward, konnte

jene Bestimmung nicht mehr befolgt werden. Das Gesetz
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erster Instanz einen Richter, der nicht über die Sache erkannt
hat,-in dessen Ermangelung einen Stellvertreter (suxxie'gnt),-
in Ermangelung des letzter« einen Advokat, und wenn auch
deren keiner vorhanden ist, einen Anwalt (nach dem Dicnstal-
tcr) zuziehen, (ooä. 6. xrocöä. oiv. srt. 118, in Beziehung
auf die Appelhöfe s. m. art. 468). Diese Zuziehung eines
neuen Richters geschieht durch ein förmliches Urtheil, wodurch
der zugezogene Richter namentlich bestimmt wird, und zwar
muß alsdann die ganze Sache von neuem öffentlich verhandelt,
und in schriftlich verhandelten Sachen der Vertrag des Refe¬
rent von neuem erstattet werden.— Noch ist zu bemerken, daß
in Civil-Sachen beim Abstimmen nicht (wie es jetzt bei Crimi-
nal-Sachen geschieht) die Frage über die Thatsache von der
über das Recht getrennt und über jede besonders entschieden
wird, sondern daß die Richter über die Antrage der Partheien

vom 27sten Ventose I. 8 spricht nicht von dem Fall der
Stimmen - Gleichheit. Da derselbe indessen sich häufig er¬
gab, so forderte der erste Consnl von dem Staats-Rath
ein Gutachten darüber ein, welches den 17ten Germinal
I. 9 als Consular-Beschluß verkündigt ward. (vt-son.
rom. IV. x. 300). Der Staats-Rath spricht sich dahin
aus, daß es ihm am besten scheine zu der Einfachheit der
ehemals (unter den Königen) gebräuchlichen Ordnung zu¬
rückzukehren, wo man einen Advokat, der bei der Verhand¬
lung der Sache zufällig gegenwärtig gewesen war, als
Richter zuzog, wodurch die Zeit und Kosten einer neuen
Verhandlung erspart wurden. Wenn indessen auch die
Tribunale eine Abneigung haben sollten, einen solchen Ad¬
vokat oder Anwalt zuzuziehen, welches übrigens in jeder
Hinsicht vorzuziehen wäre, so würde es Ihnen doch leicht
seyn, Einen Richter oder Stellvertreter zu finden, durch
dessen Mitwirkung die Sache entschieden würde. Es läge
nämlich offenbar en dem Sinn des Gesetzes vom 27stcn
Ventos. I. 8, daß in solchen Fällen die Mehrheit Einer
Stimme entscheidend sey, indem es überhaupt Alles der
ehemaligen einfachen Ordnung mehr genähert, und die
Ausführung des Gesetzes vom 14ten Prairial I. 6 (näm¬
lich die Zuziehung von drei Richtern) ganz unmöglich
gemacht hätte. — Dem Geist dieses Gutachtens gemäß
sind auch die in dem oost. ll. prooclä. oiv. (art. 118, 468)
über diesen Punkt enthaltenen Bestimmungen.
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stimmen. Dieses ist nicht allein dem Gerichts-Gebrauch sondern
»s, auch den Gesetzen gemäß. Ausdrücklich sprechen dieselben zwar
R > nicht davon, indem man in keinem der über den Dienst und
sU die Polizei der Tribunale erlassenen Gesetze oder Decrete (M.

Ug s. S. 271 Not.) das Mindeste davon findet. Allein es folgt
N doch mittelbar aus denselben, *) indem sie Ausnahmsweise ge-

rch wisse Punkte bestimmen, worüber einzeln und vorläufig, ehe
N noch die Hauptsache zur Sprache gebracht wird, entschieden

werden muß. Dieses ist nämlich der Fall bei allen aus der
^ Form hergeleiteten Einreden (6ns <ls non provocier), wodurch
H die Klage entweder aufgehoben oder wenigstens aufgeschoben
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JEs folgt auch wohl aus der Natur der Sache selbst. Das
sogenannte l'seturn ist in Civil-Sachen selten eine reine
Thatsache, sondern derselben muß nothwendig eine gewisse
Qualifikation beigelegt werden. Wenn es sich z. B. fragt,
ob ^ dem L sein Haus verkauft hat, so handelt es sich
nicht blos von Thatsachen, sondern auch davon, ob diesel¬
ben von der Art sind, daß dadurch im Sinn des Gesetzes
ein Verkauf constituirt wird. — Bei den Erörterungen,
welche in der constituirenden Versammlung über die Ein¬
richtung der Justiz Statt fanden, drang vorzüglich A. Du-
port in einer am 2listen März 1790 gehaltenen Rede auf
die Trennung der Frage über die Thatsache von der über
das Recht. Er behauptete, daß ohne diese Trennung sehr
viele Prozesse nach der Meinung der Minderzahl der Rich¬
ter entschieden würden, wozu er als Beweis folgendes al¬
lerdings merkwürdige Beispiel anführt. Man nehme an,
Titius weigere sich die Schulden seines Großvaters zu
bezahlen, weil Istens sein (des Titius) Vater auf die Erb¬
schaft desselben Verzicht geleistet, und 2tens die an den
Großvater gemachten Forderungen nicht gesetzlich begrün¬
det seyen. Cajus behauptet von beidcm das Gegentheil.
Nimmt man noch ferner an, die Zahl der Richter sey
zwölf. Von diesen seyen sieben der Meinung, es habe keine
Verzichtleistung Statt gefunden. Die fünf andern glau¬
ben, es habe eine Verzichtleistung Statt gefunden, aber
die Forderungen seyen gesetzlich gegründet. Wenn nun
von den sieben ersten, vier die Forderungen für ungegrün-
det und drei sie für gegründet halten, so verliert Cajus
seinen Prozeß, obschon er in Hinsicht der Thatsache, eine
Majorität von 7 gegen 5 und in Hinsicht des Rechts eine
Majorität von 8 gegen 4 für sich hatte.

26



wird, wohin die Einrede der Inkompetenz und andere derselben
Art gehören. (Man sehe darüber Llerlin Uöport. srt. kin Zg
non-procLcler, d. cocl. st. prooöst. srt. 170, 172, 173 U. s. f.
und die or-ston. 6. 1667. til. 6). Aus dem, daß die Richter
nur über die Anträge der Partheien entscheiden, folgt, daß sie
keiner derselben mehr zuerkennen dürfen, als sie gefordert d. b.
als worauf sie angetragen hat. Selbst wenn die Parthei in
Ausführung ihrer Gründe Etwas Übergängen oder ausgelassen
hat, so dürfen die Richter dieses nur in Hinsicht des Rechts,
aber nicht in Beziehung auf die Thatsachen ergänzen. Schon
Philip von Valois bestimmte durch seine Verordnung vom I.
1344 über diesen Punkt „Ichungir Hex omnibus tsm msgnss
(,'smerss c^usm luc^usestsi um stomiui8, in vim sui sui'gmen-
6, ne sto eaugis in eästem Luriä exigtentiduZ, inkormstionem
per vordre privstri, in eorum stomidu8, nee slidi rooipisnl
a l^uocun^uo per Iitrorr>8 vel nuneios, sut sligz ^uov>8 mo-
sto, sost solum in Usrlremonto, ksrtidu« in (iuriä litiggnti-
du8 et eorum surs monstrsntidus. " Noch näher erklärt sich
derselbe König darüber in folgender Stelle: „ Urosiidon8 er
stokonstong ä tous les kresillens et Lonseiller» c^u'en ssi-
ßesnt sueun kroees ils ne stieot, ne proposent suouns
(sits 8vit ä lousnAe ou vitupöre ste8 ksrties .........
......... ni sutres ksits <^ue les ksits prop 08 os par Io8
?srtie8 su I?rove8; ear Ie8 I*srtie8 8vavent, ou stoivont
mieux 8or>voir leurs (reils r^u'ils ont ü propo8er, <^us ne
(ont leg suA 08 ; et 8i «neun 1m8oik le oontrsire, en cli8snt
»on opinion ou sutremenr, ee semdleroit etre plus stgstkoo-
tion hue sto rsi8on."

Ueber den Inhalt der Urtheile im Allgemeinen läßt sich
natürlich Nichts bestimmtes sagen, indem derselbe von der
Natur der Streitfrage und den Rechten und Anträgen der
Partheien abhängt. Eine Art von Entscheidung gibt es indes¬
sen, die wir, weil sie den ehemaligen französischen Gerichten
eigen war, hier bemerken wollen, und von der man zweifeln
möchte, ob sie mehr zu dem Inhalt oder zu der Form des Ur¬
theils zu rechnen sey. — Dieses war nämlich, wenn eine Par¬
thei „llol-8 sto Cour" erklärt ward. Dieselbe Formel war sc-
wohl in Civil- als Criminal-Sachen üblich. In Beziehung
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auf die letzter,, wird §. 4. davon näher geredet werden. In
Civil-Sachen bediente man sich derselben, wenn entweder die

Klage ohne allen Werth und Gegenstand, oder wenn sie noch
nicht gehörig aufgeklärt war, oder Jemand vor der gehörigen
Zeit, vor dem Erfall der Frist, oder vor Erfüllung einer noth¬
wendigen Bedingung die Klage anhob. *) Das Einzige indes¬
sen, wodurch sich in Civil-Sachen ein solches Urtheil von der
gänzlichen Abweisung des Klägers unterschied, bestand darin,
daß meistens kein Schaden-Ersatz erkannt- und, gegen die allge¬
meine Gewohnheit der französ. Gerichte, die Kosten zwischen
den Partheicn ausgeglichen wurden. Eine einzige Ausnahme
fand Statt, wenn dem „llors cle eour" noch „gugut » prä¬
sent" beigefügt war, in welchem Fall es dein Kläger frei
stand, seine Klage zur rechten Zeit zu wiederholen.

Was die Zahl der Richter betrifft, die bei einem Urtheil
mitwirken müssen, so ist und war diese nach Verschiedenheit
der Gerichte verschieden. Jetzt ist (nach dem Gesetz von, 27sten
Ventose I. 8. I8ten März 1800) bei einem Urtheil eines Tri¬
bunals der ersten Instanz (Art. 16) eine Zahl von wenigstens
drei- und bei dem Urtheil eines Appelhofs (Art. 27) eine von
wenigstens sieben Richtern erforderlich. Befinden sich überdem
bei einem Gericht zwei (bis zu dem Grad von Geschwistcr-
Kindern) verwandte Richter, so werden in Folge des kaiscrl.
Dekrets vom 23sten April 1807, welches auf das Gutachten
des Staats-Raths erlassen ward, nach dem Beispiel des alten
Gerichts - Gebrauchs die Stimmen derselben, wenn sie der näm¬
lichen Meinung sind, nur für Eine gezählt. (vesen. ,om. IV.
p. 429). Die Urtheile der Friedensrichter gehen von denselben
allein aus. **) In dem alten Frankreich war bei den Prasi-
dial-Gerichten (M. s. S. 235,238) die Zahl der Richter, die bei
einem Urtheil mitwirken mußten, zu sieben bestimmt. Bei den
Untcrgerichten (sowohl den Königlichen als Grundherrlichcn)
waren wenigstens drei Richter erforderlich, Verriere (lUet.
<1. Oroit. art. jugos Interieurs) bemerkt dieses ausdrücklich.

*)Verriere Die,, ä. Oroit art. Ilors cle llour.

**)Von den Bestimmungen der Constituirenden über diesen
Punkt wird unten naher die Rede seyn-



Er beruft sich deshalb auf die Bestimmung der orclon. <l. 1670
(tit. 25. grt. 10). An dieser Gesctzes-Stelle ist nun zwar nur
von Criminal-Urtheilen die Rede. Doch laßt sich nicht wohl
zweifeln, daß die Angabe von k'erriere dem letzten Gerichts-
Gebrauch vor der Revolution gemäß gewesen *) sey. Bei den
Parlamenten fand in dieser Hinsicht eine große Verschiedenheit
Statt. Bei einigen (dem Parlament von Paris z. B.) waren
zehn- bei andern sieben Richter u. s. f. erforderlich, um ein
Urtheil erlassen zu können. —

Ist nun endlich das Urtheil festgesetzt, so wird es in der
öffentlichen Sitzung von dem Präsident ausgesprochen, und von
dem Gerichts-Sccrctair, so wie der Präsident es ausspricht,
in das Sitzungs-Protocoll (keuille cl'suclienee) eingetragen. **)
Dieses bildet die Urschrift (la minute) des Urtheils, die in
Civil-Sachen von dem Präsident und Gerichts - Secretair ***)
unterzeichnet wird. Diese öffentliche und mündliche ****) Ver-

Ueber die Art der Abstimmung und den dabei nöthigen
Bedingungen findet man viele 'Partikularitäten und zwar
mit den Original-Stellen aus den königl. Verordnungen
belegt, in dem fünften Band der Werke von D'Aguesseau
in dem Abschnitt, welcher „Nsximes tire'es cle8 orclon-
nrmees »uiv-mt lorärc clu Loclo Henri" überschrieben
ist, z>. 57 l- eclit. cl. 1767. ffto.

Minute est reäigee 8ur une keuille volsnte gppeles
(euills cl'guäienoe; touteg ees keuille8 86 reuni88ent,
ä la lin cle l'snnse, en un ealiier ou reZistre, c^ui
prenä lo nom cle reAi8tre cl'suclience, sutrement äs
plumitik, e'e8t ä äire reg>8tre äe eelni c^ui tient I»
plume ü l'suclienee." l^ois 6. e. proeecl. civ. psr (larro
tom. I. z>. 384- not.

***)(locl. cl. p. grt. 138, 139; orclon. eir. tit. 26. srt. 5.
Nach srt. 138 d. v. cl. x. müssen in demselben Register
am Rande die Namen der Richter die bei dem Urtheil
mitgewirkt, so wie der des Staats-Procurators, der dabei
zugegen war, angemerkt werden; welches letztere ebenfalls von
dem Präsident und Gcrichts-Secretair unterschrieben wird.
Schon die orllon. cl. Nouling art. 63 enthält eine ähn¬
liche Vorschrift.

****) Mündlich wird der Parthei das Urtheil durch den Präsi¬
dent auch dann verkündigt, wenn die Sache bei verschloß-
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Kündigung des Urtheils durch den Präsident ist jetzt für alle
Civil-, Polizei-, Correctionclle- und Criminal-Sachendurch¬
aus vorgeschrieben. Es kommt hierbei nach der jetzigen Gesetz¬
gebung gar nicht darauf an, ob der Prozeß selbst, mündlich
oder schriftlich verhandelt worden ist. — Nach der altern Ge¬
setzgebung fand zwar dasselbe Verfahren, jedoch nur für münd¬
lich verhandelte Sachen Statt. Für die schriftlich verhandelten
war es anders. Der Referent mußte die eigentliche Entschei,
düng (Is «licwm ou llieton — so nannte man sie in schrift¬
lich verhandelten Prozessen —) nebst dem Datum, wo sie er¬
gangen war* *) mit eigener Hand schreiben, und auf das Se¬
kretariat schicken. Hier ward es (zu den Zeiten Jmbert's
Urst. juclic. liv. I. clisp. 51) durch den Gerichts-Secretair
den Partheien oder ihren Anwälten mündlich verkündigt, wel¬
ches indessen vielleicht nur bei einigen Gerichten gebräuchlich
war. Unmittelbar vor der oräon. viv. und schon früher
(oräon. ä'Orlesnz srt. 62) war es fast durchaus Sitte, daß
auch diese Urtheile von den Gerichten selbst öffentlich verkün¬
digt wurden, welches dieselbe (tit. 26. srt. 7) abschaffte. **)
Dieser Bestimmung gemäß wurden sie auf dem Secretariat
niedergelegt, wo die Partheien sie einlösten. Ehemals wurde«
diese Urtheile als an dem Tag ihrer Verkündigung erlassen

sencn Thüren verbandelt wird. M. s. S. 273 Not. Die¬
ses gilt auch in Criminal-Sachen.

*)Dieses war durch die Ordon. Carls des Siebenten vom
I. 1453, und die Ludwigs des Zwölften vom I. 1498
vorgeschrieben,und ward auch schon zu den Zeiten Im,
bert's (etwa im I. 1530) und bis zur Revolution beob¬
achtet. (Urst. jusio. liv. I. obsp. 51). Daß der Referent
auch (und zwar ehe er das Urtheil auf das Secretariat
schickte) das Datum eigenhändig zusetzen mußte, verordnete
die orckon. oir. tit. 26. srt. 8-

**)Jousse in seinem im I. 1767 erschienenen Commentar über
die ol-ckon. oiv. bemerkt zu der angeführten Stelle, daß
bei einigen Gerichten die Urtheile dennoch öffentlich aus¬
gesprochen würden, oder daß man wenigstens unter densel¬
ben bemerke, sie seyen öffentlich ausgesprochenworden, ob-
schon es wirklich nicht geschehen sey; welches er mit Recht
einen doppelten Mißbrauch nennt.
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angesehen. Nach der orston. eir. tir. 26. art. 8- war aber das
Datum derselben der Tag, wo sie erlassen wurden, welches
eben durch die Unterschrift des Referent bekundet werden sollte.
Bei diesen letztem Urtheilen, die nicht öffentlich ausgesprochen
wurden, entstand oft eine besondere Schwierigkeit darüber,
wann sie als eigentlich feststehend und beschlossen anzusehen
seyen, so daß sie von den Richtern, die sie erlassen hatten,
nicht mehr geändert werden könnten. Hierüber waren die
Meinungen der Rechtsgelehrten Nichts weniger als einig.
Viele *) glaubten, so lange das Urtheil noch nicht unterzeich¬
net und auf dem Sccretariat niedergelegt sey, stehe es den
Richtern frei, dasselbe abzuändern. Andere hielten dafür, so¬
bald es von dem Präsident und Referent unterzeichnet sey,
müsse man es als ausgesprochen ansehen, so daß es alsdann
nicht mehr abgeändert werden dürfe. Nach einem Beschluß
des Parlaments, den dasselbe zu der Zeit, wo D'Aguesseau
General-Advokat dabei war, gefaßt, und worauf derselbe in
einem Brief vom 3tcn November 1736 verweist, sollte ein Ur¬
theil gleich nach der Abstimmung,(wenn die absolute Stimmen-
Mchrhcit sich ergab) nicht mehr geändert werden, es sey denn,
daß die Parthcicn noch vor der Abfassung und Unterzeichnung
des Urtheils neue Aktenstücke beibrächten, und daß zugleich alle
Richter einstimmig wären, die Einreichung dieser neuen Akten¬
stücke zu erlauben und von neuem zu berathschlage». Allein
auch dieses ward nicht allenthalben beobachtet. Eine vollstän¬
dige Darstellung aller Meinungen über diesen Punkt findet
man (Merlin Report, srt. juAement H. 3. no. IV. Jetzt, wo
alle Urtheile mündlich und (auch fast ohne Ausnahme) öffent¬
lich ausgesprochenwerden, kann diese Schwierigkeit nicht mehr
vorkommen. Denn es ist keinem Zweifel unterworfen,daß ein
ausgesprochenesUrtheil nicht mehr geändert werden kann, so

*)Rspon Oolleet. irrest. lib. VI. tit. 2. no. 27. „Rostea-
gusm viso proeessu perieuluin »entenlise eoneeptum
luit, «lZnstnin atgue in sels relstuin scl ick reeitsnclum,
juäiees rusnus, ut sfiint HZsts» bsbent, ue^ue possunt
gut äsbent illncl , gut prooessuiu ex getis ellere, ut
prnäietum procsssum retrsetent; Rrout suäiegtuin (uit
Arreste Rarisiensi 17 stie Ilecemdris sän. 1555 ele. ^
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wie auch, daß es, ehe cS ausgesprochen worden, als nicht eri-

stirend anzusehen ist. *)

Was die Art der Abfassung der Urtheile betrifft, so muß

man die Form, in welcher sie ausgesprochen, und von dem

Gerichts-Sccretair niedergeschrieben werden, von derjenigen,

in welcher sie ausgefertigt und den Partheien zur Vollstreckung

mitgetheilt werden, (worüber sogleich noch ein Näheres) unter¬

scheiden. In der letzter» Form bestand ehemals jedes Urtheil

aus zwei Theilen, nämlich aus den sogenannten Qualitäten

und der eigentlichen Entscheidung (le äisposiük), wozu in

schriftlich verhandelten Sachen noch ein dritter Theil (vu ge¬

nannt), d. h. die Erwähnung der eingesehenen Aktenstücke hin¬

zukam. Nach der jetzigen Gesetzgebung (eocl. ll. xrocell. »rt.

141) besteht es aus den Qualitäten, der Entscheidung und den

*) Ehemals scheint arger Mißbrauch mit der Abänderung
der Urtheile getrieben worden zu seyn. Bei Berlin (art.
jugement) wird eines Falls erwähnt, wo ein Richter, der
unter Zuziehung einiger Rechtsgelehrten (Zrsäuös) ein Ur¬
theil erlassen hatte, nachher unter Zuziehung von andern
Rechtsgelehrtcn dasselbe abänderte. Schon Carl der Sie¬

bente verordnete „ltom 6t poureo ^U6 souvontes to^s
le» juges tant nostros c^u'sutros, spres leurs senteneos
prononeees, llont aueunos «los psrties sppellont, sprös
l'gppellstion tsieto eorri^ent leur senteneo, et los mot-
tont psr vserit en sutro (arme, ^u'ils ne les ont pro-
noncees.Rous.svons oräonno et or-
äonnons c^uo tou« les ju^os et justiciors cko nostro
ro)aume tant nostros ^u'sutres, gvant «^u'ils pronon-
eont leurs senteneos, clelkinitives ou autres clont los
psrties seront sppoineiöes en ckroit. bsilleront su ^rei¬
ner clo leur eour en oserit le briet ou clietum äo leur
ju^ement tel c^uilis le prononeeront: leguel briet clo
leur clietum ou sppoinetement lecliet gretlier sera te-
nu cle Asräer parclerors lu^ et l'onreZistrer: et no
siAnera ls senteneo ou gppoinetoment clu juge spres
^u'elle sers prononeee et inise en torine , sinon c^u eu
ieelu^ briet ou clietum ckucliet juZement ou sppoineto-
mert, tel c^u il lu^ surs este baille , soit mis en oserit
en lsclivte sentoneo clo mot ü mot sur peino ll'estre
pun)' eommo clo erime cle taulx. M. s. Orclonnane.
cl. 1453- srt. 17.
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Beweggründen (motiks), unter welchen letztem in den Fällen,
wo es erforderlich ist, die sogenannten v» (nach Einsicht) mit-
begriffen sind (sm. 142 ). *) — Unter Qualitäten versteht man
die Namen der streitenden Partheien, ihre Forderungen und
Einreden, so wie die Thatsachen und Rechtsgründe, woraus sie
dieselben herleiten, kurz den sogenannten ststus esusse er oon-
troversisv. (voll. cl. p. grt. 142). Sowohl nach dem alten
als neuen Verfahren muß der Anwalt, der die Ausfertigung
des Urtheils verlangt, diese Qualitäten dem Gericht einliefern.
Er laßt dieselben zu dem Ende dem Anwalt des Gegners insi-
nuiren. Hat dieser Etwas dagegen zu erinnern, so kommt die
Sache wieder vor das Gericht, welches dann diesen Punkt
ordnet. **) Die Urtheile in der Form, wie sie in der öffentlichen

^ Sitzung ausgesprochen werden, enthalten diese Qualitäten nicht,
sondern nur die Beweggründe und die Entscheidung (nach dem
ältern Verfahren nur die letztere). Bei Aussprechung des Ur¬
theils heißt es auch nur ohne alle Erwähnung des Namens
des Fürsten „das Tribunal urtheilt, erkennt zu Recht u.s. f."
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*)Nach der Gerichts-Ordnung, welche die constituirende Ver¬
sammlung den listen August 1790 führte, bestand ein jedes
Urtheil aus 4 Theilen. Ur. 5. srl. 15. (vossnno ooll.

ne>. r. III. p. 22 l. heißt es: „1-.S i-estgotion lies
IN0N8, tsnt 8Ul' I'gppel läes in8tg»06 , contienstl'Ä

«gusiro piäoos <listinot08. 1) Osns ls lärs Ie8 noin8 et

le« ^usliie8 lle8 pgitio8 80 ionr enonoög. 2) Dsns I»
seoonclo, los k7ll08tion8 ilo Islt ot <lo lll-oir, ^ui oonsti-

tuent lo proos8, 8eront posoo8 sveo pröoi8ion, 3) Hans
ls troisiem« lo i-ösultsi äo8 1sit8 i-eoonnu8 ou oon8ts-

tv8 psr l'instr-uotion, ot >68 moii(8 gui guroni ästor-
rnine le juAement, 8eront expi-ime^. 4) I o ^uatriemo
enlin oontienclrs lo <li8po8itik «tu jiigement. 9tach der
Constitution des I. 3. sm. 208. sollte noch überdem der
Text der Gesetze, worauf ein Urtheil sich berief (auch in
Civil-Sachen) wörtlich in demselben angeführt werden. Die
Constitution vom I. 8 hob dieses indessen wieder auf.

**) Ehemals fand darüber eine förmliche mündliche Verhand¬
lung Statt. Nach dem jetzigen Verfahren berichtigt der
Präsident die Sache. (ooä. ä. prooöll. srt. 143—145).
— Diese Mittheilung der Qualitäten durch die Anwälte
oder vielmehr durch denjenigen der Parthei, welche das
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Alles bis hierhin Erwähnte findet bei allen Gerichten Statt,
sie mögen in erster oder letzter Instanz sprechen. Allein die
Benennung, die man den Urtheilen giebt, war und ist noch,
nach Verschiedenheit der Gerichte, verschieden.Nur diejenigen
Gerichte, welche vermöge ihrer Einsetzung in allen vor sie ge¬
brachten Sachen in letzter Instanz sprechen, hiessen und hcissen
noch Gerichts-Höfe (oours, cour» souversinss). Hierhin

Urtheil auslöst, kürzt den Gang des Verfahrens merklich
ab. Es würde nämlich sehr lange aufhalten, wenn der
Präsident bei der öffentlichen Aussprcchung des Urtheils
auch den ganzen «tstug ogu8ss er oonii-oversiao vortrüge.
Der Gerichts-Sccrctair welcher das Urtheil so wie der
Präsident es dictirt, niederschreibt, kann die ihm unbekann¬
ten Qualitäten später unmöglich hinzufügen. — Wir fügen,
da diese Sache in den deutschen Gerichten nicht gebräuch¬
lich in, aus Uigesu (^rooscl. liv. II. psrt. Ili. tit. 7.
no. III. rom. I. p. 550, 551 ein Formular dieser Qualitä¬
ten bei.

(^uslitös äs äugement.
klntis Is 8isur kieors, nsgooisnt clomeurgnt s . . .

clemsnäoui' gpi'ös cikstion prsslslrls su buiesu <lo paix
lsr K 8»ivsnt I sssignstion clonnss psi' ox-
ploit äs.liuissioi', on äste ä>i.tenäsnts
ä es gus /es sie
äslenäsur ä Is rsguvto ä lui signilio lo.sui-
vsnt la sisnne en iegon8s, en ästo äu.är>n8
Isguolls il sonolut ä oo gus lo» ?'e/s/s /öL
<ke /« oomprir-gnt loäit 8ieur Uierrs, Ne.
^ . . . son svouo ä'uno psrt;

ILt Is 8i6us Uou>8, sgent ä'gllgiso8 äemeuiant ä . . .
äekenäeur' g I'exploit ä'k>88ignstion 8u8ononoo et äste,
äomsnäeur sux Iin8 äs 1a regusto äu.ägn8 ls-
guells il sonslut ä es guo lo>r T'e/ake /es conc/uLronLl,
st äolsnäeul' ä Solls äu.compgrsnt loäit 8ieuu
l.oui8 No. U . . . 8on avous ä'sutro Part;

5SN8 gus >68 ^uslit08 pui88ent uuiro ni prsjuäioier

(^uS8tion äo ksit eto.
<^uo8tion cls äroit otv.
^pro8 avoir sntenäu soutrgäiotoirement ots. Is

tribunal ots.
Diese Qualitäten müssen, wie im Text bemerkt worden,

der Gegen-Parthei insinuirt werden; welches indessen nur
für contradictorische - nickt für Contumacial-Urtheile gilt.
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gehörten in dem alten Frankreich aus den ordentlichen Gerich¬
ten vorzüglich die Parlamente; in dem neuern die Appelhöfe
und der Cassationshof. Selbst solche Gerichte, die nur für die
Dauer einer bestimmten Zeit zusammengesetzt werden, führen,
wenn sie in allen ihnen vorgelegten Sachen in letzter Instanz
sprechen, den Titel Gerichts-Höfe (coui-8), wie die Assi-
sen- und Speciell-Gerichte, welche Assisenhöfe, Specialhöfe,

(cour ll'il8sisv8, coui-8 8ps'oisle8) hcissen. — Man versteht
zwar (und verstand besonders ehemals) unter dem Wort oour-
zuweilen jedes Gericht. Besonders war dieses der Fall, wenn
dritte Personen von- oder zu einem Gericht sprachen, wo dann
uöthigcnfalls durch den Zusatz „8onversine" jede Zweideutig¬
keit vermieden ward. Allein- außer den eigentlichen Gerichts¬
höfen, durfte kein einziges Gericht sich selbst in seinen Urtheilen
den Titel „ oour" beilegen; welches auch in den königl. Ver¬
ordnungen , offenen Briefen u. s. f. genau beobachtet ward. *)
Die von diesen höchsten (unbeschrankten) Gerichtshöfen erlasse¬
nen Urtheile hiessen und heissen noch „srrvk8" (Endurtheile,
Beschlüsse); wogegen die Aussprüche der andern Gerichte nur
„Urtheile (jugor.-.en8, 8entenoe8)" genannt werden. **) In
Civil-Sachcn bedienten sich die Parlamente ehemals in Appella-
tions-Urtheilen meistens des Ausdrucks: Der Hof vernichtet

*)Es gibt unzählige Beispiele davon. Um nur Eines anzu¬
führen, so wird in der oi-llon. cu-im. 6 . 1670. Ur. 25.

si-t. 9 verboten, Criminal-Urtheile Nachmittags zu erlas¬
sen. Doch wird gleich in demselben Art. hinzugefügt:

„ N'ontenllon8 i>esnmoili8 risn innover ä cet ögsrä ä

t'uüsAs ol>86l-vö z,«/' -ros (7ourL."

**)Der deutsche Gcrichtsstyl kennt den Unterschied zwischen

jugemont und si-l'öt nicht. In der in dem ehemaligen
Großhcrzogthum Berg eingeführten Uebcrsetzung des ooä.

ä. prooöä. wird Sl-iök durch: Urtheil, juAsmeni durch:
Bescheid übersetzt. Allein srröc, (obschon es Einige von
dem Griechisch, «xia-xü, lplsoeo) ableiten) drückt offenbar
aus, daß durch dasselbe das Verfahren beendigt oder be¬
schlossen wird, wogegen ein Urtheil, auch der ersten In¬
stanz, doch immer ein Urtheil ist. Ich glaube daher, daß
die Worte: Endurthcil, Schlußurtheil, Beschluß, den Sinn
des französ. srröc genauer ausdrücken.



(wer sn nesnt) dieses oder jenes Urtheil. Bestätigten sie den
Spruch des Unterrichters, so sagten sie: Der Hof vernichtet
die Appellation (wer l'spgellstion sn normt). Stießen sie den¬
selben um, so hieß es in mündlich verhandelten Prozessen: Der
Hof vernichtet die Appellation, und dasjenige, wovon appcllirt
worden, (ls eour inet I'sgxellation er ee clont est sggel sn
nesnt; latein. Luois g^pellstionem et iä, s gno sygellstnin
kuit, in iri itnm äeäueir). *) Aenderten sie blos Einen Punkt
des unterrichtcrlichcn Urtheils ab, so hieß es: met l'sgxells-
tion er ee, en ee gue etc. sn nesnt, l'emencksnt ete. Da
sentenee sn nesiün sortisssnt ebbet. In schriftlich Verhandel¬
ten Civil-Sachen bedienten sie sich meistens statt: ee clont es«:
sggel ete. des Ausdrucks: ls sentenee äont est g)»(>el etc.
Hatte endlich der Appellant ohne alle Gründe von dem Urtheil

*) Dachte man sich nämlich das Urtheil des Unterrichters
vernichtet, so war die bei dein Oberrichter dagegen einge¬
legte Klage nicht als eine eigentliche Appellation anzusehen.
DÄgnesseau (Oeuvv. tom. V- x. 6l0. eclit. 6. 1767- stto.)
sagt, der Ausdruck „ls couv wer l'sggsllstion sn nesnt^
sey eigentlich nur passend, wenn das Urtheil des Untcrrich-
ters nach den zu der Zeit, wo es erlassen ward, bekannten
Gründen unrichtig gewesen wäre, und der Appellat nur
durch die in der Äppellations-Instanz neu vorgebrachten
Gründe seinen Prozeß gewänne. Wirklich war auch das
Strafgeld, welches der Appellant in diesen« Fall bezahlt,:
geringer, als wenn es in dem Urtheil hieß „i'sgpellsnit

HON I'eeevsdle en son sppel." Eben darum durften auch
nur die obersten Gerichtshöfe (cours sonvorsines) sich des
Ausdrucks „mettre sn neun«" bedienen. So heißt es
z. B. (Orclon. ä. Villers-(üotterets ä. 1539- srt. 128)
„bln «ontes sg^ellstions sers juge, sn dene vel msle,
ssns mettve les sgyellstions sn nesnt, ns mockerer /es
«meustes /o/ K/zz-e/ sinon en nos (lours sonvensines
si ^our ti es-Alsncle et ur^ente esuse ils vo^ent gn'ginsi
le cleust bsire, clont nous ellsrAeons lenr Iionnenr et
eonseienee." M. s. auch (Imkert. liv. 2. ellsp. 15 ) —
lUontesguien (liv. 28- elisg. 33) führt noch eine besondere
Ableitung der Formel „lb.s eour- wet I'sggellstion sn
nesnt" ««. s. f. an. Er glaubt nämlich, sie komme von
den Gebräuchen des gerichtlichen Zweikampfs her, welches
indessen minder wahrscheinlich ist.
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des Unterrichters appellirt, besonders auch, wenn er nach Ver¬
lauf der gesetzlichen Frist appellirt hatre n. d. g., so hieß es
«I-a cour äeelsre lä Partie clo.non reeevalile ilgnz
ron Sjipel, 1a eonllarnne on I'smenlle et aux cle^,en8." —
Bei Klagen wegen Mißbrauchs der geistlichen Gewalt (axpel
eommo ä'sbus. Man sehe den folgenden Abschnitt) hieß es
im Urtheil: Es findet, oder es findet kein Mißbrauch Statt,
(il / a, 01 il a PS8 ä'sdu8). In Criminal-Urtheilen war
die Formel: Es ist recht geurtheilt und ohne Beschwerde ap-
pellirt, sliien ju»ü, et 8an8 Arie? sppele; llene jucliostum, '
mulo appellalum) oder umgekehrt. Dieses letztere war auch die
Formel, nach welcher, die Höfe (eour-8) abgerechnet, alle übri- d« §
gen Gerichte in Appellations - Sachen ihre Urtheile abfaßten.
Dieselben durften sich des Ausdrucks: Vernichten, für nichtig ^
erklären (monro au neant) nicht bedienen, selbst in den Fäl-
len nicht, wo sie, wie z. B. die Präsidial-Gerichte in letzter «G
Instanz urtheilten. Auch den Ausdruck: oräonne,- (verordnen) 5-li
durften nur die Gerichtshöfe (ooura 8ouve>-aino8) in ihren mk
Urtheilen gebrauchen. Jetzt find den Gerichten keine bestimm-
ten Worte für die Abfassung ihrer Urtheile vorgeschrieben. Zu Ä
den Zeiten des Consulats und auch in den ersten Jahren des
Kaiserreichs, bedienten sich die Appellations-Gcrichte wenigstens dm
jener doppelten Vernichtungs-Formel: meni-e l'sp^ellatioa et «
vo üont eto. nicht mehr, wie mau sich aus der großen
Menge von Urtheilen, die sich in dem Repertorium von Llerlin
finden, überzeugen kann. Späterhin indessen kehrten die Ge¬
richte wieder zu der alten Gewohnheit zurück. (M. s. Uigean
xrovL<l."eiv. tom. I. p. 614—619). Die Kreis-Gerichte, auch
wenn sie in zweiter und letzter Instanz urtheilen, sagen „Ls
/rrön-ra/ üit gu'il a ete dien fege par lo juAemont clont 68t
«ppel, mal et 8sn8 A>'ie?8 sppelo eto. Dagegen heißt es M
den Urtheilen der Appellationshöfe „La cour met I'axpellatioa
su neant eto. oder cour cteelare la Partie cie . . . . non
roeevstzle clsn8 80 N sppel eto.; kurz ganz wie es so eben in
Beziehung auf die ehemaligen Gerichte angeführt worden. Doch
bleibt bei der Appellation das Strafgeld ungeändert, in wel¬
cher Form auch das Urtheil ausgesprochen seyn mag. Mau
sehe hierüber noch: I e« lois 6v la prooöä. civ. xar Oarr«
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tom. III. no. 1701. x 469. — Die Sprache der Gerichte, wo¬
rin nicht allein die Urtheile, sondern überhaupt auch andere
Acte, sogar Testamente *) und Contracte ausgefertigt wurden,
war in den frühesten Zeiten die Lateinische. In den Provin-
zcn des geschriebenen Rechts wurden sogar Criminal-Prozesse
in dieser Sprache verhandelt, und selbst die Zcugcn-Verhöre in
derselben aufgenommen; so daß weder der Angeklagte noch die
Zeugen wußten, was sie ausgesagt haben sollten. Um diesem
Unfug ein Ende zu machen, befahl Ludwig der Zwölfte (durch
Art. 47 der Verordnung vom I. 1510), daß man sich bei Cri-
minal-Prozessen und bei Zeugen-Verhörcnüberhaupt, durchaus
der Sprache der Provinz, in welcher diese Prozesse verhandelt
würden (er» vuIZgii'6 ed IsnFgge äll z>3^8 Oll seront Isrts
lesäils proc68 eriminel8 er en^ue8ies) bedienen sollte. *—
Dieser wohlgemeinte Befehl (welcher schlecht befolgt werden
mogte, indem Franz der Erste ihn in seiner Verordnung vom
2. 1535 lellgp. 13. Alt. 561 wiederholte) brachte indessen einen
andern Uebelstand hervor, nämlich: wenn dergleichen Prozesse
durch Appellation an die höhcrn Gerichte kamen, so verstanden
diese oft den Provinzial-Dialect (das psro>8) nicht, worin die
Prozeß-Acten geschrieben waren. Daher befahl Franz der Erste
durch Art. 1l1 der Verordnung von Villers-Cotterets (gegeben
im August 1539), daß fernerhin bei allen Gerichten ohne Aus-

*)Doch wohl nicht alle. Z. B. das Testament von Boutil,.
lier, vom I. 1409, welches man seinem Werk angehängt
findet, ist in französischer Sprache abgefaßt; oder man
müßte dieses, (welches indessen nicht wahrscheinlich ist) für
eine Uebersctzung halten wollen. Auch die frühern Verord¬
nungen der'Könige sind zum Theil in französischer zum
Theil in lateinischer Sprache. Eben so wird in der I'srt.
klo ve-i-ill Ie8 clsw8 unter dem Art.: Franz der Erste be¬
merkt, daß vor der Verordnung dieses Königs, wovon so¬
gleich die Rede seyn wird, es mehrere Beispiele gibt, wo
selbst das Parlament von Paris sich bei seinen gerichtli¬
chen Verhandlungen der lateinischen Sprache nicht bedient
hat, und daß ganz sicher lange vor der genannten Ver¬
ordnung bei allen grundherrlichen Gerichten die Urtheile,
so wie alle Acte in der Sprache der Provinz (o„ lanZue
vuIZsire) abgefaßt worden seyen.
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nähme, die Urtheile, so wie sämmtliche Prozeßacten, Testa¬
mente, Contracte und überhaupt alle gerichtliche Ausfertigun¬
gen, u. d. g. in der Landessprache und zwar in der Fran¬
zösischen (en lanAvo Iiisternellö k>-mooi8) abgefaßt werden
sollten. *) Dessen Enkel Carl der Neunte dehnte dieses durch
die zu Roussillon im Januar 1563 unter Einfluß des berühm¬
ten Kanzlers 6e I'llüpüsl erlassene Verordnung (sin. 35)
dahin aus, daß auch die Eintragung in die Register der Par¬
lamente, so wie alle Antworten auf Gesuche und die Anträge
der Staats-Procuratoren in französischer Sprache abgefaßt wer¬
den sollten.

Was die Vollstreckung der Urtheile betrifft, so geschieht
diese jetzt, wenn das Urtheil des Untergerichts bestätigt wird,
durch dieses. Wird aber das Urtheil umgeändert, so gehört
die Vollstreckung dem höher» Gericht (an welches appellirt wor¬
den), oder einem andern von ihm beauftragtenan. (e. 3. p.
arl. 472). Nur über die Vollstreckung der Urtheile der Han¬
dels-Gerichte, erkennt (nach Art. 553 des e. 3. p. o.) das
Tribunal erster Instanz, und zwar desjenigen Orts, wo die
Vollstreckung geschieht; welche Regel die Jurisprudenzauf alle
Ausnahme-Tribunaleausgedehnt hat, **) wozu man auch die
Friedens-Gerichte zählt. Für die Aussprüche von Schiedsrich¬
tern hat das Gesetz selbst (o. cl. p. sm. 1000, 1021) es aus¬
drücklich und zwar mit dem Zusatz bestimmt, daß diese Urtheile

*)Man erzählt hierüber folgende Ancktode: Das Lateinische
der damaligen Gerichtssprache war, wie man sich leicht
vorstellt, äußerst barbarisch. Insbesondere übersetzte man
clelrouter (abweisen) durch äebotgre (z. B. lliots ouiis
clietum sororew «lebotsvit et clebotat). König Franz
der Erste fragte einen Edelmann, welcher wie er wußte,
eines Prozesses wegen schleunig nach Paris gekommen
war, wie es mit seinem Prozeß stehe. Der Edelmann ant¬
wortete, er wäre kaum in Paris angekommen gewesen,
als der Hof ihn (abgewiesen) debottirt (cntsticfelt)habe.
Der König unwillig über diese barbarische Sprache, erließ
bald darauf die angeführte Verordnung.

**)NerI!n Deport. srt. exeeution lies jugemens oivils.no. III. M. s. noch besonders llenrion-cle-Danse/ve I'su-
torite juclie. en ssrsnoe. cbsp. 16 er 17 -
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nicht anders, als auf eine Verordnung des Präsident des Tri¬
bunals der ersten Instanz *) oder des Appelhofs, und zwar
desjenigen Gerichtsbczirks, worin der schiedsrichterliche Aus¬
spruch ergangen ist, vollstreckt werden dürfen. Die Entschei¬
dung aller über diese Vollstreckung entstehenden Streitigkeiten
gehört dem Gericht an, dessen Präsident die Verordnung zur
Vollstreckung gegeben hat.

Im alten Frankreich herrschte hierin eine große Verschie¬
denheit oder besser zu sagen, Verwirrung. Nach (art. 179 der

or-Ion. ck. Llois) gehörte **) in jedem Fall, ein Urtheil mogtc
bestätigt oder abgeändert worden seyn, die Vollstreckung dem
Unterrichtcr. Nur die Auslegung des Urtheils gehörte dem
Richter, der es erlassen hatte. Die Verordnung von Blois
war indessen in vielen Gegenden nicht angenommen, und da
galt dann meistens die jetzt durch den voll. cl. pr-oe. festgesetzte
Regel.

)l Sowohl nach dem alten als neuen französischen Gesetz
kann ein Urtheil ***) nicht vollstreckt werden, wenn es nicht

*) Nachdem nämlich der schiedsrichterliche Aussprnch selbst an
der Stelle eines Urtheils der ersten oder zweiten Instanz
erlassen worden.

**) Der Artikel lautet so: „Dslsnllor>8 a no8 conrs souveesi-

nes sur les soiuitzscemen» ou appsllation8 miseg au ns-
ant, rotenir la soFnoi88anss cks I» oae>8S Principals, ns
pareillemsnt l'sxscution <ls leuiz airs>8 st juAsmsn8,

«i non pour es gui rsgaicls l'intorpi station ck'issux.
Itlai8 leur enjoignons rsnvo^er la coAnoisssnos cls la

csii8S au jugs cl'on provient l'appel s il a sts disn
jugs. I2t 8> la 8sntsncv a S8ts intirmse, ü selui ^ni
tisnt Is 8isgs immsllistemsnt sprs8 lui, lor'8 aux oas

S8gusl8 psc >L8 oielonnanoes il leur S8t permi8 U8sr äs
rerention cls cau8S. Lt 8eml>Ial>Is voulon8 68lrs garcls

par Ie8 j"ge8 prsUcliaux st autlS8 jug«8 «l'appel en
Ie«>r is»ai'<l: I,s taut a peins cls nullits «lea pioes-

«I«,rs8 st j»gsmsn8, st «ls tous «ls8pen8, clominsAS8 st
inlsi'S8t8. "

***) Dieses gilt von allen Erkenntnissen, (sie seyen provisorisch
oder definitiv) wodurch eine Parthei Etwas, was sich
nicht blos auf das Verfahren bezicht, zu thun oder zu las¬
sen, Etwas zu bezahlen oder vorzuschießen, herauszugeben



398

dem Anwalt und der Parthei selbst, wogegen es vollstreckt
wird, mit den von dem Gesetz vorgeschriebenen Förmlichkeiten,
mitgetheilt worden, (e. <l. xroeeä. srt. 147, oräon. eiv. Ut.
27. ->rt. 1, 2). Provisorisch vollstreckbare Urtheile oder solche,
die in letzter Instanz erlassen worden, können nach dieser Mit¬
theilung jetzt auf der Stelle in Vollzug gesetzt werden; alle an¬
dere aber erst acht* *) Tage nach Aussprechung des Urtheils,
weil vor dieser Frist die Appel nicht eingelegt werden darf.V

In dem alten Frankreich war, um ein Urtheil vollstrecken
zu können, eine von dem Gerichts - Secretair in erecutorischer
Form abgefaßte Ausfertigung **) desselben erforderlich. Man

oder zu räumen verurtheilt wird (jugement i»i pronon-
eeront äes oonllsmngrions). Urtheile, die blos in Hin¬
sicht des Verfahrens Etwas bestimmen, werden nur dem
Anwalt insinuirt. Die erstem Urtheile müssen in mehrern
Fällen der Parthei, sogar an ihrem wirklichen (nicht an
dem von ihr gewählte,?) Wohnort insinuirt werden.

*) Wegen der Contumacial-Urtheile und der von den Han¬
dels-Gerichten erlassenen, sehe man c. ,1. x. srt. 155
und 435.

**)Es gab von jeher eine doppelte Art von Ausfertigungen
eines Urtheils, nämlich eine in erecutorischer Form, und
eine andere im Auszug gegebene. 1ml>. Urst. juäie. liv. 1.
ellgp. 51. „ U X 3 cleux mgniervs äs lever «entenees:
I'une psr rlielon seulsment, l'sutre ^ugncl on Is leve
en forme. (Die orcloo. eiv. tit. II- srt. 18 nennt dieses
sentence en forme ou psr extrail). Imbert setzt an der
angeführten Stelle noch hinzu: „DoU Ie Arekk'ier sem-
f>Isl>Iement j>ar les orclonnsnees clu Uo^ Olmrles VII.
srt. 17, et 6u lio^ l,o^8 XU. publiöe en l'sn 1499.
srt. 101 faire la sentenee en forme sur les pieoes lles
Parties, et in8erer au vrs^ ssns supsriluite cls längste
Ie xlaiclo^e ou eonkenu ües escrilures cles parties le
^lu» sommsirement «^ulll e8t possible; et aussi ^sr
apres ^ mettre äe mot s mot Ie üioton clu juge tel
^u'il surs signe et vuvo^e au greUier sur peine ck'en
estre pun), comme cle erime äe faux. Lt ne sera uns
psrtie reeeu a msintenir le clieton sutro Hu'il n'est
eontenu par Isclite sentenee ^uanä ekle est cksns la
forme susclite sinon ccuancl ekle vueills 1'aIIeguei' cle
faux. "



muß nämlich sowohl bei den Urtheilen als auch andern ähnli¬
chen (z. B. notariellen) Acten die Urschrift (Is Minute) von
der förmlichen Ausfertigung (ls grosse) unterscheiden. Die
erstere bildet zwar die Hauptgrundlage derselben. Sie allein
ist gewöhnlich von allen Bctheiligten, so wie von den mit der
Abfassung beauftragten oder beschäftigten Personen unter¬
schrieben. Man muß daher auch, wenn Zweifel entsteht, alle¬
zeit zu derselben zurückkehren, (ooä. eiv. art. 1334, 1335).
Allein man kann sich derselben doch unmittelbar zur Erreichung
seines Zwecks nicht bedienen, z. B. sie vor Gericht nicht produ-
ciren, die Vollstreckung eines Urtheils dadurch in der Regel
nicht erwirken u. s. f. Dazu bedarf es einer mit gewissen For¬
men versehenen Ausfertigung des Acts, welche grosse ge¬
nannt wird, und die sehr häufig ihrem Haupt-Inhalt nach
nur eine Copic *) der Urschrift (minute) ist und seyn muß.
Was diese Formen (in Beziehung auf die Urtheile) betrifft,
so haben wir schon erinnert, daß die Ausfertigung derselben
ehemals außer der eigentlichen Entstheidung, welche einzig in
das Audienzprotokoll (plumitik) eingetragen ward, auch noch
die Qualitäten enthalten mußte. Sie ward überdem, wenn sie
ein Urtheil eines Untergerichts enthielt, mit dem Namen des
Richters (z. B. des Amtmanns)- und wenn sie den Beschluß
eines Parlaments enthielt, mit dem des Königs (Rooiz psr la
gräee äe vieu etc.) überschrieben, welcher zugleich befahl, ih¬
ren Inhalt zu vollstrecken. Zu der äußern Form gehörte noch,
daß sie, mit großen Buchstaben, auf Pergament geschrieben
und mit dem königl. Siegel versehen seyn mußte. Doch selbst

*)Uebrigens ist eine grosse doch nicht immer eine Abschrift.
Das Wesen derselben besteht eigentlich darin, daß sie in
der Form ausgefertigt ist, wie man sie vor Gericht und
bei allen gerichtlichen Handlungen gebrauchen kann. Von
einem notariellen Act, wovon der Notar keine Urschrift
zurückbehält, sagt man, er sey „en brevet" ausgefertigt.
— Irr den Provinzen des geschriebenen Rechts kannte man
keine besondere Form für die grosse. Man sagte erste,
zweite Ausfertigung (Kremiere, seooolle expellition etc.)
M. s. Nerlin Report., k'erriero Riet. ä. Uroit Ultd die
Lllo>clopeä. »rt. grosse.

27
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mit einer solchen förmlichen Ausfertigung konnte man ein Ur¬
theil nur in dem Bezirk des Gerichts, von welchem dasselbe
ausgegangen war, in Vollzug setzen lassen. Man konnte eS
indessen, vermöge eines besondern Schreibens „psi-estis" ge¬
nannt , welches man bei den Kanzelleien einlöste, auch in den
andern Gerichts-Bezirkenvollstreckbar machen, (oräon. <l. 1667.
rir. 27. srt. 6). Der Name „xsrestis" welcher gehorchet,
bedeutet, ist aus der Zeit, wo die lateinische die Gerichtssprache
war, beibehalten worden. Es gab dieser Briefe oder Befehle
zweierlei, nämlich mit dem großen nnd mit dem kleinen Siegel
(clu Argnck ou ckll Petit seesu). Die Erstem löste man bei
der großen Kanzellei von Frankreich ein, welcher der Kanzler
oder Siegelbewahrer unmittelbar vorstand. Durch einen sol¬
chen Kanzelleibefehlmit dem großen Siegel ward ein Urtheil
in dem Umfang des ganzen Königreichs vollstreckbar, und es
war nicht allein jedem Privaten, sondern auch allen hohen rmd
niedern Gerichten auf das strengste und unter persönlicher Ver¬
antwortlichkeitsowohl des Berichterstatters als des Präsident *)
verboten, der Vollstreckung das mindeste Hinderniß in den Weg
zu legen. Die xsi-esti» der zweiten Art (mit dem kleinen Sie¬
gel) erhielt man bei den Kanzelleien, die bei den andern Par¬
lamenten in den Provinzen bestanden. Auch durch ein xsrea-
ti8 der letztem Art ward das Urtheil, doch nur in dem Ge-
richts-Bezirk des Parlaments, von dessen Kanzellei das xsre»-
tis ausgefertigt war, vollstreckbar. Die Vorsteher oder Siegel¬
bewahrer dieser sogenannten kleinen Kanzelleien (petites obsn-
celleries), (worüber im folgenden Abschnitt das Nöthige ge¬
sagt werden soll), waren verpflichtet, den Partheien auf Vor¬
zeigung des Urtheils das gehörige xsresti» zu ertheilen, und
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*)Oräon. ä. 1667. tir. 27- arr. 6 und 7. — Beide hafteten
solidarisch für allen Schaden, der den Partheien dadurch
erwuchs, und mußten außer den Strafen, die etwa im
Urtheil selbst gegen diejenigen, welche die Vollstreckung hin¬
derten, ausgesprochenwaren, eine Geldbuße von 200 Livr.
an den Staat erlegen. Die nähere Bestrafung aller Ue<
bertretungen dieses Gesetzes war überdem dem König und
seinem Staats-Rath vorbehalten.
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rs war ihnen unter Jnterdictionsstrafe verboten, sich über die
Sache selbst im mindesten ein Erkenntniß zu erlauben, (oräon.
ä. 1667. tir. 27. srt. 6). *) Man konnte ein Urtheil auch
sogar ohne ein xsresUs vermöge einer Erlaubniß des Orts-
Richtcrs, welche dieser unter eine deshalb an ihn gerichtete
Bittschrift (reinste) setzte, vollziehen lassen, (art. 6.) Die
Formel eines solchen psresti» war, wie folgt: l.oui8 xsr I»
giäce äs Dien etc. Premier noire liui88ier ou 8erAsnr
8ur ce regui»: te msnäon8 a la reinste äs bl ineNre ä
äus et eniisre exesurion en tont notre ro^gume,
terros et 8signsuris äs notre ol>si88snss I'srrst renäo sa
notre eour äs . . . le ... jour . . . äs . . . ei sttsolis
8ou8 le contre8sel äs notre sbsnssllerie contre tel ^ voin-
rns, ot bsirs paar rsi8on äs es tous exxloit8 st sstS8 ns-
0688 sirs 8 , äs es ksire ts äonvon8 xonvoir 8sv8 äemsnäer

notrs xsrini88ion, von ol>8tsnt elsinsur äs lisro, elisrte
»ornisnäe, xri8S s xsrtis st »ntrs8 Iettrs8 n so vootrsirs8;
oge teils S8t notre plsi8ir. " — Was die ebgrto norinsnäe
betrifft, welche gewöhnlich auch elisrte sux normsnäs heißt,
so war dieses eine von Ludwig dem Zehnten der Normandie
bewilligte Charte, die unter mehreren Artikeln auch den enthielt,
daß kein dort anhängiger Prozeß vor ein fremdes Tribunal
gezogen werden sollte. — Der Ksro-Ruf war ebenfalls nur
in der Normandie gebräuchlich. Er soll nach der wahrschein¬
lichsten Meinung von den Zeiten des ersten Herzogs der Nor¬
mandie, der Ilsoul oder Kollo **) hieß, und der sehr gerecht

*)Vor Erlaffung der oräon. ä. 1667. scheinen in diesem
Punkt große Unordnungen geherrscht zu haben. In der
dreizehnten über die oräon. ä. 1667. gehaltenen Conferenz
bemerkte der Staats-Rath Puffert, daß in den Provinzen
kein Urtheil ohne ein xsrssti8 der Kanzellei des Parla¬
ments der Provinz vollstreckt würde, daß über ein
xsresti8 oft noch von neuem vor Gericht verhandelt und
das vorige Urtheil abgeändert würde, daß man die Huis-
siers, die es wagten, ein Urtheil auf ein xsrestis mit dem
großen Siegel ohne weiteres zu vollstrecken, ins Gefäng¬
niß wärfe ü. s. f.

**)M. s. die Einleitung.
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und weise regiert hat, herkommen. Durch den Rufba llsoul
oder K» Rollo, woraus mit der Zeit Haro geworden, sollte
der Fürst zur Hülfeleistung gegen drohendes Unrecht aufgefor¬
dert werden. Zuerst ward dieser Ruf nur bei einem frisch
begangenen Verbrechen angewendet. Sobald nämlich der Ruf
Usio gegen Jemand erscholl, mußten alle Bewohner eines
Dorfs, einer Stadt u. s. f. aus ihren Häusern kommen und
zur Verhaftung des Verbrechers beitragen. Es war sogar nicht
einmal nöthig, das Hsro in dem Augenblick, wo ein Verbre¬
chen begangen ward, auszurufen. Es konnte besonders gegen
nicht Ansässige auch später geschehen. Mit der Zeit ward der
Ruf 8si-o auch auf Civil-Sachen bei posscssvrischcn Prozessen
angewendet, wie es in die neuen Gewohnheiten der Norman-
dic, welche den l sten Julius 1583 in Ausübung traten, aus¬
drücklich aufgenommen ist. Der Ruf Usio war also eine Art
plötzlicher und mündlicher Vorladung. — Der berühmte Du-
moulin nennt sie guiritstio Rormmnnvrrim, — wodurch entwe¬
der ein Verbrecher verhaftet, oder einer, der in Gefahr war
seinen Besitz zu verlieren, *) darin erhalten ward. Die Folge
des Hsi'o-Geschrci's war, daß derjenige, wogegen es erschollen
war. Gefangener des Königs, und nur nach Umständen, gegen
Caution freigelassen ward. Indessen mußte sowohl derjenige,
der Ilsro geschrien, als derjenige, wogegen es geschrien ward,
Caution stellen, und der eine solche nicht stellen konnte oder
wollte, ward ins Gefängniß gesetzt. Das Usro-Geschrei hatte
indessen gegen den König und gegen dessen Beamten, um sie iu
ihren Dienst-Verrichtungen zu stören, nicht Statt.

In Beziehung auf die Vollstreckung der Urtheile, bestanden
in dem alten Frankreich noch mehrere Sonderbarkeiten, die alle
hier aufzuführen zu weitläufig wäre. In den meisten Provin-

*)Dcr Ilsro-Ruf war bloß schützender Natur. Man konnte
sich desselben daher nur bedienen, um Etwas was man
besaß, zu erhalten, nicht aber um Etwas schon Verlornes
wieder zu bekommen. Der Lsro - Ruf blieb bis zu den
letzten Zeiten vor der Revolution in Gebrauch. M. s. den
sacien Loutainior clo biormsntlie, so wie die im I. 1583°
abgefaßten Loutumes dieser Provinz. Viel Belehrendes
findet man auch in tMerlin Robert, srt. l">Lmour §. II.)
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zc» mußte man, um ein Urtheil gegen die Erben in Vollzug zu
setzen, es gegen dieselben insbesonderefür vollstreckbar erklären
lassen, wogegen die Erben selbst jedes von dem Erblasser aus¬
gewogene Urtheil gegen dessen Schuldner ohne Weiteres voll¬
strecken lassen konnten. *) /

2n den ehemals zu den Niederlanden gehörigen Provinzen,
fand außer der gewöhnlichen Verjährung der Urtheile auch
noch Etwas ähnliches, die Veraltung (sursnostion) derselben
Statt. Die Zeit, nach welcher diese Veraltung eintrat, war
nach Verschiedenheitder Gegenden verschieden. In einigen
reichte Ein Jahr hin, in andern waren drei Jahre erforderlich.
Ein solches veraltetes Urtheil hatte indessen nicht wie ein ver¬
jährtes, alle Wirkung verloren, sondern es mußte nur von
neuem für erecutorisch erklärt werden. Die Veraltung fand
überdem nur bei Urtheilen über bestimmte Summen, die Ein-
für allemal bezahlt werden mußten. Statt, und erstreckte sich
nicht auf solche, wodurch Einer zu jährlich wiederkommenden
Leistungen (Zehnten, Renten u. s. f.) verurtheilt ward.

Die jetzige Gesetzgebung hat, wie fast allenthalben, auch
bei der Vollstreckung der Urtheile, das Verfahren vereinfacht.
Nach derselben ist jedes Urtheil ohne Weiteres in dem Umfang
des ganzen Reichs vollstreckbar. Der ooä. ä. xroeöä. enthält,
eben weil die ehemaligen Gerichte Frankreichs an die v>8» und
xsreatis gewohnt waren, (art. 547) ausdrücklich, daß jedes
von einem französ. Gericht erlassene Urtheil ohne vi«a oder
xsreatis (sgns visa ni xsi-estis) auch außer dem Gerichts-Be-
zirk des Tribunals, wovon es ausgegangen,,'» dem Gebiet
von ganz Frankreich vollstreckbar seyn soll. Diese Vollstreckung
geschieht jetzt, fast wie ehemals, vermöge einer in erecuto-
rischer Form verfaßten Ausfertigung(u„e expeckition exöca-
toire) des Urtheils. Einer Parthei darf in der Regel (c. ck.
I>. o. srt. 854) nur Eine solche Ausfertigung mitgetheilt wer-

*)Nach dem Grundsatz: I-e mort «sibit le vik, msis Is
vik ne ssisit I>Ä8 le room. — Jetzt braucht man um ein
Urtheil auch gegen die Erben vollstrecken zu lassen, es den¬
selben nur acht Tage vor der Vollstreckung insinuircn zu
lassen, (cocl. c!v. srt. 877).



den. Eine Zweite kann sie nur auf eine besondere Verordnung
des Präsident des Gerichts, wovon das Urtheil ausgegangen
ist, erhalten. In dieser zweiten Ausfertigung muß der Verord¬
nung des Präsident durchaus Erwähnung geschehen, (ant. 854,
844). Hierdurch ist jeder Gefahr eines doppelten Gebrauchs,
den die Parthei davon machen könnte, vorgebeugt. *) Was
die Form der Ausfertigung betrifft, so ist schon oben S. 389
bemerkt worden, daß dieselbe 1) die Qualitäten, 2) die Beweg¬
gründe, und 3) die Entscheidung (le äisposiük) enthalten
muß. Sie wird ebenfalls im Namen des Fürsten gegeben.
Derselbe wird darin zwar als in eigener Person redend, aber
nicht, wie noch wohl in Deutschland geschieht, selbst als
Richter, der das Urtheil gesprochen, angeführt, sondern er er¬
klärt nur, daß sein Tribunal, Appelhof u. s. f. (wo die Rich¬
ter, die zu dem Urtheil mitgewirkt und der Staats-Procurator,
der dabei gegenwärtig gewesen, namentlich aufgeführt werden)
folgendes Urtheil gesprochen, **) und befiehlt allen mit der
öffentlichen Gewalt bekleideten Beamten dasselbe zu vollstrecken.
Die ausführliche Form ist, wie folgt:

k.ou>8 par la Zräoe äe Dien ete. a tou8 pre8ent8 et ä

*) Andere nicht in erecutorischer Form abgefaßte Ausferti¬
gungen eines Urtheils kann man, gegen Erlegung der Ge¬
bühren, in unbestimmterZahl erhalten, (e. 6. p. am. 853).
M. s. n. I.0I8 ä. I. k. e. par Oarrö tom. I. no. 606-

**) Derselbe Gebrauch bestand auch in dem alten Frankreich
in Beziehung auf die Beschlüsse der Gerichtshöfe (coui-8),
(nämlich die Urtheile der andern Gerichte wurden nicht im
Namen des Königs ausgefertigt). Die Form war, wie
folgt: I.oui8 psr la graee äe Oieu, koi äs k'ranev er
cke Navsrre, au Premier liui88ier ou aer^ent 8ur es re-
gu>8; aavoir tai8on8, gue le jour ä68 pre86nte8 eom-
parant juäicisirement eo notre eour äe ksrlement 6a-
tkerine lioagignol ete. ............ .nolre eour,
s ini8 et inet Ik8 sppellationa au neant, oräoone gue
ee clont a ete appele 8vrlira eklet, eonäsmne Ie8 sp-
pelan8 en l'amencke <le clouse Uvre8 ete. 8i te man-
ckon8 ä la regnete ckuält mettre le präsent arret ä
exvcution; äe ce ksire te äounon8 pouvoir. Oonne ä
kar>8 etc.



405

vonir salut. ksisons savoir Hue I« tribunal civil de Pre¬

miere instance seant au palais de sustiee a.^ . . »

s rendu ie jugement (l'arretl dont la teneur «uit.

kntre.so» capr's e-r sn/r'sr /es -r«a/rtes).

De tribunal, apres avoir entondu cootradietoirement

Äle. t4voue de.er Ue. L. ^voue äs.

dans leurs conclusioos et plaidoiories respectivos (^r/anak

es so»/ «/es «Vocals o»/ p/ar«/e, o-r met Me. /e/ avoc«r/,

assrs/e </e /l/s. avorie Äs.) ensemble Ic procu-

reur ro^al en ses vonelusions (s'r/ ^ a e« commi«-rrc«r/rou)

jugeant en Premier (ou en dernier ressort), apres en avair
delibere eonkormement a la loi.

^ttendu etc. (smve»/ /es mo/r/s).

Londamne ou ordonne (sm/ /s «/rsposr/r/^)

kt vondamne tel aux depens, dont distraction (Si s//ö

es/ rs^urss) est kaite a Lle. ^ ^.voue, ^Ul I'a roguiso er

a presentement akkrmo avoir tait la plus grsnde Partie
des avsnces.

kait et juge ä I'audienee publiiue dudit tribunal, vtt

siegeoient Ll . . . . president dudit tribunal, et A.Ll....

^uges, le . . . . . (/a </a/e).
Alandons et ordonnons ä tou8 buissiers 8ur ee reguis,

de inettre ä due et eotiere cxecution le present jugement;

ä nos procureurs göneraux et a nv8 procureurs prös les

tribunaux civils de premiöre instance d'^ tenir la main;

et a tous commandants et autres oküciers de la (orce pu-

bli^ue, de prvter main-körte ^uand ils en seront bien et

lvAalement reguis.

kn toi de guoi, la Minute du prösent sugement a etv

signee par le President dudit tribunal, et par le Arokkier. »
signe.

Diese Ausfertigung wird einzig von dem Gerichts - Secre-
tair unterschrieben, welcher nur ihre Gleichförmigkeitmit der
Urschrift bekundet.

Schon das organische Senatus-Consultvom 28. Flor. I.12*)

*)(18ten Mai 1804). Napoleon erhielt dadurch die Kaiser¬
würde. (Dosen. tom. 1. x. 149).
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hatte Ort. 141) für die erccutorischcn Ausfertigungen der Ur¬
theile eine bestimmte Form vorgeschrieben,worauf (eoä. 6. p.
o. srt. 146) ausdrücklich verwiesen wird. Eingang und Schluß
ist darin fast genau so, wie in der so eben mitgetheilten.Nur
heißt es im letzter» „Ln koi äo czuoi lo prv8ent
s ete zignv psr lo piesickont et le grellier " wofür man in
der eben angeführten „la mrM/s äu presont juZement etc."
findet. — Uebcrdem ist für die Redaction des eigentlichen Ur¬
theils gar keine Form angegeben. Ludwig der Achtzehnte hat
durch eine Verordnung vom 30. August 1815 für die Ausfer¬
tigung der Urtheile genau dieselbe Form, wie das Senatus-
Consult vom 28. Floreal I. 12, vorgeschrieben.

Außer den eigentlichen Urtheilen gibt es noch andere nach
gewissen Förmlichkeiten abgefaßte Acte, welche sowohl nach der
alten als neuen französischen Gesetzgebung unmittelbar vollstreck¬
bar sind, oder eine gleich bereite Vollstrcckbarkcit (exoeution
^sreo, exoeutionem jisrstsin) mit sich führen. Hierhin gehö¬
ren die notariellen Acte (sotes ootsries, ou pszzös clevsnt
notsii-o) , wenn sie in crecutorischer Form ausgefertigt sind. *)
Das Institut der Notarien, von der höchsten Wichtigkeit zur
Erhaltung des Zutrauens und Beförderung des Verkehrs, ist
in Frankreich uralt. Dasselbe ist, wie es scheint, von den Rö¬
mern nach Gallien übergegangen. Bei jenen verstand man
unter: notsrü gewöhnlich die Schreiber von obrigkeitlichen oder
auch wohl andern Personen, weil sie nämlich mit gewissen Zei¬
chen oder Abkürzungen schrieben. Aus dem letzten Grund hiessen
sie auch Cursore^ (Schnellschreiber), oder
weil sie eben so schnell schrieben als ein Anderer sprach. **)

*)Jn einigen Gewohnheits-Rechten werden die Notarien ge¬
rade zu als Richter angesehen, welche die Partheien zu
Erfüllung der eingegangenen Contracte vcrurtheilen kön¬
nen. So heißt es (Ooustume» cko koietou srt. 322).
„ blt lesckit» notsires peurent juger et eonäem^ner lo»
xsrties cles eonvensnee» gu'il» sevorclerant et conseo-
tiront: esr il» »ont ju^e» ^usnt ä ee. klt peut on psr
tel juge re^uerir et ksiro Oire exeoution eomwo es
estoit juZe oräinsirv äo Isäiote court etc-

**)Wcr kennt nicht das schöne Epigram von Martialis auf



407

Diese Notarien wurden auch gebraucht um Contractc, Schcn-
kungsacte und andere dergleichen Acte der freiwilligen Gerichts¬
barkeit aufzunehmenoder zu entwerfen. Sie vertraten indessen
fast nur die Stelle von Schreibern dabei, die das aufzeichne¬
ten, worüber die Partheicn mündlich übereinkamen.Anf jeden
Fall ward ihre Arbeit nur als ein erster Entwurf angesehen,
der keine verbindende Kraft hatte. Diese erhielt er (I.e^. 17 .
eontrsct. 606. 6. 66. iiwtrninent) erst, wenn er von einem
derjenigen Beamten, die man, zu den Zeiten der Kaiser, Tabcllio-
ncn (tsbelliones) nannte, und die eigentlich das waren, was
unsere jetzigen Notarien sind, ins Reine (in munllum) gebracht,
von den Partheicn unterschrieben, und von dem Tabellio völlig
ausgefertigt war. *) Die Art wie dieses geschah, ersieht man

diese Notarien (Üb. XIV. 208) :
Ourrsnt verbs lieet, rnsnus est velooior iIÜ8,

I^onclurn linZus, suum 6extrs pereZit opu8.
Diese Noten oder Abkürzungenbestanden zuerst nur da¬

rin, daß man gewisse oft wiederkehrendeWorte mit den
Anfangsbuchstaben bezeichnete.Spater aber ward diese
Kunst sehr vervollkommnet. Schon Lipsius bedauerte den
Untergang derselben. Allein sie scheint in der neuen Schnell-
schrcibekunst wieder auferwacht zu seyn. Baluze in seinen
Anmerk. zu den Capitular. (tom. II. p. 1162 ) sagt, 6oä.
874 der königl. Bibliothek zu Paris enthalte ein uraltes
Buch über die Kunst der Notarien (»rtis notsrise), wo¬
von er übrigens keine weitere Nachricht mittheilt. Ueber
die Erfindung dieser Kunst sagt ketr. I1iseonu8 (ex
Iriäor. lib. I. oriz. csp. 21 ). „ V ulAsres vot»8 Lnnius
primu8 inille et centum invenit, s6 bune soilicel usum,
nt ^nicgnill per eontentionem prsesentium üieeretur,
librsrii eomplirres eon8eriberent simul sllstsnies, 6ivi-
«is inter se psrtibus, guo6 guisc^ue verbs, et gno or-
6iae exeipere. Oebine Dullnis Oiceronib liber-
tu8 not»8 prsepositionuln commentstn8 est. kost bune
kbilsrA^rus 8smiu8 et ^guils lUsecensti« libertu»
sliss s66i6erunt. Oein6e I^ueius ^nnseus 8eneos eon-
trseti« vmnibus, äigesto et sueto nurnsro, opv8 in guin-
gne rnillis extenllit." M. f. Dn-Osn^e glosssr. s6 voe. Nots.

*) Dieses hieß eompletio contrsetus. Der erste von dem
Notar aufgesetzte Entwurf hieß auch wohl »ekeäs, wel¬
ches überhaupt ein jedes Blatt von ksp^rus bedeutete.
Die sebeäs kam also mit dem, was man jetzt minnle
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ziemlich deutlich aus dem so eben angeführten Gesetz des voll.,
so wie noch insbesondere aus der 44sten Novelle. Der Tabellio
mußte, wahrend der Act aufgenommen und ins Reine geschrie¬
ben ward, gegenwärtig seyn, damit er von dem Geschäft gehö¬
rige Kenntniß hätte, und nöthigenfalls darüber Auskunft geben
könnte. Die ausgefertigten Urkunden durften nur auf ein be¬
sonderes Papier geschrieben werden, worauf wie es scheint, der
Namen des vome8 8sersrum Isrgitionum , und das Jahr,
worin es verfertigt war, sich angemerkt fand; (obsrts ^use
in initio, czuoä voestur protooollum, per tempors glorio-
sizsimi eomitis 8svrsrum Isrgitionum ksbest sppellstionem,
er rempu8 guo cbsrts ksvts e8t). Dieser Eingang ward,
wie man sieht, Protokoll* *) genannt. Der Kaiser verbietet
in der angeführten Novelle dieses Protokoll abzuschneiden (pro-
locollum invitlere) , indem dadurch viele kslss entdeckt wür¬
den. Ein solches Document, wenn es auch von einem Tabellio
ausgefertigt war, hatte aber darum doch noch nicht vollen
Glauben, dazu mußte es den öffentlichen Acten bciregistrirt
werden. In dem Theodos. Gesetzb. (Üb. UI. rir. 5. leg. 1. äa
Honst.) heißt es ausdrücklich „ kster N 08 ter nullsm voluit
liberslitstem rslere, si soti8 in8erts nvn S88et. " Achnliche
Bestimmungen finden sich in dem Gesetzbuch Justinians (leg.
30 et 31 6oä. klo 6onstionibu8). In den ersten derselben
(leg. 30) sind die Beamten näher bestimmt, in deren Register
die Urkunden eingetragen werden mußten. **)

nennt, und der vollendete Act mit der jetzigen gro88e übcr-
ein. Indessen hatte der erste Entwurf Oelieäs) keinen
Werth, und ward nicht aufbewahrt. Dasselbe fand auch
früherhin in Frankreich Statt, Das Wort (minute) hat¬
te damals, in Beziehung auf notarielle Acte, dieselbe Be¬
deutung , die es noch jetzt im gemeinen Leben hat, wo es
soviel ist, als der erste rohe Entwurf, das Brouillon. Spä¬
terhin aber, als dieser Entwurf aufbewahrt und von den
Partheicn unterschrieben werden mußte, bezeichnete man
durch: minute die Urschrift.

*)M. s. N. Ou-Osnge glo88gr. sä voe. krotoeollum. Die
Bedeutung des Worts hat mehrmals gewechselt. Später¬
hin verstand man darunter die Urschrift (Is minute).

**)Jn der Hauptstadt bei dem wsgister cen8U8; in den
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Das Institut der Notarien und Tabellkonen erhielt oder
erneuerte sich in Gallien unter den fränkischen Königen. Schon
Carl der Große verordnete durch sein Capitular vom I. 805
(M. s. S. 5.), daß jeder Bischof, Abt und Graf seinen Notar
haben sollte. Diese Notarien waren vorzüglich Gericht-Schrei¬
ber oder Gerichts-Sccrctaire, welches sich in Frankreich lange
(bis zu Philip dem Schönen und noch später) erhielt. Allein
sie faßten auch Urkunden *) über Verträge u. d. g. ab, (S. 5
Not.), welche, wenn sie nach den gesetzlichen Vorschriften aus¬
gefertigt waren, vollen Glauben haben sollten. (S. 36. Not.).
Nach den ältesten Gesetzen konnte man indessen auch durch Zeu¬
gen gegen solche Urkunden angehen, (ibiä). Volle Sicherheit
erhielt man nur, wenn das Documcnt den öffentlichen Acten
bcircgistrirt war, **) worin sich also auch die fränkische Gesetz¬
gebung der römischen nachgebildet hatte.

übrigen Städten nach Willkühr bei dem Prätor der Pro¬
vinz, der städtischen Obrigkeit (spuä msgistrsius) oder
dem äekensor vivitstis. Uebrigens brauchten nicht alle
Contracte öffentlich einrcgistrirt zu werden, leg. 17. 6oä.
ä. 66, in8trument.

*)Sie wurden auch 6sneeIIsrii genannt. Deg. Uipusr.
tit. 59- H. 2, 3, 4, 5, 6. Auch Dspitul. Dotbsr. reg. in
primo so. imper. tit. 3. no. 13- (spuck Lsluri. toru. II.
p. 322). „De esneeUsrÜ8, gui versees eleeti suut, sä
nomine8 inlirmos venisnt, et seeunäum legem in8trn-
inents ebsrtsrum eon8eribsnt, et s testibus roborsntur.
Lt ststim eum seripts cbsrts (uerit, ostenästur suto
episvopum et comitem sive juäieem vel viosrios, sut
in plebe, ut versoes sgno8esntur esse."

**)Bei Marculf findet man eine Menge hierhin gehöriger
Formeln. So z. B. Üb. II. esp. 17- sp. kslus. wm. II.
1». 415- „Uegnsnte in perpetuo Domino nostro lern
Lbristo, lovo illo, snno illo etv. ...... ego ills et
eonjux mes ...... testsmentum nostrum eonäiäi-
mu8, guem illi IXotgrio eonserikenäum eommisimu«, ut
guo moäo äies legitimus po8t tran8itum nostrum säve-
nerit, per inlustris viros illo8, guo8 in bsc psgins tes-
tsmenti no8tri legslsrios in8tituimu8, ge8ti8 reip,^bliese
munioipslibus titulis, eorum pro8ecutivne munistur. ^
Eben so unter den kormul. 8irmonä. spllä. LsluL. tow
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Es scheint fast gewiß, daß die ersten Notarien in dem heutigen
Sinne dieses Worts, von Ludwig dem Heiligen bei dem
Stadtgericht von Paris (ellstelet) angestellt worden sind.
Philip der Schöne dehnte im I. 1302 dieses weiter aus, und
setzte in allen Theilen seines Gebiets Notarien ein, wobei er
zugleich den Amtmännern u. s. f. das Recht benahm, dieselben
zu ernennen, welches er sich selbst vorbehielt, (retient le No^
et re8erve ä lu^ et s 868 8ueee88eur8 perpetuellement et
r» tous jour8 Is pui88snee äe ereer les notsir68 puliligues
srt. 20). Was die Notarien des Chatelet betrifft, so sollten
gemäß den Verordnungen ihre Acte unter folgenden Bedin¬
gungen öffentlichen Glauben und crecutorische Kraft haben.
1) Daß sie ihren Dienstverrichtungenfleißig oblägen; 2) keinen
Act anders, als in dem Local des Stadtgerichts aufnähmen,

II. p. 470. (kormul. III.) ,, ^nno illo, regnsnte Re^e
illo, 8ut> äie illo, eum eonventum '1?uronu8 eivitste
säkui88et, sä8tsnte venersbili viro illo äeken8ore sei-
vitsti8), uns eum llonorsti8 prineipslil,u8 8uis, veners-
diÜ8 vir illo äixit; Ilogo te, venersbili8 vir illo äeken-
8or, ut milii eoäic68 publieo8 pstere sul>esti8, ^uis in-
1u5ter vir illo per lloe msnästum sä ine 8persvit, ut
äonstionem illsm, r^usm ..... per 8us lezitims 8tru-
ments eoniirmsvit, A68ti8 wunieipslibu8 eum curis pu-
dlies et äefen8ore pro86iuere et slligsre äellerem.
kleee ip8sm äonstionem; jubele esm reeitari.. Ille
äeken8or et oi äo eurise äixerunt: 6oäieo8 publiei te
pstekseiant, et ille smsnuen8i8 bsne äonstionem sevi-
pist vel reeitetur. I^ui 8tstim see!p>en8 per vräinem
esm reeitsvit. äsm äiotU8 pro8eeutor äixit: klt guis
petitiones me»8 Isuäsbilits8 ve8trs per oräinem implere
äignsts 68t, rogo ut publies monuments 8useipist. Lt
psteksetis eoäicil>u8, gests, eum s vobis Zueilt 8ub-
8Oripts, midi nobilitss ve8trs, ut mo8 68t, trsäi prse-
eipist. Venersbilis vir illo äeksn8or, et oräo eurise
äixerunt: Oe8ts eum s nob>8 kuerit 8ul»8cripts, et s
venersbili viro illo smsnuensi eäits, tibi trsästur ex
mors, ut 1seiliu8, g^uoä 8uperiu8 insertum est, äiuturno
tempore msnest inconvul8g." M. s. nach die Anmer¬
kungen von Bignon sp. Hslu 2 . tom. II. p. 948, 949, 939.

*)M. s. d. üne^clopeä. srt. Rotsires und Rotsire8 su
cbatelet.
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wo ihnen ein eigener Saal angewiesen war; 3) jeden Act in

dem Namen des Vogts von Paris ausfertigten und von sich

nur in der dritten Person sprachen; daß 4) jeder Act von

zwei derselben — denn zu der Aufnahme eines jeden Acts wa¬

ren zwei Notarien erforderlich — dem Versiegter Geelleur),

dessen Arbeitszimmer nahe bei ihrem Saal war, übergeben,

und von diesem aus Auftrag des Vogts von Paris das Ge-

richts-Siegel beigesetzt würde. Dieses letztere war es eigent¬

lich, wodurch der Act erecutorische Kraft erhielt, und woher

sich diejenige, die endlich allen notariellen Acten beigelegt wurde,

herleitet. Einige Gerichte (das Stadtgericht von Paris loliL-

teletl insbesondere) hatten (S. 312) bis zu den letzten Zeiten

vor der Revolution ein Amts-Siegel, welches man ein Siegel

Mit CoMpetenz-Begründung (seel sNributil' äs juristletion)

nannte. *) Wenn über irgend einen, mit einem solchen Siegel

versehenen Act, an welchem Ort von Frankreich es immer seyn

mogte, ein Rechtsstreit entstand, so gehörte die Entscheidung

dem Gericht, wovon das Siegel herrührte. Ein Siegel, wel¬

ches eine so große Wirkung hervorbrachte, ward natürlich nicht

Jedem anvertraut. Bei dem Stadtgericht von Paris gab es,

wie wir schon gesagt haben, einen eigenen Beamten, welcher

den Acten der Notarien das Siegel beifügte. Franz der Erste,

durch sein Edikt vom November 1542 setzte allenthalben unter

dem Titel: Versiegter Ooelleui-s) besondere Beamten ein, deren

Geschäft war, den notariellen Acten das Siegel beizufügen.

Diese Stellen bestanden sehr lange. Erst Ludwig der Vier¬

zehnte hob durch sein Edict vom Nvbr. 1706 diese Siegelbe¬

wahrer (Asi-cle - geel«) auf, und übertrug ihre Functionen an

die Notarien selbst, welche zu dem Ende ein Siegel mit dem

Wappen des Königs erhielten, um ihre Acte zu versiegeln. —

Der eben genannte König Franz der Erste verordnete durch

dasselbe Edict vom November 1542, daß die Stellen der Nota-

*)DoutiI. 8om. Dur. liv. I. tit. 17- „Item peut on rleeli-
uer taut ju^o su Konsums pgr lettres soellees 8vu8
»e'el äs (Rgztellet rle ksris, lors le krevost lle Daris:
e»r uul sutre juAe ne cloit svoir I<> cognoi88gnee."
Auch die Gerichte von Orleans und Montpellier hatten

ein solches Siegel mit Eompetenz-Bcgründung.



rien von denjenigen der Tabellionen wieder getrennt werden
sollten. *) Er verlieh die Stelle der Notarien den ehemaligen
Schreibern (eleros) derselben, und ernannte sie (die Notarien)
selbst zu Tabellionen. **) Von dieser allgemeinen Regel wur¬
den jedoch die Notarien von Paris durch eine Erklärung vom
6ten Julius d. I. 1543 ausgenommen, so daß diese fortwäh¬
rend sowohl die verschiedenen Acte aufnehmen, als ausfertigen
und abliefern durften. Heinrich der Vierte änderte (durch ein
Edict vom Mai 1597) dieses wieder ab. Er vereinigte die
Stellen der Notarien von neuem mit denen der Tabellionen,
und gab ihnen den Titel: notsires-tsbellions-gsräenotes. ***)

*)Jn einigen Provinzen waren sie nie vereinigt, wie aus
dem angeführten Edict Franz des Ersten erhellt. Ueber-
haupt scheint man sich unter tsbellion allezeit denjenigen,
der die Äcte ausfertigte gedacht zu haben, wie man denn
auch ehemals „tsbellionner" statt „Zrosso^er" sagte.
Oiet. cke 1?revoux art. tsbellionner.

**) Franz der Erste, unter dem die Verkäuflichkeit der richter¬
lichen Stellen zuerst aufkam, sah überhaupt die Ernennung
der Beamten nur zu sehr als eine Finanzguelle an. Diese
Trennung der Notarien, Tabellionen und Siegelbewahrer
hatte wahrscheinlich keinen andern Zweck, als die Stellen
einzeln verpachten zu können. M. s. den Text der Verord.

***)Der Hauptgrund dieser Vereinigung, den der König auch
nicht verhehlt, war ebenfalls die Finanznoth, worin er sich
befand, und besonders die Schwierigkeit, die Armee in der
Picardie zu besolden. Er zog daher alle Stellen der No¬
tarien, Tabellionen u. s. f. ein, und vereinigte sie mit sei¬
nen Domainen um sie (jedoch ü conäition er kscults äs
rsellst perpetuel) zu verkaufen. Die damaligen Inhaber
dieser Stellen sollten, was sie erweislich dafür an die Do¬
mainen bezahlt hatten, wieder zurück erhalten. Auch wer¬
den die wirklich großen Uebelstände der Trennung der
Stellen der Tabellionen und Notarien erwähnt, „lls (nos
sujets) sont journellement trsvsilleri ü esuse äesäits
tsdellions, en ee gu'gpres svoir ksit pssser leurs eon-
trsts et odliZstions psr les notsires, ils sont contrsints
ksire porter leurs minutes susäits tskellions pour los
Arosso^er lesquels estsnt la plupsrt eloiAnes cke trois
et Düstre lieues cles äemeures «les psrties et notsires,
vut,e Is äepense et sejour ckesäits vo^sges, eoureat
t'orlune cke ls perle clesäites minutes ete."
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(Den Grund dieser Benennungwerden wir sogleich hören).
Auch diese Verordnung ward nicht in allen Theilen des Reichs
ausgeführt, so daß Ludwig der Fünfzehnte es durch ein Edict
vom Februar 1761 wiederholt befehlen mußte. Ueberhaupt
hiessen diese Beamten in den Bezirken, wo der König die Ge¬
richtsbarkeit hatte, in den letzten Zeiten durchaus Notarien;
allein in den der grundherrlichenGerichtsbarkeit unterworfenen
Landestheilen war der Titel: tsdeUion vorherrschend geblie¬
ben; so daß man im gemeinen Leben zuletzt die Tabellionen
gar als Notarien eines geringern Ranges ansah. *)

Die Notarien und Tabellionen waren ursprünglich nicht
verpflichtet den Entwurf, oder was man jetzt die Urschrift
(minute) nennt, der von ihnen aufgenommenen Acte aufzube¬
wahren, oder eine Abschrift davon zurückzubehalten. Nur der
ausgefertigte Act war versiegelt und von den Partheien unter,

j schrieben. **) Nur dieser hatte also öffentlichen Glauben, und
der Entwurf, der mit dem ausgefertigten Act nicht einmal

> übereinzustimmen brauchte, war ohne allen Werth. Allein
1 schon Philip der Schöne, der, wie schon gesagt worden, das

Notariat über ganz Frankreich verbreitete, befahl durch seine
Verordnung vom Monat Juli 1304 den Notarien, alle von
ihnen aufgenommenenActe, ihrem wesentlichen Inhalte nach,
in besondere Register einzutragen. ***) Carl der Siebente
dehnte dieses durch seine Verordnung vom Isten Dezember 1437
auch auf die Notarien von Paris aus, die früher davon aus¬
genommen waren, und setzte noch hinzu, daß am Rand einer
jeden Urschrift (miaute) das Datum, an welchem die Ausferti-

*) M. s. d. klnc/elopeä. srt. Dsdellion.
**) Jetzt findet gerade das Gegentheil Statt. Die Urschrift

ist von den Partheien, den Zeugen und dem Notar; der
ausgefertigte Act aber nur von dem Notar unterschrieben.

***)Or<lon. äu Douv. tom. I. p. 4l7. „ orllinsmus.
guoä cum notsrii seu tsdeilionos pudliai o»atr->ek»8 ia
loco, in guu inorari et teners tlsrtulsris sua oonsuevs-
runt, äictos oontrsotus reveperiat, in ipsi» Oartulsrii,
86u protoeolli» sudstsntisliter «l seriatim incoutiriLnti
xonaat et iaserrmt."



gung abgeliefert wäre (Is äste äe Is ävlivrgllve cle la grosse)
beigefügt werden sollte. Diese Vorschrift ward von Franz dem
Ersten in der Verordnung von Villers - Cotterets *) vom I.
1539 wiederholt, und auf die Notarien des Chatelet von Pa¬
ris ausgedehnt, welche sein Vorgänger, Ludwig der Zwölfte
durch seine Verordnung vom I. 1510 (Art. 63) davon ausge¬
nommen hatte. Der Enkel von Franz dem Ersten, Heinrich
der Dritte, stellte (durch sein Edict vom Mai 1575) bei allen
Gerichten besondere Beamten unter dem Titel: Bewahrer der
Urschriften (gsräe-notes) an. Dieselben sollten die Urschriften
der abgehenden Notarien, die entweder starben oder ihre Stel¬
len niederlegten, aufbewahren. Vorher (oräon. ä'Orlesns srt. 83)
geschah dieses auf dem Secretariat des Gerichts, und die Ausfer¬
tigungen, wenn man ste verlangte, wurden von den Gericht-Schrei¬
bern besorgt. Heinrich der Vierte, der, wie wir schon gehört, die
Notarien mit den Tabellionen wieder vereinigte, hob indessen auch
diese Einrichtung seines Vorgängers wieder auf, und verband alle
drei Stellen (die der Notarien, Tabellionen und Bewahrer der
Urschriften) unter dem gemeinschaftlichen schon oben angeführ¬
ten Titel „ nolsires-tsbellions-gsräenotes. " Allein zur Ver¬
siegelung der notariellen Acte behielt er die besonders damit
beauftragten Versiegter (seelleurs) bei. — Man sieht hieraus,
wie viele und mancherlei Veränderungen das Notariat erfuhr,
bis es endlich unter Ludwig dem Vierzehnten eine seiner gegen¬
wärtigen fast gleiche Einrichtung erhielt. Dieser König, wel-

*) ^rt. 173- i, Huo tous notsiros et tsliellioos tsnt äe
nostre elisstellet äe Usri» in'sutres gueieongues se-
ront tenus ksire liäellement registres et ^rotoeoles cle
tou8 Ie8 testaments et eontrsets, gu'Ü8 ps886ront er
reeevront, et ieeux gsräer cliliAewment ^our svoir
recours ^usncl il sers reguis et neee88sire" und t(rt.
174 „llscjuels roZistres et protoeoles seront mi8e8 ek
>n8eree8 su lang 1e8 minutes äe8äit8 eontrsets, et ä
Is lin <lo Is äite insertion sers inis le seing cln notsire
ou tsbellion gni snrs recen eeäit eontrsct. " Art. 167
der Verordnung von Blois verordnete noch, daß in Be¬
ziehung auf das Datum bemerkt werden sollte, ob der Act
Vormittags oder Nachmittags vollzogen worden sey. Die¬
ses ist jetzt nicht mehr nöthig. (Merlin Uexert. srt. liste).



chcr, wie schon angeführt worden, die Stellen der Versiegter
aufhob, verordnete (durch ein Edict vom März 1693, dem im
I. 1708 eine Erklärung folgte), daß zur Sicherheit des Pu¬
blikums und Vermeidung aller Unterschleife, von jedem nota¬
riellen Act ein Auszug gemacht und controlirt, d. h. in die
Register eines besondern Beamten eingetragen werden sollte. *)
Das Gesetz vom 5ten Dezember 1790 hob zwar diese Eontrole
auf, setzte aber das Enregistrement an die Stelle derselben.
Ueberhaupt beschäftigtensich im Anfang und während der Re¬
volution die verschiedenen gesetzgebenden Versammlungen sehr
eifrig mit der Einrichtungund Verbesserung des Notariats.
Schon die constituirende Versammlung erließ (den Listen Septbr.
— 6ten Oktbr. 1791) ein umständliches Gesetz über diesen Ge¬
genstand. **) Seine jetzige Gestaltung erbielt derselbe aber
erst ***) durch das Gesetz vom 25sten Ventose I. 11, (16ten
März 1803) welches, nachdem es von mehreren gesetzgebenden
Versammlungen, denen vom I. 6 und 7, und von den Gesetz-
gebungs-Kommissionen,die man nach dem 18ten Brumaire des
I. 8 niedersetzte, untersucht und geprüft worden, endlich an dem
angeführtenDatum angenommen ward. Die Befugnisse der
Notarien wurden durch dasselbe theils genauer bestimmt, ****)
theils weiter ausgedehnt. Insbesondere ward ihren Acten (ganz
in Uebereinstimmung mit der frühern Bestimmung des Gesetzes
vom Listen Septbr. 1791) eine unbedingte erecutorische Kraft
verliehen, auch ohne daß es des Auftrags eines Richters oder

*) Dieses war schon durch frühere Verordnungen mehrmals
befohlen worden, aber nie recht in Ausübung gekommen.

**)Deseane voll. Zener. krsnc. tom. V- I>- 26^.
***)ibi<l. p. (293 — 307).
****)Das Arret« vom 24sten Dezember 1803 (Lten Niv. 1.11)

fügte zu den Bestimmungendes angeführten Gesetzes noch
einen wichtigen Zusatz hinzu, indem es die Befugnisse der
Notariatskammer regelte. Die Notarien eines Bezirks
(rii-ronäissemeiit) wählen unter sich einige, die in allen
Streitigkeiten, die unter den Notarien selbst oder diesen und
dritten in Beziehung auf ihre Amtsverrichtungen entstehen,
ihr Gutachten abgeben, und über alle Notarien die Dis¬
ciplin ausüben. (Dosen. coä. Aeaer. Irsne. tom. V.
x. 307 — 311).
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eines Kanzelleibriefs bedarf, wie dieses wohl früherhin in eini¬
gen Provinzen üblich war; welches letztere stillschweigend abge¬
schafft ward. Nur wenn ein solcher Act außer dem Geschäfts-
Bezirk des Notars vollstreckt werden soll, muß er(r>rt.28) von dem
Präsident des Tribunals der ersten Instanz des Orts, wo der
Notar wohnt, oder der Act abgeliefert wird, legalisirt werden.
Ein solcher Act ist also einem Urtheil letzter Instanz in dieser
Hinsicht fast gleich. *) Nur, indem man ihn als falsch angreift,
kann man dagegen angehen. Um indessen das Publikum so¬
wohl gegen die Unredlichkeitals Unkunde der Notarien zu
sichern, sind sie theils einer besondern Aufstckt der Staats-Pro-
cnratorcn unterworfen, theils sind die wegen Veruntreuung
und selbst wegen Nachlässigkeit und Versäumniß gegen sie be¬
stimmten Strafen sehr streng. Sie sind überdem gehalten, eine
Dienstcaution zu stellen.

X Was nun endlich die Handlung selbst betrifft, wodurch ein
rechtskräftiges oder provisorischvollstreckbares Urtheil, oder ein
anderer erecutorischcr Act vollzogen wird, so sind in den mei¬
sten Fällen, (wenn entweder ein Miethsmann außer Besitz
gesetzt, oder Einer ausgepfändet, oder auch ein unbewegliches
Eigenthum in Beschlag genommen werden soll) die dabei un¬
mittelbar thätigen Personen die Gcrichts-Diener oder Gerichts«
Vollzieher (lluissiers). Denselben kommt indessen keine Art
von Gerichtsbarkeit hierüber zu, sondern sie müssen bei jedem
über die Vollstreckung erhobenen Zweifel die Partheien an den
Richter verweisen. Durch einen solchen Gerichts - Vollzieher
läßt man auch der Gegen-Parthcidas gegen sie ausgewonncne
Urtheil mittheilen; welches letztere, wie wir schon bemerkt ha¬
ben, der Vollstreckung durchaus vorhergehen muß. Soll nun
in Folge eines Urtheils oder erccutorischcn Acts zu der Be-

*)L.rt. 19 . sie Is loi oiieo. Wird ein notarieller Act als
falsch angegriffen, so wird, im Fall dieses die Hauptklage
ist, die crecntorische Kraft desselben auf den Ansspruch der
Anklagckammer, daß die Anklage Statt finde, suspcndirt.
Ist diese Klage nur ein Jncident-Punkt,so kann das Tri¬
bunal, nach Beschaffenheit des Falls, die crecntorische Kraft
des Acts ebenfalls suspendiren. Diese Bestimmung ging
auch in d. aoll. civ. sit. 1319 über.
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schlagnahmc des Eigenthums eines Schuldners geschritten wer¬

den, so ist dieses entweder beweglich oder unbeweglich. Die

für die Beschlagnahme des beweglichen Eigenthums (ssisie»-

executionz) vorgeschriebenen Förmlichkeiten sind nach der neuen

Gesetzgebung fast dieselben, wie nach der Civil-Ordonnanz vom

I. 1067 (oo3. 3. proeod. lere xsrt. liv. V- tit. 8 Und or3.

cl. 1667. lit. 33). Der eigentlichen Beschlagnahme muß eine

Aufforderung zur Zahlung (oommanclement), und zwar nach

der neueren Gesetzgebung wenigstens um Einen Tag vorher¬

gehen. (e. 3. p. srt. 583). *) Der 33ste Titel der or3on. oiv.

spricht zwar nicht von der Nothwendigkeit einer solchen Auf¬

forderung zur Zahlung. Sie war indessen dem Gerichts - Ge¬

brauch nach, bei allen Tribunalen des alten Frankreichs erfor¬

derlich. In Hinsicht der Zeit, nm welche die Aufforderung der

wirklichen Beschlagnahme vorhergehen mußte, waren die Ge¬

wohnheiten verschieden. In einigen Provinzen war ebenfalls

ein Zwischenraum von einem Tag erforderlich, in andern (in

Lothringen z. B.) konnte die Beschlagnahme in demselben Au¬

genblick mit der Aufforderung zur Zahlung geschehen. Die

Beschlagnahme muß auf jeden Fall dem Schuldner mit den

gehörigen Förmlichkeiten angezeigt und ihm eine Abschrift von

dem über die Beschlagnahme aufgenommenen Protokoll, d. h.

von dem Verzeichniß aller in Beschlag genommenen Mobilien

mitgetheilt werden. **) ^- Theils um ihm zur Befriedigung

seines Gläubigers Zeit zu lassen, theils auch um die Kauflusti¬

gen in Kenntniß zu setzen, darf der Verkauf erst acht Tage

nach der Beschlagnahme (or3on. oiv. tit. 33), oder nach der

davon dem Schuldner geschehenen Anzeige (o. 3. x. srt. 613)

und zwar auf dem nächstgelegenen Marktplatz und nach vorher-

*)„0'o8t un exploit guo 1sit un ballier ou 8erAent en
vortu 3'un juAemont ou 3 un sutro titro portsnt exe-
cution pgroo, ^gr leguel il commsndo su noiu 3u roi
et 3o la justico 3e zrs^or une 8omino, 3o vi3er le»
lieux, enlin 3e sati8l'siro gux oon3smnstion8 ou enAg^e-
meu8 enonoos 3ao8 !o titro." lVlorlin Ropert. srt.
commsndoiuent.

**)6o3. 3. prooo'3. lere psrt. liv. V. tit. 8- art. 601, 602Und or3on. civ. tit. 33. srt. 7, 8.

>
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gehender Bekanntmachung vorgenommenwerden. Gewiß wird
auch jeder, der menschliches Elend kennt, der Bestimmung sei¬
nen Beifall nicht versagen, daß den Unglücklichen, denen ihre
Habe genommen wird, das zum Lebensunterhalt unumgänglich
Nöthige gelassen werden muß. Nach dem eocl. s. proo. srt.
592 müssen den Gepfändeten ihre und ihrer Kinder Betten und
Kleider durchaus , die zu ihrem Gewerbe nöthigen Bücher und
Werkzeuge bis zu einer Summe von dreihundert Franken, und
nach Wahl des Ausgepfändeten; die zu der Ausrüstungeiner
Militairperson nach Verhältniß ihres Ranges nöthigen Stücke;
die zu der persönlichen Beschäftigung eines Handwerkers erfor¬
derlichen Geräthe; einem Ackcrsmann eine Kuh oder drei Scha¬
fe, oder zwei Ziegen nach eigener Wahl, endlich Mehl und an¬
derer kleiner Vorrath, in so weit er auf einen Monat zur Un¬
terhaltung der Familie ausreicht, gelassen werden. Diese Ge¬
genstände dürfen (srt. 593) nur von demjenigen, der sie unmit¬
telbar an den Ausgepfändeten verkauft- oder das Geld zum
Ankauf vorgestreckt, oder demselben Alimente geliefert hat, oder
für rückständigen Miethzins u. s. f. genommen werden. Die
Betten und Kleidungsstücke, womit der Ausgepfändeteund
seine Kinder bedeckt sind, dürfen indessen auf keinen Fall ge¬
nommen werden.

Die oräon. 6. 1667 (Ur. 33. srt. 14, 15, 16) enthält
hierüber fast wörtlich dieselben Bestimmungen. Nur spricht sie
von dem Geräthe der Handwerke und auch von der Equipirung
der Militairpersonen nicht, enthält aber als Begünstigung der
Geistlichen, daß denselben die zu ihren Amtsverrichtungen oder
zu ihrem Gebrauch nöthigen Geräthschaften, von welchem Werth
sie immer seyn mögen, und Bücher bis zu dem Werth von
150 Livres gelassen werden müssen. Nach Art. 16 dürfen so¬
gar alle zur Bearbeitung der Felder, Weingärten und Wiesen
erforderlichenThiere, selbst zur Deckung der königl. Abgaben,
nicht genommen werden. *) Nur derjenige, der sie entweder
unmittelbar an den Gepfändete» verkauft, oder ihm das
Geld zum Ankauf vorgestreckt, darf Beschlag darauf legen.

*)Diese Begünstigung ward dem Ackerbau schon durch das
Edikt Heinrichs des Dritten vom 16. März 1589 zu Theil.



Noch viel umständlicherund weitläufiger sind die bei der
Beschlagnahme eines unbeweglichenEigenthums («gisie immo-
diliäro ou rösllo) erforderlichen Fornialitatcn. Die neuere
Gesetzgebung hat hierin vieles abgeändert und verbessert. Um
nicht zu weitläufig zu werden, verweisen wir wegen der neuen
Bestimmungen auf den coä. 6. proosä. (lere psrt. liv. V.
rit. 12), der in aller Händen ist; und beschränken uns, einige
Besonderheiten des ältern Verfahrens näher auseinander zu
setzen. In den Provinzen deS alten Frankreichs herrschte in
Beziehung auf diesen Gegenstand eine noch größere Verschie¬
denheit und Verwirrung, als auf irgend einen andern, so daß
Prozesse ohne Ende darüber entstanden, und fast Niemand be¬
stimmt wußte, was Rechtens war. Das wichtigste Edict da¬
rüber ist das von Heinrich dem Zweiten vom I. 1551, auch
unter dem Namen Edict über die Ansrüfe (säioc äss oriöss)
bekannt. Allein dieses Edict selbst war theils in einigen Pro¬
vinzen *) nicht angenommen, theils aber hatte es, indem es
alle Gewohnheiten,die ihm nicht geradezu widersprachen, be¬
stehen ließ, die Verwirrung fast noch vermehrt. In ganz alten
Zeiten konnte ein Gläubiger sich selbst dadurch bezahlt machen,
daß er die Güter seines Schuldners verkaufen ließ. Die Ver¬
ordnungen Ludwigs des Heiligen (vwbli^emsnts äs 8t. b-oui»)
enthalten, **) daß ein Gläubiger, wenn er seinen Schuldner
aufgefordert hatte, zur Deckung der Schuld seine Güter zu ver¬
kaufen, 40 Tage nach dieser Aufforderung den Verkauf selbst
vornehmen dürfe. Nach Beaumanoir (in seiner oben angeführ¬
ten Schrift) ward (in Bcauvoisis) dieser Verkauf der Güter

*)So insbesondere in der Grafschaft Artois nicht. Da
diese Provinz von Franz dem Ersten (dem Vater Heinrichs
des Zweiten) durch den Tractat von Madrid an Kaiser
Karl den Fünften abgetreten, und erst unter Ludwig dem
Vierzehnten wieder an Frankreich gebracht worden, so war
das Edict über die Ansrüfe (vom I. 1551) dort nicht
verkündigt worden.

**)1iv. II. obsp. 21. Es wird dort von den dazu erforder¬
lichen Förmlichkeiten nicht bestimmt gesprochen, sondern es
heißt nur im Allgemeinen ,,Ii (die Gläubiger) t'sroient
snlerinor la vsnte sslon I'ussgs äs In vortv Isis."



420

des Schuldners ebenfalls 40 Tage nach der vom Gläubiger
geschehenen Aufforderung, jedoch von dem Gerichtsherrn (««.-i^
neu,- llsut-justiciei) vorgenommen, welcher auch das Geld
unter die Gläubiger vertheilte.

In spätern Zeiten konnte indessen die Beschlagnahme nnd
der Verkauf von unbeweglichen Gütern eines Schuldners nur
vermöge eines Urtheils oder eines andern crccutorischcn Acts
geschehen. Der Beschlagnahme, welche durch einen Huissier
geschah, mußte ebenfalls eine Aufforderung zur Zahlung vor¬
angehen. Das Protokoll über die Beschlagnahme, welches eine
Beschreibung aller einzelnen in Beschlag genommenen Theile
enthielt, mußte dem Schuldner mitgetheilt, und darauf dem
Gericht, dem die Vollstreckung oblag, übergeben werden. Die¬
ses bestellte nun vor Allem einen Commiffair zur einstweiligen
Verwaltung des in Beschlag genommenen Guts, welcher ver¬
pflichtet war, dasselbe an den Meistbietenden zu verpachten.
Nachdem dieses geschehen, und der Eigenthümer davon in
Kenntniß gesetzt war, konnte erst zu den eigentlichen Ausrüfen
geschritten werden, (oll. 6 . oriäes. »rt. 1, 3). Der Gebrauch
derselben ist sehr alt, wie aus dem »t^I« äu gsrlemont (von
Dumoulin) erhellt, wo derselben unter dem Titel äe criäir er
subbsststic>nii>u8 Erwähnung geschieht. *) Man muß sie
nicht, wie wohl geschieht, mit der Beschlagnahmeselbst, oder
mit dem gerichtlichenVerkauf verwechseln, vielmehr konnten
diese Ausrüfe erst nach der Beschlagnahme- und mußten vor
dem gerichtlichen Verkauf (vente P3r «leeret) geschehen. Der
Huissier, der damit beauftragt war, schlug zu dem Ende
einen öffentlichen Zettel an, wodurch angezeigt ward, daß,

*)Auch in dem eä. 6 . eriev» vom I. 155k alt. 3 wird der¬
selben als einer gebräuchlichen Einrichtung erwähnt. Zu
den Zeiten Ludwigs des Heiligen scheinen sie indessen noch
nicht bestanden zu haben. Allein Boutillier erwähnt der¬
selben ausdrücklich Uv. I. tit. 69. Doch hatten sie zu sei¬
ner Zeit noch nicht dieselbe Form, wie späterhin. Der
Huissicr)zeigte in der Kirche nur an, daß dieses oder jenes
Gut zu verkaufen sey, und man bei ihm darauf bieten
könne. Er mußte dieses drei Sonntage nacheinander thun,
und jedesmal das höchste Gebot, was geschehen war, be¬
kannt machen u. s. f. Das Nähere sehe man a. a. O.
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und an welchem Tag die öffentlichen Ausrufe in Beziehung auf
dieses oder jenes Gut Statt finden sollten, und wodurch zu¬
gleich alle, die einen Anspruch auf das in Beschlag genommene
Gut zu dabei: glaubten, aufgefordert wurden, sich zu melden.
Dieser Anschlagzettel fing mit der Formel lle psr Is i-oi an,
und enthielt zugleich den Namen des Richters, der zur Haltung
der Ausrufe ermächtigt hatte. Das Protokoll über diese Be¬
kanntmachungmußte dem Eigenthümer des Guts ebenfalls in-
sinuirt werden. Der Huissier, welcher die Ausrufe hielt, begab
sich Sonntags in das Dorf, wohin das Gut gehörte, und las
am Eingang der Pfarrkirche nach dem Schluß der Hochmeffe
den Inhalt des Anschlagzettels öffentlich ab, worüber er ein
Protokol aufnahm. In demselben sagte er, daß er sich an dem
und dem Tag an den Eingang der Hauptkirche verfügt, und
nach Beendigung des Hochamts, wahrend die Pfarrgenossen in
großer Zahl herauskamen, (wobei er deren soviele als möglich
mit Namen anführte), den Inhalt des Anschlagzettels, den er
wörtlich in das Protokol aufnahm, abgelesen habe. Der
Huissier erklärte zugleich, daß dieses der erste, zweite Ausruf
u. s. f. sey, sowie daß die folgenden ununterbrochen, und zwar
immer an einem Sonntag fortgesetzt werden sollten, und daß,
wenn vor Beendigung und Bestätigung der Ausrüfe Niemand
Einspruch gethan, Keiner mehr gehört, und zum Verkauf ge¬
schritten werden sollte. *) In der Regel waren nämlich meh¬
rere Ausrüfe erforderlich. Das Edict von Heinrich dem Zwei¬
ten hatte über die Zahl derselben Nichts festgesetzt, und die
Gewohnheiten der verschiedenen Provinzen wichen hierin von¬
einander ab. Dasselbe war der Fall mit den Fristen, innerhalb
welcher die Ausrüfe aufeinander folgen mußten. Meistens war
doch die Frist von vierzehn zu vierzehn Tagen gebräuchlich.
Wenn das Hochamt an einem Sonntag nicht Statt fand, so

*)Nach einer königl. Erklärung von: I. 1671 konnten die
Huissicrs alle bei der Beschlagnahme eines unbeweglichen
Eigenthums nöthigen Proceduren, die Anfertigung des
Protokols über die Beschlagnahme,über die Anheftung der
Anschlagzettel und über die Ausrüfe nur unter Zuziehung
von zwei Zeugen vornehmen. (M. s. die Anmerkung von
Jousse zu :i:. 2. srt. 2, der oräon. eiv.)
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nahm der Huissier darüber ein Protokol auf, und hielt den "
Ausruf am folgenden Sonntag. Lagen die sequestrirten Grund- ^
stücke in mehreren Pfarreien zerstreut, so nahm man mehrere ^
Huisstcrs, wovon jeder in einer Pfarrei den Ausruf verrichtete. ^
Gehörten die einzelnen Stücke des in Beschlag genommenen ^
Guts zu mehreren Gerichts - Bezirken , so konnte man bei den
Kanzelleien einen Brief einlösen, wodurch man berechtigt ward, ^
die Ausrufe nur in dem Bezirk, worin der bedeutendste Theil der ^
Grundstücke lag, vornehmen zu lassen. Nach Beendigung der Aus- *
rüfe mußten dieselben noch als richtig geschehen, bescheinigt wer- ^
den (öti'6 oemiLsez). Dieses geschah allezeit vor dem ordentlichen ^
Richter des Orts wo das Gut lag, und zwar selbst dann, wenn ah
das Dekret, das Gut in Beschlag zu nehmen und auszurufen gr«
von einem außerordentlichen Richter (jugo cl'sltrlbution) aus- gci
gegangen war. Diese Bescheinigung konnte auch vor den za
grundhcrrlichcn Richtern geschehen, wenn in dem Bezirk dersel- ml
den sich eine hinreichende Menge von Rechtsgelehrten befand, K
deren Meinung man vernehmen konnte. Nämlich die Beschci- kr
nigung, daß die Ausrüfe richtig geschehen, ward erst, nach ge-- L,
schehcncr Untersuchung und einem förmlichen Bericht darüber W
gegeben. Bei einigen Gerichten waren dafür eigene Beamten W
(verillcstvui's äe>8 oi-iöes) angestellt, an andern verrichteten k
die Anwälte dieses Geschäft. In jedem Fall aber wurden dem
damit beauftragten Beamten alle auf die Ausrüfe Bezug ha¬
benden Acten, die von Zeugen unterschriebene Zahlungs-Auffor-
dcrung (oommsncloment recol-äö), das Protokol über die Be¬
schlagnahme, der Anschlagzettel, die darüber dem Eigenthümer
geschehene Anzeige, das Protokol über die geschehenen Ausrüfe
und die sonstigen nach den besondern Gewohnheiten des Orts
erforderlichen Papiere mitgetheilt. Derselbe stattete nach gehö¬
riger Einsicht der Acten in der Sitzung darüber Bericht ab,
worauf der Richter, nachdem er vorher das Gutachten der
Advocatcn und Anwälte vernommen, die Ausrüfe als in gehö¬
riger Form geschehen, bescheinigte. Die Zahl der Advocaten
und Anwälte, deren Meinung eingeholt werden mußte, war
durch die Verordnungen nicht bestimmt. Ucberhaupt war die¬
ses , wenigstens zuletzt, eine bloss Form. Der Bericht ward
zwar, in Gegenwart der Advocaten und Anwälte erstattet, sie
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achtete» indessen in der Regel nicht darauf, und konnten Nichts
davon hören. Das Edict über die Ausrufe ward schon durch
das Gesetz vorn Uten Brumaire des I. 7 abgeschafft, und die
jetzige Gesetzgebung hat statt derselben die Bekanntmachung
durch Anschlagzettel verordnet (voll. <1. piooscl. «iv. -n-r.
684)^ *) Nachdem nun die Richtigkeit der Ausrufe erkannt
war, ward zur Untersuchung der gegen den Verkauf gemach¬
ten Einwendungen und Ansprüche derjenigen, die entweder
eine Hypothek oder sonst ein dingliches, auf dem Gut haften¬
des Recht, eine Dicnstbarkcit u. s. f. oder auch ein Recht auf
die Kaufschillinge zu haben behaupteten, geschritten. Hierauf
erfolgte nun ein Urtheil, welches, wenn die Beschlagnahme
genehmigt ward, verordnete, daß das Gut nach vierzig Tagen
gerichtlich verkauft, und deshalb die Anschlagzettel an den
gewöhnlichen Orten angeheftet werden sollten. Der Gläubiger,
welcher die Beschlagnahme betrieben hatte, legte nun ein um¬
ständliches Verzeichnis der zu verkaufenden Grundstücke so wie
der Verkaufsbcdingnisse, nebst seinem Gebot, auf dem Secreta-
riat des Gerichts nieder. Vierzig Tage nach Anheftung der
Anschlagzettel ward nun das Gut, doch mit Vorbehalt ei¬
ner Frist von 14 Tagen (»suk ^nin-ssine), öffentlich au
den Meistbietenden verkauft. **) Dieser Fristen von 14 Ta¬
gen wurden wenigstens drei bewilligt, worauf endlich der
gerichtliche Zuschlag (säjuäiestion) erfolgte. Derselbe hatte

*) Während der Revolution bestanden diese vrieos (bis zum 11.
Brum. I. 7.) immer fort. Es gibt ein Dekret des Convents
vom 16. Nivose I. 2 (5. Jan. 1794) und ein unter dem Direk¬
torium erlassenes Gesetz vom 19. Messidor J.5 (7. Juli 1797)
über dieselben. (Oosenns ton,. III. p. 533, tom. IV. g. 190).
Sie sollten nicht mehr an einem Sonntag, bei dem
Schluß der Hochmesse, sondern an einem Dccaden-Tag
(llöesili) an dem Eingang des Rathhanses oder einem
sonst dazu bestimmten Ort Statt finden. Das Nähere
sehe man in dem Text der Gesetze selbst.

**) Innerhalb dieser Frist von 14 Tagen nach dem öffentli¬
chen Verkauf wurden nämlich noch Nachgebote angenom¬
men. Man sehe (orOon. cl. Noulins SI-I. 49. von Carl

' dem Neunten vom Februar 1566), auch Verriers Oict. ä.
Droit si I. säjuclicslion ssu4 ^uinssino.
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die Wirkung, daß alle Hypotheken, die vor demselben nicht an-
gemeldet waren, als erloschen angesehen wurden. Wegen die- .
ses letztem Vortheils ward auch, wenn überhaupt ein un-

bewegliches Gut freiwillig verkauft ward, nach dem Verkauf j
häufig ein sogenannter freiwilliger- (oder, besser gesagt, ver-
stellter) gerichtlicher Verkauf (äeorot volontsire) vorgenom-
men. *) Nämlich der Ankäufer eines Guts, der sich gegen alle
Angriffe der etwaigen Hypothekar-Gläubiger sichern wollte, be-
hielt sich vor, daß er einen solchen freiwilligen gerichtlichen
Verkauf nachsuchen, und daß, ehe das Decret darüber ohne ^
irgend eine gültige Einwendung versiegelt sey, er den Kauf- W
preis nicht zu bezahlen brauche. Um zu diesem (freiwilligen) Ai
gerichtlichen Verkauf zu gelangen, stellte der Ankäufer irgend
einem Dritten einen Schuldschein in erccutorischer Form aus, Lej
wogegen letzterer auf der Stelle einen Gegenschein gab. Der »
angebliche Gläubiger verfolgte nun auf den erstem Schein den W
Verkauf des Gutes mit allen bei einem gezwungenen Verkauf «
üblichen Formalitäten. War nun der gerichtliche Zuschlag gc- im;
schchen, so waren ebenfalls alle Hypotheken erloschen. **) Um «

diesen simulirten Contracten und den daraus entstehenden Weit- D
länfigkeiten ein Ende zu machen, wurden durch das Edict Lud- —
wigs des Fünfzehnten vom Junius 1771 die Bestätigungs- '
Briefe (loltres elo rgtikostion) eingeführt. Nach (srt. 8)
dieses Edicts war jeder, der ein Gut durch freiwilligen Ver¬
kauf erworben hatte, und die darauf haftenden Hypotheken
löschen wollte, verpflichtet, die Verkaufsbedingungen auf dem
Secretariat der Amtmannschaft, worin das verkaufte Gut lag,
niederzulegen. Der Gerichts - Secretair stellte alsdann diese »,
Bedingungen in dem Sitzungssaal des Gerichts öffentlich aus.
Hatte dieses zwei Monate fortgedauert, ohne daß ein Einspruch

*)Aler!in Depert. srt. Decret. H. 1.

**)Sehr umständliche Nachricht von allen bei den criee» und

tumes) einen besondern Abschnitt, der davon handelt. M.



geschah, so konnte der Ankäufer bei der Kanzellci einen könig¬

lichen Bestätigungs - Brief einlösen, wodurch alle Hypotheken

erloschen waren.

In den frühern Zeiten waren die Gesetze gegen saumselige

Schuldner sehr streng. Man konnte sich zu jeder Leistung un¬

ter Strafe persönlicher Verhaftung (coatrainte p°>r cvi-ps)

verbinden. *) Nach der Verordnung von Moulins (von Carl

dem Neunten im I. 1566) Ort. 48) konnte man sogar gegen

jeden, der durch ein Urtheil zur Bezahlung einer Geldsumme

verurtheilt war, und vier Monate, nachdem ihm das Urtheil

insinuirt worden, seinen Gläubiger nicht befriedigt hatte, einen

Vcrhaftsbefehl erwirken. Die Verordnung vom I. 1667 (tit.

34) mäßigte indessen diese große Strenge. Sie beschränkte die

Befuguiß sich unter persönlicher Verhaftung zur Bezahlung **)

einer Summe zu verpflichten, auf die Verpachtnngs - Contracte

von Ländcreien. Das Recht den Schuldner vier Monate nach

einem gegen ihn erlassenen Urtheil oder auch überhaupt verhaf¬

ten zu lassen, ward ebenfalls auf wenige Fälle beschränkt, wo

entweder die königliche Kasse die Gläubigcrin war, oder wo

sonstige Umstände eine größere Schnelligkeit und Strenge nö-

Schon durch die Verordnung Philips des Schönen vom
März 1302, woraus wir (S. 214) einen Auszug mitge¬
theilt haben, war dieses so festgesetzt. Zu Zeiten Boutil-

liers galt aber ein strengeres Verfahren. 8om. Uu>-. liv. II.
tit. 30. ,,8i le llettvul' prüioipsl n'a meul)le8, i>6 lieri-
tsge8, ne clettes gui 1u^ «oient äeu8; Ior8 80 peut on
prenklre su eorp8 psn clotention, et non üutnamont."

**)Es gab indessen einige Gerichte, welche das sogenannte
strenge Siegel (»okl l-igour-Lux) , und dadurch das Recht
hatten, jeden der sich unter diesem Siegel zu irgend Etwas

verpflichtet hatte, durch persönliche Verhaftung zur Erfül¬

lung seiner Verbindlichkeit zu zwingen. Zu Montpellier
gab es bis zuletzt ein solches Gericht. (M. s. die Lnr^olo-
xvll. si-t. 8vel lle lUintpeUiol-, 8vsl rigoureux, «oel äs

dli8mes). Auch gab es einige Städte, welche das Pri¬
vilegium hatten ihre auswärtigen Schuldner, wenn sie sich

in denselben aufhielten, bis zur gänzlichen Tilgung der

Sämld persönlich verhaften zu lassen. Solche Städte, die
ville8 «l'skN'vt hiessen, waren unter andern Reims, Tour,
La Röchelte und die meisten in Flandern.
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lhig machten, wie bei Handels- und Wechselgcschäftcn, oder

wo eine Widersetzlichkeit (rir. 27. s>t. 1,3), oder Nachlässig¬

keit, ein Verbrechen oder gussi - Verbrechen mit unterlief, wenn

z. B. Jemand fremdes Eigenthum verkauft hatte, ein Vormund

seinem Mündel schuldig war u.s. f. (tit. 33-srt.2 — 5).*) Die

neuere Gesetzgebung hat den größten Theil dieser Bestimmun¬

gen ebenfalls aufgenommen. (Man sehe c«3. civ. liv. 11k.
tit. 16, eo3. 3. Pioee3. srt. 126, 127). Das Verfahren bei

der Verhaftung und gegen die Verhafteten ist aber sehr mild.
(o. 3. p. plölli. I>srt. liv. V. rit. 15). Auf keinen Fall kann

die Verhaftung anders als in Kraft eines förmlichen Urtheils

(co3. civ. git. 2067) vorgenommen werden. Eine Ausnahme

findet jedoch in Beziehung auf die Verwalter und Einnehmer

der öffentlichen Gelder Statt. (oo3. civ. srt. 2067, 2070).

Letztere können sogar auf dem Verwaltungswege in Haft ge¬
nommen werden. **)

*)Man sehe den angeführten tit. 34 der ovston. civ. 3. 1667.
Nach sm. 11 mußte der Gläubiger in den Fällen, wo (n.srt>2)

die coiitrsinto gsc cor^s Statt fand, nach Ablauf der vier
Monate, von dem Tag der Insinuation des Urtheils ange¬
rechnet, ein neues Urtheil gegen seinen Schuldner erwirken,
wodurch ihm unter Vcrhaftungsstrafe auferlegt ward, inner¬

halb 14 Tagen zu bezahlen. Ein solches Urtheil hieß jugement3'itersw. Nach Verlauf der 14 Tage konnte die Verhaftung
ausgeführt werden. M. s. n. -nt. 12 , 5, tit. 27- »m. 1 — 4 .

**)Der National-Eonvent hob durch das Dekret vom 9ten

März 1793 die Verhaftung wegen Schulden auf, beauf¬
tragte aber das Comitv für die Gesetzgebung einen Bericht

über die nöthigen Ausnahmen zu machen. Auf diesen Be¬
richt ward durch das Dekret vom 30sten März 1793 die
conii'ginte psr cor-ps für die Verwalter der öffentlichen
Gelder wieder eingeführt. (Desonno tom. III. p. 474, 481).
Allein unter'dem Direktorium ward das erstere Dekret des

National-Eonvcnts (durch das Gesetz vom 24sten Vent.

I. 5) gänzlich aufgehoben, und den frühern Gesetzen ihre

Gültigfeit wiedergegeben. (Desen. tom. IV. g. 180). Un¬
ter derselben Regierung erschien den 15tcn Germin. I. 6

(4tcn April 1798) ein ausführliches Gesetz über die von-
ti-sinw psr coips, dessen Bestimmungen größtenteils in
die Napoleonschen Gesetzbücher übergegangen sind. (Dosen,
tom. IV. x. (209 — 218).



Merkwürdig neben der großen Strenge, welche man ehe¬

mals gegen die gewöhnlichen Schuldner ausübte, ist die große

Begünstigung, die man einigen Privilegirten widerfahren ließ,

indem man ihnen sogenannte Staatsbriefe, Iettrs8 ä'stst, (in

frühern Zeiten Iettr68 äs 8l,r8ssnoe genannt) ertheilte, wo¬

durch innerhalb einer bestimmten Zeit alle Civil-Klagen gegen

sie aufgehalten wurden. Diese Briefe waren in Frankreich ur¬

alt. Schon in der von Philip dem Schönen über die Steuern

(siäo-i) erlassenen Verordnung (srt. 8) wird derselben erwähnt.

Derselben gemäß sollten sie nur von dem König selbst oder sei¬

nen Stellvertretern tpsr no»8 ou pgr nos Iisutengnt8) und

zwar an Personen, die sich im Kriegsdienst des Königs, d. h.

wirklich im Felde befanden, gegeben werden. Hatte Jemand

dieselben erwirkt, der sich nicht ins Feld begäbe, so sollten sie

ihm von keinem Nutzen seyn, eben so wenig, als ob sie von

andern Personen als den genannten (dem König und seinen

Stellvertretern) ausgestellt wären. *) In der Verordnung

Ludwigs des Vierzehnten vom August 1669 handelt rit. 5 ein¬

zig von diesen Iottl -08 6o8tgt, und ihren Wirkungen. Im I.

1702 den 23sten Dezember erließ derselbe König noch eine um¬

ständliche Erklärung über diesen Gegenstand. Nach der erstem

Verordnung sollten die Isttrs, ä's'tst nur an Personen, die

in wichtigen Staatsdiensten angestellt waren, ertheilt (art. 1),

und anders nicht ausgefertigt werden, als wenn auf ausdrück«

*)Der König nennt an der angeführten Stelle diese Briefe
schon „ lettrS8 ä'68tst" und „ Iettre8 c>68 rS8piot8 st
e8tsis." Zu Jmberts Zeiten verband man mit diesem

Wort noch denselben Begriff. Imb. liv. I. sksp. 49. „bit

8ont Ie8<litS8 lettreg cl's8tst, r^us Is ko^ ou 80 n lisute-

nsnt sn ^uslgus armes äonne ä ^uelgu'uu es/a»/ «
/armes, par IsugusIIes il est mancle kairs tenir touts»
Ik8 SNU8S8 äs oslu)^, sn «lsmsnclsnt gu'sn äsl'sn-

äsnt, sn 8ur8esnee susgu'ü nn mois ou guinss joui-8
r>i»'S8 80 N retour." Jmbert spricht noch (liv. I. skap. 35)

von diesen Isttrs8 c>'o8t->r. Der Commentator desselben

bemerkt, daß diese Isttrs8 cl's8tst an solche gegeben wür¬
den, die entweder im Kriegsdienst oder sonst im Dienst des
Königs abwesend wären. In vielen Fällen konnten sie

nicht angewendet werden, die dort aufgezählt sind.



liehen Befehl des Königs der Staats-Secretatr, zu dessen De¬
partement derjenige, der sie erhielt, gehörte, seine Unterschrift
beigesetzt hatte. (srt. 2). Die Entscheidung aller Klagen dagc-
gen, als ob sie durch falsche Vorstellungen erschlichen wären,
behielt der König sich selbst vor. (si-i. 4). Ihre unmittelbare
Wirkung war auf die Zeit von sechs Monaten, von dem Tag,
wo sie gegeben waren, angerechnet, beschrankt, doch konnten sie
wegen wichtiger Ursachen erneuert werden, (sm. 3). Dieses
letztere sollte (nach srt. 3 der königl. Erklärung vom 23sten
Dezember 1702) nicht früher als 14 Tage vor dem Erlöschen
derselben geschehen. Doch man weiß, wie geschickt die Intrigue
dergleichen Begünstigungen auszudehnen und zu vervielfachen
versteht. Zuweilen wurden sogar durch einen allgemeinen Be¬
fehl alle Offiziere der Armee auf eine bestimmte Zeit gegen
die Verfolgungen ihrer Gläubiger geschützt. Dieses geschah
unter andern nach dem Frieden von Ryswick und dem von
Utrecht in den I. 1698 und 1714, wo durch zwei königl.
Erklärungen auf drei Jahre verboten ward, die nnbeweglichen
Güter, welche Offizieren, die im Kriege gedient hatten, oder den
minderjährigen Kindern solcher, die im Krieg gctödtet waren,
gehörten. Schulden halber zu verkaufen.—Anch für die saum¬
seligen Schuldner eines geringern Standes gab es ein ähnli¬
ches Hülfsmittel, die sogenannten Aufschub-Briefe (lotti-es <lo
repit.) *) Mit diesen Briefen, deren Gebrauch in Frankreich
ebenfalls uralt war, sind mannigfaltige Veränderungen vorge¬
gangen. Zu den Zeiten Boutilliers erhielt man dieselben vom
König und zwar auf Ein- drei oder fünf Jahre. Sie wurden
indessen nur vollstreckt, wenn der Richter nach Zusammcnberu-
fung aller Gläubiger und nach Einwilligung des größten Theils
derselben, sie für vollstreckbar erklärt hatte. **) Jmbert (I'i-tt.

*)Ehemals hiessen sie auch wohl „ ^uinguennsles" weil sie
auf 5 Jahre gegeben wurden. Latein, nennt man sie „be-
neliois snni et luinguennü, ^uinguennsles iockuoise, ros-
viiptum inäuoisrum uvius snni sut huinguennü." Ro-
xit selbst kommt von re^irsre her. — kspon lib. X.
tit. 9.

**)Für den größten Theil wurden diejenigen genommen, de¬
ren Forderungen Mehr betrugen, als die der übrigen zu-
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juäio. liv. I. obgx. 63), spricht ebenfalls sehr umständlichvon
diesen lettre» äs r68pit. Sie wnrden zu seiner Zeit noch von
dem König oder vielmehr von der Kanzellei und zwar eben¬
falls noch wie zu den Zeiten von Boutil. auf Ein - drei - oder
fünf Jahre ertheilt. Nur bei den letztem war es nöthig, daß
der größte Theil der Gläubiger, (worunter auch hier diejeni¬
gen, welche den größten Theil der Forderungen hatten, verstan¬
den werden) einwilligte. In diesen Briefen waren allezeit be¬
sondere Gründe, aus welchen sie bewilligt wurden, angegeben.
Allein es kam auf die Wahrheit derselben nicht an, und die
Gläubiger wurden nicht zugelassen die Unwahrheit derselben zu
beweisen. Doch pflegte man den auf Ein Jahr ausgestellten
Briefen die Clausel beizufügen,daß sie gegen diejenigen Gläu¬
biger nicht gebraucht werden dürften, welche nicht warten
könnten, worunter, wie Jmbert hinzufügt, die personse
vnsergbilez, Wittwen und Waisen verstanden wurden, wenn
sie auch reich waren. Die Gewohnheits--Rechte der verschiede¬
nen Provinzen bestimmten überdem eine Menge einzelner Fälle,
in welchen man von diesen Briefen keinen Gebrauch machen
durfte, z. B. nicht um die Vollstreckung eines Urtheils des
Parlaments *) oder eines andern Gerichts, von dem unmittel¬
bar an das Parlament appellirt ward, zu verhindern, auch nicht

sammengenommen. M. s. LouUI. Uv. II. tit. 22. „ l3ettre,
«le respits cts clettes cle ein^ sns, Iroi» sn8, ou a ua

sn, tu z,6ux 6t <1oi5 gosroir, su prinee 68t 6t gppgr-
tient ä ksir6 668t6 grgoo pour troi8 rsi8un. I/ur>6 gi

68t poiir 6LU86 tlb gu6ri-6 6u propr6 P6IN66, xour
6SN86 Ü6 t6MP68t6 ä'orsgu, 6t pour 6SU86 s>6 Israin ou
ll68rob6M6Nt. 6ar P0U6 tout68 868 (668) 63U868 6t rgi-

80 N 8 >6 P6ut >6 prin66 ksir6 ..... INgi8 ü I'6Nt6l-ine-
ment äu INSIlä6M6Nt 8Ul- 66 imz,6t>6 (gut gU6 t0U8 16,

6reclit6Ul'8 cl6 Iimp6ti'gnt 801611 t ripp6l>62, 6t gu6 lg

x>U8 Al-snä6 6t 8SIN6 PS, t>6 8^ 60N86Nt6, 6 68t g 86g-

voir Is xlu8 granck6 xarÜ6 6N nombro «6 P6r8onn68
6t 6N N0mbr6 cl6 <l6tt6S ou SUtr6M6Nt >6 msust6M6nt

8U6 66 imz>6trö „6 86 cloit 6nt6riner 6t6."
*)Bci Papon findet man ein Urtheil des Parlaments von

Grenoble vom I. 1456, welches dieses bestätigt. 6b. X.
tit. 9. nc>. 8.
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bei rückständiger Hausmiethc u. s. f. Die vollständige Aufzäh¬
lung derselben würde uns hier zu weit führen, und verweisen
wir deshalb auf Jmbcrt und den Text der Gewohnheits-Rechte.

Kurz nach den Zeiten Jmbcrt's wurden diese Aufschub-
Briefe nicht von dem König oder dessen Kanzcllci, sondern
von den ordentlichen Richtern nach vorhergehender Zusammcn-
bcrufung der Gläubiger ertheilt. Die nrllon, ll'Orlerms 3-
1660, welche (srt. 61) dieses bestimmt, fügt hinzu, daß wenn
die Güter des Schuldners, ehe er diese Briefe nachsucht, in
Beschlag genommen find, dieser, selbst wenn das Gesuch ange¬
nommen wird, bestehen bleiben soll, wenn der Schuldner keine
Sicherheit leistet. *) Es scheint indessen, daß man bald wie¬
der zu der alten Regel, daß diese Briefe nur von dem König
ertheilt werden könnten, zurückgekehrt ist. (Klei-Iin Köper», sm.
Repit). Dieses ward durch dieselbe Verordnung Ludwigs des
Vierzehnten vom August 1669 , wovon wir schon gesprochen
haben, bestimmt festgesetzt, und bis zur Revolution unabänder¬
lich beobachtet, 3'it. 6 dieser Verordnung enthalt die wichtig¬
sten Bestimmungen über diesen Gegenstand, womit man noch
tit. 9 der orclo». 6 . 1673, und zwei Erklärungen (vom 23sten
Dezeinber 1699 und vom 3ten Juni 1716) verbinden muß.
Die Aufschub-Briefe sollten (srr. 2) nur unter dem großen
Siegel wegen wichtiger Ursachen, und zwar nur wenn ein
Anfang des Beweises durch authentische Acte beilage, ausge¬
fertigt werden. Den Richtern ward die Befugniß solche zu
ertheilen Ort. 1) gänzlich genommen, und ihnen nur erlaubt,
den zur Zahlung Verurtheilten eine Frist von höchstens drei
Monaten zu bewilligen. Die von dein König erhaltenen Briefe

*) Dieses war früherhin zweifelhaft. Der angeführte Artikel
sagt aber „kekonckons ä no8 Ollanooliers cl'expöllioi' su-
vurieg lettres 3e re8pit ö un ou a oin^ gi>8: sin8 so
pourvoiront Io8 3ehteur8 psr roguosto psr ckevant los
suAks or3insire8, losguols inlormeront 80 inmsiromont
,1u conlenu en ioello ot orclonneront, rippello« los crö-
gnciers. kt si svsnt Is presentstion äo Is rogu68to ^
s hio«8 prins pgr exöontion, mgin levöo u'oii 8ers
ksioto kzir'oa irsilisnt csutioa psr lo tlelltoul' cle los
ronllre. "
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wurden dem nächsten königl. Richter *) oder demjenigen, wo¬
bei der Prozeß anhängig war, zugeschickt (srr. 31, welcher
nach Anhörung der Gläubiger, dem Schuldner eine Frist zur Zah¬
lung bewilligte, deren Dauer (Art. 4) seinem Ermessen überlassen
war, aber ni^t über 5 Jahre seyn durfte. Doch erhielt der
Schuldner durch einen solchen Brief auf jeden Fall einen Auf¬
schub von 6 Monaten, innerhalb welcher er bei dem Richter
die Anerkennung des erhaltenen Briefs betreiben konnte. Wäh¬
rend dieser Zeit durfte man sich weder seiner Person, noch seines
Hansgcrathes (mvutzles ineu1»Isn8 8vrvant8 a 80 N U8age)
bemächtigen. Uebrigcns konnten die Gläubiger während der
Ausschubfrist jede Sicherheit nehmen, die Güter des Schuldners
mit Beschlag belegen, sie sogar gerichtlich verpachten, jedoch
nicht verkaufen lassen, (am. 6). Ucberdem durfte man (am. 111
in einer Menge von Fällen keinen Gebrauch von diesen Brie¬
fen machen. **) IrJn den letzten Zeiten war es nach der An¬
gabe von Jonsse, der im I. 1761 die Verordnung vom August
1669 mit Anmerkungen herausgab, überhaupt sehr schwer der¬
gleichen Briefe zu erhalten. Doch glaube ich, wird jeder es
als einen Vorzug der neuern Gesetzgebungansehen, daß sie
diese gehässigen Hülfsmittel, wie die lettros ä'elsr und die
lettres clo lepit, die unendlich öfter dem vornehmen und ge¬
wandten Betrüger als dem schuldlos Unglücklichen dienten,
gänzlich abgeschafft hat. In einzelnen Fallen können zwar
auch jetzt die Gerichte einem Schuldner einen mäßigen Aufschub
zugestehen (oo-l. viv. srr. 1244, «. 4. p. am. 122), doch wird
ihnen 1) empfohlen, nur einen sehr beschränktenGebrauch da,
von zumachen, und es kann 2) der Aufschub nur durch ein
Urtheil und zwar durch dasselbe, das über die Streitfrage ent¬
scheidet, bewilligt werden, (c. 6 . z>. am. 122). Aus der letztem
Bestimmunghat man mit Recht geschlossen, daß gegen die Voll¬
streckung erecutorischer (z. B. notarieller) Acte nie ein Aufschub

*)Nach dem Edict von Cremieu vom I. 1536 art. 12 ge¬
hörte das Erkenntniß über die Echtheit dieser Brieft (la
verilioation) den Amtmännern mit Ausschluß der Vögte.

**)Bei k'erriere am. repit. findet man alles hierhin gehörige
sehr klar und vollständig zusammengestellt.

29
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erhalten werden könne, indem über die Vollstreckbarkeit dersel¬
ben nie eine Streitfrage entstehen kann. *) Auch bei Wechseln
und Schuldscheinen, die auf Ordre ausgestellt sind (biilets a
ordre) findet kein Aufschub Statt. —

Zur gänzlichen Vollstreckung eines Urtheils oAu'rt auch ..och
die Berichtigung der durch den Prozeß verursachten Kosten. Es ist
eine Eigenthümlichkeit des franz. Verfahrens sowohl des alten als
neuen, worin es sich von dem deutschen wesentlich unterscheidet, daß
diese Kosten durchaus dem unterliegenden Theil zu Last fallen,
so daß die obsiegende Parthci die allenfalls vorgeschossenen zu¬
rückfordern kann. Das ehemalige Gesetz (ordon. d. 1667-
tit. 31) ist hierin sogar noch strenger als das neue. Nach
art. 1**) des angeführten Titels soll durchaus aus keinem
Grund, weder der Billigkeit, noch der Verwandtschaft***) der
Partheien, oder weil die Richter selbst getheilter Meinung ge¬
wesen u. s. f. eine Vergleichung oder Tbcilung der Kosten
Statt finden. Dieselbe Regel soll nicht allein bei den ordent¬
lichen Gerichten, sondern auch bei allen Ausnahme-Gerichten,

*) M. s. kOgesu toin. I. 540, Darre lois <1. I. Drooed.
civ. tom. I. p. 336. Letzterer bemerkt noch „Nous sjon-
terons uns autre raison indePendante de l'art. 122;
e'est gu'un goto notarie reeevsnt sa vertu exe'vutive
cle la seulo disposition de la loi, il n'est pas au pou-
voir du juAe cl'en srretor I'oxecution, et de so ruettre
ainsi au dessus du xouvoir leZislatil'."

**)tit. 31- srt. 1. „Deute Partie, seit principals ou iu-
tervenante, c^ui suceoinliora, mems sux renvois, deoli-
natoires, evooations ou re^lement des juges, sera eon-
damnee aux dvpens indöliniment, nou odstant la proxi-
mile, ou autres lualites dos parties, saus i^ue sou»
pretexte d'eguite, partags d'avis, ou pour Huelgue
autre oliose r^ue ee soit, eile ou puisse etre deollsr-
^e'e. Dellendons ä nos eours de parlemont, grand
eonseil, eours des sides et autres nos eours, reguetes
de notre llotel et du palsis et a tous autres juges de
prononeer par liors de eour ssns dopens ....... ^

***)In der Ausübung scheint man indessen wenigstens in den
letzten Zeiten die Kosten zwischen Verwandten meistens aus¬
geglichen zu haben, k'erriere Diet. d. II. srt. „vopens
eompenses."



und (nach srt. 2) sogar bei den von Schiedsrichtern erlassenen
Urtheilen befolgt werden, wenn die Partheicn nicht vorher über
die Mäßigung oder Theilung der Kosten übereingekommen sind.
Die neuere Gesetzgebung geht von denselben Grundsätzen aus
(voll. ti. proesll. c. 130); allein bei Prozessen zwischen
Ehegatten, Verwandten in auf- und absteigender Linie, Brü-
dcrn und Schwestern, oder in demselben Grade verschwägerten
erlaubt sie die Kosten entweder ganz oder zum Theil auszuglei¬
chen. Auch, wenn bei einem Prozeß mehrere Klagcpunkte zur
Frage kommen, und eine Parthci in Beziehung auf einige ge¬
winnt und auf andere verliert, ist es erlaubt, die Kosten ganz
oder zum Theil auszugleichen. Unter der alten Gesetzgebung
hatte schon sehr früh der Gebrauch *) dieses letztere eingeführt,
so wie es der natürlichen Gerechtigkeit gemäß ist, und auch
den Vorschriften des Gesetzes (orll. ck. 1667. tit. 3l) nicht
widerspricht. Die neuere Gesetzgebung aber hat es ausdrücklich
verordnet, (o. <l. p. c. srt. 131).

Nach dem ältern Recht fand bei allen Criminal-, Corrcctiou-
nellen und Polizei-Sachen, wobei die Staatsbehörde als Parthci
auftrat, keine Verurthcilung in die Kosten (weder des einen noch
anderen Theils, die Civil-Parthci ausgenommen) Statt. Nach der
jetzigen Gesetzgebung kann zwar in diesen Fällen die Staatsbehörde
nie-, wohl aber der Angeklagte in die Kosten verurtheilt werden.
Die Domaincu-Vcrwaltcr, wenn sie als solche einen Rechtsstreit
führten, konnten nach der alten Gesetzgebung in die Kosten
verurtheilt werden, **) und dasselbe gilt nach der neuen in

*)8om. Hur. liv. II. tit. 13. x. 769. „Item souvent sll-
vient gus sentsnss vontient conclsmnstion äs ilsspsnz;
st snounekois sont äespons compensssi pour ssuss gus
slisoiiris psrtis obtisnt ss clsmsnlls, sn susurio msnierv,
st lor« sont Iss ckezpsns ä oompsnzsr: st «i ossto
ssuss n'^ estoit, ssscke? c^uo celu^ g»i e,t trouve en
tort, ckoit sstrs ooii<1smns sn ckesxens: ou la sentsnce
ne seroit mie bonns."

**)Doch kamen ihnen einige Begünstigungen zu. Wenn sie
z. B. nach Einsicht der Beweisstücke von dem Prozeß ab¬
standen, so konnten ihnen die frühern Kosten nie zu Last
fallen. Die General - Jnspectorcn der Domainen konnten
nie in die Kosten verurtheilt werden.
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Beziehung auf die Präfecte, wenn sie für die Domainen (o. 6.
1>- o. srt. 69) bei Gericht auftreten. Nach der alten Gesetz¬
gebung mußte in den Urtheilen aller Untergcrichte zugleich die
Bestimmung der Kosten (dem Betrag nach) enthalten seyn; die
Hähern Gerichte, die Amteicn, die IIe^uvte8 <le I'bütel, die
Parlamente vcrurtheilten aber nur im Allgemeinen in die Ko¬
sten , wo dann die Liquidationspater vorgenommen ward.
(oräov. <l. 1667. tit. 31. srt. 32, Vomiere Diet. 3. O. r,rt.
vepens). Nach der jetzigen Gesetzgebung (nach dem kaiserl.
Dekret vom 16tcn Februar 1807) findet in dieser Hinsicht zwi¬
schen den untern und obern Gerichten kein Unterschied Statt. *)
— Ueber die Art die Kosten auszumitteln und festzusetzen,
schreibt die oräon. ä. 1. 67. (rit. 31) ein sehr umständliches
Verfahren vor. Die jetzige Derfahrungs-Art dabei ist durch
das eben angeführte kaiserl. Dekret bestimmt. Indessen ist so¬
wohl das Eine als andere zu umständlich, um es näher zu er¬
klären. Wir verweisen daher auf die Gesetzbücher selbst, und
auf die Commentatorcn.

Das bis hierhin Gesagte wird hinreichen, um über das
französ. Verfahren in Eivil-Sachcn einen allgemeinen Uebcrblick
zu erhalten. Man wird dadurch insbesondere leicht erkennen,
welche große Verbesserungen die neuere Gesetzgebung (nach der
Revolution) in dem altern Verfahren gemacht; wohin vorzüg¬
lich Abkürzung und schleunigere Beendigung der Prozesse ge¬
hört. Man braucht dasjenige, was S. 270 über den ge,
wohnlichen Gang eines Prozesses gesagt worden, nnr zu lesen,
um sich zu überzeugen, daß in den meisten Fällen wohl nicht
leicht ein schnelleres und zweckmäßigeres Verfahren zu erdenken
oder auch zu wünschen ist, als das durch den e. ä. p. angeordnete.
In einzelnen Fallen, wo mehrere Zwischcnsprüche (Jnterlocute)
erfolgen, wo Zeugen vernommen oder Jncidentpunkte berichtigt
werden müssen, ist das Verfahren allerdings langwieriger. Al¬
lein dieses liegt in der Natur der Sache, und kann durch kein
Verfahren beseitigt werden. Uebcrdem wird es dadurch zum
Theil wieder ausgeglichen, oder es wird wenigstens jeder

*) Hesennv ooll. pürier, träne. tom. I V- p. 426-



billigen Beschwerde dadurch abgeholfen, daß dergleichen Sachen
auf der Rolle (S. 270,271) die Nummer behalten, mit welcher sie
ursprünglich eingetragen waren. *) — Auch die Vorwürfe,
die man dem französ. Verfahren wegen der zu großen Menge
von NullitLtcn machte, sind durch die Bestimmungendes eoä.
6. procell. größtentheils gehoben. Jeder weiß, daß ohne die
Beobachtung gewisser Formalitätenkein gerichtliches Verfahren
möglich ist. Insbesondere ist nicht zu verkennen, daß gerade
bei den Völkern, deren Verfassung frei war, (z. B. bei den
Römern) die Zahl der vorgeschriebenen Formalitäten größer
war, und deren Beobachtung strenger gefordert ward, als bei
andern. Allein es geht hier wie bei allen Dingen „los ex¬
tremes se touclient. " Wer die Willkühr der Personen zu
ängstlich vermeiden will, läuft Gefahr durch die Nothwendig¬
keit der Sachen selbst erdrückt zu werden. Obschon also aller¬
dings gewisse Formalitäten nöthig sind, und die Anwendung
des Rabulisten-Grundsatzes„ls lormo empörte le lenck" nicht
ganz zu vermeiden ist, so muß es doch der Zweck des Gesetz¬
gebers seyn, den Ausgang eines Rechtsstreits so sehr von den
innern Gründen der Sache und so wenig von der äußern
Form abhängig zu machen, als nur immer möglich. In dem
ehemaligen Frankreich nahm man meistens an, daß die Unter¬
lassung einer Förmlichkeit nur dann die Nichtigkeit des Verfah¬
rens nach sich ziehe, wenn das Gesetz dieselbe ausdrücklich un¬
ter Strafe der Nichtigkeit vorgeschrieben hatte. Das unter
dem National - Convent den 4ten Germinal I. 2 erlassene Ge¬
setz**) bestimmte dagegen Art. 2, daß wegen der Unterlassung
aller Formalitäten, welche durch die seit 1789 von den Stell¬
vertretern des Volks erlassenen Gesetze vorgeschriebenwären,
in Civil-Sachen Caffation eingelegt werden könnte, wenn auch
die Strafe der Nichtigkeit nicht ausdrücklich ausgesprochen wä¬
re. Allein der e. ä. x. führte (srt. 1030) die alte Gewohnheit
als förmliches Gesetz ein. Auch wird selbst bei Verletzung ei¬
ner unter Nichtigkeits - Strafe vorgeschriebenen Form in der

*)Deeo. impeo. 3. 30- ülsrs 1808. art. 31, 73. Dosen,

iom. IV. p. 438-

**)Desea. tom. 111. p. 138.
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Regel das Verfahren oder der Act nur dann nichtig, wenn die
Nichtigkeit von der Gegen-Parthei gerügt wird. Geschieht
dieses nicht, so sagt man die Nichtigkeit sey durch die Par¬
theien gedeckt. Auch durch srt. 1029 des co«I. ä. pi-ocöll.,
nach welchem keine seiner Bestimmungen blos drohend (oom-
minatoire) ist, ward vielen Uebelständcn *) der alten Gesetz¬
gebung abgeholfen.

8 - 4 .

Wir wollen nun, nachdem wir das Civil-Verfahren, in so
weit es hier geschehen konnte, erklärt, auch über das Criminal-
Verfahren, sowohl das altere als neuere, in der Kürze Einiges
sagen. Unter dem Namen des ältern verstehen wir auch hier
dasjenige, welches, seit Ludwig dem Vierzehnten, bis zur Revo¬
lution fast unverändert bestanden hat. Die Abweichung dessel¬
ben von dem in den frühesten Zeiten wird, um den Zusammen¬
hang nicht zu unterbrechen, in besondern Noten angeführt wer¬
den. Uebrigens werden wir hier einen von dem vorigen Etwas
verschiedenenGang befolgen. In Civil-Sachen nämlich ist
das ältere (besonders das seit 1667 eingeführte) Verfahren dem
neuesten so ähnlich, daß sich beide füglich nebeneinander und
in Einem Zusammenhang erklären liessen. Allein in Criminal-
Sachen findet zwischen dem ältern und neuern Verfahren eine
so große VerschiedenheitStatt, daß wir befürchten müßten,
durch eine nebeneinanderlaufende Erklärung beider, den Leser
mehr zu verwirren als aufzuklären. Wir hoffen, es werde ihm
die Uebersicht **) erleichtern, wenn wir, die Zeitfolge beobach-

*)M. s. Älerlin und kerriere srt. cominiostoire.
**) Eine kurze Uebersicht über das neuere Verfahren in Crimi-

nal-Sachen gibt meine im I. 1816 bei Dümont-Schauberg
in Köln erschienene Schrift: Ueber das öffentliche Verfah¬
ren vor Gericht u. s. f.
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